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1 
Neue Schriften über die Natur und 
4 die Zukunft des Geldes 


Von Dr. L. von Bortkiewiez 
Profeſſor der Staatswiſſenſchaften an der Aniverſität Berlin 


(Erſter Artikel.) 


Zuhaltsverzeichnis: 1. Elſters dreifacher Geldbegriff S. 1. — 2. Sein 
währungspolitiſcher Standpunkt S. 8. — 3. Die Gründe der Abwärts⸗ 
bewegung des Markkurſes nach Singer S. 10. — 4. Seine Auffaffung vom 
Weſen des Geldes und vom Geldwert S. 13. — 5. Das Problem der 
„Lytrogeneſe“ bei Singer S. 17. — 6. Seine Betrachtungen über die 
Epochen der Währungspolitik S. 22. — 7. Schmidts Verſuch einer gemein⸗ 
verſtändlichen Darſtellung der nominaliſtiſchen Geldlehre S. 25. 


agt man von einem Menſchen, daß er viel oder wenig Geld 

habe, ſo denkt man dabei nicht ſowohl an ein Quantum 
Geldſtücke, die ſich in ſeinem Beſitze befinden, als vielmehr an die 
größeren oder kleineren Mengen verſchiedener Güter, die er ſich aus 
ſeinem ihm in Geldform zufließenden Einkommen zu verſchaffen in 
der Lage iſt. Adam Smith verbreitet ſich im zweiten Kapitel 
des zweiten Buches ſeines Hauptwerkes über dieſen Sprachgebrauch, 
dem „irgendwelche unklare Bezugnahme (some obscure reference) 
auf die Güter, die für Geld zu haben find, oder auf die Kaufkraft, 
welche der Beſitz des Geldes einem verleiht“, zugrunde liege, und 
entwickelt im Anſchluß hieran ſeinen Begriff des „wirklichen Wochen⸗ 
oder Jahreseinkommens“, worunter er eben einen beſtimmten, dem 
Einzelnen in der arbeitsteiligen Geſellſchaft zur Verfügung ſtehenden 
Komplex von Genußgütern verſtanden wiſſen will. Geldſtücke bilden, 


Smith zufolge, keinen Beſtandteil dieſes Einkommens, ſondern 


müſſen gleichſam als Wechſelbriefe aufgefaßt werden, vermöge deren 
man in den Beſitz der betreffenden Güter gelangt. In ähnlicher 
Weiſe hat ſpäter Rodbertus das Geld als „Liquidations⸗ 
mittel“ charakteriſiert, das unentbehrlich ſei in einem Zuſtand der 


1 Karl Elſter, Die Seele des Geldes. Grundlagen und Ziele einer all⸗ 
gemeinen Geldtheorie, 1920. XVI u. 370. — Derſelbe, Die deutſche Not im 
Lichte der Währungstheorie. Geſammelte Aufſätze, 1921. IV u. 124 S. — 
Kurt Singer, Das Geld als Zeichen, 1920. VI u. 206 S. — Alfred 
Schmidt⸗Eſſen, Valutafibel. Eine Einführung in die Fragen des Geldweſens, 


1921. VII u. 100 S., ſämtlich Jena, Guſtav Fiſcher. 
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Geſellſchaft, wo jeder zunächſt für andere produziert und alsdann 
aus der gemeinſchaftlich hergeſtellten Produktenmaſſe ſein Teil 
erhält. | Ä | i 

Man wird unwillkürlich an die beiden genannten Autoren er- 
innert, wenn man in Elſters Buch „Die Seele des Geldes“ lieſt, 
das Geld ſei in erſter Linie „Beteiligungsmöglichkeit am Sozial⸗ 
produkt, oder wenn man will: Beteiligungsmöglichkeit am Kon⸗ 
ſumtionsfonds“. Aber Elſter ſelbſt glaubt, daß dieſe Begriffs: 
beſtimmung, die, nebenbei bemerkt, in ſprachlicher Beziehung einiges zu 
wünſchen übrig läßt, erſt auf dem Boden der neueſten Geldliteratur 
habe gewonnen werden können, was wohl auf ſeine unzureichende 
Kenntnis der Klaſſiker ſowie der älteren deutſchen Theoretiker 
zurückzuführen iſt. Bringt er es doch zum Beiſpiel fertig, zu be⸗ 
haupten, daß die klaſſiſche Wert⸗ und Preislehre bemüht geweſen 
wäre, die Preiſe der Güter aus deren ſubjektiver Schätzung durch 
die wirtſchaftenden Menſchen herzuleiten! Diejenigen Autoren, die 
im Buche am häufigſten genannt werden, und denen ſich der Ver⸗ 
faſſer am meiſten für die empfangene Belehrung verbunden fühlt, 
ſind Knapp, deſſen Staatliche Theorie als epochemachend hingeſtellt 
wird, und Bendixen, der dieſe Theorie in wirtfchaftlicher Be⸗ 
ziehung ausgebaut und gegen die überlieferten Irrmeinungen vom 
Weſen des Geldes erfolgreich verteidigt hätte. 

So konſtruiert denn auch Elſter einen innigen Zuſammenhang 
zwiſchen ſeiner ſoeben zitierten Definition des Geldes und der Knapp⸗ 
ſchen Geldtheorie. Letztere könne nämlich nur als „der Ausfluß einer 
völlig neuen Wirtſchaftsauffaſſung voll erfaßt werden“, und gerade 
an dieſer Auffaſſung ſei auch jene Definition orientiert. „Während 
aber“, leſen wir bei Elſter, „das eigentliche Geldweſen — in⸗ 
ſonderheit nach ſeiner hiſtoriſchen Entwicklung und ſeiner juriſtiſch⸗ 
dogmatiſchen Ausgeſtaltung hin — in Knapps großem Werke 
einen vollendet klaren Ausbau erfahren hat, hat Knapp die ihm 
eigene allgemeine Wirtſchaftstheorie wohl mit der intui⸗ 
tiven Sicherheit des Genius empfunden, aber eben doch nur emp⸗ 
pfunden, nicht auch gedanklich bis zum Ende durchgearbeitet und 
darum auch nicht in einer befriedigenden Faſſung niedergelegt.“ 
Dieſe völlig neue Wirtſchaftsauffaſſung, mit der Knapp halb un⸗ 
bewußt operiert haben ſoll, iſt nach Elſter dadurch gekennzeichnet, 
daß ſie unſere moderne Verkehrswirtſchaft, die wir als Geldwirt⸗ 
ſchaft zu bezeichnen pflegen, nicht als „die Fortentwicklung der ihr 
vorangehenden eigenwirtſchaftlichen Wirtſchaftsſtufen“, ſondern in 
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ihrer Gegenſätzlichkeit zu dieſen zu verſtehen ſucht. Das Weſen der 
heutigen Wirtſchaft heiße „Gemeinſchaft“: „Alle ſind tätig für alle 
als Erzeuger: Produktionsgemeinſchaft; alle nehmen die Tätigkeit 
aller in Anſpruch, als Verbraucher: Konſumgemeinſchaft; und zwi⸗ 
ſchen Verbrauch und Erzeugung vermittelt das Geld.“ Die ſo 
charakteriſierte Wirtſchaftsform nennt Elſter „Gemeinwirtſchaft“. 
Sie als „Tauſchwirtſchaft“ zu kennzeichnen, bedeute einen „volks⸗ 


wirtſchaftlichen Irrtum“, der einer „einſeitig geſchichtlichen Be⸗ 


trachtungsweiſe“ entſpringe. Gewiß habe es eine Tauſchwirtſchaft 
gegeben, und aus ihr habe ſich die moderne Verkehrswirtſchaft ent⸗ 
wickelt, aber weil dieſe grundſätzlich nicht auf den Tauſch von Ware 
gegen Ware, ſondern auf den Kauf und Verkauf, d. h. auf das 
Hingeben und Hinnehmen von Ware gegen Geld eingeſtellt iſt, ſei 
ſie eben keine Tauſchwirtſchaft mehr. Beim Tauſch komme es auf 
die ſubjektive Wertſchätzung an, welche beide Parteien jedem der 
beiden gegeneinander auszutauſchenden Güter und außerdem allen 
anderen Gütern zuteil werden laſſen, mit deren Hingabe zwecks 


Erwerbes des begehrten Gutes und mit deren Erwerb an Stelle des 


begehrten Gutes fie zu rechnen Veranlaſſung haben. „Die Pſycho⸗ 
logie des modernen Kaufes aber iſt eine andere“, ſagt Elſter. 
„Wohl umfaßt auch hier der wertende Gedanke das begehrte Gut; 
wohl wird auch hier der Gebrauchswert des begehrten Gutes 


mit demjenigen aller anderen Güter verglichen, die mit den gleichen 


Koſten erworben werden könnten; wohl erwägt auch hier der Wirt⸗ 
ſchafter, ob nicht vielleicht das begehrte Gut auch mit geringeren 
Koſten ſich erwerben ließe. Aber der wertende Gedanke um⸗ 
greift nicht auch — wie beim Tauſch — ein hinzugebendes 
Gut. Dieſe Erwägung, die beim Tauſch in vorderſter Linie ſteht, 
fällt beim modernen Kaufakte fort. In Anſehung des Geldes er⸗ 
wägt der Wirtſchafter nur: 1. ob er für dieſen Geldbetrag ein noch 
höher bewertetes Gut und 2. ob er das begehrte Gut auch für 
einen geringeren Geldbetrag erlangen könne.“ „Schon aus der 
Psychologie der Einzelwirtſchaft,“ heißt es dann weiter bei Elſter, 
„läßt ſich hiernach feſtſtellen, daß der Kauf nicht eine Unterart des 
Tauſches, ſondern ein von dieſem völlig weſensverſchiedener Vor⸗ 
gang iſt, mögen die beiden äußerlich einander — do ut des — 
auch noch ſo ähnlich ſein. Der Kauf iſt kein Tauſch, der Geld⸗ 
verkehr iſt kein Tauſchverkehr, und die Geldwirtſchaft iſt keine 
Tauſchwirtſchaft.“ | 

Wie man ſieht, läuft die Elſterſche „völlig neue e 
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auffaſſung“ — von der mißbräuchlichen Anwendung des Ausdrucks 
„Gemeinwirtſchaft“ abgeſehen, der ſeit Schäffle und Adolph 
Wagner einen ganz anderen Sinn in der Wiſſenſchaft hat, was 
zu reſpektieren geweſen wäre — auf die Hervorhebung der Tatſache 
hinaus, daß in der modernen Verkehrswirtſchaft die Menſchen auf 
die ſtofflichen Eigenſchaften der als Geld dienenden Verkehrsobjekte 
keine Rückſicht nehmen. Elſter iſt der Meinung, daß die herrſchende 
Theorie dieſe Tatſache verkenne, indem ſie im Gelde immer ein 
„Tauſchgut“ („die allbeliebte Ware Gold“) erblicke. In Wirklichkeit 
trifft das nur auf einzelne Theoretiker, die durchaus in der Minder⸗ 
heit find, zu. „Nicht einer unter tauſend Menſchen, die ein Geſchäft 
abſchließen, wird ſich je die Frage ſtellen, ob es für ihn etwa 
lohnender wäre, die empfangenen oder auszugebenden Geldſtücke in 
Schmuckgegenſtände zu verwandeln als dieſelben weiter als Geld 
zu verwenden.“ Wer hat dieſe Worte geſchrieben? Knut Wick⸗ 
ſell, dem nichts ferner liegt, als die überlieferte Lehre vom Geld 
umſtürzen zu wollen. Ahnlich hat ſich Rau — alſo ein führender 
Nationalökonom — vor bald 100 Jahren geäußert, und denſelben 
Gedanken bringt Rodbertus (1842) mit der ihn auszeichnenden 
Prägnanz zum Ausdruck, indem er den Unterſchied zwiſchen einſt 
und jetzt hinſichtlich des Verhaltens der Menſchen zu den Edel⸗ 
metallen wie folgt kennzeichnet: „Wie man urſprünglich Vieh für 
jedes Produkt nahm, weil dies ein Gut war, mit dem man die 
meiſten Bedürfniſſe befriedigen konnte, und das deshalb als haupt⸗ 
ſächlicher Vermögensbeſtandteil geſchätzt ward, ſo nahm man ſpäter 
Gold und Silber dafür, weil ... nun Edelmetall ebenſo haupt⸗ 
ſächlicher Vermögensbeſtandteil ward wie vorher Vieh. Man nahm 
alſo Gold und Silber für jedes Produkt, weil man ſie ſelbſt be⸗ 
durfte und gebrauchte. .. Dadurch aber wirkten ſie nur 
wie Geld, waren aber im Grunde noch nicht Geld im 
Sinne des Begriffs. Heute wirken Gold und Silber 
nicht wie Geld, ſondern find Geld. ... Jeder nimmt 
heute ... das Metallgeld, weil er ſicher iſt, dafür das zu erhalten, 
was er bedarf, und gibt deshalb nur das eigene Produkt dafür 
hin, weil er deſſen gewiß iſt. Somit iſt auch das Metallgeld heute 
nur Geld — nicht, weil es eine Ware iſt, die jeder bedarf und 
jeder als bedurfte Ware nimmt, und die dadurch wie Geld 
wirkt — ſondern weil es eine ſichere Anweiſung iſt, weil es 
Geld auch dem Begriff nach geworden iſt.“ Mit der „völlig neuen 
Wirtſchaftsauffaſſung“, mit der uns angeblich bei Knapp unartikuliert 
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enigegentretenden „Theorie der Gemeinwirtſchaft“, die, wie Elſter 
wiederholt verſichert, erſt geſchrieben werden müſſe, iſt es alſo 
nichts! Elſter irrt insbeſondere, wenn er glaubt, es beſtehe objektiv 
eine nähere Verwandtſchaft zwiſchen ſeiner Definition des Geldes 
als „Beteiligungsmöglichkeit am Sozialprodukt“ und der Knappſchen 
Geldlehre. 
Außer Knapp wird von Elſter ſozuſagen als zweiter „Mittäter“ 
an der in Frage ſtehenden Definition Schumpeter namhaft ge⸗ 
macht. Von dieſem iſt nämlich der in der Definition auftretende 
Ausdruck „Sozialprodukt“ entnommen. Nach Schumpeter beſteht 
das Sozialprodukt ausſchließlich aus Genußgütern. Das iſt für 
die ganze Konſtruktion, um die es ſich in ſeinem viel genannten 
Artikel „Das Sozialprodukt und die Rechenpfennige“ handelt, 
weſentlich. Nicht nur die ausdrückliche Bezugnahme auf dieſen Ar⸗ 
tikel, ſondern auch die ausdrückliche Identifizierung von „Sozial⸗ 
produkt“ mit „Konſumtionsfonds“ laſſen beim Leſer des Elſterſchen 
Werkes zunächſt gar keinen Zweifel darüber aufkommen, daß auch 
hier jene Beſchränkung auf die Genußgüter gelte. Man wird da⸗ 
her nicht wenig überraſcht, nachträglich — aus einer Stelle, die 
durch 75 Seiten von derjenigen getrennt iſt, wo die das Wort 
„Sozialprodukt“ enthaltende Definition des Geldes gegeben wird — 
zu erfahren, daß der Verfaſſer, im Unterſchied von Schumpeter, in 
das Sozialprodukt alle diejenigen Güter einbezieht, „die für Geld 
gelaſſen werden“, und in den Konſumtionsfonds „eben dieſelben 
Güter, inſofern Geld für ſie geboten wird“. „Auch ein Landgut“, 
fügt Elſter erläuternd hinzu, „iſt (kin dem von mir gebrauchten 
Sinne des Wortes begriffen) Teil des Sozialprodukts, wenn es und 
weil es zum Verkaufe ſteht; der Rohſtoff iſt es nicht minder als 
das Halbfabrikat; dieſes wieder ſo gut wie die fertige Ware.“ Aber 
das ſo verſtandene Sozialprodukt iſt nichts Greifbares mehr: es er⸗ 
weiſt ſich als abhängig davon, ob der Beſitzwechſel in Immobilien 
mehr oder weniger lebhaft iſt, ob ein Produktionsprozeß ſich in 
mehrere ſelbſtändige Stufen mit eignen Betrieben ſpaltet oder nicht, 
ob die fertige Ware, ehe fie den letzten Abnehmer erreicht, durch 
eine größere oder kleinere Zahl von Zwiſchenſtationen hindurch 
muß, uſw. Ja, das Elſterſche „Sozialprodukt“ iſt nicht einmal in 
feſte Zeitgrenzen eingeſchloſſen: es iſt nicht etwa als Jahresprodukt 
gemeint. Iſt es denn überhaupt ſtatthaft, von einer „Beteiligung“ 
an einem ſo unbeſtimmten Ganzen zu ſprechen? | 
Mit der Charakteriſierung des Geldes als „Beteiligungs⸗ 
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möglichkeit am Sozialprodukt“ ift nach Elſter das Weſen des Geldes 
noch nicht erſchöpft. Das Geld ſei zugleich „Mittel“ und „Maß“ 
dieſer Beteiligung. Man habe es hier mit drei ſtreng auseinander⸗ 
zuhaltenden Begriffen zu tun. Der zweite Elſterſche Geldbegriff, 
demzufolge das Geld als „Beteiligungsmittel am Sozialprodukt“ 
definiert wird, umfaßt „alle Sorten des modernen körperlichen 
Geldes“, d. h. Münzen und Noten wie auch das ſogenannte 
Barren⸗ und Warengeld, und das Giralgeld, welch letzteres Elſter 
als „Buchgeld“ im Gegenſatz zum „Handgeld“ bezeichnet. Demnach 
ſchließt das Bekenntnis zu Knapp nicht aus, daß Elſter in dem 
jenigen Punkt, den Knapp ſelbſt für entſcheidend hält, ihm nicht 
folgt, ſondern, vom Standpunkt der Knappſchen Geldtheorie aus ge⸗ 
ſehen, ſozuſagen nach zwei entgegengeſetzten Richtungen hin den Um 
fang des Geldbegriffs erweitert. Wie man die Grenzen des jetzt 
in Frage ſtehenden „konkreten“ Geldbegriffs abſtecken ſoll, iſt eine 
Zweckmäßigkeitsfrage, über die man verſchiedener Meinung ſein kann. 
Auch diejenigen, welche, wie etwa Adolph Wagner, in dieſer 
Beziehung das Höchſtmaß von Zurückhaltung zeigen, haben dafür 
ihre Gründe, die jedenfalls einer näheren Prüfung wert ſind. Dies 
verkennt aber Elſter gänzlich, wenn er über „die Buchgelehrſamkeit 
der deutſchen Profeſſoren“ ſpottet, die der Banknote den Geld⸗ 
charakter abſtreiten, und wenn er ihnen das Beiſpiel eines eng⸗ 
liſchen Richters aus der Mitte des 18. Jahrhunderts vorhält, der 
anders entſchieden und damit ſeinen dem deutſchen Gelehrten ab⸗ 
gehenden „Wirklichkeitsſinn“ bekundet hätte. Zu verlangen iſt allerdings, 
daß die Grenze zwiſchen Geld und Gelderſatzmitteln nicht nach Will⸗ 
kür, ſondern nach irgendwelchen eindeutigen Geſichtspunkten gezogen 
werde; und gegen dieſe Forderung verſtößt Elſter ſelbſt dadurch, 
daß er ſeine Kategorie des Buchgeldes nur auf diejenigen Beträge 
erſtreckt, die auf Reichsbankgirokonto und auf Poſtſcheckkonto ſtehen, 
hingegen die Kontokorrentguthaben bei privaten Banken nicht zum 
Buchgelde rechnet. Hierzu verweiſt er auf den Fall, wo zwei Per⸗ 
ſonen, von denen die eine der anderen einen beſtimmten Betrag zu 
zahlen hat, Kunden verſchiedener Banken ſind, die ihrerſeits Giro⸗ 
konten bei der Reichsbank haben, und wo die in Frage ſtehende 
Zahlung durch Buchung erfolgt. „Die Annahme, daß das Konto⸗ 
korrentguthaben ſelbſt Geld wäre, würde“, meint Elſter, „in dieſem 
Falle zu der widerſinnigen Folgerung führen, daß die Zahlung des 
Schuldners an ſeinen Gläubiger — beiſpielsweiſe in Höhe von 
50 Mk. — mittels 50 Mk. Kontokorrentgeldes des Schuldners und 
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von 100 Mk. an Zahlungsmitteln ausgeführt werde.“ In Wirk⸗ 
lichkeit iſt dieſe Folgerung ebenſowenig widerſinnig wie die Tat⸗ 
ſache, daß zwei gegenſeitige Schuldverpflichtungen von gleicher Höhe 
ſowohl durch zwei entſprechende Zahlungen als durch Aufrechnung 
beglichen werden können, d. h. ohne daß irgendwelches Geld dabei 
Verwendung fände. Derſelbe Effekt kann eben vermöge einer 
größeren oder einer kleineren Zahl von Zahlungen (beiſpielsweiſe 1 oder 
2, 2 oder 0) des gleichen Betrags oder, was nach Elſter das⸗ 
ſelbe iſt (er ſagt: „Es gibt keine Zahlung ohne Geld“): von Über⸗ 
tragungen der gleichen Geldſumme erzielt werden. 

Der dritte Elſterſche Geldbegriff („das Geld als Beteiligungs⸗ 
maß am Sozialprodukt“) nimmt auf diejenige Erſcheinung des Geld⸗ 
weſens Bezug, die ſonſt unter der Überſchrift „Das Geld als Wert⸗ 
meſſer“ abgehandelt zu werden pflegt. Das Geld in dieſem Sinne 
wird von Elſter ausdrücklich mit der „Werteinheit“ identifiziert. 
Unter Hinweis auf Bendixen bezeichnet er dieſe als „Generalnenner“ 
aller Werte und Preiſe, ohne, wie es ſcheint, zu wiſſen, daß dieſer 


Vergleich viel älter iſt — er findet ſich ſchon bei Storch —, und 


er hebt immer wieder zum Überfluß hervor, daß der Terminus 


„Wert“ in der Wortverbindung „Werteinheit“ etwas durchaus 


anderes bedeute als den ſubjektiven Gebrauchswert. Daß er zu⸗ 
gleich die Auffaſſung von ſich weiſt, die Werteinheit, alias Geld⸗ 
einheit, ſei — bei einer gewiſſen Ordnung des Geldweſens — durch 
eine beſtimmte Gewichtsmenge Metall („in gemünzter Form“, wie 
Richard Hildebrand mit Recht hinzufügt) dargeſtellt, iſt bei 
einem Geldtheoriker ſeiner Richtung ſelbſtverſtändlich. Im übrigen 
faßt Elſter die Werteinheit, in betontem Gegenſatz zu Knapp, nicht 
rein nominaliſtiſch auf. Er verbindet vielmehr dieſen Begriff mit 
der „Vorſtellung von einer Gütermenge, deren Erwerbsmöglichkeit 
das Zahlungsmittel ſeinem Beſitzer zu gewährleiſten pflegt“ — mit 
einer Vorſtellung alſo, deren Verſchwommenheit (angeſichts der 
Mannigfaltigkeit der käuflichen Dinge) einleuchtet. Elſter begegnet 
ſich aber mit Knapp wieder in der Abneigung gegen das „Geld⸗ 
wertproblem“. Ehemals ein „Kernproblem“ der Geldtheorie, ſei es 
heute dank Knapp und Bendixen aus der Geldlehre geſtrichen: „Es 
gibt keinen Geldwert; das Geld — nicht Gegenſtand des werten⸗ 
den Gedankens — hat keinen Wert.“ Dieſe lapidare Begründung 
nimmt, wie man ſieht, auf die „Pſychologie des modernen Kaufes“ 
Bezug, von der oben die Rede war, und ſie wäre nur dann dis⸗ 
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kutabel, wenn bei den angeblich gegenſtandsloſen Erörterungen über 
den Geldwert man unter Geldwert den ſubjektiven Gebrauchswert 
des Geldes verſtehen würde, was, von ganz vereinzelten Ausnahmen 
abgeſehen, notoriſch nicht zutrifft. Es möge hier Erwähnung finden, 
daß Knapp ſelbſt, dem übrigens nichts ferner liegt als das ſoeben 
gekennzeichnete Mißverſtändnis, in ſeiner Stellung zum Geldwert 
im Laufe der Jahre etwas konzilianter geworden iſt. Aus der 
erſten Auflage der „Staatlichen Theorie“ war dieſer Begriff gänzlich 
verbannt; in der zweiten iſt ihm ein beſonderer Paragraph mit der 
Überſchrift „Über den ſogenannten Geldwert“ gewidmet geweſen, 
und in der ſoeben erſchienenen dritten iſt nicht mehr vom „ſo⸗ 
genannten Geldwert“, ſondern vom Geldwert ſchlechthin die Rede: 
die entſprechende Überſchrift lautet jetzt: „Zur Verſtändigung über 
Geldwert und Preiſe“. | 
Man wird kaum finden können, daß es Elſter gelungen wäre, 
mit ſeinem dreifachen Geldbegriff und den dazugehörigen erläutern⸗ 
den und polemiſchen Gloſſen wirklich derart in die „Seele“ des 
Geldes hineinzuleuchten, daß ſich uns neue Einſichten eröffnet hätten. 
Nun ſagt freilich der Verfaſſer ſelbſt gelegentlich von ſich: „Mein 
Streben iſt es .. nicht, möglichſt viel neuen Gedanken, ſondern 
allen von mir als richtig und fruchtbar erkannten Anſichten — 
mögen ſie längſt, ehe daß ich ſie hier niederſchrieb, ihre wiſſenſchaft⸗ 
lichen Vertreter gefunden haben — die allgemeine Anerkennung zu 
erſtreiten.“ Charakteriſtiſcherweiſe hat aber zu dieſem Paſſus die 
Wiedergabe einer Auffaſſung Anlaß gegeben, die Elſter zwar nicht 
für ſich perſönlich, wohl aber für feinen Inſpirator Bendixen 
als deſſen geiſtiges Eigentum in Anſpruch nimmt, während ſie in 
Wirklichkeit aus der Mitte des 18. Jahrhunderts herrührt und nicht 
etwa ſeitdem in Vergeſſenheit geraten war. Es handelt ſich nämlich 
darum, daß eine Vermehrung der Geldmenge nicht anders als durch 
Steigerung der Nachfrage nach Gütern auf die Preiſe einwirken 
kann, und das hat nicht erſt Bendixen, ſondern bereits Hume 
richtig geſehen und klar ausgeſprochen, worauf in neuerer Zeit 
Spiethoff und Altmann aufmerkſam gemacht haben. 

Über den Verſuch hinaus, der „Seele“ des Geldes habhaft zu 
werden, enthält Elſters Werk größere Partien, die den Hauptfragen 
der Geldpolitik gewidmet ſind, wobei auf die Erfahrungen der letzten 
Jahre beſondere Rückſicht genommen wird. Obſchon Elſter wiederholt 
die „Übertreibungen der Bilderſtürmer“ von ſich abſchüttelt, welche 
„die Bedeutung des Goldes für die Währungspolitik ſo ganz ver⸗ 
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kennen und in einer ſo altbewährten Einrichtung, wie die Goldwährung 
es nun doch einmal iſt, nur einen ‚internationalen Unfinn‘ zu er⸗ 
kennen vermögen“, ſo macht er ſich doch, was ſpeziell die deutſche 
Währung der Zukunft anlangt, die Forderung nach einer definitiven 
Abkehr vom Golde zu eigen. 

„Mit Ausbruch des Krieges“, führt er hierzu aus, „iſt auch die 
Pflicht zur Goldeinlöſung in Wegfall gekommen. Bei dieſer Neuerung 
mag es verbleiben. Daß Zweck und Weſen des Geldes keinen 
goldenen Körper verlangen, bedarf hier nicht mehr der Begründung. 
Iſt aber das Gold uns nötig für die Zwecke der Exodromie — 
dann ſoll man die Reichsbank ungeſtört im Beſitze einer Ware be⸗ 
laſſen, die ſie wohl zweckmäßiger als irgendeine andere Stelle zu 
verwerten weiß. Und die Goldannahmepflicht? Hier iſt es nicht 
mehr nötig, ſie zu bekämpfen. Mein ganzes Buch iſt ja der theo⸗ 
retiſche Widerſpruch gegen die Grundauffaſſung, aus der heraus ſie 
entſtanden iſt. Geld iſt ja nicht Gold; Geld iſt Beteiligungs⸗ 
möglichkeit am Sozialprodukte. Mit dieſer Einſicht fällt das In⸗ 
ſtitut der freien Prägung, fällt aber ſelbſtverſtändlich auch die den 
Zentralbanken einſtmals auferlegte Pflicht, das Gold zu feſtem Satz 
aufzunehmen. Mit heiterer Ironie ſchrieb es ſchon Knapp: „Was 
würde der Staat ſagen, wenn ein Fabrikant von Hanfpapier ſein 
an ſich ganz achtbares Produkt bei der Staatsſchuldenverwaltung 
zentnerweiſe einlieferte mit der Bitte, ihm daraus Kaſſenſcheine her⸗ 
ſtellen zu laſſen, die er, der Papierfabrikant, dann ruhig nach Hauſe 
trägt, während die Scheine dem Staate zur Laſt bleiben. Das wäre 
der höchſte Grad von toller Wirtſchaft!! Oder zwei Seiten weiter: 
Ebenſo könnte man dem Staate zumuten, Petroleum zu einem für 
die Produzenten vorteilhaften Preiſe anzukaufen und es in zahl⸗ 
loſen Fäſſern, ſorglich mit Erde beſchüttet, aufzuſpeichern.“ — Ich 
ſehe keinen Grund, all dem, was Knapp und Bendixen zu 
dieſer Frage uns zu jagen wußten, auch meinerſeits noch etwas zu⸗ 
zufügen.“ Ä 

Der Leſer, der Knapp aus erſter Hand kennt, jagt ſofort, auch 
wenn er ſich nicht gleich darauf zu beſinnen weiß, in welchem Zu⸗ 
ſammenhange Knapp die von Elſter zitierten Ausſprüche getan hat: 
das kann nicht ſtimmen. Denn ſo viel bleibt von dem Studium der 
„Staatlichen Theorie“ jedenfalls haften, daß Knapp die von ihm 
als „Hylolepſie“ bezeichnete Pflicht des Staates, das Währungs⸗ 
metall in unbegrenzter Menge zum Münzpreis anzunehmen, ein⸗ 
gehend beſpricht, die Bedeutung dieſer Einrichtung hervorhebt, ihre 
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praktiſche Handhabung ſchildert, aber doch nicht im mindeſten daran 
denkt, die Einrichtung als ſolche grundſätzlich zu verwerfen. Und 
es ſtimmt in der Tat nicht: die von Elſter wiedergegebenen Stellen 
beziehen ſich nämlich auf Fälle, die ganz anders liegen als der Fall 
der Goldwährung, wie ſie zum Beiſpiel bei uns vor dem Kriege be⸗ 
ſtanden hat. Dieſe Fälle, die Knapp ausdrücklich nennt, haben ſich 
in Oſterreich, in Frankreich und in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika zugetragen: „in Oſterreich, als man den Grundſatz 
der freien Ausprägung des Silbers noch beſtehen ließ, obgleich der 
Staat nicht mehr Silberwährung hatte“; „in Frankreich damals, als 
das Gold frei ausprägbar blieb, obgleich der Staat noch nicht Gold⸗ 
währung hatte“, und ſchließlich in Amerika, wo es, während das Gold⸗ 
geld bereits valutariſch geworden war, „den Intereſſenten des privaten 
Bergbaues auf Silber nach eingetretenem Sturz des Silberpreiſes 
mehr als einmal gelang, den Staat zu zwingen, Silber anzukaufen 
und es nach dem alten Münzfuß in Dollars auszuprägen“. Alſo 
auf ſolcher Art exzeptionelle Verhältniſſe zielt Knapps Kritik ab, 
während ihn Elſter die Goldannahmepflicht bei regelrechter Gold⸗ 
währung verſpotten und verdammen läßt. Da dem Verfaſſer ſicher⸗ 
lich Unrecht geſchähe, wollte man ihn des Verſuches einer bewußten 
Täuſchung ſeiner Leſer zeihen, ſo bleibt für ſeine Anrufung der 
Autorität Knapps im gegebenen Fall nur eine Erklärung übrig: er 
hat Knapps Lehre in einem ſehr weſentlichen Punkt nicht begriffen. 
Im allgemeinen bieten die geldpolitiſchen Partien des Elſterſchen 
Buches dem Fachmann wenig Poſitives. 

Nicht mehr an den Fachmann, ſondern an weitere Kreiſe wendet 
ſich Elſter in der Schrift: „Die deutſche Not im Lichte der 
Währungstheorie“. Es iſt eine Sammlung von zwölf Aufſätzen, 
die in der „Deutſchen Revue“, der „Deutſchen Bergwerks⸗Zeitung“, 
der Zeitſchrift „Wirtſchaft und Verwaltung in Reich, Staat und 
Kommune“ und dem „Bank⸗Archiv“ erſchienen waren. In erſter 
Linie handelt es ſich hier um eine Populariſierung des Haupt⸗ 
inhaltes der „Seele des Geldes“; in zweiter Linie beſchäftigt ſich 
der Verfaſſer mit dem deutſchen Volksvermögen im Kriege und mit 
den Kriegsanleihen, wobei er klar und eindringlich „die Unzuläng⸗ 
lichkeit jeder einſeitig geldwirtſchaftlichen Betrachtung volkswirtſchaft⸗ 
licher Vorgänge“ dem Leſer zu Gemüte führt. 

Singer iſt nicht nur, wie Elſter, Anhänger, ſondern auch 
Schüler von Knapp in dem Sinne, daß er bei ihm gehört und 
unter ſeiner Leitung gearbeitet hat. Nun zählt er ſelbſt zu den 
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Lehrenden, und ſein Buch „Das Geld als Zeichen“ iſt, worauf er 
im Vorwort hinweiſt, aus akademiſchen Vorleſungen hervorgegangen. 
Es gliedert ſich, von einer Einleitung methodologiſchen Inhalts ab⸗ 
geſehen, in drei Teile von ungefähr gleichem Umfang mit den Über⸗ 
ſchriften: Zeitgeſchichte, Theorie, Politik. Unter Zeitgeſchichte ver⸗ 
ſteht Singer die Entwicklung der deutſchen Währungsverhältniſſe 
ſeit 1871 bis zur Gegenwart. Unſere Geldverfaſſung vor dem 
Kriege, ihre Umbildung durch die Geſetzgebung vom 4. Auguſt 1914 
und die nachfolgenden während des Krieges ergriffenen geldpolitiſchen 
Maßnahmen gelangen hier unter Anwendung der Knappſchen Termino⸗ 
logie zur Darſtellung. Über den Rahmen eines bloßen Berichtes geht 
dieſer erſte Teil nur inſofern hinaus, als — am Schluß — die Ur⸗ 
ſachen der Abwärtsbewegung des Markkurſes zur Sprache gebracht 
werden. Hebt der Verfaſſer in der Reihe dieſer Urſachen die Not⸗ 
wendigkeit großer Einfuhr bei geringfügigen Ausfuhrmöglichkeiten, 
die Erſchöpfung der Auslandsguthaben und die Verringerung der 
Reſerven an ausländiſchen Wertpapieren hervor, ſo befindet er ſich 
durchaus im Einklang mit der herrſchenden Meinung. Er ſetzt ſich 
aber zu dieſer, und zwar bewußter Weiſe, in Widerſpruch, wenn er 
die „Aufhebung der Goldwährung“, das heißt die Beſeitigung der 
Einlösbarkeit der Reichsbanknoten, ferner den geſunkenen Staats⸗ 
kredit und ſchließlich den übermäßigen Notenumlauf, ſei es als 
gänzlich bedeutungslos, ſei es als unbedeutend für die Höhe des 
Markkurſes hinſtellt. 

Was zunächſt die Aufhebung der Goldwährung anlangt, ſo 
könne ſie für den Rückgang des Markkurſes, führt Singer aus, 
„nicht verantwortlich ſein, denn dieſe Maßnahme iſt getroffen, weil 
bei andauerndem Hylophantismus (das heißt bei andauernder Mög⸗ 
lichkeit, Goldſtücke zu demonetiſieren) und freier Goldausfuhr die 
deutſchen Goldbeſtände in kurzer Zeit erſchöpft geweſen wären“. 
Als ob die Unmöglichkeit, die effektive Goldwährung bei längerer. 
Kriegsdauer aufrechtzuerhalten, oder anders: die Unvermeidbarkeit 
ihrer Aufhebung den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dieſer 
Maßnahme und dem Sinken des Markkurſes aus der Welt ſchaffen 
könnte! | 

Um ſodann die Irrelevanz des Staatskredits zu beweiſen, führt 
der Verfaſſer die beiden folgenden Tatſachen an: 1. nach den ſieg⸗ 
reichen deutſchen Offenſiven des Frühjahrs und Frühſommers 1918 
hat ſich der Kurs der Mark nicht gehoben; 2. nach Ausſcheiden 
Bulgariens aus dem Kampfverband der Mittelmächte in den letzten 
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Tagen des September desſelben Jahres ift der Kurs der Mark nicht 
geſunken. Alſo, ſchließt Singer, hat „die herrſchende Meinung“ mit 
der Annahme unrecht, „daß ſich jede Beſſerung oder Verſchlechterung 
der politiſchen und finanziellen Lage eines Staates in den Be⸗ 
wegungen der intervalutariſchen Kurſe ausdrücke, ja entſcheidend für 
den Stand dieſer Kurſe ſei“. Bewundernswert iſt die Kühnheit, 
mit der Singer hier gegen „die herrſchende Meinung“ Sturm läuft. 
Fällt es doch niemandem ein, über dem Moment des größeren oder 
geringeren Vertrauens, welches das Ausland dem betreffenden Staat 
entgegenbringt, die mehr oder weniger „günſtige“ Geſtaltung der 
Zahlungsbilanz als kursbeſtimmenden Faktor zu vergeſſen. Welchen 
Anteil jeder dieſer Faktoren am Kurſe jeweils hat, entzieht ſich 
natürlich einer genauen Feſtſtellung, und zwar um ſo mehr, als 
zwiſchen ihnen eine in die Augen ſpringende Wechſelwirkung beſteht: 
Der Staatskredit muß ceteris paribus um ſo tiefer ſinken, je un⸗ 
günſtiger ſich die Zahlungsbilanz geſtaltet, und andrerſeits kann ein 
Staat, je mehr er beim Ausland Kredit genießt, um ſo eher dieſen 
zur Aufbeſſerung der Zahlungsbilanz in Anſpruch nehmen. Aber 
auch direkt, ohne den Umweg über die Zahlungsbilanz, iſt eine 
relativ günſtige Beurteilung der wirtſchaftlichen und politiſchen Zu⸗ 
kunftsmöglichkeiten eines Staates durch das Ausland ſehr wohl im⸗ 
ſtande, den Kurs zu ſtützen, indem ſie die Spekulation zum Auf⸗ 
kaufen der entwerteten Noten anreizt. Das zeigt ſich namentlich 
dann, wenn die Hoffnung auf Wiederherſtellung der alten Metall⸗ 
währung noch nicht ganz geſchwunden iſt (wie im Fall unſerer Mark 
bis zur Revolution bei einem Disagio, das ſich ſtets unter 50% 
gehalten hatte). Wie iſt nun angeſichts dieſer hochgradigen — hier 
nur angedeuteten — Kompliziertheit der für die Höhe des Kurſes 
maßgebenden Verhältniſſe zu erwarten oder zu verlangen, daß der 
Kurs auf jedes Ereignis, das an ſich geeignet wäre, ihn zu heben 
oder zu ſenken, unter allen Umſtänden reagiert? Überdies haben 
die beiden Ereigniſſe, auf die Singer hinweiſt, keineswegs unbedingt 
Rin dem von ihm behaupteten Sinne auf Deutſchlands „Kredit“ zu 
wirken brauchen. Im Frühjahr und Sommer 1918 glaubten nur 
wenige im neutralen Ausland an einen für die Mittelmächte glück⸗ 
lichen Ausgang des Krieges, und man war daher geneigt, die Er⸗ 
folge der deutſchen Waffen im Weſten nur als ein das Ende des 
Krieges hinausſchiebendes, ſomit für Deutſchland im Endreſultat eher 
ungünſtiges Moment aufzufaſſen. Umgekehrt konnte der — übrigens 
nicht überraſchende — Abfall Bulgariens in einem ſpäteren Zeit⸗ 
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punkt, wo ein definitiver Sieg der Mittelmächte gar nicht mehr in 
Frage kam, nur die Ausſichten auf einen baldigen Frieden verſtärken. 
Daß aber während des Weltkrieges nichts ſo ſehr die Baiſſe⸗ 
Spekulation in den Deviſen und Noten der kriegführenden Staaten 
auf den neutralen Märkten irritiert, ja unter Umſtänden ſogar 
alarmiert hat wie die Symptome eines nahenden Friedens, iſt hin⸗ 
reichend bekannt (vgl. Felix Pinner im „Berliner Tageblatt“, 
Nr. 484, vom 21. 9. 1918). Singer müßte ſich ſchon nach anderen, 
beweiskräftigeren Tatſachen umſehen, um mit der überlieferten An⸗ 
ſicht über den Zuſammenhang zwiſchen Kurs und Staatskredit fertig 
zu werden. 

Wenn er endlich — wiederum in ausdrücklichem Gegenſatz zur 
herrſchenden Meinung — den Einfluß einer übermäßigen Notenaus⸗ 
gabe auf den Kurs nur inſoweit anerkennt, als ſie im Inland 
preiserhöhend wirkt und dadurch auch die Preiſe der eingeführten 
Waren in die Höhe treibt, ſo verſchließt er ſich der Evidenz. Es 
ſei hierzu auf die bekannten Ausführungen Adolph Wagners 
und Lexis' verwieſen, die durch die Erfahrungen des Weltkrieges 
nicht widerlegt worden ſind. Auch Siegfried Buff vertritt in 
ſeiner Spezialunterſuchung über die Wechſelkurſe im Kriege (Archiv 
f. Soz.⸗Wiſſ. u. Soz.⸗Pol. 43) den Standpunkt, daß die Menge der 
umlaufenden Noten, obſchon erſt in zweiter oder dritter Reihe, 
deren Bewertung im Auslande wohl beeinfluſſe, weil, je ſtärker der 
Notenumlauf in einem Lande iſt, um ſo mehr die Möglichkeit ge⸗ 
geben ſei, daß im Auslande bei nicht entſprechender Nachfrage das 
Notenangebot zunehme. Dabei hatte Buff die Entwicklung nur bis 
Mitte 1916 verfolgt. Um wieviel fühlbarer hat nachher, insbeſondere 
ſeit dem Zuſammenbruch, die lawinenartig anſchwellende Notenmenge 
direkt, das heißt durch Steigerung des Notenangebotes, und indirekt, 
das heißt durch Herabminderung des Vertrauens zu der deutſchen 
Währung, auf den Kurs der Mark drücken müſſen! 

Im zweiten Teil ſeiner Schrift behandelt Singer im engſten 
Anſchluß an Knapp die Frage vom Weſen des Geldes und in An⸗ 
lehnung an Bendixen „das Problem der Lytrogeneſe“. Mit Knapps 
Grundauffaſſung vom Gelde, derzufolge deſſen Eigenart in der 
Chartalität beſtehe, ſtimmt nach Singer diejenige Platos überein, 
welcher das Geld als „Zeichen“ definiert hat. Der dieſe Definition 

enthaltende Satz aus Platos „Staat“ findet ſich denn auch als 
Motto auf dem Titelblatt der Singerſchen Schrift. Nun enthält 
aber derſelbe Satz einen Hinweis darauf, daß das Geld „um des 
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Tauſches willen“ entſteht. Demgegenüber ſtellt es Singer, ähnlich 
wie wir das bei Elſter geſehen haben, entſchieden in Abrede, daß 
das Geld irgend etwas mit dem Tauſch zu tun hätte. Damit wäre 
ja die übliche Definition des Geldes als „Tauſchmittel“ ſanktioniert, 
und ſo weit darf die Solidarität mit Plato nicht reichen: amicus 
Plato, sed magis inimica doctrina vulgaris metallistica. 

Im übrigen kommt es nicht ſowohl darauf an, ob man das 
Geld ein Zeichen ſein läßt, als vielmehr auf den Umſtand an, ob 
man im Geld bloß ein Zeichen oder zugleich ein „Pfand“ („Zwiſchen⸗ 
pfand des Tauſches“ nach Schäffle) erblickt. Man kann den 
Standpunkt der Chartaliſten dahin kennzeichnen, daß ſie den Pfand⸗ 
charakter des Geldes entweder gänzlich außer acht laſſen oder für be⸗ 
langlos halten und gerade deshalb den Unterſchied zwiſchen dem 
Metallgeld (dem allein dieſer Charakter eignet) und dem Papiergeld 
als unerheblich hinſtellen. Nebenbei bemerkt, ſpricht ſich ſchon 
Ariſtoteles in dem Sinne aus, daß uns das Geld gewiſſer⸗ 
maßen als Bürge dient (Nik. Ethik V, 1133 b 11—12: zo vonioue 
olov Eyyurens iu). Dieſe Bürgſchafts⸗ oder Pfandtheorie 
ſchließt übrigens keineswegs aus, daß man — im Einklang mit 
Montesquieu und Turgot, von den Neueren nicht zu reden — 
den Einfluß durchaus anerkennt, den die Tauſchmittelfunktion der 
Edelmetalle auf deren Wert (das heißt auf das Verhältnis, in 
welchem ſie ſich gegen andere Güter austauſchen) ausübt. 

Die herrſchende Lehre denkt nicht daran, die Exiſtenzmöglich⸗ 
keit eines Währungsgeldes, dem der Pfandcharakter abgeht, zu 
leugnen. Sie behauptet nur, daß ein ſolches Geld das Vertrauen, 
durch welches hier die koſtbare Subſtanz erſetzt wird, unter Um⸗ 
ſtänden einbüßen und ſo in Verruf kommen kann. Sie weiß ſehr 
wohl, daß dies nicht notwendig und am wenigſten ſofort einzutreten 
braucht, und ſie kann es daher nicht als Einwand gegen ſich gelten 
laſſen, daß, worauf Singer zur Bekräftigung ſeines chartaliſtiſch⸗ 
nominaliſtiſchen Standpunktes hinweiſt, bei uns im Auguſt 1914 der 
Übergang zur Papierwährung ſich vollzogen hat, ohne daß die Be⸗ 
völkerung, von einem kleinen Kreis von Metallhändlern und anderen 
Gewerbetreibenden abgeſehen, im Gefolge dieſes Überganges an⸗ 
gefangen hätte, irgendwelche Schätzungen darüber anzuſtellen, ob die 
Reichsbanknoten noch ſo viel wert ſeien, wie die Geltung anzeige. 
Aber wie haben ſich die Dinge ſeitdem entwickelt? „Heute iſt die 
Mark nur noch zehn Pfennige wert“ — ſo drückt der Volksmund 
die veränderte Sachlage aus, und es fehlt nicht an Anzeichen, daß 
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ſich die Geſchäftswelt, auch die Landwirtſchaft, gegen das weitere 
Rechnen mit der Papiermark zu wehren beginnt — genau ſo, wie 
ehemals auf Münzverſchlechterungen mit dem Übergang zum Barrenz, 
Sorten⸗ und Banco⸗Geld reagiert wurde. Ja, der Staat ſelbſt 
ſchreitet zu einer Art partieller Desavouierung der Papiermark, in⸗ 
dem er ſich im Verfolg ſeiner Finanzpläne anſchickt, bei beſtimmten 
Steuerobjekten auf ihren „Goldwert“ zurückzugreifen. Sollte es 
ſich auch hierbei wirklich nur um „eine ſenſualiſtiſche Verzerrung des 
Weltbildes“ handeln, „die hinter jedem Gedanklichen, Abſtrakten, 
Ideellen ein ſinnlich Handgreifliches mit der gleichen verzweifelten 
Hartnäckigkeit ſucht, wie wenn hinter der Queckſilberfläche des Spiegels 
nach dem Spiegelbild getaſtet würde, das man dahinter wähnt, weil 
die Funktion des Spiegels geleugnet wird“? 

Der Geldwert — dieſe böte noire der Chartaliſten — muß 
ſich auch von ſeiten Singers etliche Mißhandlungen gefallen laſſen, 
um im Endreſultat als „hybride Kategorie“ und als „Anachronis⸗ 
mus“ aus der Theorie herausgeſchmiſſen zu werden. Ahnlich wie 
Elſter, geht Singer hierbei von der willkürlichen Annahme aus, als 
ob es allgemein üblich wäre, den Ausdruck „Wert“ in der Wort⸗ 
verbindung „Geldwert“ im Sinne von ſubjektivem Wert zu ver⸗ 
ſtehen, während in Wirklichkeit „Geldwert“ ganz überwiegend mit 
„Kaufkraft“ identifiziert wird. Aber den Geldwert als Kaufkraft 
lehnt Singer ebenfalls ab, und zwar mit der Motivierung, daß 
„Kaufkraft“ die Fähigkeit ſei, „ſich ein beſtimmtes Quantum und 
Quale an Waren durch Kauf anzueignen“ und daher „niemals 
einem Ding, ſondern nur einem wirtſchaftenden Menſchen zu⸗ 
kommen“ könne. Was ſollen derartige philologiſche Sticheleien? 
AJnsbeſondere wendet ſich Singer dagegen, daß man vom 
„Binnenwert“ des Geldes ſpricht, wenn man das Preisniveau im 
Inlande, und vom „Außenwert“, wenn man die intervalutariſchen 
Kurſe meint. „Daß Wechſelwirkungen zwiſchen den Preiſen des 
Binnenlandes (sic) und den Märkten der Auslandszahlungsmittel 
beſtehen,“ bemerkt er hierzu, „wird von niemand geleugnet werden 
können, der ohne dogmatiſche Voreingenommenheit an die Er⸗ 
ſcheinungen herantritt. Nur berechtigen ſolche Wechſelwirkungen 
nicht zu der Auffaſſung, daß dieſe und jene Veränderungen deshalb 
auch Ausdrücke derſelben Sache wären.“ Warum nicht, wenn nur 
über die betreffende „Sache“ Klarheit herrſcht? „Binnenwert“ und 
„Außenwert“ des Geldes ſind Unterarten des gemeinſamen all⸗ 
gemeineren Begriffes „Geldwert“ im Sinne von Tauſchwert des 
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Geldes. Wie der Tauſchwert eines beliebigen Gutes in der Menge 
eines beliebigen anderen Gutes, die dafür in Austauſch gegeben 
wird, ſeinen Ausdruck findet, ſo läßt ſich im beſonderen Fall des 
Geldes ſein Tauſchwert einerſeits durch die für dasſelbe im Inla d 
erhältlichen Mengen verſchiedener Waren, andrerſeits durch e 
Mengen fremder Geldſorten, gegen welche es ſich austauſcht, dar⸗ 
ſtellen, und man hat es eben je nachdem entweder mit dem Binnen⸗ 
wert oder mit dem Außenwert des Geldes zu tun. Allerdings 
bringt beim Binnenwert die Mannigfaltigkeit der in Frage kommenden 
Waren eine erhebliche Unbeſtimmtheit mit ſich; das betrifft aber 
gleicherweiſe den korrelativen Begriff „Preisniveau“, deſſen Brauch⸗ 
barkeit Singer nicht anzweifelt; und der Begriff des Außenwertes 
wird natürlich dadurch nicht unbrauchbar, daß die Wechſelkurſe den 
verſchiedenen fremden Ländern gegenüber nicht immer konform ver⸗ 
laufen. Singers Kritik der Begriffe „Binnenwert“ und „Außen⸗ 
wert“ fällt alſo in ſich zuſammen. Wohl aber läßt ſich ſagen, daß 
man mit dieſer Dichotomie heute nicht mehr auskommt. Theoretiſches 
und praktiſches, insbeſondere handelspolitiſches Intereſſe bieten näm⸗ 


lich die vier folgenden Beziehungen des Geldes, namentlich des ent⸗ 


werteten Papiergeldes: 1. zu den Waren im Inlande; 2. zu den 
fremden Valuten; 3. zu den Waren im Auslande; 4. zum Währungs⸗ 
metall beziehungsweiſe zum Golde. 

Ehemals war man berechtigt, bei Betrachtung der eigentüm⸗ 
lichen Verhältniſſe eines Staates mit notleidender Währung — und 
gerade hierauf waren die beiden Kategorien „Binnenwert“ und 
„Außenwert“ zugeſchnitten — mit der Vorausſetzung zu operieren, 
daß im Auslande nach wie vor die reguläre Goldwährung und die 
alten Preiſe in Kraft ſind, und daß, von den Schutzzöllen abgeſehen, 
zwiſchen In⸗ und Ausland freier Verkehr herrſcht. Dementſprechend 
durfte man annehmen, daß die unter 2, 3 und 4 namhaft ge⸗ 
machten Beziehungen ſich in beinahe vollſtändiger Übereinſtimmung 
miteinander befinden, und ſo deckte der Ausdruck „Außenwert“, ob⸗ 


ſchon er in erſter Linie auf den Wechſelkurs angewandt wurde, 


praeter propter auch die beiden anderen unter jenen drei Be⸗ 
ziehungen, während der Ausdruck „Binnenwert“ der unter 1 an⸗ 
gegebenen Beziehung vorbehalten blieb. Etwaige gleichzeitige Ver⸗ 
änderungen der ausländiſchen Währungs⸗ und Preisverhältniſſe 


ſowie etwaige Verkehrsbeſchränkungen erſchienen als Störungen oder 
Komplikationen, auf welche, wenigſtens bei prinzipiellen Erörterungen, 


keine Rückſicht genommen zu werden brauchte. Dieſes alte Schema 


> 
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paßt auf die durch den Weltkrieg hervorgerufene Sachlage nicht 
mehr, weil es kein Kulturland gibt, das durch den Weltkrieg nicht 
merklich in Mitleidenſchaft gezogen wäre. Daher fallen nicht nur 
die Zeziehungen 1 und 2, ſondern auch 2, 3 und 4 nicht unerheb⸗ 
lich auseinander. So war zum Beiſpiel Ende 1920 im Vergleich 
zum Vorkriegsſtand die Kaufkraft der Mark im Inlande vielleicht 
auf etwa "io, der Markkurs gegen den Dollar (ich exemplifiziere der 


Einfachheit halber auf Amerika, deſſen Währung intakt geblieben iſt) 


auf etwa ½¼8, die Kaufkraft der Mark in Amerika (als Reſultante 
des geſunkenen Markkurſes und des erhöhten amerikaniſchen Preis⸗ 
niveaus) auf etwa "ss und ſchließlich der Goldwert der Mark (in 
Deutſchland) auf etwa ½1s (entjprechend dem Preis von 300 Mk. 
für ein Zwanzigmarkſtück beziehungsweiſe von 42 000 Mk. für das 
Kilogramm Feingold) geſunken. Jedoch auf dieſe Dinge zielt Singer 
mit ſeinen polemiſchen Bemerkungen über den Binnenwert und 
Außenwert des Geldes nicht ab. Er verwirft vielmehr dieſe Begriffe, 
wie auch den Begriff des Geldwertes überhaupt, aus Gründen, die 
nach dem Vorſtehenden nichts weniger als überzeugend ſind. 

Den Neologismus „Lytrogeneſe“ als Erſatz für Bendixens 
„Geldſchöpfung“ — beide Ausdrücke bezeichnen Begriffe identiſchen 
Umfanges — ſucht Singer von einem zweifachen Standpunkte aus 
zu rechtfertigen. Einesteils ſolle durch Subſtituierung von „Geneſe“ 
für „Schöpfung“ die Umkleidung einer „alltäglichen Angelegenheit 
der Geldverwaltung“ mit einem „unangemeſſenen Schein von Tiefe, 
Kraft und Freiheit“ vermieden werden; anderenteils ſolle durch Ge: 
brauch von „Lytron“ an Stelle von „Geld“ der engere Sinn, den 
Knapp mit letzterem Worte verbindet, gewahrt bleiben und zugleich 
doch zum Ausdruck gebracht werden, daß hier neben den Münzen 
und Noten noch andere Zahlungsmittel, insbeſondere Bankguthaben, 
gemeint ſind. Die Wirkungen, die von der Schaffung irgendwelcher 
Zahlungsmittel ausgehen, ſofern dieſe Zahlungsmittel als Ver⸗ 
körperung der Kaufkraft auf den Märkten auftreten, ſeien grund⸗ 
ſätzlich die gleichen. „Ob dieſe Schaffung von Kaufkraft durch den 
Goldbergbau oder durch die Druckerpreſſe oder durch Giralgutſchrift 
ermöglicht wird, iſt in dieſem Betracht eine techniſche Angelegen⸗ 
heit“, heißt es bei Singer. Um ſo ſchärfer müſſe man aber 
zwiſchen den Zahlungsmitteln einerſeits und den Waren anderer⸗ 
ſeits unterſcheiden, und gerade hieran laſſe es die herrſchende Lehre 
fehlen. 

Letzteres glaubt Singer durch die folgenden Ausführungen 5 
Schmollers Jahrbuch XLV 3. 
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legen zu können: „Wird in einem Land Gold produziert, und be⸗ 
ſteht in dieſem Land Goldwährung mit chryſodromiſcher Verwaltung, 
ſo wird das Gold, falls der Münzpreis (die hyloleptiſche Norm) 


hoch genug iſt, um eine Ausbeutung des Vorkommens gewinn⸗ 


bringend zu machen, und falls anderwärts nicht ein höherer Preis 
geboten wird, das Gold in ſtaatliches Geld verwandelt werden. 
Der Metalliſt iſt anzunehmen geneigt, durch die Ausprägung werde 
nichts Weſentliches verändert, lediglich der Metallgehalt ſei dadurch 
vom Staate verbürgt. Der Metalliſt irrt. Solange das Gold eine 
Ware wie jede andere iſt (auch wie jede in ihrem Gehalt vom Staat 
beglaubigte), vermehrt ſie nicht die Menge der am Markt auftreten den 
Anweiſungen, ſondern die Menge der Waren, auf welche die An⸗ 
weiſungen lauten. Sie kann aber nur dann gekauft werden, wenn 


gleichzeitig andere Waren unverkäuflich werden — vorausgeſetzt, 


daß keine überſchüſſige Kaufkraft vorhanden war. In jedem Fall 
bedeutet das Angebot der neuen Ware eine Tendenz zur Preis⸗ 


ſenkung. Wie weit dieſe Tendenz ſich durchſetzen kann, hängt ab 


von der Wirtſchaftslage im allgemeinen und von der Verfaſſung der 
einzelnen Märkte im beſonderen. Ganz anders dort, wo der Staat 
das Gold zu feſtem Satz in Zahlungsmittel verwandelt, und wo mit 
dieſem Zahlungsmittel gekauft werden ſoll: Hier tritt das Gold 
nicht als Ware auf, Abſatz heiſchend und das Angebot vermehrend, 
ſondern es iſt jetzt Träger eines Anſpruches geworden, der die 
Nachfrage nach Waren vermehrt. Als Verſtärkung der Nachfrage 
erzeugt es eine Tendenz zur Preisſteigerung. Die Wirkung iſt alſo 
genau die entgegengeſetzte der im erſten Fall zu erwartenden.“ 

An dieſen Ausführungen, die den „Metallismus“ ins Herz 
treffen ſollen, iſt manches unbeſtimmt. Nicht einmal die Tatſache, 
der die behaupteten Wirkungen zugeſchrieben werden, iſt hinreichend 
genau angegeben: Beſteht ſie einfach darin, daß Gold im Lande ge⸗ 
wonnen wird, oder vielmehr darin, daß von irgendeinem Zeitpunkt 
an der jährliche Ertrag der Goldgewinnung zunimmt? Ebenſo⸗ 
wenig ſind die Bedingungen präziſiert, unter denen die behaupteten 
Wirkungen eintreten ſollen: Iſt das Land iſoliert, oder unterhält es 
Handelsbeziehungen zu anderen Ländern? Bleiben die jährlich zur 
Produktion und zum Verkauf gelangenden Mengen der verſchiedenen 
Güter konſtant, oder nehmen ſie zu? Vor allem aber — und da⸗ 
von kann unmöglich abgeſehen werden — läßt uns Singer im 
unklaren darüber, wie der Güteraustauſch in dem erſten der beiden 
von ihm unterſchiedenen Fälle (im zweiten Fall liegt reguläre Gold⸗ 
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währung vor) vor ſich geht. Da er in bezug auf dieſen erſten 
Fall von einer „Preisſenkung“ ſpricht, ſomit „Preiſe“ unterſtellt, ſo 


muß die Vorſtellung des „direkten Tauſches“, derzufolge ſich ein 


jedes Gut gegen beliebige andere Güter austauſcht, ausgeſchaltet 
werden. Es iſt vielmehr „indirekter Tauſch“, ſomit die Exiſtenz 
eines allgemeinen Tauſchmittels oder, mit Singer zu reden, eines 


„ Zahlungsmittels“ anzunehmen. Dieſes kann nun entweder Gold, 


und zwar ungemünztes Gold, oder nicht Gold g we nicht 
aus Gold ſein. 
Geſetzt, es wäre Gold, ſo wäre es unerfindlich, wieſo das neu⸗ 
produzierte Gold die Menge der „Zahlungsmittel“ oder „Anweiſungen“ 
nicht vermehren ſollte. Kommt das neue Gold auf den Markt, ſo 
heißt es nichts anderes, als daß die Goldproduzenten es in Aus⸗ 


tauſch gegen andere Güter ausbieten. Tun ſie das aber, ſo wird 
dieſes Gold für ſie und auch für die Gegenſeite, ſofern es von ihr 


zum Erwerb anderer Güter weitergegeben wird, Zahlungsmittel oder 
Anweiſung. Singer ſpricht allerdings nicht vom Austauſch des 
neuen Goldes gegen andere Güter, ſondern vom „Kauf“ dieſes 
Goldes; das würde aber bei der hier gemachten Vorausſetzung, daß 
ausſchließlich mit ungemünztem Gold gezahlt beziehungsweiſe gekauft 
wird, ſo viel bedeuten wie Hingabe von ungemünztem Gold gegen 
ungemünztes Gold ... So erweiſt ſich die Behauptung, daß das 
neuproduzierte Gold „die Menge der auf dem Markt auftretenden 
Anweiſungen“ nicht vermehre, als unhaltbar. Damit fällt aber 


auch die ganz und gar auf dieſer Behauptung beruhende Folgerung, 


daß das neue Gold eine Tendenz zur Preisſenkung hervorrufe. 
Es verbleibt die andere Annahme, daß als Zahlungsmittel 


etwas dient, was nicht Gold iſt. Dann würde aber die von Singer 


behauptete Preisſenkung, eben weil die Preiſe hier nicht in Gold. 
ausgedrückt würden, in gar keinem Widerſpruch zu der Preis- 


ſteigerung ſtehen, die ſich in dem zweiten der beiden von Singer 
unterſchiedenen Fälle, das heißt im Fall der Goldwährung, einſtellt. 


Im Gegenteil: da jene Preisſenkung das Gold mitergreifen, ja ſo⸗ 


gar in erſter Linie gerade das Gold betreffen würde, ſo hätte man 


es in beiden Fällen mit einer Verſchiebung der Austauſchverhältniſſe 
zuungunſten des Goldes, oder anders: mit einer Verbilligung des 
Goldes zu tun. 


Kurzum, größere Ungereimtheiten ſind ſchwerlich jemals gegen 


den „Metallismus“ vorgebracht worden. Der Kritik fällt es aber 


nicht ein, dieſe Rekordleiſtung dem Nominalismus als ſolchem in 
2 * 
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die Schuhe zu ſchieben oder gar mit Rückſicht darauf, daß fie von 
einem Knapp ⸗ Schüler herſtammt, auszurufen: Seht, wohin die 
Knappſche Geldtheorie führt! Ganz im Gegenteil: um Miß⸗ 
verſtändniſſen vorzubeugen, ſtellt die Kritik ausdrücklich feſt, daß es 
ſich hier nach ihrer Anſicht um ein rein perſönliches Verſagen handelt. 

Im weiteren Verlauf der Erörterungen über Lytrogeneſe wendet 
Singer ſeine Hauptaufmerkſamkeit den notalen und giralen Zahlungs⸗ 
mitteln zu. Dabei pflichtet er, wie bereits angedeutet worden iſt, 
der „Geldſchöpfungslehre“ Bendixens bei (die hier als bekannt vor⸗ 
ausgeſetzt werden kann), hebt aber zugleich hervor, daß Bendixen 
„ohne Kenntnis der Anſchauungen ſeiner Vorgänger“ geweſen ſei. 
Zu dieſen Vorgängern rechnet Singer namentlich Otto Michaelis, 
der den volkswirtſchaftlichen Sinn der Notenausgabe gegen dis⸗ 
kontierte Handelswechſel richtig erkannt hätte, und — Adam Smith. 
Dieſer hätte gelehrt, daß durch Diskontieren reeller Warenwechſel 
mit Banknoten kein Übermaß von Papiergeld zuſtande komme, und 
damit angedeutet, „daß auf dieſe Weiſe der Umlauf an Zahlungs⸗ 
mitteln genau der Ausdehnung und Einſchränkung der Waren⸗ 
produktion angepaßt werden könne“. Dementſprechend bezeichnet 
Singer „die Schaffung von Kaufkraft nur gegen Diskontierung wirk⸗ 
licher Warenwechſel oder ähnlicher Kreditgeſchäfte“ als „Smithſche 
Norm“. (Der Genitiv „ähnlicher“ iſt nicht ganz verſtändlich; viel⸗ 
leicht ſoll es „ähnliche“ heißen.) 

Gegen den Verſuch, Bendixens „Geldſchöpfungslehre“ gewiſſer⸗ 
maßen mit der Autorität des Begründers der nationalökonomiſchen 
Wiſſenſchaft zu decken, ſpricht ſchon der — von Singer nicht ver⸗ 
ſchwiegene — Umſtand, daß Adam Smith in gleiche Linie mit der 
Wechſeldiskontierung die berühmten „cash accounts“ der ſchottiſchen 
Banken ſtellt (Singer zitiert nicht ganz richtig „cash-credits“), 
während Bendixen der Wechſeldiskontierung eine ausgeſprochen 
bevorzugte Stellung einräumt. Es darf zugleich nicht überſehen 
werden — und dieſer Unterſchied iſt bei weitem wichtiger —, daß 
es ſich bei den einſchlägigen Erörterungen Adam Smiths, was 
Singer nur andeutet, nicht ſowohl um eine „lytrogenetiſche Regel“ 
als vielmehr um Vorſchriften zur Wahrung der Liquidität der 
Banken gehandelt hat. Es ſteht damit im engſten Zuſammenhang, 
daß Adam Smiths Anſichten von den Grenzen und Modalitäten 
des Bankkredits ganz und gar an der Vorausſetzung der Einlös⸗ 
barkeit der Noten in Metall — ſomit an einem metalliſtiſchen Vor⸗ 
urteil nach Bendixen! — orientiert ſind. Hat nicht Adam Smith 
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das Papiergeld mit den Schwingen des Dädalos verglichen, und 
ruft nicht dieſes Gleichnis die Vorſtellungen von Unechtheit, Ge⸗ 
fährlichkeit, jähem Sturz und von einem zwar nicht ganz ſchuld⸗ 
loſen, aber darum nicht weniger bedauernswerten Opfer mutwilligen 
Erfindungsgeiſtes wach? Nein, der Einfall, Bendixen zu Adam Smith 
in Beziehung zu ſetzen, zeugt von allem eher als von dogmen⸗ 
hiſtoriſcher Gründlichkeit. 

Indem Singer Vendixens „Geldſchöpfungslehre“ bis ins 
18. Jahrhundert zurückverfolgt, entfernt er ſich erheblich von Elſter, 
der ſie dem Baume der Staatlichen Theorie des Geldes „als 
Knoſpe“ entſprießen läßt und fie, auf ihren eigentlichen Inhalt hin 
geſehen, für durchaus originell hält. Was aber die Beurteilung 
der Lehre als ſolcher anlangt, ſo findet man bei Singer ein noch 
unkritiſcheres Verhalten zu ihr als bei Elſter. Letzterer wendet 
immerhin gegen Bendixen ein: 1. es genüge nicht, daß kein neues 
Geld entſteht, wenn keine neuen Waren auf den Markt gelangen, 
ſondern es müßte folgerichtig noch dafür Sorge getragen werden, 
daß auch umgekehrt mit der Erzeugung jeder neuen Ware zugleich 
die Schöpfung neuen Geldes gewährleiſtet würde; und 2. es müßte 
verhindert werden, daß ein und dieſelbe Ware auf dem Wege vom 
Produzenten zum letzten Abnehmer mehr als einmal zur Grundlage 
für Ausſtellung und Diskontierung eines Wechſels gemacht würde. 
Auf Punkt 1 kommt auch Singer im dritten, geldpolitiſchen, Teil 
ſeiner Schrift zu ſprechen, wo er näher darauf eingeht, wie die 
„Smithſche Norm“ in die Praxis umzuſetzen ſei; er meint aber, 
daß „dieſes Zuwenig“ an Geld, d. h. an gegen Wechſel ausgegebenen 
Noten ganz oder teilweiſe ausgeglichen würde durch „jenes Zuviel“, 
welches durch die ſich unter der Maske des Warenwechſels ein⸗ 
ſchleichenden und ſich zu den Banken drängenden Finanz⸗ und Bank⸗ 
wechſel verurſacht würde. Der Troſt wird alſo geſucht und gefunden 
in dem Glauben an eine Art präſtabilierter Harmonie! Und über 
Punkt 2, d. h. darüber, „daß vielfach mehrere Wechſel auf die 
gleiche Ware im Umlauf ſind“, gleitet Singer mit der Bemerkung 
hinweg, es ſei eben Sache der Währungs⸗ und Bankpolitik, zu 
unterſuchen, unter welchen Bedingungen die „Smithſche Regel“, 
dieſes oberſte lytrogenetiſche Poſtulat, durchgeführt werden kann. 

Es möge in dieſem Zuſammenhang nur noch auf die Bedeutung 
der längeren oder kürzeren Lauffriſt der zur Diskontierung ge⸗ 
langenden Wechſel hingewieſen werden. (Die Lauffriſt oder Verfall⸗ 
zeit wird von der Diskontierung an gerechnet.) Die Reichsbank 
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hat im letzten Jahrfünft vor dem Kriege (1909-1913) durch⸗ 
ſchnittlich jährlich Platzwechſel angekauft für 4437 Mill. Mk. Dieſer 
Summe ſteht als durchſchnittliche „Wechſelanlage“ der Betrag von 
539 Mill. Mk. gegenüber. Dividiert man die zweite dieſer beiden 
Zahlen durch die erſte, jo erhält man 0,1215, und der Jahres⸗ 
bruchteil 0,1215 44 Tage iſt in dieſem Fall ein hinreichend 
genauer Ausdruck der durchſchnittlichen Lauffriſt der diskontierten 
Wechſel. (Die Statiſtik gibt für jedes Jahr die direkt ermittelte 
durchſchnittliche Lauffriſt an; das einfache arithmetiſche Mittel der 
betreffenden fünf Zahlenwerte ſtellt ſich auf 43 Tage.) Umgekehrt 
erſcheint die durchſchnittliche Wechſelanlage als Produkt des jährlichen 
Geſamtwertes der diskontierten Wechſel und ihrer durchſ chnittlichen 
(als Jahresbruchteil ausgedrückten) Lauffriſt (539 = 4437 x 0,1215). 
Wenn nun die Wechſeldiskontierung ausſchließlich in der Form der 
Notenausgabe erfolgte und wenn zugleich über ein und dieſelbe Ware 
nur ein Wechſel ausgeſtellt würde, fo würde der durchſchnittlichen 
Wechſelanlage der (durch Wechſel gedeckte) durchſchnittliche Noten⸗ 
umlauf und dem jährlichen Geſamtwert der diskontierten Wechſel 
der Geſamtwert der Jahresproduktion entſprechen, aus welcher die 
betreffenden Wechſel hervorgehen. Alſo richtet ſich unter den ge⸗ 
machten Vorausſetzungen bei gegebener Größe der Jahresproduktion 
die Größe des Notenumlaufs genau nach der durchſchnittlichen Lauf⸗ 
friſt der Wechſel: verlängert ſich dieſe auf das doppelte, ſo ver⸗ 
doppelt ſich auch der Notenumlauf; verkürzt ſie ſich auf die Hälfte, 
ſo beträgt auch der Notenumlauf nur halb ſo viel wie zuvor. Es 
geht daher nicht an, dort, wo die Größe des Notenumlaufs bzw. 
der „Geldbedarf“ in Frage ſteht, die Lauffriſt der zur Diskontierung 
gelangenden Wechſel, wie es Bendixen und ſeine Getreuen ein⸗ 
ſchließlich Elſters und Singers tun, als etwas Nebenſächliches an⸗ 
zuſehen, das höchſtens eine gelegentliche Erwähnung verdient. 
Das Schlußkapitel der Singerſchen Schrift iſt betitelt: „Die 
Epochen der Währungspolitik“ und ſtellt nach Abſicht des Verfaſſers 
den Verſuch dar, „in den beſonderen geſchichtlichen Formen des 
Geldes, in dem individuellen Charakter der ſich ablöſenden Geld⸗ 
verfaſſungen, in der Eigenart der großen Epochen der Währungs⸗ 
politik ein Sinnbild der geſchichtlichen Welten zu ſehen, aus denen 
ſie hervorgegangen ſind und aus deren Geiſt allein ſie begriffen 
werden können: als Ausdruck und Träger eines Einmaligen, Un⸗ 
wiederholbaren, nicht als Glied einer unendlichen Kette von Be⸗ 
ziehungen und Abhängigkeiten“. In Anbetracht ſolch einer viel⸗ 
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verſprechenden Ankündigung wird man einigermaßen enttäuſcht, 
wenn man weiter lieſt. 

Für die Antike, Griechenland insbeſondere, ſei das „Streben 
nach Plaſtik, Grenze, Maß“ charakteriſtiſch. Dies treffe auch beim 
Gelde zu und finde ſeinen Ausdruck unter anderem in der Geld⸗ 
lehre von Ariſtoteles. Aber Singer nimmt ſelbſt bezug auf den 
Ariſtoteliſchen Begriff der Chrematiſtik, deren Weſen in der „Ver⸗ 
mehrung des Geldes ins Unendliche“ beſteht. Es verſchlägt 
nichts, daß Ariſtoteles die Chrematiſtik verurteilt; worauf es an⸗ 
kommt, iſt, daß er die beiden Kategorien Geld und Unendlichkeit 


in Beziehung zueinander ſetzt. Auch Karl Marx, der den Satz 


„Die Bewegung des Kapitals iſt maßlos“ in ausdrücklicher An⸗ 
lehnung an Ariſtoteles geprägt hat (man vergleiche auch den 
„ſchrankenloſen Erwerb“ als Kennzeichen des Unternehmers bei 
Sombart), verband damit einen mißbilligenden Sinn. Die — 
neuerdings von Spengler ſtark ausgebeutete — Antitheſe zwiſchen 


der auf das Endliche gerichteten Antike und der keine Grenzen 


kennenden Moderne (vgl. hierzu den vortrefflichen Aufſatz Erich 
Franks im Logos IX, 2) verſagt eben vollends im Falle des 
Geldes. Ein anderer Charakterzug des Hellenentums, der auf das 
Geldweſen abgefärbt haben ſoll, iſt nach Singer das Aufgehen des 
Individuums im Staat: Geld war, was der Staat zum Gelde er⸗ 
klärte; das Individuum verhielt ſich der Ordnung des Geldweſens 
gegenüber paſſiv. Hierzu verweiſt Singer auf Lykurg. Aber 
Sparta iſt nur ein Teil von Hellas. Charles Gide bringt mit 
Recht eine Stelle aus Ariſtophanes, wo von der Verdrängung 
guten Geldes durch ſchlechtes Geld die Rede iſt, mit dem Greſham⸗ 
ſchen Geſetz in Zuſammenhang. In Athen reagierte eben der Ver⸗ 
kehr in beſtimmter Weiſe auf die geldpolitiſchen Maßnahmen des 


Staates. Tout comme chez nous. 


„Die Eigenart des mittelalterlichen Geldweſens iſt haben 


beſtimmt“, behauptet Singer, „daß es in Theorie und Politik 


dieſen Gegenſatz antiker und moderner Denkart in dem dualiſti⸗ 
ſchen Geiſte auszutragen ſucht, der alle ſtaatlichen und geiſtigen 
Bildungen jenes Zeitalters trägt.“ Es bleibt dem Leſer überlaſſen, 
zu entſcheiden, was in dieſem Zuſammenhang unter Dualismus zu 
verſtehen ſei. Wenn bei Singer alsdann davon die Rede iſt, daß 
ſich im Mittelalter zwiſchen den Staat und den Einzelnen ver⸗ 
ſchiedene Gewalten und ſoziale Gebilde einſchieben, und daß ein ſo 
geartetes „polyarchiſches“ Syſtem in der Zerſplitterung des damaligen 
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Münzweſens ſein Symbol finde, ſo möchte man meinen, daß hier 
eher von Pluralismus als von Dualismus zu ſprechen wäre. Die 
Zerſplitterung betrifft die Praxis. Was aber die mittelalterliche 
Theorie des Geldweſens anlangt, ſo ſei auf Peter von Struve 
(Wirtſchaft und Preis, ruſſiſch, St. Petersburg⸗Moskau 1913) ver⸗ 
wieſen, den ein tiefgründiges Studium zu dem Ergebnis geführt 
hat, daß es dem Mittelalter gelungen ſei, aus den Elementen des 
ſpäteren Römiſchen Rechts, der kanoniſchen Ethik und der antiken 
Philoſophie eine ziemlich geſchloſſene Geldlehre zuſammenzuſchweißen, 
der er geradezu eine „moniſtiſche“ Klarheit nachrühmt. Hie Dua⸗ 
lismus, hie Monismus! Singer ſcheint zudem die Schwierigkeit zu 
unterſchätzen, die darin liegt, daß der Gelehrte und das Volk von 
dem Geld oft ganz divergierende Auffaſſungen haben. Der Zuſtand 
des Geldweſens ſoll aus dem Zeitgeiſt erklärt werden. Aber was 
man den Geiſt der Zeiten heißt, erweiſt ſich vielfach als eine Lehr⸗ 
meinung, die nicht ſowohl aus der Mentalität der Zeitgenoſſen als 
vielmehr aus einem alten Text ihre Kraft ſchöpft. So iſt es zum 
Beiſpiel recht fraglich, ob die Anſchauung, daß die ganze umlaufende 
Münze Eigentum des Staates bzw. des, Fürften ſei — eine An⸗ 
ſchauung, die Singer im Anſchluß an Emile Bridrey für ſpe⸗ 
zifiſch mittelalterlich hält —, wirklich jemals im Volke heimiſch 
war. Iſt es nicht merkwürdig, daß noch im Jahre 1720 der Abbe 
Terraſſon, John Laws Verteidiger, den Turgot durch ſeine 
Polemik unſterblich gemacht hat, genau dieſelbe Anſchauung ver⸗ 
treten konnte? | 

Das moderne Geldweſen iſt nach Singer das ſymboliſche Er- 
zeugnis „eines geiſtigen Prozeſſes, als deſſen wichtigſtes Kennzeichen 
die Relativierung der Dinge und Werte, die Funktionaliſierung der 
Vorgänge und Begriffe und die Tendenz zur äußerſten extenſiven 
Erſtreckung, unabhängig von gültiger Form und gegebener Grenze, 
erſcheinen“. Es ſind die alten Simmelſchen Weiſen, die hier nach⸗ 
klingen. Singer lehnt jedoch die, wie er meint, für Simmel 
charakteriſtiſche Vorſtellung ab, als ob es ſich bei dem angedeuteten 
Prozeß um einen Fortſchritt in der Richtung auf die höchſte 
denkbare Stufe des Geldes handeln würde. Das Geldweſen von 
heute ſei vielmehr nur aus den Verhältniſſen einer „übergeiſteten 
Ziviliſation“ heraus zu begreifen, die deutliche Zerſetzungsmerkmale, 
wie „Exiſtenz ohne Subſtanz, Funktion ohne organiſche Bindung, 
Mechaniſierung der Methoden und Inſtitutionen“, aufweiſe. Simmel 
genügt alſo nicht mehr; Spengler und Rathenau müſſen mit 
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heran (ſie bleiben indeſſen ungenannt). Aber auch die Naturwiſſen⸗ 
ſchaft wird zu Hilfe gerufen. Das Geld, meint Singer, nehme in 
der modernen Staats⸗ und Wirtſchaftsverfaſſung eine ähnliche 
Stellung ein wie der Begriff der Energie in der neueren Phyſik. 
Beide — Geld und Energie — „werden zu gleicher Zeit in die 
ungeheure Kriſis hineingeriſſen, in der die geiſtigen wie die geſell⸗ 
ſchaftlichen Grundlagen der zeitgenöſſiſchen Welt ſich ſelbſt aus⸗ 
zuleben ſcheinen“. Was ſoll nun aus unſerem notleidenden Gelde 
werden? — das möchte der Leſer erfahren. Er wird aber 
abgeſpeiſt mit dem orakelhaften Ausſpruch, daß die gegenwärtige 
„Störung“ „ſchwerlich unter den Vorausſetzungen des bisher als 
unbedingt gültig erachteten Weltzuſtandes geheilt werden kann“, 
und daß nur deutſcher Geiſt hier Rettung zu bringen vermag. 
Zuſammenfaſſend kann man ſagen, daß Singers Betrachtungen über 
die „Epochen der Währungspolitik“ jegliche Selbſtkritik vermiſſen 
laſſen. Er berauſcht ſich da an willkürlichen und zum Teil unklaren 
Antitheſen, Gleichniſſen und Prophezeiungen, mit denen für die 
Wiſſenſchaft recht wenig gewonnen iſt. 

Schmidt⸗Eſſen, ein anderer Schüler Knapps, will mit ſeiner 
„Valutafibel“ nur nahrhafte Koſt bieten. Die Schrift bilde „ge⸗ 
wiſſermaßen einen erſten Verſuch zur Populariſierung der nomina⸗ 
liſtiſchen Geldtheorie“ und ſolle nicht zuletzt Unterrichtszwecken 
dienen. Dabei ſind alle Unterrichtsſtufen von der Elementarſchule 
an bis zur Univerſität gemeint. In den höheren Schulen könne 
das Büchlein den Primanern unmittelbar in die Hand gegeben 
werden und würde auch zu deren logiſcher Schulung beitragen; in 
vielen Fällen aber werde für die Schüler eine Auswahl aus der 
Schrift getroffen werden müſſen, während ſie als Ganzes in ſolchen 
Fällen dazu beſtimmt ſein würde, „dem Lehrer feſten Boden unter 
die Füße zu geben“. | 

Eröffnet wird die Darſtellung mit Betrachtungen über die 
„Werteinheit“, die eine „bloße Vorſtellung“ ſei. Schmidt ſagt: 
„Dieſe rein gedankliche Werteinheit nennen wir Geld.“ Nebenbei 
bemerkt, ſagt Knapp nichts Derartiges. Der Leſer, ob Primaner, 
oder Studioſus, oder Volksſchullehrer, oder junger Kaufmann, wenn 
er nur mit Überlegung den Text aufnimmt, muß ob ſolch einer 
Definition ſtutzig werden: ihr zufolge wäre eine Mark Geld, zehn 
Mark hingegen wären kein Geld. Unter den heutigen Verhältniſſen 
würde man es eher hinnehmen, wenn es umgekehrt hieße: eine Mark 
iſt kein Geld, zehn Mark ſind ſchon Geld. Es folgen Ausführungen 
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darüber, daß die jeweils im Gebrauch befindliche Werteinheit durch 
Anknüpfung an eine ältere Werteinheit entſteht, und es wird beiſpiels⸗ 

halber auf das Verhältnis der Mark zum Taler hingewieſen: die 
Mark ſei nichts anderes als der dritte Teil des Talers. Was iſt 
aber der Taler? Geht es ſo immer weiter zurück mit den ſich im 
Laufe der Jahrhunderte ablöſenden Werteinheiten, oder nimmt die 
Sache einmal ein Ende? Es braucht kein vorwitziger Leſer zu ſein, 
der jo fragt und unbefriedigt ... die Lektüre fortſetzt. Da wird 
er darüber belehrt, daß hinter dem Begriff „Geld“ „ein Doppel⸗ 
ſinn ſchlummert“. „Das Wirtſchaften,“ bemerkt Schmidt hierzu, 
„beſteht nicht nur im Denken und Rechnen [Wirklich nicht?], ſondern 
die Denkvorgänge wollen in die Praxis umgeſetzt werden. Dann 
iſt es aber mit dem Gebrauch einer rein begrifflichen, nur im Reich 
der Vorſtellung vorhandenen Werteinheit nicht mehr getan. Sondern 
ſie muß ſich verſinnlichen, zum Beiſpiel einen Körper annehmen. 
Ihn findet ſie in jenen Stücken aus Metall und Scheinen aus 
Papier, die als Zahlungsmittel von Hand zu Hand gehen und Geld 


genannt werden.“ Alſo die Exiſtenz deſſen, was auch der Laie 


Geld nennt, wäre auf das Streben des Menſchen zurückzuführen, 
einem Gedachten ſinnlichen Ausdruck zu verleihen. Das iſt jedenfalls 
die nächſtliegende Deutung des zitierten Paſſus. Wer verträgt 
ſoviel Ideologie? Dazu kommt, daß die Münzen und Scheine doch 
nur inſofern ein Sinnbild der Werteinheit ſein können, als ſie, ein⸗ 
zeln genommen, auf eine Werteinheit lauten. Sonſt tritt eine in 
die Augen ſpringende Inkongruenz zutage. Der ſchon durch das 
Frühere zum Widerſpruch gereizte Leſer wird noch mißtrauiſcher. 
Zu weiteren Bedenken geben namentlich die Erörterungen des 
Verfaſſers über „Geldſchöpfung“ Anlaß. Der Staat ſei es, der das 
Zahlungsmittel Geld herſtellt und in den Verkehr bringt, und Auf⸗ 
gabe des Staates ſei es, „ſo viel Geld auszugeben, als dem wirk⸗ 
lichen Bedürfnis der Volks wirtſchaft entſpricht“. Der 


Staat mache daher von dem Recht zur Geldſchöpfung einen 


„ſchlechten Gebrauch“, wenn er über den „natürlichen Bedarf“ hinaus 
„Zuſatzgeld“ in den Verkehr bringt. Nun wurde aber vorher, als 
davon die Rede war, daß das Geld im Sinne von Zahlungsmittel 
„eine allgemeine Anweiſung auf die verkäuflichen Güter und 
Arbeitsleiſtungen eines Landes“ ſei, ausdrücklich hervorgehoben, daß 
der „Inhalt“ der Anweiſung nicht ein für allemal feſtſtehe, ſondern 
mit der Entwicklung der Preiſe dauernd ſtarker Veränderung unter⸗ 
worfen ſei. Gerade dieſer unbeſtimmte „Inhalt“ läßt es als 
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ſchlechterdings unverſtändlich erſcheinen, wieſo es einen beſtimmten 
Geldbedarf geben ſoll. Es gehört kein beſonderer Scharfſinn dazu, 
um auf den Einwand zu kommen, daß es an und für ſich doch 
ganz gleichgültig ſein muß, ob die umlaufende Geldmenge ſich auf 
einen größeren oder kleineren Nominalbetrag ſtellt. Mit der Teuerung 
als ſolcher kann nur einem unkritiſchen Leſer bange gemacht werden 
(vgl. Knapps Ausführungen über die „amphitropiſche Stellung 
jeder Perſon im wirtſchaftlichen Verkehr“). Worauf es ankommt, 
ſind doch die Ungleichmäßigkeiten, die ſich bei einer durch Mehr⸗ 
ausgabe von Papiergeld hervorgerufenen Preis⸗ und Einkommens⸗ 
bewegung zeigen, ſowie die Tatſache, daß die alten Schuld⸗ 
verpflichtungen im gleichen Nominalbetrag fortbeſtehen, und es iſt 
mit das Auffallendſte an der Schmidtſchen Darſtellung, in deren 
Rahmen das Inflationsproblem einen breiten Platz einnimmt, daß 
da dieſe entſcheidenden Punkte kaum geſtreift werden. Vollends 
verwirrend muß es auf den Leſer wirken, wenn im Anſchluß an die 
Schilderung des gegenwärtigen Zuſtandes des deutſchen Geldweſens 
mit feinem „Übermaß an Geldzeichen“ folgende Behauptung auf⸗ 
geſtellt wird: „Dieſes Übermaß hat mit dem Herſtellungsſtoff des 
Geldes nichts zu tun. Nur iſt die Verſuchung für den Staat, 
Geldzeichen im Übermaß zu erzeugen, bei papiernem Herſtellungsſtoff 
des Geldes größer als bei wertvollerem Material.“ Wieſo, fragt 
man ſich, kann zum Beiſpiel im Fall der Goldwährung in bezug auf 
den Staat von einer „Verſuchung“, Goldmünzen zu prägen und in 
den Verkehr zu bringen, die Rede ſein? „Profitiert“ denn der 
Staat irgendwie dabei? 

Obige Proben des didaktiſchen Könnens Schmidts dürften ge⸗ 
nügen. Ganz im Gegenſatz zu ſeiner eigenen Anſicht, iſt ſein Leit⸗ 
faden fürwahr nicht geeignet, die logiſche Schulung unſerer Primaner 
zu fördern. Aber Schmidt ſelbſt empfiehlt ſeine „Valutafibel“ zur 
Benützung auch bei ſeminariſtiſchen Ubungen an Univerſitäten. Es 
wäre ſchmerzlich, wenn er auch nur bei einem akademiſchen Lehrer 
der Nationalökonomie in Deutſchland Gehör fände. 


(Ein zweiter Artikel folgt.) 
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. 
de er Streit um die Staatliche Theorie 
des Geldes 

| Von Dr. Melchior Palyi- München 


(Fortſetzung.) 


Se eee IV. Die Geldwertfrage S. 29. — V. Juriſtiſche oder 
N adminiftrative Geldtheorie? S. 40. — VI. Zuſammenfaſſung S. 65. 


4 


N \ IV 

N 1 | nd doch hat es ſeine guten Gründe, weshalb Knapp an der Lehre 
3% vom rein ftaatlihen Weſen der „valutariſchen Stellung“ feſt⸗ 
hält t, ungeachtet aller Schwierigkeiten, die ſich daraus ergeben. Beim 
Geldwertproblem kommt es zum Vorſchein, wie ſehr die einzigartige 
e. die Knapp in der Geſchichte der Geldlehre einnimmt, an 
der Definition des Währungsgeldes hängt. Bisher war man der 
er 9 einung, daß ſich von der Geldſeite her die nachhaltigſten Wirkungen 
8 auf Preisbildung und Einkommensverteilung geltend machen können; 
an Beiſpielen zum Beweis fehlt es nie und fehlt es heute weniger 
denn je. Im Gegenſatz dazu leugnet Knapp geradezu die Exiſtenz 
eines ſolchen Problems. „Handelspolitiſch und finanzpolitiſch“ mag 
die Wahl des Währungsgeldes von folgenſchwerer Bedeutung ſein: 
für den „inneren Verkehr“ iſt es nach ihm ganz gleichgültig, welcher 
Gegenſtand als Geldſtoff fungiert (S. 108). Der Metallhandel 
1 freilich (S. 14) und überhaupt der Metallbeſitzer kann durch De⸗ 
n nonetiſierung eines Geldmetalls oder umgekehrt durch Erhebung 
desſelben zu frei ausprägbarem Zahlungsmittel (mit feſtem Preis!) 
in jeinen Lebensintereſſen berührt werden: „Für den inneren Ver⸗ 
ke kehr, nach Ausſchaltung des Metallhandels, iſt die Wahl der Wäh⸗ 
rut * faſt gleichgültig, da ſie nur ſekundäre Wirkungen erzeugt, 
die i in dem allgemeinen Gewühl der ununterbrochenen Preisänderungen 
ganz verſchwinden“ 1. Die Güterpreiſe werden von den mannig⸗ 
faltigſten Faktoren beeinflußt, und dem „Okonomiſten“ bleibe es un⸗ 
be nommen, die Faktoren im einzelnen zu ſtudieren. Es hieße aber 

— SER 

> ı Staatliche Theorie, S. 197; vgl. auch ebenda S. 173 und in Knapps 
Au es in dieſem „Jahrbuch“ 1907, S. 1537. 
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(nach Knapp, S. 434 ff.) dieſem mühſamen Studium auszuweichen, 
wenn man ſich einfach auf Anderungen des „Geldwertes“ berufe, 
um Anderungen des „Preisniveaus“ zu erklären. Das wäre, „ge⸗ 
linde ausgedrückt, keine Aufklärung, ſondern Fahrläſſigkeit“. Denn 
mit dem Begriff „Geldwert“ ſei nicht viel anzufangen. Unter „Wert“ 
ſei doch ſtets ein lytriſcher, d. h. auf Geldeinheiten lautender Wert 
zu verſtehen; auf welche Einheiten ſoll nun der „Wert“ des valu⸗ 
tariſchen Geldes lauten (wenn eben ein anderer Wert gemeint iſt 
als der durch den Zinsfuß oder den intervalutariſchen Kurs aus⸗ 


gedrückte). Jeder „Wert“ ſetzt die Geldeinheit, in der bewertet wird, 


voraus; beim „Geldwert“ wird alſo das zu Meſſende als Maßſtab 
vorausgeſetzt. Vollends ſei es ein „unerhörter Zirkelſchluß“, aus 
Anderungen von Preisdurchſchnitten oder von Indexnummern auf 


Steigen oder Sinken des Geldwertes zu ſchließen. Dieſe angebliche 


„Wertänderung des Geldes wird ja nur aus der Statiſtik der Preiſe 
abgeleitet: wie ſoll denn die Preisänderung der Güter — aus der 
Preisänderung der Güter erklärt werden?!“ 

Und überhaupt: wer hat es ſchon erlebt, daß beim Kauf — 
Verkauf Geld und Ware je für ſich bewertet und dann die beider⸗ 
ſeitigen Werturteile miteinander verglichen worden wären? Das ſei 
gerade der Weſensunterſchied zwiſchen Geld und Ware (S. 13/14, 
145/146): die Ware wird in Geld bewertet, das Geld dagegen iſt 
nur rechneriſcher Maßſtab für dieſe Bewertung. Der metalliſtiſche 
Irrtum, daß, wie jede Ware, ſo auch das Geld Gegenſtand eines 
Bewertungsaktes ſein müßte, rührt nach Knapp daher, daß die geld⸗ 
theoretiſche Betrachtung des Metalliſten bei der Preisbildung bzw. 
beim Zug⸗um⸗Zug⸗Tauſch von Geld und Ware anſetzt. Das Geld⸗ 
problem ſei aber (S. 9) dort anzufaſſen, wo es gilt, bereits zuſtande⸗ 
gekommene Preiſe zu bezahlen, Schulden zu begleichen. Geld iſt 
eben ein geſtückeltes (morphiſches) Zahlungsmittel, das kraft „Be⸗ 
gültigung“ zur Löſung von Schuldverbindlichkeiten, die auf die gel⸗ 


tende Währungseinheit lauten, verwendet werden kann. Es dient 


alſo nicht „realer“ Bedürfnisbefriedigung, ſondern, im Gegenſatz zu 
allen Waren, bloß zu Zahlungszwecken und alſo nur der „zirku⸗ 
latoriſchen Befriedigung“; folglich ſei es auch ſinnlos, das (valu⸗ 
tariſche) Geld bewerten zu wollen, außer ſofern der Stoff desſelben 
Objekt realer Befriedigung bildet (S. 38). Das iſt bei vielen, aber 
nicht bei allen Geldarten der Fall; zum Begriffsmerkmal kann aber 
nur (S. 13/14) die allgemein für alle Arten gültige, zirkulatoriſche 
Verwendung erhoben werden. Und dieſe bietet keinen Anlaß zur 
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Bewertung, denn jedes Wirtſchaftsſubjekt befindet ſich dem Gelde 
gegenüber in „amphitropiſcher“ Stellung, meint Knapp (S. 4ff., 
37 ff., 198/99): was er als Gläubiger einnimmt, das gibt er früher 
oder ſpäter als Schuldner weiter. Kurz: das Geld iſt nicht Gegen⸗ 
ſtand der Bewertung, weil dieſe erſtens unmöglich iſt und zweitens 
überflüſſig wäre. 

So wird das Geldwertproblem aus der Staatlichen Theorie 
ſachte eliminiert. Auffällig an der Argumentation Knapps iſt das 
Verhältnis zur alten Quantitätstheorie des 17. und 18. Jahrhunderts. 
Dieſe war auch „nominaliſtiſch“ geſinnt und ſah im Gelde, ohne 
Rückſicht auf den Stoff, eine Anweiſung auf Güter und Leiſtungen, 


alſo das gerade Gegenteil einer Ware; daraus mußte aber — logiſcher⸗ 


weiſe — ſtatt Ausſchaltung des Geldwertproblems eine ſehr ent⸗ 
ſchiedene Stellungnahme zu demſelben: die Forderung ſtrikter Pro⸗ 
portionalität zwiſchen Geldmenge und Güterpreiſen folgen. Man 
ſollte meinen, jeder geldtheoretiſche Nominalismus führe konſequent 
zur Quantitätstheorie !: wenn das Geldſtück eine Anweiſung auf 
Güter darſtellt, dann wird nach jeder Anderung der Zahl der Geld⸗ 
ſtücke für das einzelne Stück ein entſprechend veränderter Bruchteil 
aller Gütervorräte erhältlich ſein, was ceteris paribus — bei 
Gleichbleiben des Gütervorrats und der „Zirkulationsgeſchwindig⸗ 
keit“ — im Steigen oder Sinken der Geldpreiſe zum Ausdruck 
kommt?. Knapp iſt dieſer Konſequenz, der Quantitätstheorie, durch 


1 Bol. Schumpeter, Das Sozialprodukt und die Rechenpfennige, im 
Archiv für Sozialwiſſenſchaft, 1917, S. 648/49. 
2 Bei den Klaſſikern kommt dieſer Zuſammenhang zwiſchen Quantitäts⸗ 


theorie und Nominalismus unter anderem in der bekannten Hume⸗Millſchen 


Theſe zum Ausdruck: volkswirtſchaftlich ſei es irrelevant, ob die Geldmenge in 
der Taſche jedes Einzelnen größer oder geringer iſt; die Warenpreiſe müßten 
ſich ja der Geldmengenänderung automatiſch anpaſſen. Die Verwandtſchaft 
dieſer Argumentation mit der Knappſchen Lehre von der amphitropiſchen Stellung 
des Geldbeſitzers liegt auf der Hand: beide überſehen, daß die Wirkung der 
Geldmengenänderung auf die Preiſe — bekanntlich! — keine unmittelbare, ſon⸗ 


dern primär durch das Verhalten der Perſonen, deren Beſitz an Geld durch die 


Mengenänderung in Mitleidenſchaft gezogen wird, beſtimmte iſt; und dieſes 


Verhalten hängt nicht nur vom Ausmaß der Geldzu⸗ oder abnahme, vielmehr 


auch von dem Verhältnis zwiſchen altem und neuem Geldbeſitz und Einkommen 
ab. — Jüngſt hat S. Budge in einem gegen Bendixen gerichteten Aufſatz 
(in Conrads „Jahrbüchern“, 113. Bd., S. 487) nachdrücklich darauf hingewieſen, 
daß die nominaliſtiſche Geldlehre jeder Möglichkeit entbehrt, die preisſteigernde 
Wirkung einer Geldvermehrung klarzulegen, da ſie die individuelle Bewertung 
des Geldes nicht zur Hilfe nehmen darf (ſonſt hört ja der Nominalismus auf), 
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die Eigenart des von ihm vertretenen Nominalismus entgangen. 
Er ſieht die Seele des Geldes (S. 26/27) nicht in der Anweiſung 
auf marktgängige Güter — was ja juriſtiſch ſinnlos und im übrigen 
allenfalls zuläſſig iſt, wenn man „Anweiſung“ in dem ganz unbe⸗ 
ſtimmten Sinne von „Tauſchmittel“ nimmt! —, ſondern in der 
„Charta“, d. h. Marke (oder vielmehr: Urkunde), alſo in der „pro= 
klamatoriſchen“ Begültigung, während die Ware nach Maßgabe des 
„Verkehrsurteils“ bewertet wird. Dieſer Nominalismus ruht auf 
der Annahme vom rein proklamatoriſchen „Sinn“ der Geltung; der 
Verzicht auf jede Preislehre involviert hier keinen Widerſpruch und 
iſt alſo logiſch zuläſſig, da aus dieſem „juriſtiſch“ verſtandenen No⸗ 
minalismus keinerlei quantitätstheoretiſche Konſequenzen folgen. Die 
Verlegung der „Geldſeele“ in die rechtliche Geltung unterſcheidet 
den Chartalismus von einem herkömmlichen, vielfach populären No⸗ 
minalismus, und löſt das Geld aus jedem begriffsnotwendigen Zu⸗ 
ſammenhang mit der Preisbildung heraus. 

Die Tatſache formal⸗logiſcher Zuläſſigkeit der Konſtruktion iſt 
jedoch wohl zu unterſcheiden von der Frage nach ihrer materiellen 
Richtigkeit. Selbſtverſtändlich hat die Kritik des Knappſchen Syſtems 
bei dieſer Konſtruktion, bei der gewaltſamen Trennung von Geld⸗ 
weſen und Preisbildung mit aller Schärfe eingeſetzt. Anhänger im 
eigentlichen Sinne des Wortes hat die Staatliche Theorie (in dieſem 
fundamentalen Streitpunkt) außerhalb des engen Kreiſes der Knapp⸗ 
Schüler kaum gefunden. Dagegen hat eine gewiſſe, ſich an Knapp 
halb kritiſch, halb verherrlichend anlehnende Bewegung (Bendixen, 
Liefmann uſw.) ziemliche Popularität erlangt: ſie wendet den 
Nominalismus wieder zur Anweiſungstheorie zurück und verſucht es 
in dieſer Weiſe, die Lehre vom chartalen Sinn der Geldordnung 
mit einer „wirtſchaftlichen“ Theorie der Preisbildung zu kombinieren; 
was gewonnen wird, läuft entweder auf einen der Quantitätstheorie 
verwandten Standpunkt hinaus oder wird gar, in aller Harmloſig⸗ 
keit, zu einer „nominaliſtiſchen“ Neuauflage der Doktrin der ſoge⸗ 


und folglich mit unklaren Vorſtellungen von einem unbewußt⸗automatiſchen, 
gewiſſermaßen von einer Zentrale aus geleiteten Preisbildungsprozeß operieren 
muß. Übrigens gilt Laughlins bekannte Theſe: die Quantitätstheorie ſei eine 
plumpe Tautologie, da ſie die Preiſe durch die umlaufende Geldmenge, alſo eben 
durch die Preiſe beſtimmen läßt, — reſtlos für die nominaliſtiſche Quantitäts⸗ 
theorie (aber auch nur für dieſe). 

2 Dal Bortkiewicz in Brauns „Annalen“ 1918, S. 78. 
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nannten Banking⸗Schule n. 1. Aber auch die eigentliche wirtſchafts⸗ 
Ai theoretiſche Kritik iſt zu keiner ganz einheitlichen Stellungnahme ge⸗ 
le angt. Daß in der Staatlichen Theorie alle Erfahrungen mit 
MN „Papierwirtſchaft“, was wirtſchaftliche und ſoziale Folgen anbelangt, 
unerwähnt und unerklärt bleiben: der (ſcheinbar) völlige Verzicht 
BR auf jede Geldwerttheorie iſt zwar von allen Seiten als eine Lücke 
erkannt worden. Während aber die einen? hierin den entſcheidenden 
Rank jehen, an dem die Staatliche Theorie „verſagt“ oder gar 
Iſcheitert“, glauben die anderen? daraus keinen Einwand gegen 
en ableiten zu können. Seine Geldlehre ſei eben nicht wirt: 
ſchaftlich, ſondern juriſtiſch orientiert; von einer juriſtiſchen Theorie 
bönne man die Löſung wirtſchaftstheoretiſcher Probleme nicht gut 
erwarten. Knapp ſelbſt ſcheint auch dieſer, der letztgenannten Mei⸗ 
0 nung zu ſein. Nach wie vor tritt er zwar jeder Vorſtellung vom 
8 „Geldwert“ energiſch entgegen; in der Neuauflage gibt er jedoch 
4 444) zu, daß hier ein Problem vorliegt, und daß „der ſtaat⸗ 
lichen Betrachtung eine wirtſchaftliche zur Seite geſtellt“ werden 
ann (S. 446). Seine Anſicht (am ſchärfſten formuliert im Hand⸗ 
e der Staatswiſſenſchaften, IV. Bd., Art. „Geldtheorie, 
ſtaatliche“ läßt ſich dahin zuſammenfaſſen: Wie das Geld auf das 
. wirkt, das hängt von der Art und Weiſe ab, wie 
es durch den Emittenten verwendet wird, alſo praktiſch von der 
8 zeiſtungsfähigkeit (bzw. Unfähigkeit) der Sie e Denn der 
ni Staat ſelbſt wird durch ſeine Geldpolitik in erſter Reihe finanziell 
11 belaſtet, und nur mittelbar (durch Steuerdruck uſw.) kriegen es die 
Untertanen zu fühlen; mit dem Weſen des Geldes hat das aber 
1 nichts zu tun. „An ſich“, dem „rechtlichen“ Weſen nach, iſt es ganz 
gleichgültig, ob Gold oder Papier als Geldſtoff fungiert. An dem 
len‘) Geldcharakter des Papiergeldes ändert es nichts, daß 


7 . 1 Über die „nominaliſtiſchen“ Geldtheorie von Heyn, Ven pixel, Lief⸗ 
mann uſw. orientieren die ſchon anderweitig zitierten Schriften von Eßlen, 
Liebl und Bu dge; ferner Bortkiewicz, op. cit.; ſpeziell über Liefmanns 
1 Geldtheorie vgl. Alfred Amonn in Jaffés „Archiv“, 44. Bd., 1918, und 
% M. Palyi in Pohles „Zeitſchrift“, 1918. — Die weſentlich von Sch e 
ae abhängige Geld⸗ und Banktheorie von Alb. Hahn harrt noch ihres Kritikers. 
N ar Sie iſt der in Deutſchland ſonſt üblichen „nominaliſtiſchen“ Literatur an Sach⸗ 
1 kenntnis und Scharfſinn weit überlegen. 

. 1918 Diehl (im Bank⸗Archiv, 1906, Nr. 21), Lotz, Voigt, Ad. Wagner, 
Mi e s. 
2 5 ” 3 Lexis in Jaffés „Archiv“, 1906, Borkeie ee in dieſem „Jahrbuch“, 
5 e auch ec, op. cit. S. 334, 524. 
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es zu Mißwirtſchaft Handhabe bietet; das iſt nur „Zufall“, weil 
nur techniſch und nicht „juriſtiſch“ begründet. — 

Fürs erſte iſt aber feſtzuhalten, das die Argumentation Knapps 
in der Geldwertfrage alles weniger als „rein juriſtiſch“ iſt, wie im 
übrigen die daraus gezogenen Konſequenzen auch beſchaffen ſein 
mögen. Sie ſtützt ſich ja auf zwei Gedanken werttheoretiſcher Art: 
auf die Annahme, daß der Beſitzer des Geldes kein Intereſſe an 
deſſen Bewertung hätte, und auf die Idee von der notwendigen 
„Wertloſigkeit“ des Geldes. Um mit dem erſten zu beginnen: die 
Annahme, daß der Geldempfänger kein Intereſſe an der Bewertung 
der Stücke hätte, da er dieſelben als Schuldner zur ſelben „Gel⸗ 
tung“ in Zahlung geben könnte, zu der er ſie als Gläubiger erhält, 
kann allenfalls für eine „ſtatiſche“ Volkswirtſchaft Geltung bean⸗ 
ſpruchen, für einen Wirtſchaftskörper mit vollſtändig und dauerng 
unveränderlicher Preisbildung und Einkommensverteilung. Da liegt 
in der Tat kein Anlaß vor, das Geld anders als unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte „zirkulatoriſcher Befriedigung“ anzuſehen; in dieſer kon⸗ 


ſtruierten Welt muß man ja als Geldempfänger jedes Geldſtück im 


weſentlichen ſtets gegen dieſelbe Gütermenge umtauſchen können, 
die zur Zeit des Empfanges dafür erhältlich war. Denn gerade in 
dem Ausſchluß aller „Konjunkturen“, dieſer ſpezifiſchen Produkte der 
wirtſchaftlichen „Entwicklung“, beſteht das Weſen des ökonomiſchen 
„Gleichgewichtszuſtandes“, der Statik, zu deren Konzeption übrigens 
auch die Ausſchaltung aller außerwirtſchaftlichen (naturhaften, poli⸗ 
tiſchen uſw.) Faktoren gehört, die das ſtatiſche Gleichgewicht ſtören 
könnten. Nichts liegt aber Knapp ferner als eine ſolche Konſtruktion, 
die er ſicherlich als „weltfremd“ ablehnen würde. Unter „dynamiſchen“ 
Verhältniſſen, um die es ſich für ihn handelt, iſt jedoch das Argu⸗ 
ment von der amphitropiſchen Stellung des Geldbeſitzers ſchlechthin 
unzuläſſig, da angeſichts der ſtetigen Fluktuation der Preiſe und der 
zeitlichen Spannung zwiſchen Geldempfang als Gläubiger und 
Weitergabe als Schuldner die Stellung jedes Geldbeſitzers unaus⸗ 
geglichen, riſikobelaſtet wird. Dafür ſorgen auch die in der Wirklich⸗ 
keit unausſchaltbaren, außerökonomiſchen Momente, deren Wirkung 
zum Beiſpiel in der Geldtheſaurierung und der dadurch bedingten 
Bewertung des Geldes in Erſcheinung tritt. Selbſt in der Statik 
würde das Amphitropie⸗Argument nur dann zugunften der angeb⸗ 
lichen Wertloſigkeit des Geldes zu verwenden ſein, wenn es erſt er⸗ 
wieſen wäre, daß weder die ſtoffliche Beſchaffenheit des Geldes noch 
die Höhe des Geldeinkommens, das den . periodiſch 
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zufließt, irgendwelchen Einfluß auf die Geſtaltung der Warenpreiſe 
auszuüben vermag. Keine „Amphitropie“ der Welt kann das Wirt⸗ 
ſchaftsſubjekt, das zu einem gegebenen Zeitpunkt nicht in gleichem 
Maße Schuldner und Gläubiger iſt, hindern, jeweils eine „Bewertung“ 
ſeines Beſitzes an Geld vorzunehmen und ſein Verhalten ale Schuldner 
und Gläubiger danach einzurichten!. 

Die Knappſche Theſe von der rein zirkulatoriſchen Befriedigung, 
die das Geld gewährt, ließe ſich freilich auch noch anders deuten, 
wenn man von der Verwertung im Sinne des Amphitropie⸗Argu⸗ 
ments abſieht. Es könnte damit auch gemeint ſein: Geld ſei anders 
wie ſonſtige Güter Objekt der Bewertung. Es werde nicht „real“, 
ſondern „zirkulatoriſch“ bewertet. Es gäbe dann zweierlei Wert: 
den realen und den zirkulatoriſchen, und beide müßten (im Sinne 
Knapps) „Tauſchwert“ ſein. Ahnlich wie öſterreichiſche Werttheoretiker 
(ſeit Menger) Güter erſter und zweiter Ordnung zu unterſcheiden, 
dem Gelde neuerdings (Miſes) ſogar eine Sonderſtellung als dritter 
Ordnung zuzuweiſen pflegen?. Dieſe Sonderſtellung könnte aber im 
Grunde darauf hinauslaufen, dem Gelde einen „Funktionswert“ im 
Gegenſatz zum „Subſtanzwert“ ſonſtiger Güter zuzuſchreiben. Als 
ob nicht jedes Gut nach Maßgabe der von ihm erfüllten Funktion 
bewertet wäre! Jeder Wert iſt Funktionswert: das gilt für Geld 
wie für Ware, und die obige Unterſcheidung beſagt ſinnvollerweiſe 
nur, daß die Funktion, für die das Geld ſeinen Wert erlangt, in 
der Stellung desſelben als „Tauſchmittel“ beſteht, das Geldſtück 
bzw. das Geldeinkommen je nach der Menge der dafür erhältlichen 
Güter, alſo je nach den Preiſen „bewertet“ wird. Es gehört nicht 


1 Knapp ſelbſt (im Handwörterbuch IV ®, 612) reduziert die Bedeutung 
feines Amphitropie⸗Argumentes gelegentlich auf ein Minimum, indem er es 
nur für das Inland, unter Abſehen vom auswärtigen Verkehr, gelten käßt. — 
In der Staatlichen Theorie, S. 152, wird die angeblich amphitropiſche Stellung 
des Geldbefitzers auch als Grund dafür angeführt, daß die Annahme akzeſſoriſchen, 
unterwertig ausgeprägten Geldes (zum Beiſpiel Scheidemünzen) für den Emp⸗ 
pfänger keinen Schaden! bedeute. Daß aber faktiſch der Schädigung des Publi⸗ 
kums durch akzeſſoriſches Geld nur mittels Einlösbarkeit desſelben vorgebeugt 
wird, darüber weiß auch Knapp (vgl. oben Abſchnitt ID zur Genüge Beſcheid. 

2 Das Geld „an ſich“, d. h. die Summe in Geldeinheiten, die dem Wirt⸗ 
ſchaftsfubjekt als Einkommen oder Befitz zur Verfügung ſteht, wird weder als 
Konſumtivgut noch als Produktionsmittel, ſondern als „Tauſchmittel“ geſchätzt. 
Sein Wert ift (an ſich“, d. h. vom Werte des eigenen oder des dafür erhältlichen 
Stoffes abgeſehen) alſo niemals anders denn als Tauſchwert aa als 
Reziprokum der Güterpreiſe zu faſſen. | 

Vgl. Eßlen, a. a. O. S. 1381. | 

5 3x 


36 Melchior Palpi „ 656 


viel exegetiſche Kunſt dazu, Knapps Stellung zum Geldwertproblem 
in dieſem Sinne zu deuten: hat er doch ſelbſt (in dieſem „Jahrbuch“, 
1906, S. 1694) ausgeſprochen, das Geld ſei ſo viel Wert, als man 
„morgen dafür kaufen kann“, und ſich dann auch 1909 in Wien 
mit Wieſers Lehre von der Einkommenshöhe als Beſtimmungs⸗ 
grund des ſubjektiven Geldwertes einverſtanden erklärt (Schriften 
des Vereins für Soziakpolitik, Bd. 132, S. 562). Daran ändert 
es nichts, daß ſich die Staatliche Theorie ſelbſt ſtets nur negativ 
verhält, den „Geldwert“ geradezu verpönt. Dieſem negativen Ver⸗ 
halten liegt offenbar ein Gedanke zugrunde, dem man auch ſonſt 


reichlich begegnet: da das Geld ceteris paribus nach Maßgabe der 


Warenpreiſe bewertet wird, ſo kann dieſer Geldwert ſeinerſeits nun 
nicht gut preisbeſtimmend wirken. So allein iſt es wohl zu be⸗ 
greifen, wenn Knapp zum Beiſpiel über alle faktiſche Geldentwertung 
der Kriegszeit mit dem Hinweis auf preisſteigernd wirkende Faktoren 
der Warenſeite und auf das Gleichbleiben der rechtlichen, nominellen 
„Geltung“ der Stücke hinwegtröſtet. Bedauerlich, daß ein ſolcher 
Fehlſchluß, der dort einen Zirkelſchluß! ſieht, wo es ſich um das 
wechſelſeitige Verhältnis von Wirkung und Gegenwirkung handelt, 
wie ein roter Faden durch das Werk zieht. In Wirklichkeit iſt die 
Wertſchätzung der Geldmenge, welche dem Einzelnen als „Kaufkraft“ 
zur Verfügung ſteht, ein ſehr weſentlicher Marktfaktor, da ſie auf 
die ſubjektive Preisſtellung der Parteien beſtimmend einwirkt. Knapp 
verwechſelt Wert und Preis?: der „Preis“ des Geldes, d. h. ſein 
Austauſchverhältnis gegen Waren, und die ſubjektive Wertſchätzung 
desſelben ſind alles weniger als identiſch, wenn ſie auch aufs engſte 
zuſammenhängen. Der Fehlſchluß iſt um ſo bedauerlicher, als er 
obendrein auch überſieht, daß neben dieſer rückwirkenden Beeinfluſſung 
des Marktes noch in einem anderen, unmittelbareren Sinne vom 


Geldwert als Preisbeſtimmungsgrund geſprochen werden kann: wenn 


man auf die Bewertung achtet, die dem einzelnen Geldſtück ſelbſt, 
ohne Rückſicht auf Einkommen und Preiſe, zuteil wird. Zwar iſt 
es richtig, daß die für den jeweiligen Kaufzweck beſtimmte Geld⸗ 
menge nicht Gegenſtand beſonderer Bewertung zu werden und mit 
dem Wert der Ware verglichen zu ſein braucht, damit als Ergebnis 
ein a une Sr ſchematiſche Vorſtellung vom Preisbildungs⸗ 


1 Siehe 525 S. 30. ö 
2 So formuliert von Genzmer, Kritiſche e zur nomine 
Iiftijchen sn Freiburger Diſſertation 1917, S. 32. 
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prozeß, die in der praktiſchen Forderung eines „wertvollen“ Trägers 
für die Wertmaßfunktion gipfelt, da Werte nur an Wertvollem ge⸗ 
meſſen werden könnten, trifft ſicherlich nicht allgemein zu und wird 
auch nur noch von einer kleinen Minorität der „Metalliſten“ ernſtlich 
vertreten . Normalerweiſe, bei geſicherten und ftabilen Währungs⸗ 
verhältniſſen dürfte im Güteraustaufch die Bewertung der einzelnen 
Stücke des Währungsgeldes wohl unterbleiben. Unter normalen 
Verhältniſſen ſind eben Käufer und Verkäufer von der Überzeugung 
erfüllt, daß ſich das Austauſchverhältnis zwiſchen in⸗ und ausländiſchem 
Gelde nicht ändert oder doch nicht in praktiſch nennenswerter Weiſe, 
und daß überhaupt von der Geldſeite her keine unberechenbaren 
Wirkungen auf die Warenpreiſe — infolge Anderung der ſtofflichen 
Beſchaffenheit des Geldes oder ſeiner Einlösbarkeit — zu gewärtigen 
find. Man „bewertet“ nicht das Geldſtück, weil man ſeinen „inneren“ 
Wert als ſtabil anſieht; nur gilt dieſer Satz nicht allgemein, für 
jede Währungsart, ſondern in der hiſtoriſchen Gegenwart nur für 
die Goldwährung (mit Barverfaſſung der Münze). In jeder anderen 
Währungsverfaſſung kann (und wird in aller Regel) eines von den 
beiden folgenden Momenten wirkſam werden: entweder iſt der Stoff 
ſelbſt von ſehr ſchwankendem Wert (zum Beiſpiel Goldumlauf mit 
abgenutzten Stücken oder Silber!) oder aber bei „wertloſen“ Stoffen 
(Papierwährung) iſt der Gefahr der beliebigen Geldvermehrung Tür 
und Tor geöffnet. In beiden Fällen beſteht infolgedeſſen die Mög⸗ 
lichkeit, daß von der Geldſeite her Wechſelkursſchwankungen und 
Preisrevolutionen hervorgerufen werden, ſofern nicht durch Fürſorge 
für (direkte oder indirekte) Einlösbarkeit des betreffenden Währungs⸗ 
geldes in der Münze der nach wie vor als ſtabil angeſehenen fremden 
Geldart bzw. in Gold vorgebeugt wird. Hätte Knapp dieſen Zu⸗ 
ſammenhängen einiges Intereſſe gewidmet — ſie werden bei ihm 
kaum berührt —, ſo wäre es ihm gewiß nicht möglich geweſen, das 
Eliminieren des Geldwertproblems mit wirtſchaftlichen Argu⸗ 
menten zu motivieren. Dann hätte es ſich gezeigt, daß die „me⸗ 
talliſtiſche“ Unterſcheidung zwiſchen normalen und anormalen Wäh⸗ 


1 „Metalliſten“ in dieſem ſtrengen Sinne des Wortes find noch Diehl, 
op. eit.; Br. Moll, Die modernen Geldtheorien und die Politik der Reichs⸗ 
bank, Stuttgart 1917; W. H. Edwards im „Weltwirtſchaftlichen Archiv“ 
1919, S. 192 ff. — Auf den ſehr wenig fruchtbaren Streit über die Frage, ob 
und in welchem Sinne das Geld Werte „meſſen“ könnte, braucht hier nicht ein⸗ 
gegangen zu werden. Vgl. darüber Helfferich, a. a. O. S. 524 ff., und 
Budge, a. a. O. S. 501 ff. 
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rungsverhältniſſen durchaus nicht „publiziſtiſch“ in dem Sinne ift, 
den Knapp dieſem Worte beilegt: im Sinne werturteilsmäßiger 
Stellungnahme, die die Begriffe nicht in Anpaſſung an die Er⸗ 
kenntnis vom Weſen der Dinge, ſondern je nach ihrer Nützlichkeit 
bzw. Schädlichkeit bildet. Die übliche Unterſcheidung zwiſchen nor⸗ 
malen und anormalen Währungen beſagt einfach, daß bei den zweiten 
rationellerweiſe, dank der Möglichkeit einer „Geldentwertung“ durch 
Inflation, von Fall zu Fall zur Bewertung der Geldſtücke je nach 
der Ausſicht auf Einlösbarkeit derſelben (praktiſch) in Gold ge 
ſchritten wird, während in Goldwährungsländern eine ſolche Be⸗ 
wertung des eigenen valutariſchen Geldes unterbleiben kann und 
wohl auch generell zu unterbleiben pflegt. 

Knapp läßt es, wie geſagt, offen — wenn auch mit einigem 
Widerwillen und in unverſöhnlichem Widerſpruch zum Amphitropie⸗ 
Argument —, daß eine Bewertung des Geldes nach Maßgabe des 
Verhältniſſes zwiſchen ſeiner Menge und der Menge dafür erhältlicher 
Waren möglicherweiſe ſtattfindet; nur leugnet er, und das iſt ſein 
erſter Irrtum in der Geldwertfrage, jede Rückwirkung dieſer Be⸗ 
wertung auf die Preiſe. Und zweitens ſchließt er aus dem Vor⸗ 
handenſein „ſtoffwertloſen“ Geldes auf die begriffliche Unwichtigkeit, 
ja Unmöglichkeit jeder Bewertung der einzelnen Geldſtücke je nach 
ihrem „Stoffwert“, und überſieht alſo, daß zwar nicht notwendig in 
der Form einer „Geldbewertung“ bei jedem einzelnen Tauſchakt, 
wohl aber generell und in Anpaſſung an den intervalutariſchen Kurs 
der betreffenden Geldart eine Bewertung derſelben nach Maßgabe 
ihres eigenen oder auf dem Einlöſungswege erhältlichen ſtofflichen 
Wertgehaltes ſtattfindet und in den Güterpreiſen zu entſprechendem 
Ausdruck gelangt. Selbſt die Tatſache, daß ſich jedes Abweichen 
der auswärtigen Wechſelkurſe von der Parität auf die Dauer in 
der inländiſchen Güterpreisbildung widerſpiegelt, findet die Staat⸗ 
liche Theorie nicht der Erwähnung wert! Sie verſteigt ſich ſogar, 
allerdings nur gelegentlich, ſo weit, jeden Einfluß der Wechſelkurſe 
auf die Inlandspreiſe kurzweg zu leugnen“. — Es kann in dieſem 
Rahmen auf die fraglichen Zuſammenhänge, auf den Mechanismus, 
der Währungsverfaſſung und Wechſelkurſe einer⸗, Preisbildung e an⸗ 


1 Vl. Knapp im Handwörterbuch IV, S. 617. — Knapp folgt hier 
| zweifellos dem Beiſpiel von O. Heyn (Die indiſche eee a 
1903, S. 186 ff.), — ein reichlich unklares Vorbild. | 
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dererſeits verbindet, nicht näher eingegangen werden !; uns intereſſiert 
hier nach wie vor die Frage, wie Knapp zu einer ſolch einſeitigen 

„Geldtheorie“ gelangte, oder vielmehr: wie er die reſtloſe Ignorierung 
jeden Kauſalzuſammenhanges zwiſchen Valuta und Preiſen trotz der 
ebenſo reſtloſen Unzulänglichkeit feiner ökonomiſchen Argu⸗ 
mentation aufrechterhalten könnte. Der Hergang iſt nicht ſchwer 
zu verſtehen: von dem Streben nach Schaffung eines einheitlichen 
Geldbegriffs geleitet, findet er, daß das Papiergeld keinen „realen“ 
Wert hat, keine Bedürfniſſe befriedigt, vielmehr nur „zirkulatoriſche“ 
Befriedigung gewährt; das methodiſche Poſtulat des Begriffs⸗ 
monismus fordert, dieſelbe Qualifikation auf jede andere Geldart 
anzuwenden, da es ſonſt zwei toto coelo verſchiedene Geldbegriffe, 
zwei Formen von (valutariſchem) Geld geben würde, von denen die 
eine real, die andere zirkulatoriſch bewertet wird. So wenigſtens 
ſtellt Knapp ſelbſt den Hergang dar, wie er zur Staatlichen Theorie 
gelangte. Trotz aller Bewunderung für die Energie, die in dieſem 
Verſuch, ſich rückſichtslos neue Wege zu bahnen, ſteckt, wird man 
doch nicht verkennen dürfen, daß gerade das erſtrebte Ziel nicht er⸗ 
reicht wurde. Vor allem war es ein Mißverſtändnis, den „Me⸗ 
talliſten“ der Unfähigkeit, das Papiergeld in die Geldlehre einordnen 
zu können, zu beſchuldigen, ein Mißverſtändnis, das freilich zum 
guten Teil durch den publiziſtiſchen Eifer mancher Metalliſten gegen 
die „Papierwirtſchaft“, durch die intranſingente Haltung manch ehr⸗ 
licher Geldreformer gegen jede „ungeſunde“ Währung verſchuldet iſt. 
Man mag über dieſe oder jene Bekundung ſolchen Eifers denken, 
wie man will: die herkömmliche metalliſtiſche Geldlehre ſteht Er⸗ 
ſcheinungen wie das Papiergeld und überhaupt das „notale“ Geld 
alles weniger als hilflos gegenüber. Dagegen iſt es mehr als frag⸗ 
lich, ob der chartaliſtiſche Standpunkt, der das Typiſche, das Weſent⸗ 
liche am Geld aus der Eigenart des Papiergeldes erſchließen zu 
Saunen glaubt, allen ng gerecht wird. 


141 Die Kürze der Ausführungen im Text über die Geldwertfrage ſchien 
mir durch den gegebenen Rahmen geboten. Unter den Kritikern Knapps hat 
ſich Lotz mit dieſer Frage am eingehendſten, mit reichem hiſtoriſchen Material 
und in außerordentlich inſtruktiver Weiſe befaßt. Aus der neueſten Literatur 
des Inflationsproblems ſei beſonders auf die Arbeiten von Eulenburg, ven: 
rey a Pohle hingewieſen. | | 
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Mag ſich das Geldwertproblem aus der Nationalökonomie nicht 
gut herauseskamotieren laſſen, ſo ſteht es doch anders in einer ju⸗ 
riſtiſchen Geldtheorie. Sie hat es in der Tat nicht mit „Ver⸗ 
kehrserſcheinungen“ als ſolchen, ſondern mit den Geſetzgebungs⸗ und 
Verwaltungsakten öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften zu tun und 
geht logiſcherweiſe von der Frage nach dem Geldbegriff aus, der 
den rechtlichen Normen zugrunde liegt, um ihn als Kriterium für 
die juriſtiſche Bewertung aller bezüglichen Verwaltungsmaßnahmen, 
insbeſondere der Gerichtsentſcheidungen benutzen zu können. Sie 
frägt nach dem Sinn der einſchlägigen Rechtsnormen, d. h. nach 
dem vom Geſetzgeber gemeinten Sinn, um daraus die Regeln für 
das faktiſche Verhalten der Exekutive für jeden einzelnen Fall ent⸗ 
nehmen zu können. Auf Geſetzesparagraphen und Verordnungen 
kommt es dann an, und der Juriſt kann getroſt allen ökonomiſchen 
Frageſtellungen, allen Wertproblemen aus dem Wege gehen. So 
ſcheint es wenigſtens, und auch Knapps letztes Argument in der 
Geldwertfrage ergibt ſich hieraus. Zwar hat er bedauerlicher⸗ und 
überflüſſigerweiſe auch ökonomiſch zu argumentieren, den Beweis für 
das reale Nichtvorhandenſein eines Geldwertes anzutreten verſucht; 
man begeht jedoch kein Unrecht, wenn man dies als eine Ent⸗ 
gleiſung qualifiziert und ſich nunmehr die Poſition des „Juriſten“ 
Knapp näher anſieht. Denn darauf verſteift ſich der Chartalismus 
letztlich: daß er nur eine „rechtliche“ Theorie zu bieten hat. Und 
zwar nicht nur in der Geldwertfrage, in der er ſich aller faktiſchen 
Geldentwertung gegenüber einfach auf das Gleichbleiben der nomi⸗ 
nellen Währungseinheit beruft (S. 437—438), ſondern auch prin⸗ 
zipiell und programmatiſch: „Die ſtaatliche Theorie iſt die dog⸗ 
matiſche Zuſammenfaſſung der rechtsgeſchichtlichen Tatſachen .. , 
und braucht ſich folglich, meint Knapp, um Verkehrsurteile, Preis⸗ 
ſtatiſtiken und ähnliche Dinge nicht zu kümmern. Sie hat es dann 
freilich mit anderen als den ökonomiſchen Problemen des Geldweſens 
zu tun — wie wir es gleich ſehen werden. Nur folgt daraus keines⸗ 
wegs, daß die beiden Gebiete jeder wechſelſeitigen Beziehung ent⸗ 
behren. Dieſe Beziehungen werden aktuell, ſobald man die juriſtiſche 
Frage nach dem Inhalt der Geldſchulden aufwirft. Die Frage 
wiederum zerfällt in zwei Probleme: Inhalt der Geldſchuld bei gleich⸗ 


1 Handwörterbuch IV“, S. 610. 
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b Heibenber und bei veränderter Währung. Das erſte Problem ſcheint 
für die Geſetzgebung nicht zu exiſtieren; man ſcheint anzunehmen 
* Geſetzgeber und Juriſten ſind darüber einig —, daß eine auf 
6 oldmark lautende Forderung eben mit Goldmark des fraglichen 
Betrages zu befriedigen iſt bzw. unbedingt befriedigt werden kann. 
Das bedeutet aber keineswegs, daß die Rechtsordnung mit der Fik⸗ 
tion der Wertſtabilität des Geldes arbeite: eine ſolche Annahme 
würde der Tatſache, daß es Anderungen des Geldwertes (als Rezi⸗ 
p rokum der Güterpreiſe) auch bei Gleichbleiben der Währung gibt, 
A ins Geſicht ſchlagen. Ferner folgt daraus auch noch nicht, daß dieſe 
andere juriſtiſche Fiktion im Spiele wäre: die Fiktion, daß der 
„Geldwert“ von der Geldſeite her gar nicht tangiert werden könnte 
(Gleichbleiben der rechtlichen Geltung der Stücke vorausgeſetzt). 
Wenigſtens beweiſen läßt ſich nicht das Vorhandenſein einer ſolchen 
Fiktion, die Knapp ohne nähere Unterſuchung einfach vorausſetzt, 
ganz und gar nicht, und es gibt Juriſten, die mit Hinweis auf den 
aleatoriſchen Charakter, der jeder Geldſchuld dank der Veränderlich⸗ 
keit des Geldwertes anhaftet, entſprechende Maßnahmen fordern, um 
den Gläubiger wie dem Schuldner die Sicherheit zu bieten, daß 
> nach Ablauf der Kreditfriſt nicht der kreditierte Betrag an Geld⸗ 
Rüden, ſondern der faktiſche Wert, der geliehen wurde, zurück⸗ 
zuzahlen ſein wird 1. In der Tat wäre es ſehr erwünſcht, Gewinn⸗ 
a id Verluſtmöglichkeiten dieſer Art, dieſes aleatoriſche Element aus 
| den Kreditverträgen auszuſchalten, was auch keineswegs notwendig 
einen Eingriff in die Privatrechtsordnung, Verletzung des Privat⸗ 
eigentums bedeuten würde. Notwendig wäre jedoch, einen „richtigen“ 
Maßſtab für die Berechnung der Geldwertänderung zu finden, was 
kan, dann dem Nationalökonomen zumuten müßte. Dieſer iſt aber 
in nicht geringer Verlegenheit, trotz aller, zum Teil ſehr geiſtvoller 
| Verſuche namentlich amerikaniſcher Schriftſteller, dieſen Maßſtab, den 
standard of deferred payments zu finden. Es frägt ſich nämlich, 
8 ob dem aleatoriſchen Moment, das jede Geldſchuld in ſich birgt, 
ee nicht ſchon im Zinsſatz Rechnung getragen wird, jo daß jedes Ein: 
en aus Gründen der „Billigkeit“ überflüſſig wäre?. Ferner 


1 


— - 


6E. Seidler, Die Schwankungen des Geldwertes, .. und die juriſtiſche 
L eh hre von dem Inhalt der Geldſchulden (in den Jabebichern für National⸗ 
n onomie und Statiſtik“, 1894, S. 685 ff.) 

Vgl. darüber J. Fiſher, The rate of Interest, New Pork 1907, 
* V, XIV; J. B. Clark, Essentials of economic Theory, New Pork 
3 7, S. 543 fl 
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frägt es ſich ſehr, welcher „Wert“ gemeint iſt, wenn man den „Geld: 
wert“ ſtabiliſieren will!; und einigt man ſich auf den „Tauſchwert“ 
des Geldes oder ſeine Kaufkraft, dann erſt kommen die nachgerade 
unüberwindlichen methodiſchen und rechneriſchen Schwierigkeiten, die 
„Kaufkraft“ einer Geldſumme erfaßbar und zu zwei verſchiedenen 


Zeitpunkten vergleichbar zu machen?. Mit Recht orientiert ſich alſo 


Jurisprudenz wie Geſetzgebung nach dem Prinzip der lex certa, 
durch das man bei Gleichbleiben der Währung aller weiteren Streit⸗ 
fragen enthoben iſt, und man geht allen Geldwertfragen ſtillſchweigend 


aus dem Wege. 


Die Frage nach dem Inhalt der Geldſchulden kompliziert ſich 
beträchtlich, wenn ſie angeſichts einer Währungsänderung geſtellt 
wird. Was ohnehin ſchon problematiſch war: ob die gleiche Menge 


desſelben Metalls zu verſchiedenen Zeiten denſelben „Wert“ dar⸗ 
stellt, wird hier noch durch eine andere Frage in den Hintergrund 
geſtellt. In welcher Währung oder in welchem Umrechnungsverhältnis 
ſind, nach dem Übergang von einer Währung zur anderen, die vor 
dem Währungswechſel kontrahierten Geldſchulden zu erfüllen? Soll 
der Nennwert, d. h. irgendeine, vom Belieben des Staates ab⸗ 


hängige Umrechnungsnorm maßgebend ſein oder der „Stoffwert“, 


berechnet nach dem Metallgehalt der neuen Münze zur alten, oder 
aber der Preis, den das neue Geld dem alten gegenüber auf dem 
Markte erzielt („Kurswert“). Und auf welchen Kurs ſoll es im 
letzten Falle ankommen: auf den Kurs zur Zeit der Schuldkontra⸗ 


hierung oder zur Zeit der Schulderfüllung? Wäre nicht vielmehr 


auf das Wertverhältnis, wie es am Tage des Währungswechſels 


beſtand, Rückſicht zu nehmen, oder auf irgendeinen Durchſchnitt aus 
Kurſen? Das ſind Fragen, welche die Juriſten ſeit jeher, insbe⸗ 


ſondere auch in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts, ſehr 
lebhaft beſchäftigt haben“, während die Juriſten von heute — es 


1 E. M. Walſh, The fundamental problem in monetary | science, 
New Pork 1903, orientiert vorzüglich über die Schwierigkeiten dieſes Problems 


und die Löſungsverfuche. Vgl. auch M. Bourguin, La mesure de la valeur 


et la monnaie, Paris 1896. 
A2 Die wichtigſten neueren Arbeiten hierüber find J. Fiſher, Die Kauf⸗ 


kraft des Geldes (deutſch: Berlin 1916), Fr. Eulenburg, Die Preisſteigerung 


des letzten Jahrzehnts, Leipzig 1912, und Andr. Walter, Geldwert in der 


Geſchichte, Stuttgart 1912. 


3 gl. insbeſondere G. Hartmann, Über den rechtlichen Begriff des 
Geldes und den Inhalt der Geldſchulden, Braunſchweig 1868. K. Helfferich 
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genügt wohl, Martin Wolff zu nennen —, zu dem Verzicht auf 
die Frage de lege ferenda neigen, ſich „poſitiviſtiſch⸗ darauf be⸗ 
ſchränken, einfach das Verhalten des Geſetzgebers zur jeweiligen 
Norm zu nehmen, nach welcher der Inhalt der Geldſchulden zu be⸗ 
ſtimmen wäre. 

Nun iſt die Geſetzgebung von heute (1920) in der Tat in den 


meiſten Kulturländern ſtark „nominaliſtiſch“ orientiert: in Deutſch⸗ 
land zum Beiſpiel ſetzt ſie Goldmark und Papiermark in der Regel 


— von Sonderbeſtimmungen, wie Zollzahlung, Goldankauf durch 
die Reichsbank und gewiſſe Gebühren, abgeſehen — einander gleich 
ohne Rückſicht auf die faktiſche Wertdivergenz zwiſchen beiden. Die 
Tatſache, daß in der Gerichtspraxis gelegentlich auf „Billigkeits⸗ 
gründe“ Rückſicht genommen wird, läßt das Prinzip unberührt: das 
echt nominaliſtiſche Prinzip, demzufolge die Zahlung von Papier⸗ 
mark für einen gleichen Betrag von Goldmark⸗Schuld nicht bloß 
„Hingabe an Zahlungs Statt“ (datio in solutum), ſondern wirkliche 
Löſung der Verbindlichkeit (solutio) bedeutet. Wer alſo „auf dem 
Boden der Tatſachen“ ſteht, für die Begriffsbildung der Juris⸗ 
prudenz nur das jeweils geltende Recht (und womöglich nur eines 
Landes!) zur Grundlage nimmt, dem ſteht es frei, eine nominaliſtiſche 
Theorie vom Weſen des Geldes zu bilden. Die Staatliche Theorie 
ſteckt ſich jedoch viel weitere, weit über die Erfaſſung von Erſchei⸗ 
nungen der hiſtoriſchen Gegenwart hinausreichende Ziele. Sie iſt 
ja vor dem Kriege entſtanden und will für alle Zeiten, vor allem 
für die Goldwährungszeit vor dem Kriege gelten. Nicht als ob ſie 
ein für alle Zeiten gültiges, „richtiges“ Recht konſtruieren wollte. 
Solche Frageſtellung iſt ihr völlig fremd: ſie will das „Weſen“ des 
Geldes verſtehen und nicht etwa „werten“, auch nicht juriſtiſch werten. 
überhaupt frägt fie gar nicht nach dem Inhalt der Geſetze, nach den 


Normen, die ſich aus Geſetzen ergeben, ſondern nach dem fak⸗ 


tiſchen Verhalten der regiminalen Macht. Nicht was der Staat 
kraft rechtlicher Vorſchrift tun ſollte, ſondern was er faktiſch tut: 
darauf kommt es an. „Der Staat iſt tatſächlich nicht an ſeine Ge⸗ 


ſetze gebunden, die er nur für ſeine Untertanen aufrecht hält“; folg⸗ 


lich hängt es vom Verhalten ſeiner Kaſſen ab, was jeweils als 
Geld und was insbeſondere als valutariſches Geld anzuſehen iſt, 


hat die praktiſch relevanten Geſichtspunkte, die „de lege ferenda bei der Ber- 


leihung der geſetzlichen Zahlungskraft an ein neues ar in- eat kommen“ ; 
a. a. O. S. 323/324 aufgezählt. | 
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und nicht etwa vom Wortlaut irgendwelcher Münzgeſetze (S. 97). 
Die Rechtsordnung beruht eben nicht allein auf der Geſetzgebung, 
vielmehr iſt ſie letztlich durch die politiſchen Machtverhältniſſe be⸗ 
ſtimmt (S. 99). „Die Jurisprudenz hat ſich der politiſchen Macht 
zu fügen“ (S. 41), denn „nicht was der Staat gern tun möchte, 
wenn er könnte, ſondern was der Staat tut, iſt das Entſcheidende“ 
(S. 42). 

Damit ſtellt ſich die Staatliche Theorie jenſeits aller Juris⸗ 
prudenz und entzieht ſich der juriſtiſchen Beurteilung. Sie iſt 
juriſtiſch weder zuläſſig, wie die Einen (Helfferich, Lexis), noch 
auch anfechtbar, wie andere (Martin Wolff) es meinen. Sie ſtellt 
ſich zur juriſtiſchen Frage nach dem Inhalt der Geldſchulden genau 
ſo wie zum ökonomiſchen Geldwertproblem; ſie vermag über beide 
konſequenterweiſe nichts auszuſagen. Das bringt ſie freilich nur 
gelegentlich zum Ausdruck und führt es auch nicht konſequent durch. 
Vielmehr nimmt ſie für ſich gelegentlich die juriſtiſche Argumentation 
in Anſpruch!, wie ſie anderwärts auch hier und da zur Geldwert⸗ 
frage Stellung nimmt, — beides trotz aller dem eigenen Syſtem 
immanenten Logik. Nur das Syſtem intereſſiert uns, nicht einzelne 
Inkonſequenzen. Für dieſes kann es keinen Geldwert geben; denn 
jede Bewertung der Geldſtücke würde die Nominalität der Geld⸗ 
einheit über den Haufen werfen. Nur was gar nicht bewertet 
wird, kann eine „nominelle“ Einheit ſein, jenſeits von Wert und 
Unwert ſtehen. „Wertloſigkeit“ (in dieſem Sinne) bedeutet aber: 
Unabhängigkeit von dem Verkehrsurteil, vom Preisbildungsprozeß, 
und Übertragung der Entſcheidung über die monetäre Stellung der 
Zahlungsmittel auf die ſtaatliche Macht. Ebenſo wird auch die 
juriſtiſche Frageſtellung ſchlechthin ausgeſchaltet, wenn der Wille der 
Verwaltung zur letzten Inſtanz erhoben wird, diesmal an Stelle der 
Geſetzgebung. Dann hat man es nicht mit Recht und Unrecht zu 
tun, und dann ſind auch — vorerſt! — alle Schwierigkeiten be⸗ 
ſeitigt, die ſich im Wege des Chartalismus häufen. Eine juriſtiſche 
oe. könnte die e in Metallwährung (mit Bar⸗ 


1 Beiſpiele ſiehe oben. Anderſeits iſt es nunmehr verſtändlich, weshalb i 
die Staatliche Theorie auf die Beſeitigung des Widerſpruchs zwiſchen valuta⸗ 
riſchem und akzeſſoriſchem Geld mittels „Delegation“ verzichten mußte: nur in 
einer juriſtiſchen Geldlehre ließe fich die Stellung des Staates (d. h. aber: der 
Geſetzgebung, und nicht: der „Verwaltung“) dem akzeſſoriſchen Geld gegenüber 
dahin konſtruieren, der Staat habe bei dieſer Geldart et ADEMENGEROIE Macht 
an den Verkehr „delegiert“. | 
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verfaſſung) niemals als „bloß hiſtoriſch definierbar“ anſehen, ohne 
mit dem Wortlaut und dem Sinn der betreffenden Münggeſetze in 
handgreiflichen Konflikt zu geraten!. Sie könnte niemals die ſtaat⸗ 
lichen Kaſſen zu den ſchlechthinigen Organen der Rechtsſchöpfung 
erheben, ohne ſich dem Einwand auszuſetzen: daß ja dann auch jedes 
ungeſetzliche Verhalten dieſer Verwaltungsorgane eo ipso „Recht“ 
iſt und der Unterſchied zwiſchen Recht und Unrecht beſeitigt wäre. 
Anders die Staatliche Theorie, die ſich eben ausſchließlich für jene 
Kaſſen intereſſiert und ſich ſozuſagen auf den Standpunkt der 
Beamten der Geldverwaltung ſtellt, um unter dieſem Geſichtswinkel 
alle Probleme der Währungsordnung durchzudenken und zu klaſſi⸗ 
fizieren. Für fie iſt der Wille dieſer Beamten maßgebend und nicht 
die Rechtsſatzung: ſie will geldpolitiſche Handlungen „verſtehen“ und 
nimmt dabei auf rechtliche Erwägungen nur fo weit Rückſicht, als fie 
für jene Handlungen von Belang find, — was eine Tatſachen- und 
keine Rechtsfrage iſt. „Das iſt freilich nicht mehr Jurisprudenz,“ 
meint Knapp ſelbſt, „als welche verpflichtet iſt bei gegebener Rechts⸗ 
ordnung ſtehenzubleiben — aber es iſt Politik, und in dies Gebiet 
gehört das Geldweſen“ (S. 99). 

Mithin wird die Staatliche Theorie durch keine juriſtiſche Gegner⸗ 
ſchaft ernſtlich gefährdet. Ganz vergeblich iſt es zum Beiſpiel, ihr 
(mit S. Budge u. A.) vorzuhalten: mag der Staat auch die 
Macht haben, über den „Inhalt der Geldſchulden“ nach Gutdünken 


1 Bezeichnend dafür iſt die Haltung des zurzeit wohl bedeutendſten 
deutſchen Geldrechtslehrers. Martin Wolff lehnt zunächſt in ſeinen Erörte⸗ 
rungen über den „wirtſchaftlichen Begriff des Geldes“ (a. a. O. 571 ff.) die rein 
hiſtoriſche Definition der Währungseinheit ſchlankweg ab. Darauf kommt es 
uns jedoch nicht an, zumal er auch den „Metallismus“ ablehnt, während das, 
was er ſelbſt an dieſer Stelle (S. 573, Anm. 26) bietet — „erſt aus dem Ver⸗ 
gleich mit allen beſtehenden Geldſyſtemen (ſei) der Sinn der Rechnungseinheit zu 
gewinnen“ —, finnvollerweiſe auf den verpönten Metallismus hinausläuft. Uns 
intereſſiert hier die juriſtiſche Seite der Frage. Wolff findet (S. 636, im An⸗ 
ſchluß an G. Hartmann) den Inhalt der Geldſchuld in der zu leiſtenden 
„Seldjumme*, wobei es nur auf die rechtliche Geltung der Stücke ankäme, unter 
ausdrücklichem Verzicht auf Berückſichtigung des Geldſtoffes. Er ſcheint alſo 
Anhänger der Nennwerttheorie zu ſein, wenigſtens in der Frage nach dem Inhalt 
der Geldſchulden; trotzdem iſt er aber alles weniger als juriſtiſcher „Nominalift“. 
Denn im ſelben Zuſammenhang definiert er (S. 637) die Leiſtung einer Geld⸗ 
ſumme als gleichbedeutend mit der „Verſchaffung einer unkörperlichen Ver⸗ 
mögensmacht von beſtimmter rechneriſcher Größe oder, wie oft geſagt wird, eines 
beſtimmten „Wertes.“ Und unter „Wert“ verſteht er (S. 637, Anm. 6) „Brauch⸗ 
bares von beſtimmtem Grad“, alſo ganz dasſelbe, worauf es dem Metalliſten 
ankommt. an | 
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zu befinden, wie es ſich am kraſſeſten in Devalvationen und ähnlichen 
Maßnahmen zeigt, — rechtlich fällt ein ſtaatlich geübter oder 
ſtaatlich privilegierter Vertragsbruch unter keine andere Beurteilung 
wie ein privater „Rechtsbruch“. Ob der Einwand berechtigt iſt, ob 
zum Beiſpiel eine Devalvation rechtlich einen „Mißbrauch“ ſtaatlicher 
Macht darſtellt oder nicht: darum handelt es ſich für Knapp gar 
nicht. Der Chartalismus verzichtet auf dieſen Geſichtspunkt, den 
Geſichtspunkt juriſtiſcher Konſtruktion, an der die „Rechtmäßigkeit“ 
geprüft werden könnte, wie er ſich auch das Eingehen auf die 
ökonomiſchen Zweckmäßigkeitsfragen prinzipiell verſagt. Er will und 
kann eben — freilich, ohne ſich deſſen reſtlos bewußt zu ſein — weder 
eine ökonomiſche noch eine juriſtiſche Geldtheorie bieten. Was er 
bietet, das läßt ſich wohl am kürzeſten als eine „adminiſtrative“ 
Theorie des Geldweſens charakteriſieren. Er fieht, daß das Geld⸗ 
weſen von irgendeiner Inſtanz verwaltet zu werden pflegt, vom 
Staat oder von einer „privaten Zahlgemeinſchaft“, und fragt nach 
dem „Sinn“, der den geldpolitiſchen Handlungen dieſer Inſtanz 
innewohnt. Das Handeln der Verwaltungsorgane kann ſich ſtrikte 
an juriſtiſchen Geſichtspunkten orientieren, oder auch ſich darüber 
hinwegſetzen; es kann ſich nach der wirtſchaftlichen Zweckmäßigkeit 
richten oder auch darauf keine Rückſicht nehmen. Weſentlich, weil 
allen adminiſtrativen Akten gemeinſam, iſt an alledem, daß es ſchließ⸗ 
lich auf den Willen der zur letzten Entſcheidungsinſtanz erhobenen 
Verwaltung ankommt. Dieſer Wille iſt ſouverän: er könnte ſich ſo 
oder auch anders entſcheiden. Er kann zum Beiſpiel ein nach Ge⸗ 
wicht zuzuwägendes Metall zum geſetzlichen Zahlungsmittel erheben. 
Selbſt in dieſem Falle „penſatoriſch“ geltender Zahlungsmittel iſt 
es aber — immer nach Knapp — der ſouveräne Wille der Ver⸗ 
waltung, dem die Geltung zu verdanken iſt (denn „gelten“ heißt 
ja nichts anderes wie bei den Kaſſen derſelben Verwaltung mindeſtens 
„akzeptiert“ zu ſein, von ihnen womöglich auch „aufgedrängt“ zu 
werden). Selbſt unter ſolchen „primitiven“ Verhältniſſen wäre 
folglich die „Währungseinheit“, wenn es eine ſolche gäbe, — die 
Einheit, auf welche die „Geldſchulden“ ohne Realklauſel lauten 
würden —, eine nominelle. Denn es ſtünde doch auch hier in der 
Macht des Staates (bzw. der Verwaltung), die zum Beiſpiel auf 
Goldbarren lautenden Verbindlichkeiten für in Silberbarren begleich⸗ 
bar zu erklären und den Umrechnungsſatz willkürlich feſtzuſetzen !. 

1 Staatliche Theorie, S. 13: „Die Nominalität der Schulden bildet 
keinen Gegenſatz zur Stofflichkeit der Zahlungsmittel, ſondern ſie bildet nur 
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Knapp hält ſich bei dieſem Zuſtand des Zahlungsverkehrs nicht 
lange auf, offenbar weil der Rechtsbruch, an dem ſeine Konſtruktion 
in der Wirklichkeit beleuchtet werden würde, ein doch zu kraſſer iſt. 
Dann iſt es aber auch reichlich gewagt, eine „ſtaatliche“ Theorie 
kurzerhand auf Zeiten patrimonialer und gar feudaler Gemeinweſen 
anwenden zu wollen, wie es Knapp zu tun verſucht, auf Zeiten völlig 
unzulänglicher Ausbildung der öffentlichen Geld⸗ und Finanz⸗ 
verwaltung. Eine rein juriſtiſche Konſtruktion wäre dieſer 
Schwierigkeit überhoben: für ſie iſt der „Staat“ ein bloßer „Zu⸗ 
rechnungspunkt“ n für die rechtliche Entſcheidung und kann folglich 
überall konſtruiert werden. Eine realiſtiſche („politiſche“) Theorie 
kann dagegen, wenn ſie den Geldbegriff und den Begriff der 
Währungseinheit aus adminiſtrativen Handlungen ableiten will, nur 
dort gelten, wo es faktiſch eine wirkſame Verwaltung gibt. Mit⸗ 


5 hin iſt der Geltungsbereich der Staatlichen Theorie von vornherein 


auf ſpezifiſch moderne Verhältniſſe: Staatsweſen mit einem Finanz⸗ 
apparat und entſprechendem Gerichts⸗ und Verwaltungsſtab, die 
ihren Kaſſen im Zahlungsverkehr die erforderliche, überragende 
Stellung ſichern, beſchränkt. Überall ſonſt? reduziert ſich der (an⸗ 


dazu den Gegenſatz, daß der Zahlſtoff unverändert bleibe; ſobald er aber ver⸗ 


änderlich iſt, entſteht ſchon die Nominalität der lytriſchen Schulden“. Mit 
anderen Worten: die Nominalität der „ Geldeinheit“ tritt ſelbſt beim penſato⸗ 
riſchen Zahlungsmittel in dem Augenblick ein, in dem der „Zahlſtoff“ geändert 
wird. Vgl. auch S. 8 ff. — Sonſt aber werden in der Staatlichen Theorie 
(S. 28, 31, 79—80 und öfters) chartale und penſatoriſche Zahlung als unüber⸗ 
brückbare Gegenſätze einander gegenübergeſtellt. — Der Selbſtwiderſpruch Knapps 


iſt in der Tat „unüberbrückbar“. 


Über die Stellung des Staates als „Zurechnungspunkt“ in einem 
juriſtiſchen Syſtem vgl. zum Beiſpiel C. Schmitt, Der Wert des Staates, 
Hellerau 1917, paſſim. 

2 Es war zweifellos ein nur aus dem Begriffsmonismus Knapps erklär⸗ 


barer Mißgriff, die Staatliche Theorie (S. 287 ff. und paffim) auf das Mittel⸗ 


alter anwenden zu wollen. Angeſichts der entſchiedenen Vorherrſchaft der 
„penſatoriſchen“ Zahlung im Verkehr und der Realklauſel in den Geldverträgen 
auch des Spätmittelalters mußte der Verſuch notwendig ſcheitern. „Meme dans 
les éEpoques à peu prös régulières,“ heißt es bei d' Avenel (Histoire écono- 
mique de la propriete .. . 1200 —1800, I. Bd., Paris 1894, S. 55), „le droit 
du vendeur de peser les espèces avant de les recevoir était tellement 
admis que les ordonnances qui prétendaient y porter atteinte demeuraient 
vaines et provoquaient seulement, comme on s’en plaint à Grenoble, en 
1550, ‚des querelles et des batteries‘.“ Die Münzverſchlechterungen der eng⸗ 
liſchen Könige im 15. und 16. Jahrhundert haben nach Th. Rogers (Economic 
Interpretation of History, I, London 1905, S. 192 ff.) keinerlei Einfluß auf 
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geblich) „ſtaatliche“ Charakter des Geldweſens auf eine mehr formale 
Bedeutung der Geſetze. Und zwar auch unter modernen Verhält⸗ 
niſſen, ſobald die Grenzen des Geltungsbereiches ſtaatlicher Macht 
überſchritten ſind: in Goldwährungsländern zum Beiſpiel, deren 
Banken die Goldmünzen im Großverkehr aller Chartalität zum Trotz 
dem Reingewicht nach zu berechnen pflegen!. Der Geltungsbereich 
der Staatlichen Theorie deckt ſich alſo mit den Machtgrenzen der 
ſtaatlichen Verwaltung, und ſie vermag nichts anderes über die Er⸗ 
ſcheinungen, die über jene Grenzen hinausragen, auszuſagen, als 
daß ſie — nicht mehr in den Rahmen der eigentlichen „Geldtheorie“ 
gehören! 

Keine Theorie wird die Tatſache aus der Welt ſchaffen 
können, daß die Verkehrsgewohnheit ſich nicht ſchlechthin nach der 
ſtaatlichen Geldordnung zu richten braucht. Und das gilt nicht nur 
für den „großen“, durch internationale Verflechtung charakteriſierten 
Verkehr. Die mandats territoriaux des Konvents (1796) verloren 
ihre Umlaufsfähigkeit und ſind faktiſch aus dem Verkehr verſchwunden, 
noch bevor ſie von den Staatskaſſen offiziell repudiiert wurden. Obwohl 
die außenpolitiſche Lage der republikaniſchen Regierung verhältnis⸗ 
mäßig recht günſtig war und das Direktorium nicht nur über Geſetz⸗ 
gebungs⸗, ſondern auch über einen wirkſamen Verwaltungsapparat? 


die Preiſe ausüben können, weil dieſe ſich in Gewichtsmengen verſtanden: 
payments were made by weight and not as now by tale, ſelbſt die Steuern, 
die Zehntel und Fünfzehntel und die landwirtſchaftlichen Pachtſchillinge waren 
ftabil, weil „penſatoriſch“ berechnet. (Vgl. ferner Lotz, a. a. O. S. 1223, 1230 
und insbeſondere Menadier in der Zeitſchrift für Numismatik, 26. Bd. 1908, 
S. 200 ff., der Knapp auch eine Reihe von Tatſachenirrtümern nachwies. 
Sie find in der Neuauflage ſämtlich unverändert geblieben. Vgl. auch 
von Schrötter in „Berliner Münzblätter“ 1907, S. 473 ff.) Die Überlegen- 


heit des metalliſtiſchen Standpunktes kann für dieſe, ſo handgreiflich „metalli⸗ 


ſtiſchen“ Zeiten ſelbſt Knapp nicht recht beſtreiten. 

1 Die großen Kaufleute, „those who regulate prices and so determine 
all values“ ‚ nehmen das Geld nach Maßgabe feiner „intrinsic value“, heißt es 
ſchon bei James Steuart, Works II, S. 372. — Bei langfriſtigen Kredit⸗ 
verträgen war die Goldklauſel im internationalen Verkehr, gelegentlich auch im 
nationalen ſelbſt zur Zeit reiner Goldwährung üblich. Sie wurde in Deutſch⸗ 
land mit Bundesratsverordnung vom 28. September 1914 für unwirkſam er⸗ 
klärt, durch das Deutſch⸗Schweizeriſche Hypothekenabkommen vom 9. Dezember 
1920 jedoch wieder (teilweiſe) hergeſtellt. Vgl. „Frankfurter Zeitung“, Nr. 284, 
vom 18. April 1921. 

2 Der Verwaltungsapparat, auf den ſich das Direktorium ktühte, beſtaud 
im weſentlichen aus den in die Provinz entſandten Kommiſſaren, die ſich daun 
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verfügte. Knapp ſpricht in allen ſolchen Fällen einer nichtſtaatlichen 
Ordnung“ des Geldweſens von „privaten Zahlungsgemeinſchaften“ 

(zum Beiſpiel die Hamburger Girobank), die die Funktionen einer 
ſtaatlichen Geldverwaltung erfüllen und ſich alſo ſozuſagen nur 
quantitativ vom Staate unterſcheiden würden. Daß dieſe Kon⸗ 
ſtruktion juriſtiſch ſinnlos wäre, tut nichts zur Sache. Schlimmer 
it, daß fie auch feiner „politiſchen“ Geldtheorie ins Geſicht ſchlägt. 
Man nehme das von einem Knapp⸗Schüler! gewählte Beiſpiel: Un⸗ 
mittelbar nach der Kriſe von 1893 erlangte in den Vereinigten 
Staaten alles ſtaatliche Geld (Papier wie Metall) zeitweilig ein Agio 

von 2—4½ . Die Banken löſten ihre Schecks (die für den 
größeren Verkehr gebräuchlichſten Zahlungsmittel des Landes) nicht 
ein, verſahen ſie vielmehr mit dem Stempelaufdruck „good through 
the Clearinghouse“, ein Hinweis auf die zwiſchen den Clearing⸗ 
Banken geſchloſſene Zahlungsgemeinſchaft, die ihre Verrechnungs⸗ 
ſalden nicht in bar, ſondern in Clearing-House Loan- Certificates 
beglichen. Da im Zahlungsverkehr die geſtempelten, uneinlösbaren 
Schecks maßgebend waren, ſo wurde dieſes „Zertifikatgeld“ de facto 
(für den privaten Verkehr!) „valutariſch“, während ſich das ſtaatliche 
Geld in „akzeſſoriſche“ Stellung gedrängt ſah (und folglich ein Agio 
erlangen konnte). 

Das Beiſpiel iſt deshalb beſonders inſtruktiv, weil der im Falle 
der alten Girobanken naheliegende Einwand — von dem Knapp 
freilich keinen Gebrauch macht —: die ſtaatliche Verwaltung ſei 
damals nicht genügend ausgebildet und folglich nicht voll wirkſam 
geweſen, um ſeinen Willen gegenüber dem „Verkehr“ durchzuſetzen, 
hier wegfällt. Inſtruktiv iſt das Beiſpiel für die Frage, ob die 
faktiſche, letzte Entſcheidung in Geldfragen ſtets in den Händen einer 
„regiminalen Macht“ liegt. Es ſteht natürlich nichts im Wege, 
die „Zahlungsgemeinſchaft“ amerikaniſcher Clearing⸗Banken oder die 
Hamburger Girobankkunden begrifflich mit einer regiminalen Macht 
auszuſtatten: nur liegt dann eine „Macht“ ganz anderer Art vor, 
als diejenige iſt, deren ſich die Staatliche Theorie ſonſt bedient, eine 
ſolche nämlich, der alle Mittel der „Gewaltſamkeit“, dieſes ſpezifiſche 


der lokalen Selbſtverwaltungsorgane, ſoweit ſolche beſtanden, bedienten: Eine 
„Bureaukratie“ im modernen Sinne fehlte. Vgl. Taine, La Revolution, 
Bd. II und III; neuerdings Schmitt⸗Dorotié, Die Diktatur, Leipzig und 
München 1921, S. 153 ff. und R. G. Hawtrey, Currency and Credit, 
London 1919, S. 176, 233 ff.; auch Lotz, paſſim. 

1 Scheffler, a. a. O. S. 70—71. i 
Schmollers Jahrbuch XLV 3. 4 
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Merkmal politiſcher Macht, abgehen. Eine private Zahlgemeinſchaft 
hat es zwar mit dem Staate gemeinſam, daß ſie genau wie dieſer 
beſtimmte Zahlungsmittel an ihren Kaſſen annehmen und mithin 
zum „akzeſſoriſchen Geld“ (im Sinne Knapps) erheben kann: etwa 
die Stellung von Schecks, Banknoten (S. 133 ff., 121/122), ſoweit 
ſie nicht auch in das Syſtem des ſtaatlichen Zahlungsmittelweſens 
aufgenommen ſind und nur zwiſchen den Banken und ihren Kunden 
„gelten“. Was aber das ſtaatliche Geld auszeichnet: die Möglichkeit, 
„valutariſche“ Stellung erlangen zu können, fehlt bei dieſen privaten 
Zahlungsmitteln. Denn ihren Emittenten fehlt die Macht, Zahlungs⸗ 
mittel nach eigenem Gutdünken irgend jemandem „aufdrängen“ zu 
können. Während doch die Aufdrängbarkeit das Währungsgeld (im 
Sinne Knapps) charakteriſiert und der Glaube an die ſouveräne 
Macht der Staatsverwaltung, das Aufzudrängende nach Belieben 
wählen zu können, den Eckſtein der Staatlichen Theorie bildet: nur 
mit Rückſicht auf dieſe Machtſtellung ſieht ſich Knapp zur Abſage 
an das Greſhamſche Geſetz, an die Macht der Werturteile wie der 
juriſtiſchen Konſtruktion (in Sachen des Währungsgeldes) gezwungen. 
Das ſtaatliche Geld gilt letztlich (tim Sinne von Knapp), weil der 
Staat ihm mittels Zwangsmaßnahmen, die ſeinen Gerichten und 
ſonſtigen Organen zur Verfügung ſtehen, Geltung zu verſchaffen 
weiß. Wie kam es aber, daß der Hamburger Kaufmannn, der ein 
Pfund Feinſilber zu fordern hatte, ſich ſtatt deſſen die Gutſchrift von 
159½ Mark Banko bei der Girobank gefallen ließ — ſtets gefallen 
ließ! —, obwohl ihm eine ſolche Gutſchrift von niemandem „aufge⸗ 
drängt“ werden konnte? „Jede Zahlgemeinſchaft kann ſich eine 
Werteinheit ſchaffen“, antwortet Knapp (S. 137) kurz und bündig. 
Die Frage nach den Geltungsgründen eines nichtſtaatlichen und 
ame a Geldes läßt er einfach eee 1 


* — 


| 1 Die für ſeine Theorie fundamentale Unterſcheidung zwiſchen valutariſchem 
und akzeſſoriſchem Geld bringt Knapp hier, bei Beſprechung „privater Zahl⸗ 
gemeinſchaften“, gar nicht in Anwendung. Soll man da ein „Verſehen“ an⸗ 
nehmen, wenn gar nicht geſagt wird, ob die Rechnungseinheit „Mark Banko“ 

in Hamburg valutariſch oder akzeſſoriſch war? Nur bei ſolchem „Verſehen“ iſt 
es aber möglich, alles private Geld, zum Beiſpiel die engliſchen tokens, im 
18. Jahrhundert als dem ſtaatlichen gleichartig „chartal“ zu behandeln (wie es 
zum Beiſpiel A. Schmidt, S. 127, tut). Mit Recht weiſt dagegen G. Thi⸗ 
lenius (Primitives Geld“, im Archiv für Anthropologie, N. F. Bd. XVIII, 

1920) darauf hin, daß unter primitiven Verhältniſſen, wo „das Geld der Regel 
nach Privatgeld iſt“ (S. 5), die Staatliche Theorie nicht gilt, weil „die Eigen⸗ 
ſchaft als Geld durch den Verkehr erteilt“ wird (S. 7). | 
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Aus guten Gründen. Denn es würde ſich dabei zeigen, daß 
es ür die Ordnung des Geldweſens nicht bloß auf die politiſche 
Macht ankommt, und daß es folglich Währungen gibt, auf welche 
die Staatliche, letztlich mit dem Faktor „Macht“ arbeitende Theorie 
feine Anwendung findet. Der Mark⸗Banko⸗Währung lagen eben 
k ine „nominellen“ Recheneinheiten, ſondern höchſt reale Silber⸗ 
mengen zugrunde. Die Möglichkeit einer ſolchen Ordnung des 
Zahlungsverkehrs — die im Sinne Knapps konſequenterweiſe gar 
nicht als Währung bezeichnet werden dürfte, da ſie ihre Geltung 
nid it einer regiminalen, politiſchen Macht verdankt — beruhte ein⸗ 
fach darauf, daß die Gutſchrift auf Bankkonto nicht bloß rechneriſche 
Gu itſchrift war, ſondern zugleich einen jederzeit durchſetzbaren Rechts⸗ 
at aſpruch auf Abhebung eines der Parität entſprechenden Silber⸗ 
guantums bedeutete. Damit war der Währungseinheit „Mark 
Banko“ ein wirtſchaftlicher Wert verliehen, der ihr Geltung ver⸗ 
ſchaffte, wie es kein ſtaatlicher Befehl beſſer hätte tun können. 
4 hnliches gilt für das amerikaniſche „Zertifikatgeld“, das die Geltung 
mangels ſtaatlicher Sanktion nur ſeinem Werte verdanken konnte 
4 a nd dieſen der Ausſicht auf baldige Einlöſung verdankte. Das 
m nögen heute Ausnahmefälle ſein; früher haben ſie die Regel ge⸗ 
1 lldet, und ſelbſt als Ausnahmen ſprengen ſie den Rahmen der 
S Staatlichen Theorie, weil ſie Beiſpiele dafür bieten, daß die Geltung 
ker Geldart nicht immer auf ſtaatlichem Willensakt ruht, ſondern 
auch rein von wirtſchaftlichen Erwägungen abhängen kann !. 

Immerhin bleibt es eine bemerkenswerte Tatſache, von der Knapp 
ausgeht, daß das Verhalten der ſtaatlichen Verwaltung unter 
modernen Verhältniſſen von der allergrößten Bedeutung für die 
erſch ſung iſt. Der Metalliſt gibt es ohne weiteres zu, 
ß in einem Gemeinweſen, welches über die erforderlichen Macht⸗ 
m te verfügt, das „geſetzliche Zahlungsmittel“ in aller Regel auch 
die e Stellung des „Wertmeſſers“ erlangt und mithin zum eigentlichen 
5 Währungsgeld wird, weil ja die Preiſe früher oder ſpäter auf das⸗ 
5 jenige Zahlungsmittel bezogen werden, mit dem fie bezahlt werden. 
R ihrend aber der Metalliſt in der Wertmeſſerfunktion die letztlich 


| N glich würde 1 Knapp damit argumentiereu: daß Du alle 
Zah lungen „metazentriſch“, d. h. direkt oder indirekt auf eine zentrale Kaſſe be⸗ 
daten ſeien. Für en atorifche Zahlungsmittel trifft das gewöhnlich nicht zu; 
und es müßte doch auch zwiſchen valutariſcher und alzeſſoriſcher Stellung 
unte chieden werden, bevor man von „privater Währung“ im Rahmen des 
C da . ſpricht. | | N. 
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entſcheidende Poſitition des Währungsgeldes ſieht, das dieſe Stellung 
in dem einen Falle ſtaatlichem Willensakte, im andern Falle bloß 
dem Werturteil des Verkehrs verdankt: erblickt Knapp das Weſent⸗ 
liche ſtets in jenem das Zahlungsmittel beſtimmenden Machtwillen, 
mit dem er freilich der Währung in privaten Zahlgemeinſchaften 
nicht gerecht zu werden vermag. Unter modernen Verhältniſſen, 
wie geſagt, decken ſich jedoch geſetzliches Zahlungsmittel und Wert⸗ 
meſſer, und die Frage, ob die Geltung letztlich auf dem „Wert“ des 
Stückes oder auf der regiminalen „Proklamation“ ruht, droht zu 
einer „Doktorfrage“ zu werden. Für den Juriſten iſt ſie das jeden⸗ 
falls nicht. Für ihn gibt es überhaupt keinen „Wertmeſſer“; dieſer 
Begriff ſcheint ein rechtlich unvollziehbarer zu ſein, weil ſich an 
ihn keinerlei relevante Merkmale knüpfen laſſen, die nicht ſchon dem 
„Zahlungsmittel“ eigentümlich wären. Ob das nicht eine Lücke in 
der Rechtswiſſenſchaft iſt, die ſich poſitiviſtiſch an den geltenden 
Rechtsordnungen und deren formaliſtiſchem Beſtreben nach Aus⸗ 
ſchaltung aller Wertfragen aus dem Inhalt der Geldſchulden 
orientiert, ſei dahingeſtellt. Würde man aber auch als Juriſt mit 
einem Wertmaßbegriff operieren, ſo ließe ſich dieſer von dem öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Akt der Geldſchöpfung (etwa durch Prägung) doch 
nicht loslöſen: der konſtitutive Charakter des Prägungsaktes für die 
Münze ließe ſich nicht aus der Welt ſchaffen, ohne die ungemünzten 
Barren mit der geprägten Münze gleichzuſetzen!. Das wäre zwar 


— 


1 M. Wolff betont auch (gegen Goldſchmidt polemiſierend), daß die 
Prägung konſtitutiv wirkt ohne Rückſicht auf die Richtigkeit der ſtaatlichen Be⸗ 
glaubigung des Metallgehaltes (a. a. O. S. 585); durch die Prägung werde dem 
Geldſtück die „Macht“ verliehen, Vermögenswerte zuwenden zu können (S. 633 
Anm. 34); und trotzdem ift er nicht ohne weiteres als „juriſtiſcher Geld⸗ 
nominaliſt“ zu qualifizieren. Das wäre er erſt, wenn er in den Paſſiergewicht⸗ 
vorſchriften (mit Knapp) nichts als die Einrichtung zur Sicherung einer oberen 
Preisgrenze für das „hyliſche“ Metall ſehen würde, während doch dieſelben auch 
rechtlich als Ausdruck metalliſtiſcher Orientierung des Geſetzgebers zu deuten ſind. 
Die Demonetiſierung der abgenutzten Münze beſagt rechtlich, daß der (rechtliche) 
Charakter als „Währungsgeld“ (zwar nicht dem Metallbarren, ſondern der 
Münze, aber auch) nur der „vollwertigen“ Münze zukommt. Es tut nichts zur 
Sache, daß die zwar abgenutzte, aber doch noch ſchwerer als das Paſſiergewicht 
wiegende Münze trotz des Gewichtsverluſtes noch als „Geld“ gilt; denn rechtlich 
wie wirtſchaftlich gilt der Satz: minima non curat praetor. Und man kann 
folglich Bortkiewicz (in Brauns Annalen, 1906, S. 97) nicht beipflichten, 
wenn er glaubt beim modernen Geſetzgeber und Juriſten nominaliſtiſche Geld⸗ 
theorie als „Tatſache“ vorausſetzen zu müſſen. Die Goldwährung der Vor⸗ 
kriegszeit kann auch rechtlich nur als „Metallismus“: d. h. als Definition der 
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| noch nicht notwendig ein Rückfall in die Barbarei, wie es in 
Knappſcher Beleuchtung ausſieht, wenn nämlich die Chartalität des 
Geldes als „eine Errungenſchaft hoher Weisheit“, eine „koſtbare Er⸗ 
ſcheinung des ſozialen, ſtaatlich geordneten Lebens“ geprieſen wird 
(S. 78); es würde aber praktiſch der Fungibilität des Geldes Abbruch 
tun und deshalb dem immanenten Sinn mancher privatrechtlichen 
Satzung — ſchon des römiſchen Rechtes — über das Geld zuwiderlaufen. 
Über die Bedeutung dieſer Erwägungen zugunſten eines juriſtiſchen 
Nominalismus braucht hier nicht geſtritten zu werden. Denn kein 
hurriſtiſches Argument vermag etwas für oder gegen die Staatliche 

Theorie: was die maßgebende politiſche „Macht“ faktiſch will, dafür 
kommt es auf die poſitiven Ziele dieſes Wollens an und nicht darauf, 
ob ſich dieſe Ziele in ihren Konſequenzen als juriſtiſch ſinnvoll er⸗ 
weiſen oder nicht. Und doch ergibt ſich daraus das eigentliche 
Argument des Chartalismus. Merkwürdigerweiſe: denn die recht⸗ 
liche Relevanz eines Aktes von rechtlich konſtitutiver Bedeutung be⸗ 
ſagt ja noch nichts über deſſen politiſche Wichtigkeit, anch dann 
nicht, wenn man an Stelle der Prägung die umfaſſendere „Pro⸗ 
klamation“ ſetzt. Knapp argumentiert, wie bereits angedeutet wurde, 
folgendermaßen: Der Staat beſtimmt — explicite oder implicite _ 
daß eine auf „Taler“ lautende Schuld mit „Mark“ in dem Um⸗ 
rechnungs verhältnis von 1:3 zu bezahlen iſt; mit dieſer Proklamation 
des Staates iſt die Währungseinheit „Mark“ geſchaffen, auf welche 
die Geldſchulden nunmehr lauten. Wie für den Juriſten die Prägung, 
ſo hat alſo für den Chartaliſten die Proklamation konſtitutive Be⸗ 
deutung. Nur iſt eine ſolche Argumentation für den erſten zuläſſig, 
nicht aber für den zweiten, bei dem ſie die Verwendung eines 
huriſtiſ * ige im Rahmen eines ganz anders gearteten 


Werteinheit an der Menge des im Geldſtück enthaltenen „hyliſchen Stoffes“ 
konſtruiert werden; worüber die in dieſem Punkt ausgezeichneten Darlegungen 
R. Hildebrands über „Das Weſen des Geldes“ (1914) zu vergleichen find. 
Hier kann darauf nicht näher eingegangen werden. Es ſei nur noch er⸗ 
wähnt, daß der metalliſtiſche Grundcharakter des deutſchen Geldrechtes (vor 
dem Kriege) ſich zum Beiſpiel auch im folgenden bekundete: es galt als „un⸗ 
angemeſſen“, einen Geldſchuldner zu zwingen, mit einem Geldſtück, das infolge 
öherbewertung aus dem Verkehr verſchwindet, zum Nennwert zu zahlen; „der 
erichtsvollzieher, der eine Sammlung derartiger Geldſtücke pfändet, hat ſie trotz 
3 815 . P. O. nicht, wie ſonſt gepfändetes Geld, dem Gläubiger auszuliefern, 
ſondern möglichſt zum Sammlerwert zu verſteigern“ (Wolff, S. 605). In 
dieſen Worten iſt die glatte rechtliche Anerkennung des N Geſetzes 
ausgesprochen. 
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Syſtems bedeutet. Dennoch ſoll in der rein proklamatoriſchen Geltung 
des Geldes der chartale Charakter desſelben „zum Ausdruck“ kommen. 
Sie ſtellt die Macht der ſtaatlichen Verwaltung über das Geldweſen 
ſozuſagen ſymboliſch dar. Mit anderen Worten: wenn der Char⸗ 
talismus darin beſteht, daß der „Sinn“ der geldpolitiſchen Ver⸗ 
waltungspraxis nur „chartaliſtiſch“ zu deuten iſt, dann wäre hier⸗ 
für der handgreifliche Beweis eben in der „proklamatoriſchen 
Geltung“ gegeben, die ihrerſeits aus der Definition des Geldes 
folgt (Geld iſt ein chartales, d. h. eben geſtückeltes und kraft 
ſtaatlichen Willens aktes geltendes Zahlungsmittel). Da es letztlich 
auf die ſtaatliche Macht ankommt, ſo muß das Geld kraft 
Proklamation gelten; und da es ex definitione proklamatoriſch 
gilt, ſo iſt die Chartalität, d. h. die ſtaatsmachtliche Geltung, auch 
erwieſen. 

Knapp verdeckt dieſen Zirkelſchluß! durch die Kunſt ſeiner Dar⸗ 
ſtellung, die es mit außerordentlichem Geſchick zu vermeiden weiß, 
die beiden Teile des Zirkels zugleich auftreten zu laſſen. Bald tritt 
die Proklamation als Grund der Chartalität, bald die Chartalität 
als Grund der proklamatoriſchen Geltung auf, ſo daß ſie ſchließlich 
ineinander aufzugehen ſcheinen. Das zu Beweiſende wird kon⸗ 
ſequent als bewieſen vorausgeſetzt. Zu beweiſen wäre, im Inter⸗ 
eſſe des Chartalismus, das alles, was als Geld gilt, dieſe Geltung 
dem regiminalen Willen verdankt. Bewieſen wird dies, indem nur 
das, was kraft regiminalen Entſchluſſes gilt, d. h. angenommen und 
aufgedrängt wird, die Qualifikation als „Geld“ kriegt. In der 
Definition iſt alſo bereits enthalten, was erſt noch bewieſen werden 
müßte. Aus der Definition folgt die Souveränität der ſtaatlichen 
Macht dem Verkehr gegenüber, und unſchwer läßt ſich dann behaupten: 
der Wille der Verwaltung ſei eben chartaliſtiſch gerichtet. Das folgt 
ja aus der Definition ſeines Produktes, des Geldes! Dies iſt das 
einzige ſyſtematiſche Argument zugunſten des Chartalismus, zugunſten 
der Lehre vom rein nominaliſtiſchen „Sinn“ der monetären Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen: dieſe wären nur gegenüber dem Auslande 
„handelspolitiſch“ orientiert, dem Inlande gegenüber jedoch der ex 
definitione gegebenen Souveränität entſprechend ganz frei von aller 
n Bedingtheit. Ein formell . * 


1 A. Voigt (in Büchers Zeitſchrit, 1906, S. 327) at bereits auf ie 
Zirkelſchluß Knapps hingewieſen. 
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wie jeder circulus vitiosus. Es fragt 7 nur, was er für die 
Wirklichkeit zu leiſten vermag. 

Bei jedem Verſuch der Verifikation nn ſich Schwierigkeiten 
in Hülle und Fülle. Es iſt wahrlich nicht getan mit dem Argument: 
da nur das, was kraft regiminalen Willens gilt, als Geld anzuſehen 
iſt, folglich ſei ſowohl der rein ſtaatliche Charakter des Geldes als 
auch die Theſe von dem nicht⸗metalliſtiſchen „Sinn“ der Währungs⸗ 
politik erwieſen. Denn auch hier iſt es in zweierlei Weiſe deutbar, 

wenn vom „Sinn“ ſtaatlicher Maßnahmen geſprochen wird. Knapp 

verſteht darunter bald den von den Handelnden gemeinten Sinn, 
— wenn er zum Beiſpiel den Fürſten, der die Münze verſchlechtert, 
einen Nominaliſten nennt —, bald wieder (und zumeiſt) muß ihm: 
jedoch eine ganz andere Bedeutung des Wortes vorgeſchwebt haben. 
Bei reiner Papierwährung mag es noch angehen, den „Sinn“ der 
auf ihre Verwirklichung gerichteteten Politik nominaliſtiſch zu deuten, 
auch dann, wenn der Staat ſeinen zukünftigen Einlöſungswillen 
energiſch betont; denn für das Verſtändnis der realen Beweggründe 
kommt es eben nicht auf Worte, ſondern auf Handlungen an. Nun 
will aber die Staatliche Theorie, und damit kommen wir zu ihrem 
innerſten Kern, nicht bloß für Papierwährungen, vielmehr und 
gerade auch für die Metallwährungen der Vorkriegszeit gelten und 
dieſe als mit jenen begrifflich gleichartig erfaſſen. Folglich muß ſie 
hier mit derſelben „Sinndeutung“ operieren wie dort. Wie kann 

aber der Sinn einer Goldwährung mit Barverfaſſung, bei der doch 
alle Maßnahmen auf die Sicherung eines vollwichtigen Münzumlaufs 
gerichtet find, nominaliſtiſch gedeutet werden? Indem der „Sinn“ 
in etwas anderem gefunden wird, als was die Handelnden gewollt 
und erſtrebt haben, in einem über alle individuellen Willensrichtungen 
Rehendem. Ziel, dem fie bewußt — unbewußt zuſteuern müſſen. Un⸗ 
nötig zu ſagen, daß dieſes Ziel der reine Chartalismus iſt, der von 
Knapp aller Währungspolitik unterlegt wird, weil es ja ſtets in der 
Macht des Staates ſteht, ſeine Währungseinheit willkürlich zu ändern 
und mithin den Beweis für den Chartalismus zu erbringen. Folglich 
ift jede Geldpolitik nominaliſtiſch orientiert, — weil ſie es ſein 
könnte. Und ſofern ſie es nicht iſt, ſo wird ſie vom Hoheprieſter 
des Nominalismus mit Acht und Bann belegt. So kann man zum 
Beiſpiel den Vorſchriften der Goldwährungsländer über Paſſier⸗ 
gewicht bei beſtem Willen keinen nominaliſtiſchen Sinn unterlegen. 
Wo ſolche Vorſchriften begegnen, werden ſie von Knapp und ſeiner 
Schule als „unlogiſcher Rückfall“ in den süberwundenen“ Metallismus 
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ſcharf gerügt!. Als ob eine Theorie, die „realiſtiſch“ fein will, das 
Recht hätte, Werturteile an Stelle der Erklärung zu ſetzen! Die 
Außerkursſetzung der abgenützten Münze beweiſt doch offenbar, daß 
die Münzverwaltung die Geltung der Stücke vom Metallgewicht ab⸗ 
hängen läßt, daß alſo der „Sinn“ der Geldpolitik nur ſo zu deuten 
iſt: ſie faßt die Währungseinheit als gleich mit einer beſtimmten 


Menge geprägten Metalls auf und iſt an dem Streben nach Auf⸗ 


rechterhaltung dieſer rein metalliſtich gedachten „Parität“ orientiert. 
Jede andere Sinndeutung widerſpricht hier den Tatſachen. Denn 
die Vorſchriften über Paſſiergewicht beweiſen, daß es dem Geſetz⸗ 
geber auf die Vollwichtigkeit der Stücke ankommt, daß er mithin an 


der entſcheidenden Stelle, bei der Regelung des Umlaufs valutarifchen. 


Geldes, alles weniger als nominaliſtiſch denkt. — 

Wie aber, wenn der Staat ſeine Paſſiergewichtvorſchriften eines 
ſchönen Tages außer Kurs ſetzt? Knapp hat gegen beinahe alle 
Einwände eine ſolche Frage als Antwort zur Verfügung. Wendet 
man ihm ein, die Geldordnung vor dem Kriege ſei zum Beiſpiel in 
Deutſchland offenbar metalliſtiſch geweſen, ſo wird er das teilweiſe, 
nämlich bezüglich der Vorſchriften des Münzgeſetzes: namentlich über 
Prägung und Paſſiergewicht, zugeben müſſen; im übrigen wird er 
ſich aber auf die ſeitherige Erfahrung berufen, die bewieſen hätte, 
daß es in der Macht des Staates liegt, ſeine Vorſchriften beliebig 


1 Staatliche Theorie, S. 65 ff., 28, 79, 80 und paſſim. — Anderſeits wird 
aber auch verſucht, das Paſſiergewicht in die Staatliche Theorie einzuordnen. 
Nach Knapp (S. 73, 79 f.) bedeuten die fraglichen Vorſchriften bloß die Siche⸗ 
rung einer oberen Preisgrenze. „Der Preis des hyliſchen Metalles iſt dann nur 
ex institutione, nicht ex definitione feſt, und es iſt nicht wahr, daß unſere 
Werteinheit alsdann durch eine gewiſſe Menge hyliſchen Metalls definiert ſei; 
ſie bleibt vielmehr trotzdem, ſolange wir Chartalgeld haben, hiſtoriſch definiert.“ 
So habe auch (S. 408) die Vorſchrift über die Verwendung nicht⸗abgenützter 
Goldmünzen für Zollzahlungen in Öfterreich keineswegs penſatoriſche Zahlung 
bedeutet: „denn das Mindeſtgewicht war zwar eine Bedingung für die Annahme, 
aber die Geltung wurde nicht nach dem tatſächlichen Gewichte feſtgeſtellt.“ — 
Stets ſetzt jedoch die Argumentation die Richtigkeit der chartalen Gelddefinition 
voraus, da kein anderer Beweis verſucht wird. Gelegentlich nur wird ſo 
argumentiert (Wolter, a. a. O. S. 68—69): das Paſſiergewicht in England 
(zu Beginn des vorigen Jahrhunderts), bedeutet keineswegs „penſatoriſche Bes 


wertung“, obwohl zuzugeben iſt, daß bei der Bank jedes Goldſtück gewogen 


wurde; denn das Wiegen habe nicht das „genaue“ Gewicht feſtſtellen wollen, 
ſondern bloß, ob die Paſſiergewichtsgrenze erreicht bzw. überſchritten war. — 
Als ob Gewichtsverluſte, die weniger als ½ ¼ betragen, nicht ſchon durch die 
Prägungskoſten (einſchließlich Zinsverluſt) aufgewogen wären! 
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zu ändern. Er kann ſeine Macht gewiſſermaßen auch metalliſtiſch 
gebrauchen; ſtets iſt es aber ſein Wille und ſeine Macht, die ent⸗ 
ſcheiden, und auf die realen Triebkräfte kommt es ja für eine nicht⸗ 
juriſtiſche Geldlehre an. Alles hängt alſo an der Definition des 
Geldes (bzw. der Geldeinheit), als Produkt ſtaatlicher Machtäußerung. 
Und dieſe Definition ſtützt ſich darauf, daß ſich der Geldſtoff bei 
Währungsänderungen als beliebig veränderlich erweiſt, während die 
nominelle Rechnungseinheit (Mark, Franken uſw.) in der Regel be⸗ 
ſtehen bleibt oder doch mittels eines Umrechnungsſatzes das zahlen⸗ 
mäßige Verhältnis der neuen zur alten Recheneinheit feſtgelegt, die 
neue an der alten („hiſtoriſch“) „definiert“ wird. — Dazu iſt zu 
ſagen: | 

1. Knapp überfieht!, daß die Entſcheidung darüber, wieviel eine 
Schuld alter Währung in den Einheiten einer neuen zu gelten hat, 
auch vom „Verkehr“, unabhängig von jeder regiminalen Proklamation, 
vorgenommen werden kann. Und zwar nicht nur dann, wenn der 
Staat auf die Beſtimmung des Umrechnungsſatzes zwiſchen alter 
und neuer Währung verzichtet?, ſondern unter Umſtänden ſetzt ſich 
ein vom Verkehr beſtimmtes Wertverhältnis auch gegenüber der be⸗ 
ſtehenden ſtaatlichen Umrechnungsnorm erfolgreich durch. Dann 
nämlich, wenn das ſtaatliche Kaſſenweſen noch wenig ausgebildet iſt 
und jene Norm mit eingebürgerten Werturteilen in Konflikt gerät“. 

2. Mithin gilt die Theſe von der rein „rekurrenten“, hiſtoriſchen 
Definition der Geldeinheit nur ſo weit, als die Macht des Staates, 
ſeine „Definitionen“ durchzuſetzen, reicht. Ebenſo iſt die Richtigkeit 


1 Vgl. Voigt in Pohles Zeitſchrift 1920, S. 242 f. 

2 Fingiertes Beiſpiel dafür bei M. Wolff, S. 572. 

3 Vgl. Menadier, a. a. O. S. 205: „. . . würde ein Staat fein Metall⸗ 
geld ungebührlich im Werte mindern, ſo würde Handel und Verkehr ihm gegen⸗ 
über gegenwärtig ebenſo Stellung nehmen wie zur Zeit der Kipper und Wipper. 
Fremdländiſche Münzen würden in das Staatsgebiet eindringen und nicht nur 
ſtaatliche Duldung, ſondern auch ſtaatliche Gutheißung durch Gegenſtempelung 
erzwingen, wie die böhmiſchen Groſchen und Turneſen des 14. Jahrhunderts 
und ein Barrenverkehr würde daneben Platz greifen und gleichfalls durch ſtaat⸗ 
liche oder halbſtaatliche Eichung ſich Geltung verſchaffen, wie es das ganze 
Mittelalter hindurch in Übung geweſen.“ — In Kalifornien galten nach 1862 
die Greenbacks, obwohl geſetzliche Zahlungsmittel, faktiſch nur zum Kurswert. 
Vgl. Laughlin, a. a. O. S. 432 ff. Ahnlich erging es der engliſchen Guinea, 
die im ſpäten 17. Jahrhundert geſetzlich als 20 Schilling (in Silber) tarifiert 
war; der Verkehr, der die Goldmünze in Ermangelung interlokal geltenden 
Papiergeldes nicht entbehren konnte, erzwang ihren Umlauf zu dem N 
von 21½—22 Schilling. Vgl. Hawtrey, a. a. O. S. 175 f. 
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des Knappſchen Währungsbegriffes an die Vorausſetzung gebunden: 
daß der Staat über die faktiſche Macht verfügt, ſeinem Willen 
Geltung zu verſchaffen !. Nicht immer trifft dieſe Vorausſetzung zu, 
und nicht jedes Währungsgeld verdankt ſeine Stellung der Macht, 
die es „aufdrängt“; mit Recht wird zum Beiſpiel von den alten 
Girobanken geſagt (Voigt), ſie ſeien der Beweis „für die Möglich⸗ 
keit einer Währung auch ganz ohne den Staat, . .. alſo gegen die 
ſtaatliche Theorie des Geldes“. Und das bedeutet nicht bloß eine 
Beſchränkung des Geltungsbereichs dieſer Theorie, trifft vielmehr 
ihren Lebensnerv: gibt es ein Geld, deſſen valutariſche Stellung 
nicht auf regiminalem Akt, ſondern auf dem Werturteil des Publikums 
ruht, dann iſt der Knappſche Gegenſatz zwiſchen adminiſtrativer 
„Geltung“ und wirtſchaftlichem „Wert“ hinfällig, dann iſt jene 
„Geltung“ nichts als eine wirtſchaftlich relevante Verwendungs⸗ 
möglichkeit, welche das Geld der „Verwaltung“ verdankt als einen 
Faktor der Geldwertbeſtimmung neben anderen Faktoren, — ganz 
im Sinne des Metalliſten. 

3. Ferner ſteht die Staatliche Theorie dank ihrer Grund port 
ſetzung, der adminiſtrativen Definition des Währungsgeldes, hilflos 
allen Währungen gegenüber, die mehrere Geldarten in „valutariſcher 
Stellung“ (valutariſch: im Sinne Knapps) aufweiſen. Was war 
valutariſches Geld in Indien vor dem Kriege, deſſen Währungs⸗ 
kaſſen hier ſilberne Rupien, dort Pfund-Sterling-Stücke „auf⸗ 
drängten“?? Die Staatliche Theorie vermag mit dieſer Frage ſo 
wenig anzufangen wie mit der anderen: was wohl als valutariſch 
anzuſehen iſt, wenn unter Privaten eine andere Geldart „gilt“ als 
im . mit öffentlichen Kaſſen?' In dieſer wie in 


1 Prinzipielles über die Grenzen ſtaatlicher Macht in Geldfragen bei 
Miſes, Theorie des Geldes, S. 56 ff. und Lotz, a. a. O., paſſim. 

2 Helfferich, a. a. O. S. 416 ff.; vgl. Keynes, op. cit. S. 6/7.— 
Ferner: Welches Geld iſt definitiv (und mithin e wenn zwei N 
arten gegenſeitig ineinander einlösbar ſind? 

5 Wofür ſich Beiſpiele erübrigen. Vgl. Lotz, in dieſem Jahrbuch 1906, 
S. 1223: „Und wo immer in der Gegenwart Zweifel an der Trefflichkeit des 
proklamierten ſtaatlichen Geldes entſtehen, ſei es in Argentinien oder in Bra⸗ 
ſilien oder in Öfterreich oder in Rußland oder in den Vereinigten Staaten noch 
vor nicht allzulanger Zeit oder vor zehn Jahren zur Zeit der bimetalliſtiſchen 
Beſtrebungen in Deutſchland, begegnet das Beſtreben, bei langfriſtigen Aus⸗ 
leihungen ſich gegen die Willkür des währungspolitiſchen Geſetzgebers zu ſichern. 
Man trifft Abmachungen, in welchem ſich der Gläubiger eine beſtimmte Menge 
Gold auf jeden Fall garantieren läßt.“ — Ferner muß ähnliches wie oben für 
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jener Frage reicht das Merkmal des Aufgedrängtwerdens nicht aus, 
um die valutariſche Stellung zu erklären. Außer, wenn man es ſtill⸗ 
ſchweigend als ſelbſtverſtändlich annimmt, daß die Geldart, die vom 
Staate aufgedrängt wird, notweudig auch die Funktion des Wert⸗ 
meſſers (oder Preismaßes) übernimmt. Das trifft, wie ſchon er⸗ 
wähnt, vielfach zu, iſt aber keineswegs ſelbſtverſtändlich, und die 
„Ausnahmen“, die der chartalen Theorie nicht einzuverleiben ſind, 
zeigen die Überlegenheit des metalliſtiſchen Währungsbegriffes, der, 
letztlich an der Preismaßfunktion des Geldes orientiert iſt und 
damit auch alle Einzelfälle begrifflich zu umſpannen vermag. i 

4. Soll die Währungseinheit chartaliſtiſch von dem als Einheit 
gedachten „Staat“ aus begriffen werden, ſo kann es in einer Währung 
jeweils nur eine valutariſche Einheit geben. Das folgt aus dem, 
„rekurrenten Anſchluß“ in der Definition jener Einheit: gäbe es 
davon mehrere, ſo müßte doch jede an eine vorangehende „ange⸗ 
ſchloſſen“ werden können, und ſie würden ſich folglich „hiſtoriſch“, 
in der valutariſchen Ahnenreihe, auf eine gemeinſame Quelle zurück⸗ 
führen laſſen 1. In vollſtem Widerſpruch zu dieſem logiſchen Poſtulat 
der eigenen Theorie konzediert Knapp die Möglichkeit der „Parallel⸗ 
Währung“, eines Geldſyſtems, welches „für gewiſſe Geſchäfte das 
eine, für gewiſſe andere Geſchäfte ein anderes valutariſches Geld 
anerkennt“ (S. 113). Was iſt aber in einem ſolchen „Zuſtand“ 
des Geldweſens die Währungseinheit? Bei zwei Gelegenheiten 
kommt Knapp darauf zu ſprechen. Er fieht zwei Währungseinheiten 
in Oſterreich nach 1857: einerſeits Silbergulden bei Zollzahlungen. 
an den Staat bzw. bei Zinszahlungen des Staates, und andrer⸗ 
ſeits Papiergulden im übrigen Zahlungsverkehr (S. 395 ff.), während 
er in dem ſonſt, zum Beiſpiel bei Helfferich (Das Geld, 1. Aufl. 
S. 60), als klaſſiſches Beiſpiel der Parallelwährung geltenden Fall 
der engliſchen Gold⸗Guinea im fiebzehnten Jahrhundert nichts als 
eine Beteiligung der regiminalen Kaſſen am Goldhandel (S. 292) 
erblicken will?. In dieſem zweiten Beiſpiel iſt es aber weſentlich, 


Nen Fall gefragt werden, daß der Staat die von ihm aufgedrängte Geldart nicht 
oder nur beſchränkt akzeptiert. Nach Knapp würde da ein „Verſehen“ des Geſetz⸗ 
gebers vorliegen. Damit iſt aber die Frage nicht beantwortet. Die Greenbacks 
zum Beiſpiel waren zwar geſetzliches Zahlungsmittel in Schuldverträgen (in 
payment of all debts), nicht aber ohne weiteres in Steuerzahlung aufdrängbar. 
Vgl. Laughlin, S. 485. 

1 Vgl. Bortkiewicz in dieſem Jahrbuch 1906, S. 1335/36. 

2 Mithin gehören in ſeiner Terminologie nur die Fälle zur „Parallel⸗ 
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daß die Guinea nicht bloß (ſeit 1666) frei ausprägbar war und (in 
der Zeit von 1663 bis 1695) bei ſtaatlichen Kaſſen zum jeweiligen 
Tageskurs angenommen werden mußte; die Goldmünze war außer⸗ 
dem — was Knapp überſieht, weil eine förmliche „Proklamation“ 
nicht ſtattgefunden hat! — geſetzliches Zahlungsmittel und konnte 
alſo auch „aufgedrängt“ werden. Ob und in welchem Maße das 


währung“, die man ſonſt vielleicht als eine Abart der „Doppelwährung“ be- 
zeichnen würde: geſetzlich tarifiertes Wertverhältnis zwiſchen zwei vom Staate 
akzeptierten Geldarten, von denen allenfalls nur eine aus hyliſchem (freipräg⸗ 
barem) Metall hergeſtellt iſt, und für die gegenſeitige Einlösbarkeit der beiden 
ineinander nicht geſorgt wird. 

1 Er ſcheint (Staatliche Theorie, S. 292) „Proklamation“ nur dann zu⸗ 
geben zu wollen, wenn für die Münze ein Nennwert feſtgeſetzt wurde. Das iſt 
jedoch willkürliches Feſthalten an Formalitäten, die mit dem — chartaliſtiſch ge⸗ 
dachten — Weſen der monetären Stellung: Akzeptation und Aufdräugbarkeit, nichts 
zu ſchaffen haben. Das Fehlen des feſten Nennwertes bedeutet im Rahmen des 
Chartalismus, ſollte man meinen, keineswegs das Fehlen proklamatoriſcher Geltung, 
ſondern einfach: die Übertragung der Entſcheidung über das jeweilige Maß 
ſolcher Geltung an die ſtaatlichen Kaſſen. Der Fall müßte alſo geradezu als 
Muſterbeiſpiel von „Chartalität“ rangieren; es ſollte ja begrifflich einerlei ſein, 
nach welchen Merkmalen „materieller“ Art ſich dieſe Kaſſen richten, — wenn nur 
das formale Merkmal ſouveräner Geltungsbeſtimmung gegeben iſt. Freilich 
wäre es einigermaßen peinlich, eine typiſch metalliſch orientierte Politik „chartal“ 
deuten zu müſſen, und es liegt menſchlich nahe, den Fall einfach aus dem 
Währungsbegriff, ähnlich wie das penſatoriſche Zahlungsmittel, auszuſchließen. 
Dann iſt man aller Probleme „frei“, befreit vor allem auch von der läſtigen 
Frage: worin ſich denn ein „chartales“ Zahlungsmittel, deſſen „Geltung“ vom 
Marktpreis abhängt, von einer durch behördliche Preistaxe ausgezeichneten Ware 
unterſcheidet? — A. Schmidt (S. 64 ff.) hilft ſich anders: er meint, die Guinea, 
über deren damalige Stellung wir herzlich wenig wüßten, ſei jedenfalls nicht 
valutariſch geweſen, da man niemanden zwingen könne, eine Münze zu einem 
Kurſe anzunehmen, der ſich jeden Tag ändert (S. 67). In anderem Zuſammen⸗ 
hang gibt er aber ſelbſt zu, daß der Kaſſenkurs ſich wahrſcheinlich periodiſch, wie 
es dann für die Zeit 1695—1699 feſtſteht, und nicht täglich änderte (S. 70— 71); 
ferner (S. 7 ff. implizite), daß die Geſetzgebung von 1661 den geſetzlichen Zahlungs⸗ 
mittelcharakter der Guinea durch Anderung ihrer nominellen „Geltung“ an⸗ 
erkannte. Übrigens ſcheint bei den beſten Kennern dieſer verwickelten Materie 
Einigkeit darüber zu herrſchen, daß der fragliche Zuſtand als Silberwährung zu 
charakteriſieren iſt; die Staatskaſſen werden wohl vorwiegend, aber nicht immer 
Silbermünzen aufgedrängt haben, mit Rückſicht auf den fiskaliſchen Vorteil: ſie 
waren reichlich abgenutzt. Vgl. die von Schmidt zitierten Schriften von Liver⸗ 
pool, Horton, Kalkmann und Bouniatian; ferner Shaw (a. a. O. 
S. 219 ff.) und insbeſondere S. P. Breckinridge (Legal Tender, Chicago 
1902, S. 46 ff.), der den geſetzlichen n beider Geldarten 
außer Zweifel ſtellt. 
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faktiſch geſchah, iſt bekanntlich ſtrittig, und die Staatliche Theorie 
kann ſich hier alſo der Kritik entziehen. Weſentlich iſt, daß der 
Chartalismus notgedrungen die Möglichkeit einer „Pluralwährung“: 
mit mehr als einer Währungseinheit, zugeben muß für alle Geld⸗ 
arten, die vom Staat nicht bloß akzeptiert, ſondern auch aufgedrängt 
werden. Nur liegt in dem erſten, öſterreichiſchen Beiſpiel Knapps 
alles weniger als „Parallelwährung“ in dieſem Sinne vor: der 
Staat verlangte zwar Zollzahlungen in Metall (bzw. in Papier⸗ 
gulden zuzüglich des Disagios desſelben), dachte aber nicht daran, 
Metall den Staatsgläubigern „aufzudrängen“. Es handelt ſich hier 
einfach darum, daß einerſeits die Zolleinnahmen erhöht und andrer⸗ 
ſeits auswärtige Anleihen durch die Zuſicherung künftiger Zins⸗ 
zahlung und Tilgung in Metallgeld geſichert werden ſollten. 
Währungspolitiſch hat das (gerade auch im Knappſchen Syſtem) 
nichts weiter zu bedeuten als die „Akzeptation“ des fraglichen 
Metalls (erſt Silber, ſpäter Gold), das mithin zum akzeſſoriſchen 
Geld wurde. Knapp iſt in dieſem Punkte überflüſſigerweiſe der Logik 
ſeiner eigenen Lehre untreu geworden, indem er hier die bloße Auf⸗ 
nahme in das ſtaatliche Geldſyſtem als Erhebung in valutariſche 
Stellung deutete. 


5. In allen Fällen wirklicher „Parallelwährung“ jedoch käme 
der Chartaliſt in der Tat leicht in Verlegenheit. Wie kann man 
das Verhalten regiminaler Kaſſen, die Silber und Gold als valu⸗ 
tariſches Geld behandeln und ſich in der Wahl des Umrechnungs⸗ 
ſatzes ſtrikte nach dem Wertverhältnis auf dem Markte richten, 
anders als metalliſtiſch deuten? Wird hier die Währungseinheit 
chartaliſtiſch definiert, dann muß angenommen werden, daß der 
maßgebende regiminale Wille mit ſich ſelbſt in Konflikt geraten iſt. 
Denn einmal behandelt er dieſen, dann jenen Gegenſtand als 
valutariſches Geld, beſtimmt alſo zwei und möglicherweiſe noch mehr 
Währungseinheiten. Noch ſchlimmer wird es, wenn der Fall ein⸗ 
tritt, daß die eine Staatskaſſe dieſes, die andere jenes Geld auf⸗ 
drängt. Für ein Begriffsſyſtem wie das Knappſche iſt es wahrlich 
gleichgültig, ob der Fall ſich hiſtoriſch belegen läßt; es kommt nur 
auf ſeine begriffliche Möglichkeit und darauf an, wie ſich das Syſtem 
dazu ſtellen würde. Hiſtoriſch leicht zu belegen iſt aber der Fall 
gleichzeitiger Verwendung mehrerer Geldarten in einem und dem⸗ 
ſelben Zahlungsakt. In den erſten Jahren nach Gründung der 
Bank von England wurden a Wechſel auf London je 


62 | Melchior Palyı 


veranlaßte, nunmehr auf Barzahlung zu drängen). Welche Einheit 
war da als valutariſch anzuſehen: die auf Silber oder auf Papier 


bezügliche? Darauf kann erwidert werden, daß da offenbar Silber⸗ 


währung vorlag, weil ja die Noten einlösbar waren; dann bleibt 


aber die von Bortkiewicz? geſtellte Frage: was wohl die 


Währungseinheit iſt, wenn beide, bei jeder Zahlung je zur Hälfte 
verwendbaren Zahlungsmittel „definitiv“ ſind, noch immer unbeant⸗ 
wortet®. Knapp gibt ausdrücklich die Möglichkeit zu, daß „es im 
inneren Zahlungsweſen zwei Werteinheiten gibt“ (S. 409), und hat 
dafür einen terminus geprägt: „innerer Synchartismus“; nur gibt 
es im Rahmen ſeiner regiminalen Geldtheorie (wie man ſie wohl 
am paſſendſten nennen könnte) keinen Platz für die Frage, worin 
denn bei ſolcher Ordnung des ſtaatlichen Zahlungsweſens faktiſch 


gerechnet würde. Da zeigt es ſich wiederum“, daß nicht alles, was 
regiminale Kaſſen aufdrängen, Währungsgeld iſt. Sonſt müßte es, 


wie geſagt, gelegentlich auch eine Vielheit davon geben können, und 
der Preisbildungsprozeß wäre des einheitlichen Wertmeſſers beraubt. 
Das müßte in Oſterreich nach 1892 der Fall geweſen ſein, wenn es 
zuträfe, was Knapp behauptet: daß es dort „zwei Werteinheiten“ 
gab, weil 100 Kronen in Gold bei Steuerzahlung als 50 Gulden galten, 


dagegen bei Zollzahlung nur als 42 Gulden (S. 407). Wären das 


„Werteinheiten“ geweſen, und ließe ſich deren Zahl prinzipiell beliebig 
vermehren, wie es Knapp behauptet, dann hätten die Kalkulation und 


1 Vgl. A. Schm ict, S. 161. 

2 In dieſem „Jahrbuch“ 1906, S. 1336 —1337. 

3 Nach W. Carlile (a. a. O. S. 118) erklärte der franzöfiſche Münze 
edikt von 1577 Goldſchulden für entweder in Silber oder zu zwei e in 
Silber und zu einem Drittel in „Billon“ rückzahlbar. 

4 So weiſt zum Beiſpiel Laughlin (a. a. O. S. 496—97, 45258) nach, 
daß ſich die Zahlungsmittelfunktion des Geldes von ſeiner Funktion ale 
„Standard“ ſehr wohl trennen kann; dann iſt eben das ſtaatlich beſtimmte und 
auch aufgedrängte Geld doch nicht „Währungsgeld“. In Virginia und Maryland 
war nach 1633 die engliſche Münze das Wertmaß; gezahlt wurde jedoch von 
Rechts wegen in Tabak, bewertet in der engliſchen Geldeinheit. Wer wird da 


von „Tabakwährung“ zu ſprechen wagen? Die Staatliche Theorie wäre dazu 


gezwungen. Wie ſchon Montesquien (Esprit des Lois, livre XXII, ch. 2) 
davon ſprach, Grund und Boden wären unter Cäſar Geld geworden, weil dieſer 


die Löſung der Geldſchulden mit Immobilien geſtattet hat, dieſe auch ſeinerfeits 


»aufdrängte“. — Vgl. auch Cl. P. Gould, Money and Transportation in 
Maryland (Baltimore 1915) S. 48 ff. und R. Hildebrand, a. a. O. paffim. 
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die Ertragsrechnung der Unternehmer ſowie die Preisbildung auf 


den Märkten überhaupt, in Ermangelung eines einheitlichen Preis⸗ 
indikators, eines gemeinſamen Nenners für alle Wertrechnungen, 
mit den größten Schwierigkeiten zu kämpfen 1. Da rächt ſich wieder 
einmal die Willkür im Ausgangspunkt der Staatlichen Theorie, die 
den Geldbegriff aus dem für den Verwaltungsbeamten einfachſten 


Problem, dem der Schuldzahlung, entnimmt. Freilich ſteht es jedem 


frei, ſeine Begriffe nach beſtem Ermeſſen zu bilden. Aber auch das 
ſteht jedem frei, die Begriffe des anderen auf ihre Verwendbarkeit 
hin zu prüfen. Der chartaliſtiſche Währungsbegriff zwingt feine 
Adepten, überall dort, wo der Staat mehrere Zahlungsmittel auf⸗ 
drängt, eine Vielheit von Währungseinheiten anzunehmen; während 
es in einer Volkswirtſchaft auch bei rechtlicher „Parallelwährung“ — 
von primitiven, vorkapitaliſtiſchen Verhältniſſen abgeſehen — ſtets 
nur ein einziges „Währungsgeld“ geben kann: dasjenige von 
mehreren ſtaatlich aufdrängbaren Zahlungsmitteln, das der Verkehr 
le Wertrechnungen faktiſch zugrunde legt?. | 

6. Schließlich wären im Sinne der Staatlichen. Theorie kon⸗ 
5 mindeſtens je zwei „Definitionen“ für jede Währungs⸗ 
einheit erforderlich: je eine für die innere Ordnung und den aus⸗ 
wärtigen Verkehr; denn die chartale Definition ſoll ja von Haus 
aus nur für das Inland gelten, in der Machtſphäre der Verwaltung; 
darüber hinaus ſollen die privaten Marktfaktoren ihr Reich haben. 
Folglich bekommt die valutariſche Einheit im auswärtigen Verkehr 
einen „kommerziellen“ Sinn, der ihr im Inlande (nach Knapp) ver: 
ſagt ſein muß. Dieſelbe Einheit, die im Inland ein bloßer Name 
ſein ſoll, an den ſich keine Wertvorſtellung a der bloß mit 
| 3 Über die Bedeutung des einheitlichen Rechenſyſtem, als Borausſeßung 


für rationelles Wirtſchaften, durch Zugrundelegen einer Geldeinheit vgl. jetzt . 
NMiſes in Jaffes „Archiv“ 1920, S. 86 ff. und Max Weber, Die Wirtſchaft 


And die geſellſchaftlichen Ordnungen und Mächte (Tübingen 1921, während der 


„Drucklegung dieſer Arbeit erſchienen), S. 41 ff. 
Nach Lexis (Handwörterbuch VIô, S. 1007) werden die Preiſe bei 
„Parallelwährung“ teils in dem einen, teils im anderen Metall ausgedrückt ſein 
(wenn nämlich zwei Metalle geſetzliches Zahlungsmittel find, ohne ineinander 
einlösbar und feſt tarifiert zu fein). Das iſt natürlich möglich und war auch 
der Zuſtand, den Helfferich mit dem Begriff „Sortenwährung“ beſchrieb. Es 
fragt ſich nur, und meines Wiſſens iſt noch kein Fall der „Parallelwährung“ 
Daraufhin unterſucht worden, ob und wie weit faktiſch mit mehreren Werteinheiten 
gerechnet wurde; wahrſcheinlich hat unter modernen Verhältniſſen der „Verkehr“ 
Dafür geſorgt, daß durch Umrechnung alle Werte auf einen e als 


mehr oder g or nn Nenner Re wurden. 


64 Melchior Palyi 1684 


„Geltung“ verſehen iſt, — wird dem Ausland gegenüber Gegen⸗ 
ſtand der Bewertung wie jede andere Ware. Damit ändert ſich aber 
auch ihr „Sinn“ und bedarf neuer, nunmehr nicht⸗nominaliſtiſcher 
Definition. Und es würde nichts zur Sache tun, ob dieſe neue 
Definition am ſtofflichen Gehalt des Geldes orientiert wäre oder 
nicht: ſie müßte jedenfalls eine wirtſchaftliche ſein, d. h. von der 
Tatſache ausgehen, daß dem Träger jener Einheit wirtſchaftlicher 


Wert ſtatt der „Geltung“ zukommt. In Knapps Ausführungen 


iſt das ja alles enthalten; es fehlt nur die „Pointe“: daß dem 
Warencharakter des Geldes für den auswärtigen Verkehr eine neue, 
warenmäßige Begriffsbeſtimmung der Werteinheit entſprechen müßte. 
Das iſt jedoch eine logiſch unentrinnbare Konſequenz und hat ihrer⸗ 
ſeits ſchwerwiegende Folgen. Die wichtigſten währungspolitiſchen 
Maßnahmen haben nämlich ſowohl auf die innere, formale „Geltung“ 
als auch auf die auswärtige Wertbeſtimmung Bezug. So zum Bei⸗ 
ſpiel war die Einſtellung der freien Silberprägung in Indien (1893) 
nicht bloß eine „innere“ Maßnahme, durch die der Rupie „Notal⸗ 
verfaſſung“ verliehen wurde; ſie ſtellt zugleich eine „exodromiſche“ 
Handlung dar, welcher der „feſte Kurs“ als Ziel vorſchwebte. Fragt 


man, welcher „Sinn“ dieſem Verhalten der indiſchen Obrigkeit im 


Rahmen der Staatlichen Theorie zukommt, dann muß es dafür zwei 
Antworten geben: einmal, nach „innen“ geſehen, ſei der Sinn nur 
chartal zu deuten; zweitens aber hat dasſelbe Verhalten einen ganz 
anderen, nämlich kommerziellen Sinn, „exodromiſch“ betrachtet. Es 
mag dahingeſtellt bleiben, ob eine „Syntheſe“ dieſer beiden gegen⸗ 
ſätzlichen Sinndeutungen — beide im Rahmen der Knappſchen 
Lehre! — möglich wäre; ob und wie man insbeſondere auch Hand⸗ 
lungen, die zum Beiſpiel nur exodromiſchen Charakter tragen, 
wie die ſogenannte „Deviſenpolitik“, im Rahmen doppelter Definition 
unterbringen kann. Wie ſollen zwei ſo weſensverſchiedene Begriffe, 
wie der Ausdruck rein kommerzieller Beziehungen: die „Exodromie“, 
und der Ausdruck ſtaatlicher Souveränität: die „Chartalität“ des 
Geldes, zu einer Einheit verbunden werden? Jedenfalls müßte der 
Chartaliſt die Rupie doppelt definieren: einmal als „Rupie“, ſo be⸗ 
nannt von Obrigkeits wegen und begültigt zur Zahlung von Schulden, 
die auf „Rupie“ lauten, und dann als gleich etwa 16 Pence in 
Gold, — zwei Begriffsbeſtimmungen, die auf einander ſchlechthin 
irreduktibel ſind. Und der Chartaliſt müßte es als reine Willkür 
ablehnen, wenn ſei es die eine, ſei es die andere als die einzig 
richtige Definition der Werteinheit hingeſtellt wird, während der 
Metalliſt mit einheitlicher Begriffsbildung arbeiten kann. 
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Man kann der Staatlichen Theorie ſchwerlich gerecht werden, 
ohne ſich die Doppelaufgabe derſelben klargemacht zu haben. Sie 
will zunächſt und programmatiſch die (angeblich) herrſchende metal⸗ 
liſtiſche Auffaſſung des Geldweſens überwinden, zeigen, daß das 
menſchliche Handeln, das für die Einrichtung und Ordnung des 
Geldweſens maßgebend iſt, keineswegs an dem Streben nach Sicherung 
eines wertvollen Stoffes orientiert iſt. Dieſe polemiſche Auseinander⸗ 
ſetzung zieht wie ein roter Faden durch das Werk und liefert zu 
dem eigentlichen Inhalt ſozuſagen die theoretiſchen Kuliſſen. Den 
Hauptinhalt bildet der Verſuch einer nahezu erſchöpfenden Syſte⸗ 
matik geldpolitiſcher Maßnahmen. Man hat gegen dieſen Verſuch 


den Einwand gänzlicher Unfruchtbarkeit erhoben (Bortkiewicz); 


es handle ſich bloß um eine neue Terminologie, nicht, wie Knapp 
glaubt, um neue Begriffe. Das letztere trifft im weſentlichen auch 
zu, tut aber wenig zur Sache. Knapp hat mit glänzender ſyſte⸗ 
matiſcher Begabung Ordnung in die ſonſt ſchwer überſichtliche Fülle 
währungspolitiſcher Handlungen gebracht, ſelbſt das ſcheinbar 
„Selbſtverſtändliche“ auf ſcharfe begriffliche Formulierung gebracht 
und ſomit ein Begriffsſyſtem geſchaffen, das ſich langſam ſiegreich 
einbürgert und vielfach ein unentbehrliches terminologiſches Hilfs⸗ 
mittel für die wiſſenſchaftliche Verſtändigung über den jeweiligen 
Charakter von Währungseinrichtungen darſtellt. Es iſt ihm auch 


jüngſt volle Anerkennung dafür von keinem Geringeren als Mar 


Weber zuteil geworden!. Und darüber hinaus hat er mit dieſer 
Syſtematik auch poſitive Anregungen für die hiſtoriſche Forſchung 


gegeben. Die Unterſcheidung zwiſchen valutariſchem und akzeſſoriſchem 


Geld iſt zum Beiſpiel im Kern alles weniger als neu, wurde aber 
früher kaum mit derſelben begrifflichen Klarheit und Schärfe durch⸗ 
geführt; ſie ergab auch daher erſt bei Knapp einen neuen Geſichts⸗ 
punkt, den ſeine Schüler mit Erfolg anzuwenden wußten: die ge⸗ 


naue Unterſuchung des adminiſtrativen Verhaltens beim Geben und 


Nehmen jeder Geldart, als weſentlich für deren Stellung im Rahmen 
der betreffenden Währung. Jede währungspolitiſche Syſtematik ſteht 
aber jenſeits von Metallismus und Nominalismus: ſie verträgt ſich 
mit der einen wie mit der anderen „Theorie“, welche von beiden 
die ſtärkeren Anregungen zur Ausbildung der Syſtematik auch immer 


1 Max Weber, a. a. O. S. 99, 105, 109 ff. | | 
Schmollers Jahrbuch XLV S. oo | 5 
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geben mag. Es iſt freilich kein Zufall, daß fie ſich bei Knapp des 
Nominalismus bedient, aber doch auch nicht begriffsweſentlich: bei 
Max Weber bildet dieſelbe Syſtematik ein Glied in einer entſchieden 
metalliſtiſchen Lehre. Denn die Grundfrage Knapps: worauf denn 
„letztlich“ die faktiſche Geltung des Geldes beruht, läßt ſich bei reſt⸗ 
loſer Anwendung ſeiner Syſtematik ebenſogut in dem einen wie im 
anderen Sinne beantworten. Dieſer Grundfrage gilt alſo das Intereſſe. 
Die Antwort darauf iſt „metalliſtiſch“, wenn ſie behauptet, die 
Geltung ruhe auf der wirtſchaftlichen Verwendbarkeit, ſei alſo durch 
deren Ausmaß, durch die Menge der für das Geld erhältlichen 
Güter, unter denen das Edelmetall aus beſtimmten, Gründen eine 
bevorzugte Stellung einnimmt, bedingt“. Die Geltung ruht dagegen 
im Sinne des „Chartaliſten“ auf dem ſtaatlichen Willensakt, die 
das Geldſtück zur Schuldbezahlung befähigt, und würde demnach 
lediglich von dem Ausmaß dieſer Befähigung abhängen. 

An ſich handelt es ſich um den Streit zweier Theorien, ſchein⸗ 
bar ohne unmittelbar praktiſche Bedeutung. Denn es folgt aus der 
Staatlichen Theorie, wie ſchon erwähnt wurde, keineswegs, daß ihre 
Anhänger „Inflationiſten“ oder dergleichen ſein müßten?. Und doch 
iſt der Schulgegenſatz praktiſch ſehr weſentlich. Der chartaliſtiſche 
Standpunkt iſt nicht bloß „werturteilsfrei“, ſondern auch unfähig, 
über rein währungstechniſche Fragen hinaus Werturteile zu produ⸗ 
zieren. Er vermag nur über „Einheitlichkeit“, Zielbewußtheit uſw. 
der regiminalen Maßnahmen ein Urteil zu fällen; darüber hinaus 
fehlt ihm jede Grundlage, um währungspolitiſch Stellung nehmen 
zu können. Für ihn ſtehen die Ziele der Geldpolitik ſozuſagen ein⸗ 
für allemal feſt und nur die Wahl der beſten Mittel zur Verwirk⸗ 
lichung des gegebenen (chartaliſtiſch⸗exodromiſchen) Doppelzieles kann 
N Mithin kann auch im Sinne des Metalliften „ſtoffwertloſes“ Geld Träger 
der Währungseinheit werden. Die gegenteilige Meinung, gegen die Knapp und 
ſeine Schüler dauernd polemiſieren, findet ſich nur noch gelegentlich, zum Beiſpiel 
bei Diehl, vor. — Auf den intereſſanten Verſuch von R. Kaulla (Die Grund⸗ 
lagen des Geldwerts, Stuttgart 1920), durch eine „Kompenſationstheorie“ eine 
vermittelnde Stellung zwiſchen Nominalismus und Metallismus einzunehmen, 
kann hier ebenſowenig eingegangen werden, wie auf den gleichartigen Verſuch 
dawtreys. 

2 Für Entgleiſungen ſeiner Anhänger iſt Knapp ſelbſtverſtändlich nicht 
Fed lch die Art ſeiner Polemik mußte freilich auf Dilettanten einen 
ſtarken Anreiz zur Nachahmung ausüben. Wie ſehr er dabei ſelbſt von den 
Intelligenteſten ſeiner Verehrer mißverſtanden wurde, darüber iſt der Aufſatz von 
Bortkiewicz in Brauns Annalen 1911 nachzuleſen. 
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ſtrittig ſein. Die metalliſtiſche Deutung dagegen ermöglicht es ohne 
weiteres, jedem Problem der Geldpraxis unzweideutig gegenüber⸗ 
zuſtehen: indem mittels wirtſchaftstheoretiſcher Deduktion und an 
der Hand wirtſchaftsgeſchichtlicher Erfahrung die vorausſichtlichen 
oder faktiſch eingetretenen Wirkungen für jede geldpolitiſche Maß⸗ 
nahme „berechnet“ werden können. Der wichtigſte Maßſtab dafür, 
die Wirkung auf Zinsfuß und Güterpreiſe, fehlt überhaupt in der 
Chartaltheorie, die ſich — von formalen Geſichtspunkten der 
„Ordnung“, wie ſie für ſaubere Verwaltung erforderlich iſt, ab⸗ 
geſehen — nur an der Wirkung auf die Wechſelkurſe orientieren 
kann. Freilich nur ſoweit, als es bei Ignorierung des Geldwert⸗ 
problems möglich iſt. Und auch da nur ſozuſagen in formalem 
Sinne, nur an der Frage der Stabiliſierung der Wechſelkurſe. 
Der feſte Kurs ſoll ja das letzte Ziel ſein, auf das es aus⸗ 
ſchließlich ankäme, angeblich ohne Rückſicht auf das Metall, deſſen 
Verwendung nur Mittel zu dieſem Zweck bedeute. Folglich könnten 
aus der Staatlichen Theorie keinerlei Richtlinien zum Beiſpiel dafür 
abgeleitet werden, auf welcher Höhe ein Derviſenkurs ſtabiliſiert 
werden ſoll; nur daß die Schwankungen beſeitigt werden, vermag 
ſie zu poſtulieren, nicht aber Anhaltspunkte für die Wahl des — 
angeblich ja ganz willkürlichen — „Paris“ anzugeben. Während 
es für die währungspolitiſche Praxis, für die das Ziel der Kurs⸗ 
befeſtigung wahrlich keine Entdeckung bedeutet, gerade auf die Wahl 
der intervalutariſchen Parität ankommt, von der in einem Lande 
mit ſchwankender Valuta „Leben und Tod“ abhängt: fie iſt für 
Schuldner und Gläubiger, für die Angleichung des binnenländiſchen 
Preisniveaus an das ausländiſche und überhaupt für die kommerzielle 
Stellung des fraglichen Staates unter Umſtänden von der ein⸗ 
ſchneidendſten Bedeutung. Doch läßt ſich über dieſe Blöcke von 
Problemen nur vom metalliſtiſchen, am „Geldwert“ orientierten 
Standpunkt aus Poſitives ausſagen, während der Chartaliſt die 
Wahl der Parität zu einer „Willensfrage“ der Verwaltung degradiert, 
womit er den (nicht immer eindeutigen) Devalvationsintereſſenten 
unbeabſichtigte Vorſpanndienſte leiſtet. Was übrigens die augen⸗ 
blickliche Konjunktur dieſer geldtheoretiſchen Richtung erklärt 1. 


1 Allein 1920 ſind drei „neue“ nominaliſtiſche Geldtheorien herausgekommen: 
von Kurt Singer, Elſter und Kerſchagl; Bendixens Schriften erleben 
neue Auflagen, die von Dalberg finden Abſatz. Bezeichnend für den Einfluß 
der Staatlichen Theorie iſt die neueſte Wendung der Devalvations⸗Argumentation: 
die Einlöſung der Papiermark in weniger Goldmark ſei gar keine „Devalvation“, 
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Der Gegenſatz der Grundbegriffe hat vor allem „theoretiſche“ 
Bedeutung: ſie ſtellen ungeachtet der praktiſchen Konſequenzen zwei 
verſchiedene Wege der „Erklärung“ dar. Hier iſt nun das Feld 
des Chartalismus von vornherein ſehr eingeſchränkt: da er den 
„Geldwert“ kurzerhand als „Tautologie“ über Bord wirft, ver⸗ 
ſchließt er ſich jede Möglichkeit, zu der Klarlegung der damit zu⸗ 
ſammenhängenden Probleme das geringſte beitragen zu können. 
Darin iſt er einer juriſtiſchen Geldlehre ähnlich, daß beide ſich primär 
nicht an wirtſchaftlichen Problemen orientieren. Der Juriſt kann 
ſich aber ſolche Selbſtbeſchränkung leiſten, da er nicht die „Realität“ 
kauſal erklären, ſondern bloß rechtlich „werten“ und unter beſtimmten 
begrifflichen Geſichtspunkten ſyſtematiſieren will. Es fragt ſich da⸗ 
gegen, ob eine „realiſtiſche“ (oder auch „ſoziologiſche“) Theorie, wie 
ſie Knapp bieten will, bei ſolcher Beſchränkung der Frageſtellung auf 
die rein formale „Ordnung“ des Geldweſens der Wirklichkeit gerecht 
wird. Er verſucht es, wie wir ſahen, in der Weiſe, daß er den 
Chartalismus auf das Inland beſchränkt: im Inlande gelte die 
ſtaatliche Allmacht, im auswärtigen Verkehr käme es auf die 
kommerziellen Beziehungen an. Und tatſächlich verfährt er nach der 
Regel der „iſolierenden“ Methode, wie ſie in der theoretiſchen 
Nationalökonomie gebräuchlich iſt: erſt wird die Ordnung des Geld⸗ 
weſens ohne Rückſicht auf auswärtige Beziehungen, alfo „ceteris 
paribus“, betrachtet, dann wird der Außenverkehr und deſſen Be⸗ 
deutung für die Währungspolitik ſchrittweiſe eingeführt. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt gegen ein ſolches Verfahren der iſolierenden Be⸗ 


denn dadurch werde allenfalls der „Wert“ der Papiermark tangiert, ihre „Gel⸗ 
tung“ bleibe dagegen unberührt. Vgl. K. Elſter in Conrads „Jahrbüchern“ 
1921, S. 160 ff. — Nach Abſchluß dieſer Arbeit erſcheint die dritte Auflage 
der Staatlichen Theorie: unveränderter Neudruck, mit wenigen Ergänzungen, die 
vor allem dem Literaturverzeichnis zugute kommen. Der Standpunkt in der 
Geldwertfrage wird (S. 436 ff. der neuen Auflage) noch ſchroffer als bisher 
formuliert, und die warmen, anerkennenden Worte Max Webers werden mit 
großer Genugtuung (S. 461) verzeichnet, ohne deſſen ablehnende Kritik, namentlich 
in der Geldwertfrage, zu erwähnen. Selbſt die von Menadier und anderen 
nachgewieſenen Tatſachenirrtümer ſind unverändert ſtehen geblieben. Ein Beiſpiel 
für viele: Miſes hat darauf hingewieſen (in dieſem „Jahrbuch“ 1909, 
S. 1027 ff.), daß die Knappſche Darſtellung, die Deviſenpolitik lege der Öfterr.- 
Ungariſchen Bank Opfer auf, für die ſie dann vom Staate entſchädigt wird, 
unrichtig iſt; „Deviſenpolitik“ bedeutet für die Bank einträgliche Geſchäfte auf 
der Börſe⸗ Knapp bleibt aber ungeſtört bei feiner Meinung (S. 246 ff. der 
3. Auflage). 9 r Zu 8 
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trachtung nichts einzuwenden, — verausgeſetzt, daß ſie dem Objekt 
angemeſſen iſt. Das iſt ſie aber prinzipiell nur dann, wenn ſich der 
iſolierte Fall von dem „wirklichen“ nicht anders unterſcheidet als 
der einfachere vom komplizierteren; der Unterſchied darf nur in der 
„Quantität“, nicht aber in der „Qualität“ beſtehen. So ſind die 
Abſtraktionen der Ricardoſchen Freihandelstheorie methodiſch zu⸗ 
läſſig, wenn ſie von dem Fall des Handels zwiſchen zwei „Nationen“ 
mit je einem Produkt ausgehen, um an dieſem „einfachſten“ Fall 
das Problem klarzumachen: weil vorausgeſetzt wird, daß ſich der 
internationale Handel als Summe individueller Handelsakte vom 
lokalen nur quantitativ unterſcheidet . Ganz anders verhält ſich die 
Sache in der Geldtheorie. Die Geldordnung eines iſolierten Staates 
iſt nicht nur quantitativ, ſondern „weſens“ verſchieden von der eines 
in den Weltverkehr verflochtenen Gemeinweſens. Was für die 
Währungspolitik eines nach außen abgeſchloſſenen Staates gelten 
mag, nämlich die weitgehende Macht regiminalen Willens in Geld⸗ 
fragen, gilt für dasſelbe „Inland“ ſchon keineswegs, wenn es dem 
internationalen Verkehr zugänglich wird. Kaſchmir konnte ſich die 
freie Silberprägung leiſten, bis nach Srinagar eine brauchbare Ver⸗ 
kehrsſtraße gebaut wurde; dann mußte aber die Silberprägung ein⸗ 
geſtellt werden, um das Verſchwinden der Goldmünzen zu verhindern?. 
Japan konnte in der Zeit der Autarkie eine Doppelwährung auf⸗ 
rechterhalten, bei der das Gold mit einem Drittel ſeines Weltmarkt⸗ 
wertes bewertet war; das Eindringen der Europäer nach dem 
Handelsvertrag von 1858 machte dem Idyll ein Ende?. In einem 
wirtſchaftlich iſolierten Staate mag (bei Gleichbleiben der Währungs⸗ 
verfaſſung!) der Anſchein entſtehen, als ob das Währungsgeld über 
jede Bewertung ſtünde; in der „Weltwirtſchaft“ kann man den 
Schein nicht lange wahren. Das wirtſchaftliche, vom Weltmarkt 
her beſtimmte Werturteil beſtimmt über kurz oder lang das Verhalten 
der Menſchen, wenn nicht gerade, wie zum Teil noch heute im 
Inneren Chinas, feſte traditionelle Bindungen das Wirkſamwerden 
des Greſhamſchen Geſetzes hemmen. Der Bewertung wird vor allem 
das valutariſche Geld unterworfen, das ja dem Auslande gegenüber 
85 . Währung darſtellt; an dieſer Tatſache und ihren 


1 Bal Baſtables Theory of international Trade, 3. Aufl gondon 1902, 
©. 1 05 

2. Nach Carlile, a. a. O. S. 180—181. | . 

3 Vgl. Jevons, Money and the Mechanisme ol Exchange, 11. ed., 
London 1896, S. 84. 
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Folgen muß ſich letztlich jede Währungspolitik orientieren, wenn fie 
nicht ſich ſelbſt aufheben will. Nur von hier aus iſt der „Sinn“ 
der modernen Währungspolitik zu verſtehen: aus dem Streben, 
gerade auch für das valutariſche Geld durch Sicherung ſeines wirt⸗ 
ſchaftlichen Wertes (mittels „Einlösbarkeit“ in Gold) dem RUN: 
werden jenes Geſetzes vorzubeugen. 

Dem Hiſtoriker widerſtrebt es, im Geſellſchaftsleben Geſetze“ 
anzuerkennen, die der individuellen Eigenart der Erſcheinungen nur 
zu leicht Gewalt antun. Aus dieſer ſehr berechtigten Vorſicht heraus 
wurde auch das Greſhamſche Geſetz vielfach ſchon vor Knapp an⸗ 
gezweifelt. Wenn zum Beiſpiel in Spaniſch⸗Amerika im achtzehnten 
Jahrhundert die mit etwa 25% unterwertig ausgeprägten Scheide⸗ 
münzen (Peſetas und Halbpeſetas) ſo lange zum Nennwert umlaufen 
konnten, bis das maſſenhafte Erſcheinen von Nachahmungen 
(counterfeits) ihre Bewertung zum Metallwert erzwang, ſo ſah 
bereits Del Mar darin den Beweis, daß jenes Geſetz nicht für 
das Geld, ſondern nur für Waren gelte, für das Geld nur, ſoweit 
es durch Privatprägung „proſtituiert“ und zur Ware „degradiert“ 
wurde!. Und ein anderer Engländer, W. Carlile, glaubte die 
Geltung des Geſetzes auf „subsidiary or fiduciary money“ 
beſchränken zu müſſen, indem er Beiſpiele dafür zuſammentrug, daß 
ſich der Verkehr in der Wahl des Währungsmetalls für das „gute“ 
entſcheidet und das „ſchlechte“ verſchwinden läßt ?. Nur find ſeine, 


aus der Antike hergeholten Beiſpiele nicht beweiskräftig, weil es ſich 


dabei um Fälle handelt, in denen die Wahl zwiſchen mehreren 
Metallen ohne vorhergehende, wirkſame Feſtlegung einer geſetzlichen 
Wertrelation zwiſchen denſelben erfolgen konnte. Es kommt aber in 
der Tat vor, daß der Verkehr, aller geſetzlichen „Doppelwährung“ 
und ſcheinbar auch dem Greſhamſchen Geſetz zum Trotz, das ſchlechte 
Geld verſchwinden läßt. So etwas ſcheint ſich zum Beiſpiel in 
Kalifornien nach 1862 ereignet zu haben: Die Vereinigten Staaten 
ſind zur Papierwährung übergegangen; überall verſchwand das Gold, 
um den entwerteten Greenbacks Platz zu machen; nur Kalifornien 
hielt am Goldumlauf feſt, indem dort alle Verträge mit der „Gold⸗ 
klauſel“ verſehen wurden, deren rechtliche Anerkennung die öffent⸗ 
liche Meinung erzwang °. Alſo wurde das „gute“ Geld 9 
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ı Del Mar, History of One ee London u 6. 455. 
2 Carlile, S. 197 fl. 2 
3 Vgl. Laughlin, ©. 432 ff. 
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Daraus folgt aber keineswegs, daß die Kalifornier ihren eigenen 
Intereſſen entgegen gehandelt hätten. Vielmehr kommt dabei ein 
weſentlicher Charakterzug des Greſhamſchen Geſetzes zum Vorſchein: 
es gilt nur im Rahmen ſtaatlicher „Doppelwährung“ und hört auf 
zu gelten an der Grenze des ſtaatlichen Machtbereiches. Der Irrtum 
von Knapp und ſeinen Vorgängern beſteht eben darin, dies verkannt 
zu haben. Jenes Geſetz gilt nur im Rahmen der ſtaatlichen 
Währungsordnung, weil nur da die Möglichkeit, zwiſchen mehreren 
Zahlungsmitteln zu feſtem Umrechnungsſatz wählen zu können, ge⸗ 
boten wird; während ſie es gerade umgekehrt auf die Ware bzw. 
das „akzeſſoriſche“ Geld beſchränkt anerkennen. 

Außerhalb von Herrſchaftsverbänden gibt es keine „Währung“ 
und folglich auch keine Möglichkeit, zwiſchen zwei in gleicher „valu⸗ 
tariſcher“ Stellung befindlichen Geldarten wählen zu können; jede 
„ſtaatliche“ Theorie dagegen, und nur dieſe, muß mit dem Greſhamſchen 
Geſetz rechnen, wenn ſie die währungspolitiſchen Vorgänge kauſal 
erklären will. Dann läßt es ſich freilich nicht mehr aufrechterhalten, 
daß das valutariſche Geld nur „zirkulatoriſche“ Befriedigung (im 
Sinne Knapps) gewährt: wenn es der Bewertung wie jedes andere 
Gut unterworfen iſt, und dann iſt auch die nominaliſtiſche Definition 
der Geldeinheit nicht mehr möglich. Sie ſteht und fällt mit der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Währungseinheit ſchlechthin von der Geldverwaltung 
beſtimmt wird und nicht Gegenſtand von Werturteilen werden kann, 
weil ſie allen Werten rechneriſch als Einheit zugrunde liegt. Es heißt 
aber ſich auf einen willkürlich gewählten, formaliſtiſchen Standpunkt 
feſtlegen, wenn man die Exekutive zur letzten Inſtanz der Geld⸗ 
verfaſſung erhebt, bei der der Kauſalitätsfaden förmlich abreißt. 
Das iſt ſo wenig „ſoziologiſch“ gedacht wie juriſtiſch oder ökonomiſch; 
denn ein (wie immer definierter) ſoziologiſcher Standpunkt würde 
ja gerade bedeuten: daß man auf die letztlich noch erkennbaren 
Faktoren des geſellſchaftlichen Geſchehens rekurriert, um es mit ihrer 
Hilfe kauſal „deuten“ zu können. Der juriſtiſchen Geldlehre gegen⸗ 
über tritt Knapp mit dem Anſpruch auf, „realiſtiſch“ fein zu wollen, 
während er, im Vergleich zur wirtſchaftlichen Geldtheorie, nur „Teil⸗ 
wirklichkeit“ bietet, indem er einen ſo grundlegenden Faktor wie die 
Bewertung des Geldes teils überhaupt in Abrede ſtellt, teils ihre 
Wirkung auch auf die „interne“ Geſtaltung der Währung verkennt. 
Was wiederum einen höchſt peinlich wirkenden Widerſpruch bedeutet: 
dasſelbe Geldſtück, das im zwiſchenſtaatlichen Verkehr je nach ſeiner 
ſtofflichen und „funktionellen“ Verwertbarkeit bewertet wird, ſoll im 
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„Inlande“, den Waren gegenüber, ein bloßer Name ſein, an dem 


keinerlei Wertvorſtellung haften dürfte! 
Der Verſuch Knapps, dieſen Widerſpruch zu beſeitigen, Rent den 
bisher konſequenteſten und folglich bedeutendſten, nominaliſtiſchen 


Verſuch in der Geldtheorie dar. Das Problem lautet: Wie kann 
man den „Geldwert“ leugnen, obwohl es unleugbar feſtſteht, daß 


im intervalutariſchen Kurs auch der „Stoffwert“ des Geldes zum 


Ausdruck kommt? Die Antwort iſt ſehr einfach und verwendet einen 


der Theorie des internationalen Handels längſt geläufigen Gedanken. 
Im Gegenſatz zur klaſſiſchen, quantitätstheoretiſchen Konſtruktion wurde 
ſchon längſt (von Bagehot, Laughlin, Anſiaux u. a.) der Stand⸗ 
punkt vertreten, daß die internationalen Warenbewegungen nicht 
Folge, ſondern Urſache der Geldbewegungen ſeien. Nicht der „Geld⸗ 
wert“ würde alſo den Wechſelkurs beſtimmen — durch das Herbei⸗ 


führen von Güterabfluß oder Güterzuſtrom —, ſondern dieſe Güter⸗ 


bewegungen und mithin die „kommerziellen“ Verhältniſſe wären der 
primäre Kursbeſtimmungsgrund. Dieſe Gedanken werden wohl auch 


Knapp, ungeachtet ihrer Unzulänglichkeit, vorgeſchwebt haben, als er 


ſeine „Geſchäftstheorie“ formulierte (die bei ihm dann gelegentlich 
doch, trotz aller Polemik, wieder quantitätstheoretiſche Färbung er⸗ 
hielt, wie wir ſahen). Die „pantopoliſchen“ Beziehungen der Volks⸗ 
wirtſchaften wären danach für die Valutakurſe maßgebend; daneben 


freilich auch die „platiſche“ Berwendbarkeit der Geldſtücke, die alſo 


doch nicht unter den „kommerziellen Verhältniſſen“ ſubſumiert werden 
konnte. Das wird zwar gelegentlich in der Staatlichen Theorie 
ausgeſprochen, ohne ſich jedoch der Konſequenzen bewußt zu werden. 
Da liegt nun der Grundirrtum jeder nominaliſtiſchen Geldtheorie. 
Solange ſie ſich darauf beſchränkt, zu betonen, daß das Geld der 
wirtſchaftlichen Funktion nach einer Marke oder dergleichen ähnlich 
ſei, ſo lange handelt es ſich bloß um einen Streit um Worte und 
Aphorismen. Erhebt ſie aber den Anſpruch, von hier aus das Geld⸗ 
wertproblem löſen zu können, dann muß ſie in ihre — termino⸗ 
logiſchen — Schranken gewieſen werden. Denn ſie überſieht oder 
verſchweigt es, daß das Gold nun einmal „Wert“ beſitzt, worauf 
dieſer Wert auch immer beruhen mag, und zwar einen Wert, von 
deſſen relativer „Stabilität“ die Menſchen nun einmal überzeugt ſind, 
und daß mit ihm folglich „gewirtſchaftet“ werden muß, wie mit 
jeder anderen Ware. Darauf kommt es aber für jede „reali⸗ 
ſtiſche⸗ Erklärung an: die wirkſamen Motive des menſchlichen 
Handelns aufzudecken, — nicht aber: ſolche zu hypoſtaſieren, die 
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jeweils als „vernünftig“ dem rationaliſtiſch orientierten Theoretiker 
einleuchten. 

Daß übrigens die heutige, währungspolitiſch ſo wichtige Stellung | 
des gelben Metalls auf alles weniger als der bloßen, irrationellen 
„Vorliebe“ für Schmuck und dergleichen beruht, das kann in dieſem 
Rahmen nicht ausgeführt werden. An der Unterſchätzung, genauer: 
an der völligen Verkennung der Stellung der Edelmetalle, als Güter, 
die dank der Vorratsbildung und dank des eigenartigen Zuſammen⸗ 
hanges durch ihre Produktionskoſten mit der Preisbildung der Ge⸗ 
ſamtheit aller anderen Sachgüter eine entſcheidende Rolle in dem 
Mechanismus der wirtſchaftlichen „Konjunkturen“ ſpielen“, iſt bisher 
jeder geldtheoretiſche Nominalismus geſcheitert. Der von Knapp 
ruht letztlich auf einer „aequivocatio terminorum“. Daraus 
nämlich, daß das Geld als ſolches keine „reale“, ſondern bloß 
„zirkulatoriſche Befriedigung“ gewährt, folgt keineswegs, daß dem 
Geld keinerlei „Wert“ zukomme. Außer, wie jedermann weiß, 
wenn es überhaupt keine Befriedigung“ gewähren würde oder in 
beliebiger Menge vorhanden wäre. Nur die völlig entwerteten 
Aſſignaten ſind als freies Gut anzuſehen; für dieſe, aber auch 
nur für dieſe, mag die Staatliche Theorie vielleicht gelten: ſie 
ſind zuletzt wirklich nur noch rein „chartal“ geweſen. Wie ein 
Denker vom Range Knapps „nichtreal wertvoll“ und „wertlos“ 
gleichſetzen konnte, iſt ſchier unbegreiflich; mit dieſem Eckſtein ſeiner 
Theorie fällt aber auch jeder Grund fort, das Geld als bloße 
Schöpfung der Rechtsordnung anzuſehen, es aus dem Rahmen der 
wirtſchaftlichen Gefegmäßigfeiten herauszunehmen. Der Sinn des 
„Metallismus“ iſt einfach: daß das Geld, wie jedes andere Gut, 
Wert beſitzt und daß es folglich der ganzen Zwangsläufigkeit unter⸗ 
worfen iſt, die dem Wirtſchaften infolge der Spannung zwiſchen 
„Vorrat“ und „Bedarf“ anhaftet. Damit fällt auch der künſtliche 
Gegenſatz zwiſchen „Inland“ und „Ausland“: der innere wie der 
auswärtige Verkehr werden gleichermaßen nicht einfach von „Macht⸗ 
verhältniſſen“ reguliert, wie es in Knappſcher Beleuchtung ausſieht, 
ſondern der ratio wirtſchaftlicher Erwägungen iſt der Starke ſowohl 
als auch der Schwache untertan. Im inneren wie im äußeren 
Verkehr der Völker herrſcht das Streben nach Erlangung von 


1 Vgl. Eßlen, a. a. O. S. 1377 ff., wo die fraglichen Zusammenhänge 
in aller Kürze dargelegt find. Statiſtiſches Material dazu bei Labordeère, 
L’or et la vie chöre, Paris 1917. 
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„realen“ Gütern, und der Staat — mag man von dem Glauben 
an ſeine Allmacht aller Weltgeſchichte zum Trotz noch jo erfüllt 
ſein —, iſt, wenn er irgendwie „Erfolg“ haben, ſeinen „Willen“ 
durchſetzen will, der immanenten Logik dieſes rationell orientierten 
Strebens ebenſo unterworfen, wie jedes andere Wirtſchaftsſubjekt. 
Kurz: der „Staat“ mag „wollen“, was ihm beliebt; ſoll aber ſein 
Wille zur Wirklichkeit werden, dann darf er nur wollen, was der 
„Verkehr“ — zuläßt. 

Von der verwaltungstechniſchen Syſtematik abgeſehen iſt der 
Chartalismus hinfällig, weil er weder eine juriſtiſche, noch auch eine 
wirtſchaftliche oder ſoziologiſche Geldtheorie zu bieten vermag. Be⸗ 
wundernswert iſt und bleibt das Werk Knapps als ſyſtematiſche 
und vor allem als „künſtleriſche“ Leiſtung: künſtleriſch durch das 
ſpieleriſche Verquicken ökonomiſcher und juriſtiſcher Gedanken, durch 
das bei aller Klarheit des Stils packende Spiel mit Aufleuchten 
und Ineinanderfließen der Ideen. Viel von ſeinem Erfolg hat das 
Buch dieſem Reiz der meiſterhaften, an die Proſaiker der Romantik 
erinnernden Darſtellung zu verdanken. 
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Theorie der Lohnſteigerung 
1 Von Dr. Rudolf Stucken⸗Blankeneſe 


0 


3 waltsverzeichnis: Einleitung: Aufgabe und Methode der Unter⸗ 
ſuchung S. 75—81. — Erſtes Kapitel: Einige weſentliche Theo- 
1 rien der Lohnſteigerung außer Böhm-Bawerk S. 81-102. 
I. Die Lohnfondstheorie (Mill, Spiethoff) S. 81. 2. Die Lohnkampftheorie 
7 S. 84. a) bei Annahme eines unveränderlichen Volkseinkommens (Thornton) 
A S. 85, b) bei Annahme eines veränderlichen Volkseinkommens (Brentano) 
1 S. 88. 3. Theorie der Reduktion des Lohnes durch Abnahme der Arbeits⸗ 
bermendung und Zunahme der Kapitalverwendung (Pierſon) S. 99. 


Einleitung 
Aufgabe und Methode der Anterſuchung 


D evor in die Darſtellung der Theorie der Lohnſteigerung ein⸗ 
getreten wird, müſſen wir uns zunächſt die Frage ſtellen, was 
* dieſem Ausdruck „Lohnſteigerung“ zu verſtehen iſt. Es iſt 
ein Ausdruck, der, in aller Leute Munde, einen beſtimmten Sinn 
4 ue hat. Es erſcheint unzweckmäßig und verwirrend, einem 
n täglichen Gebrauch faſt abgenutzten Worte eine andere Deutung 
zu geben, als es im täglichen Leben hat, und es ſoll daher das 
Wort Lohnſteigerung hier möglichſt in demſelben Sinn sera 
erden. | 

| Zunächſt iſt unter Lohnſteigerung wörtlich nur die Tatſache 
ſteigenden Lohnes zu verſtehen. Jedoch weiterhin denken wir bei 
dieſem Wort an das Streben der Lohnempfänger, ihren Lohn zu 
fi ſteigern, um ſich ſelbſt ein größeres Realeinkommen beziehungsweiſe 
einen größeren Anteil am Realeinkommen der Nation zu verſchaffen. 
Die Lohnempfänger verfolgen dieſes Ziel in verſchiedenen Formen, 
1 in der Vereinzelung, durch gelegentliche Verabredungen untereinander 
der Lohn in der Regel in einer Geldſumme beſteht, und der Arbeiter 
55 durch Verfügung über eine Geldſumme ſich einen Anteil am geſamten 
Gutervorrat der Nation zu beſchaffen vermag, ſo geht das Streben 
auf Steigerung dieſer Geldſumme, d. h. auf Steigerung des Nominal⸗ 
A ohnes; ob der Endzweck, die Schaffung eines größeren Reallohnes 
od der eines größeren Anteils am Realeinkommen der Nation, hierdurch 
er reicht wird, bleibe dahingeſtellt; feſtgeſtellt ſei nur, daß eine direkte 
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und in Organiſationen, welche für die Dauer geſchaffen find. Da 
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Beeinfluſſung des Reallohnes, welcher außer von der Höhe des 


Nominallohnes abhängt vom Preisniveau der konſumierten Güter, 
alſo eine Beeinfluſſung des Verhältniſſes vom Nominallohn und 
Preisniveau, bisher bei der wichtigſten Arbeiterkategorie, der großen 
Klaſſe der gewerblichen Arbeiter, im allgemeinen nicht unternommen 
wurde“. Unter Lohnſteigerung und dem hierauf gerichteten Streben 
der Arbeiter iſt danach im e EIER! des Nominallohnes 
zu verſtehen. 

Seit der Herausbildung eines gewerblichen Arbeiterſtandes, für 
den die Stellung als Arbeiter nicht mehr Stufe für den Aufſtieg 
zur Meiſterſtellung, ſondern bleibendes Lebensverhältnis bedeutete, 
wurde die Lohnfrage zum brennenden Problem. Die elende Lage 


der Arbeiter in den erſten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts, ſodann 


das Entſtehen von Kampforganiſationen der Arbeiter zur Beſſerung 
ihrer Lage, haben eine Fülle von Unterſuchungen hervorgerufen. 
Den Tatſachen entſprechend und unter dem Einfluß der Malthusſchen 
Lehre beurteilten die Autoren die Frage der Lohnſteigerung zumeiſt 
peſſimiſtiſch, bis die Beſſerung der tatſächlichen Lage der Arbeiter 
zu einer optimiſtiſcheren Auffaſſung auch bei den Theoretikern führte. 
Insbeſondere waren es die Kämpfe und Erfolge der Arbeiter⸗ 
organiſationen, welche das Augenmerk der Sozialökonomen auf ſich 
zogen und zu einer Nachprüfung der bisherigen Theorie führten. 
Im gleichen Sinne wirkte die Erſchütterung der theoretiſchen Grund⸗ 
lage der bisherigen Lehren durch die Anhänger der ſubjektiven Wert⸗ 
lehre, welche das Vorhandenſein objektiver Beſtimmungsgründe für 
den Wert der Arbeit oder Arbeitskraft verneinten. | 

Auf die Behandlung der Frage der Lohnſteigerung in Deutſch⸗ 
land gewann Brentano entſcheidenden Einfluß. Seitdem im Jahre 1871 
Brentano ſeinen Aufſatz „die Lehre von den Lohnſteigerungen mit 
beſonderer Rückſicht auf die engliſchen Wirtſchaftslehrer“? veröffentlichte, 


Wiſſenſchaft geworden, und es gibt nur eine kleine Zahl von Sozial⸗ 
ökonomen, die ſeine Theorie der Lohnſteigerung grundſätzlich ver⸗ 
2 — zum Beiſpiel N Weber * Otto Conrad“ und der m deutſcher 


1 Abort Weber, Der Kampf zwischen Kapital und Arbeit. Tübingen 
1010 S. 554. 

2 Jahrbücher für Natibnalökonůomie und Statiſtik, 1871, I, S. 251 ff. 

2 Der Kampf zwiſchen Kapital und Arbeit. Tübingen 1910. | 

4 Lohn und Rente. Leipzig und Wien 19009. 


, 


iſt die dort von ihm vertretene Lehre faſt Allgemeingnt unſerer 
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Sprache ſchreibende Schwede Guſtav Caſſel . Eine beſondere Stellung 
nimmt Böhm⸗Bawerk ein“. Man kann von ihm überhaupt nicht 
ſagen, daß er in einem ſeiner Hauptwerke irgendwo eine Theorie 
der Lohnſteigerung aufgeſtellt habe, denn das Wort Lohnſteigerung 


oder eine Kritik der Lehre Brentanos kommt dort nicht vor. Nur 


in einem ſpäteren Aufſatz“ iſt er kurz auf die Frage der Lohnſteigerung 


eingegangen, jedoch ohne ſich erheblich von Gedankengängen zu ent⸗ 


fernen, die faſt 40 Jahre früher der Holländer Pierſon in feiner 
Kritik der Brentanoſchen Theorie gebracht hatte“; von dieſen Aus⸗ 
führungen Böhm⸗Bawerks zum Thema der Lohnſteigerung können 
wir daher abſehen. Was Böhm⸗Bawerk uns bringt, iſt zunächſt 
einmal ein Einblick in Weſen und Wirkſamkeit des Kapitals, ſodann 
auf der Grundlage ſeiner Wert⸗ und Kapitalslehre ein ſtatiſches 
Geſetz über den Anteil von Arbeit und Kapital am Arbeitsprodukt. 
Vorgehend in der abſtrakt iſolierenden Methode der öſterreichiſchen 
Schule zeigt Böhm⸗Bawerk, in welche Gleichgewichtslage ſich Lohn 
und Zins unter der Einwirkung nur ökonomiſcher Faktoren in jedem 
Augenblick einſtellen muß. Er ſagt aber nicht, unter welchen Er: 
ſcheinungen und mit welchen Veränderungen in den verſchiedenen 
wirtſchaftlichen Größen das durch irgendwelche Kräfte geſtörte Ver⸗ 
hältnis wiederum zur Gleichgewichtslage tendiert. Indem die Kritiker 
zum Beiſpiel Salz, die Lehre Böhm⸗Bawerks dahin auffaßten, daß 
alle Faktoren feſtſtehende Größen ſeien und nicht etwa in Wechſel⸗ 
wirkung mit der Höhe von Lohn und Zins veränderlich ſeien, nahmen 
ſie an, daß es jeweils nur eine Gleichgewichtslage und ſomit auch 


nur einen möglichen Stand von Nominallohn und Zins gäbe, jede 


Möglichkeit einer Lohnſteigerung alſo der Theorie Böhm⸗Bawerks 
widerſpräche. In Wirklichkeit jedoch bleibt dieſe Frage bei Böhm⸗ 
Bawerk völlig offen; eine Unterſuchung der Lohnſteigerung und ihrer 
Folgeerſcheinungen iſt von ihm nicht unternommen. 

Ziel dieſer Unterſuchung iſt es, anſchließend an die Wert⸗ und 
Kapitalslehre Böhm⸗Bawerks, die Lohnſteigerung zu unterſuchen; iſt 
eine Lohnſteigerung möglich und welche Veränderungen ruft ſie hervor 
beim Zins⸗ und Rapitalgeminn , beim Unternehmergewinn und der 


1 Theoretiſche Sozialötonomie. Leipzig 1918. 0 

2 Kapital und Kapitalzins, Poſitive Theorie des Kapitals, 3. Aufl. 7 
1. Halbband, Innsbruck 1909; 2. Halbband, Innsbruck 1912. | 

2 Macht oder bkonomiſches Geſetz. Zeitſchrift f. Volksw., Sozialpol. und 
Verw. Wien 1914, 23. Bd., S. 205 ff. | 

4 Pierſon, Arbeitseinſtellungen und Arbeitslöhne. Zeitschrift für die 
geſamte Staatswiſſenſchaft, 1876, S. 216 ff. | 
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Grundrente, wie wirkt fie auf die Preiſe der Waren; hieraus end- 
lich läßt ſich die Frage beantworten, wie wirkt die Steigerung des 
Nominallohnes auf den Reallohn. Bei der Unterſuchung dieſer 
Fragen ſoll zunächſt unter einigen abſtrahierenden Vorausſetzungen 
vorgegangen werden; ſodann ſoll in abnehmender Abſtraktion die 
Annäherung an das reale Wirtſchaftsleben geſucht werden. Und 
letzten Endes ſoll die typiſche Form dargeſtellt werden, in der ſich 
der Vorgang der Lohnſteigerung in den vergangenen Jahrzehnten 
zumeiſt abgeſpielt hat, nämlich in Verbindung mit dem Ablauf der 
wirtſchaftlichen Konjunkturen. j 

. Bevor in die Darftellung der pofitiven Theorie eingetreten wird, 
erſcheint es zweckmäßig, anders geartete Lehrmeinungen zu unter: 
ſuchen, einerſeits um die mit dem Problem verknüpften Fragen auf⸗ 
zurollen, andererſeits um ſolchen Theorien, welche das ökonomiſche 
Denken beherrſchen, kritiſch entgegenzutreten. Hierbei ſoll jedoch 
nicht eine geſchichtliche Darſtellung der Theorien der Lohnſteigerung 
gegeben werden. Es ſollen vielmehr nur einige Haupttypen dar⸗ 
geſtellt werden, und auch hier nur eine beſchränkte Zahl; es ſollen 
alle diejenigen Theorien aus der Betrachtung ausgeſchaltet werden, 
die wie die Ausbeutungstheorie von Marx, nur im Zuſammenhang 
mit einer anderen Wertlehre als der hier vertretenen möglich ſind. 
Denn jegliche Kritik ſolcher Lehren muß vor allem die theoretiſchen 
Grundlagen betreffen und überſchreitet den Rahmen dieſer Arbeit, 
welche auf die von Böhm⸗Bawerk aufgeſtellte Wert⸗ und Kapitals⸗ 
lehre aufzubauen ſucht, und ihre Brauchbarkeit auf einem bisher 
unerſchloſſenen Gebiet zu erweiſen ſucht, aber nicht ihre Grundlagen, 
d. h. die Grenznutzenlehre ſelbſt verteidigen oder dem kritiſchen Ver⸗ 
gleich mit anderen Wertlehren unterziehen will. 

Es ſollen alſo nur ſolche Typen unterſucht werden, welche ent⸗ 
weder von Anhängern der Grenznutzenlehre ſelbſt vertreten werden, 
oder geeignet find, in Verbindung mit der Grenznutzenlehre ver⸗ 
treten zu werden. Im Mittelpunkt dieſer Lehren ſteht die von 
Brentano aufgeſtellte Theorie der Lohnſteigerung, die man als Lohn⸗ 
kampftheorie bezeichnen kann, mit ihrem Vorläufer, der Theorie 
Thorntons . Dieſe Lohnkampftheorie findet ausgeprägte Vertreter 
unter anderen in Tugan⸗Baranowsky? und Philippovich ?. Daneben 
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1 Thornton, On Labour. London 1869. 

2 Soziale Theorie der Verteilung. Berlin 1913. 

2 Grundriß, I. Bd., 11. Aufl., Tübingen 1916, S. 386 ff., in ausgeprägterer 
Weiſe 10. Aufl., S. 394. 
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haben die Lehren von Pierſon und Spiethoff innerhalb der Grenz⸗ 
nutzenſchule Anhänger gefunden, von denen man die Spiethoffſche 
Lehre als eine Fortentwicklung der alten Lohnfondstheorie bezeichnen 
kann 1. Weiterhin bildet das Malthusſche Bevölkerungsgeſetz die 
Grundlage für eine Art ehernen Lohngeſetzes, das bei Annahme des 
Malthusſchen Geſetzes auch in Verbindung mit der Grenznutzenlehre 
vertreten werden kann und in Marſhall? einen wenn auch nur be⸗ 
dingten Vertreter gefunden hat. Jedoch findet das Malthusſche 
Geſetz in ſeiner ſchroffen Form — und nur in dieſer kann es als 
Grundlage eines ehernen Lohngeſetzes dienen — faſt keine Anhänger 
mehr, ſo daß von einer beſonderen Behandlung des ehernen Lohn⸗ 
geſetzes an dieſer Stelle abgeſehen werden kann, wenn es auch in 
der politiſchen Diskuſſion, im Anſchluß an Laſſalle, eine große Rolle 
geſpielt hat. Auf die Vertreter der Grenzproduktivitätslehre ſoll 
nicht beſonders eingegangen werden, da ihre Lehre derjenigen Böhm⸗ 
Bawerks verwandt iſt. | 

In einem methodiſch erheblichen Punkte weicht die hier unters 
nommene Fortführung der Theorie Böhm⸗Bawerks von dieſer ſelbſt 
ab. Böhm⸗Bawerk unterſucht den Reallohn und Realzins. Soweit. 
er ſich bei der Darſtellung der Wertgrößen, ausgedrückt in Gulden, 
bedient, tut er dies nur, um für verſchiedene Güter, die Teile des 
Kapitals oder des Lohnes bilden, einen einheitlichen Ausdruck zu 
haben. Bei der Unterſuchung der Lohnſteigerung, d. h. der Steigerung 
des Nominallohns, iſt von den Wertgrößen des Kapitals und des 
Lohnes auszugehen, d. h. von ihren Größen, ausgedrückt in Geld. 
Das zwingt dazu, auf die Zuſammenhänge zwiſchen Geld und Preiſen 
kurz einzugehen. Es beſagt ferner, daß die hier aufgeſtellte Theorie 
nur in einer ſolchen Wirtſchaft gilt, in der die anſchließend zu er⸗ 
örternden Zuſammenhänge zwiſchen Geld und Preiſen beſtehen, ſie 
hat nicht, worauf die Böhm⸗Bawerkſche Zinstheorie Anſpruch erhebt, 
gleichzeitig Gültigkeit für anders geartete Wirtſchaftsverfaſſungen. 

Die Unterſuchung der Lohnſteigerung wird zu anderen Er⸗ 
gebniſſen führen, je nachdem wir mit den Quantitätstheoretikern das 
Preisniveau als durch die Geldmenge beſtimmt annehmen oder nicht. 
Nach der Darſtellung Irving Fiſhers, eines neueren Quantitäts⸗ 


1 Spiethoff, Die Lehre vom Kapital, in „Entwicklung der deutſchen 
Volkswirtſchaftslehre im 19. Jahrhundert“, I. Teil. Leipzig 1908. 

2 Marſhall, Handbuch der Volkswirtſchaftslehre. Stuttgart und 
Berlin 1905. N 
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theoretikers!, der die Theorie beſonders ſcharf und ausgeprägt ge⸗ 
ſtaltet hat, ſind Geldmenge und Menge der Gelderſatzmittel und ihre 
Umlaufsgeſchwindigkeiten zu gegebener Zeit gegebene Größen, und 
ſie beſtimmen eindeutig die Werthöhe aller Umſätze, d. h. bei ge⸗ 
gebenem Handelsvolumen das Preisniveau. Das Preisniveau iſt 
in feiner Quantitätsgleichung G-U+G’-U’—=P.H? ſtets der 
variierte, niemals der variierende Faktor der Gleichung. Hiergegen 
führen die Gegner der Quantitätstheorie ins Feld, daß die genannten 
Faktoren, Geld, Gelderſatzmittel und ihre Umlaufsgeſchwindigkeiten 
tatſächlich keine ſtarren Größen ſind, daß ſie vielmehr elaſtiſch ſind 
und ſich den Anforderungen des Verkehrs anzupaſſen vermögen. 
Spiethoff weiſt hin auf die durch die Bankorganiſation und ⸗technik 
gegebene Anpaſſungsfähigkeit des geſamten Geldweſens, auf die von 
einer geldſtofflichen Grundlage faſt unabhängige Bewirkung von 
Zahlungsausgleichungen im Bankverkehr?. Helfferich betont die weit⸗ 
gehende Anpaſſungsfähigkeit des Geldumlaufs an den Geldbedarf 
durch die bankmäßige Ausgabe papierener Geldzeichen, ferner die 
veränderliche Ausnützbarkeit des vorhandenen Geldbeſtandes im 
Scheck⸗ und Giroverkehr“. In Gemeinſchaft mit dieſen Gegnern der 


1 Die Kaufkraft des Geldes. Deutſche Überſetzung. Berlin 1916. 


2 G das im Umlauf befindliche Geldauantum, G' das Volumen der dem 
Scheckverkehr unterworfenen Bankdepoſiten, S. 43; U und U’ die Umlaufs⸗ 
geſchwindigkeit, P das Preisniveau, „Indexnumber der i S. 159, H das 
Handelsvolumen. 


2 Spiethoff, Die Quantitätstheorie in ihrer Verwertbarkeit als Hauffen- 
theorie. Feſtgabe für Adolf Wagner, S. 264; „Die wechſelnde Umlaufs⸗ 
geſchwindigkeit des Geldes und die durch das Kreditweſen und die immer ſich 
verfeinernde Bankorganiſation und -technik erreichte Elaſtizität des Zahlungs⸗ 
weſens, d. h. feine leichte Anpafſung an erweiterten oder eingeengten Verkehr, 
laſſen die Geldquantitäten ſtark zurücktreten ... Aber das eigentlich Prekäre, 
für die im engeren Sinne aufgefaßte Quantitätstheorie iſt nicht die Verlängerung 
der Arme des Währungsgeldes, ſondern das Fehlen einer feſten, ſtarren Ab⸗ 
hängigkeit dieſer Kreditſurrogate von dem Währungsfundament.“ 

1 Helfferich, Das Geld, 2. Aufl., Leipzig 1910, S. 495: „Es fei nur 
auf die feſtſtehende Erſcheinung hingewieſen, daß unter dem Druck des ſteigenden 
Geldbedarfs die großen Barreſerven der Volkswirtſchaft, die in den Kellern der 
Banken liegen, dadurch eine Verminderung erfahren, daß ſeitens dieſer Inſtitute 
größere Barbeträge als ſonſt dem Verkehr im Wege der Wechſeldiskontierung uſw. 
zur Verfügung geſtellt werden, während anderſeits auf Grund der ſchmaleren 
Bargeldbaſis ein größerer Betrag von Zahlungsausgleichungen als in normalen 
Zeiten bewirkt wird.“ 
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Quantitätstheorie wird auch in dieſer Unterſuchung angenommen, 
daß eine ſtarre Abhängigkeit des Preisniveaus von der Geldmenge 
nicht beſteht!. 


Erftes Rapitel 


Einige weſentliche Theorien der Lohnſteigerung außer 
Böhm ⸗Bawerk 


1. Die Lohnfondstheorie (Mill, Spiethoff)? 


Die Lohnfondstheorie, in wechſelnden Formen, iſt ein weſent⸗ 
licher Beſtandteil der Lohnlehren von Adam Smith bis auf John 
Stuart Mill, bei dem einige Züge derſelben ihre ſchärfſte Ausprägung 
erfahren. Seine Darſtellung ſoll deshalb zur Kennzeichnung dieſes 
Typus von Lohntheorien gewählt werden“. 

Die Lohnfondstheorie, welche Mill vertrat, bis er ſie unter dem 
Eindruck der neuen Thorntonſchen Theorie aufgab, beſagt im weſent⸗ 
liches Folgendes: Die Arbeitslöhne werden bezahlt aus dem Kapital 
der Unternehmer. Die Geſamtlohnſumme iſt eindeutig beſtimmt 
durch die Größe des Kapitalanteils, der von den Unternehmern für 
Lohnzahlungen beſtimmt iſt; und zwar iſt dieſer Kapitalanteil eine 
zu gegebener Zeit von vornherein gegebene Größe, ſo daß, da die 
zu teilende Summe beſtimmt iſt, der Lohn eines jeden Arbeiters 
lediglich von dem Diviſor, d. h. der Zahl der Arbeiter abhängt. 
Mit Mills eigenen Worten: „Der Lohn hängt demnach hauptſäch⸗ 
lich ab von der Nachfrage und dem Angebot von Arbeit, oder, wie 
es ſo oft ausgedrückt wird, von dem Verhältnis zwiſchen Bevölkerung 
und Kapital. Unter Bevölkerung iſt hier die Zahl nur der arbeiten⸗ 
den Klaſſe oder beſſer der um Lohn Arbeitenden gemeint, und mit 
Kapital nur das umlaufende Kapital und auch dies nicht vollſtändig, 
ſondern der Teil, der unmittelbar für den Kauf von Arbeit aus⸗ 
gegeben wird ... Mit dieſem Vorbehalt im Ausdruck hängt der 
Lohn nicht allein nur von dem Verhältnis von Kapital und Be⸗ 


1 Auf das Geldproblem foll hier zunächſt nur ſoweit eingegangen werden, 
als es zur Kritik anderer Lehren der Lohnſteigerung erforderlich iſt; es iſt weiter 
darüber im dritten Kapitel zu ſprechen. 

2 Arthur Salz, Beiträge zur Geſchichte und Kritik der Lohnfondstheorie. 
Stuttgart u. Berlin 1905. — F. W. Tauſſig, Wages and capital, London 
und New Pork 1896. 

3 John Stuart Mill, Grundſätze der politiſchen Okonomie, überſetzt 
von Wilhelm Gehrig. Jena 1913. 
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völkerung ab, ſondern kann, wenn die Konkurrenz wirkſam iſt, auch 
durch nichts anderes beeinflußt werden. Der Lohn, ich meine natür⸗ 
lich den Durchſchnittslohn, kann nie ſteigen, außer wenn der für die 
Entlohnung von Arbeitern angeſammelte Geſamtfonds vermehrt oder 
wenn die Zahl der Bewerber vermindert wird; der Lohn kann aber 
auch nie fallen, außer wenn der zur Bezahlung der Arbeit beſtimmte 
Fonds vermindert wird, oder wenn die Zahl der zu bezahlenden 
Arbeiter zunimmt !.“ Folgerichtig iſt alſo jegliche Beeinfluſſung der 
durchſchnittlichen Lohnhöhe durch Lohnkämpfe unmöglich; wird der 
Lohn bei einer Gruppe von Arbeitern hinaufgetrieben, ſo erhalten 
dieſe Arbeiter einen größeren Anteil des Lohnfonds, und der Lohn 
anderer Arbeitergruppen muß ſinken. Dieſer Satz gilt nicht nur 
für den Reallohn, ſondern auch für den Nominallohn, da das für 
Lohnzahlungen aufzuwendende Kapital auch ſeiner Nominalgröße 
nach gegeben iſt. 6 
Frühzeitig entſtand der Lohnfondstheorie ein ſcharfer Gegner 
in dem Deutſchen Hermann?. Er führt an, daß Verſchiebungen vor 
ſich gehen können in den Größen der Kapitalanteile, die für Lohn⸗ 
zahlungen und die für andere Zwecke beſtimmt ſind; daß ein großer 
Teil der Lohnempfänger, nämlich die Menge der perſönliche Dienſte 
Leiſtenden, aus dem Einkommen direkt gelöhnt werde, und daß 
letzten Endes alle Arbeiter nicht aus dem Kapital, ſondern aus 
dem, was die Konſumenten für ihre Arbeitsprodukte bieten, gelöhnt 
werden, d. h. aus dem Einkommen der Konſumenten. Bei dieſem 
letzten Punkt knüpft Brentano an?. Nun allerdings müſſen die 
Löhne größtenteils zunächſt aus dem Kapital der Unternehmer vor⸗ 
geſchoſſen werden. Iſt die ſo vorgeſchoſſene Summe von vornherein 
gegeben, beſteht alſo tatſächlich ein Lohnfonds, der den Arbeitern 
nur in der gegebenen Größe zufließen kann? Brentano verneint 
dies. Der Unternehmer iſt bereit, die Summe zu vergrößern, zum f 
Beiſpiel bei ſteigenden Löhnen, wenn er darauf rechnen kann, ſie 


1 S. 505. 

2 Staatswirtſchaftliche Unterſuchungen. München 1832, S. 280 ff. 1 

3 Brentano, Die Lehre von den Lohnſteigerungen. Jahrbuch für 
Nationalökonomie und Statiſtik, 1871, 16. Bd., S. 264: „Es ergibt ſich alſo, 
daß das, was die Größe des Betrages beſtimmt, der auf die Löhne verwendet 
wird, die Wahrſcheinlichkeit iſt, die auf Lohnzahlungen verwendeten Summen 
aus dem Einkommen der Konſumenten erſetzt zu erhalten, oder mit anderen 
Worten, daß die Summe der gezahlten Löhne abhängig iſt von der Nachfrage 
der Konſumenten und von deren Einkommen.“ 
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aus dem Preiſe der Arbeitsprodukte erſetzt zu erhalten, und die 
Summe kann vergrößert werden einerſeits auf Koſten anderer Ver⸗ 
wendungen des Kapitals, unter anderem des Teils, der bisher dem 
Eigenverbrauch des Kapitaliſten diente, andererſeits durch Kredit. 
Dies gilt für den einzelnen Unternehmer ſowohl wie für die ganze 
Volkswirtſchaft, denn es TB noch lange nicht das ganze vorhandene 
Nationalvermögen in der Produktion beſchäftigt ſein; die Lohn⸗ 
fondstheoretiker begingen hier denſelben Fehler wie die Anhänger 
der Currencytheorie, die die umlaufende Geldmenge mit der tat⸗ 
ſächlich vorhandenen gleichſetzen l. Anſtatt daß der Lohnfonds die 
Lohnhöhe beſtimme, beſtimmt dieſe vielmehr die für Löhne au 
gewandte Summe. | 
In einem Geſichtspunkte gleichen ſich Mill und dieſe Geher 
der Lohnfondstheorie. Sie betrachten das Verhältnis des Lohnes 
zum frei verfügbaren Kapital, nicht zu dem ganzen Kapital. 
Das bereits fixierte Kapital ſcheidet für ſie aus der Betrachtung 
aus, es handelt ſich für fie nur um das zu verſchiedenen Ver⸗ 
wendungen, aus denen die Wahl zu treffen iſt, bereitſtehende Kapital. 
Wenn nun auch der ſogenannte Lohnfonds dehnbar iſt und 
gerade mit Lohnſteigerungen wachſen kann, ſo ſchließt das doch an⸗ 
ſcheinend nicht aus, daß das für Lohnzahlungen verfügbare Kapital 
an irgendeinem Punkt eine Grenze findet und ſo weitere Lohn⸗ 
ſteigerungen unmöglich macht. Dieſen Punkt hat Spiethoff in 
prägnanter Form herausgearbeitet, den man mit ſtarken Ein⸗ 
ſchränkungen als Erneuerer der Lohnfondstheorie bezeichnen kann ?. 
Spiethoff führt aus: Der Geldlohn des Arbeiters wird aus 
dem Privatkapital bezahlt oder vorgeſchoſſen. Nun iſt das zu be⸗ 
liebiger Verwendung zur Verfügung ſtehende Privatkapital in jedem 
Augenblick eine nur wenig beeinflußbare Größe. Es iſt durch kredit⸗ 
mäßige Geldſurrogate auszuweiten, aber nur in beſchränktem Maße, 
die Grenze wird dadurch hinausgeſchoben, nicht beſeitigt. Der von 
dieſem frei derfügbaren Privatkapital für Löhne zu verwendende 
Teil iſt keine feſte Größe, kann vielmehr angeſpannt werden auf 
Koſten anderer für andere Zwecke ſonſt verwendeter Teile. Dieſe 
Vergrößerung iſt aber eine begrenzte, ſo daß irgendwann die für 
Lohnzahlungen aufwendbare Summe eine unüberſteigbare Schranke 


1 Brentano, a. a. O. S. 266. | 
2 Spiethoff, Die Lehre vom Kapital, in Entwicklung der deutſchen 
Volkswirtſchaftslehre im 19. Jahrhundert, 1. Teil. Leipzig 1908. 
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findet. Von der Betrachtung des Privatkapitals geht Spiethoff 
über zu der des Sozialkapitals. Das Sozialkapital beſteht aus 
konkreten Gütern, von denen nur ein Teil als Unterhaltsmittel der 
Arbeiter dienen kann. Auch dieſe Unterhaltsmittel ſind keine ganz 
ſtarre Größe, da ſie auf Koſten der für andere Klaſſen ſonſt ver⸗ 
wendeten Güter gedehnt werden kann. Aber auch hier beſteht eine 
Grenze für den Reallohn; mit Dampfmaſchinen und anderen tech⸗ 
niſchen Produktionsmitteln können die Arbeiter nicht gelohnt werden. 
Und als Ergebnis: „das iſt der erſte Akt. Es ergibt ſich, daß die 
Geldlöhne im Privatkapital, die Reallöhne im Sozialkapital eine 
Schranke finden. Die Löhne können nicht über das für ſie freie 
Kapital ſteigen. In einem zweiten Akt erfolgt der Erſatz des von 
den Unternehmern ausgelegten Kapitals aus dem Konſumenten⸗ 
einkommen. Mit dem erſten Akt iſt aber die mögliche Lohnhöhe 
entſchieden“ !. 

Für Spiethoff iſt der Lohnfonds alſo nicht eine feſtſtehende 
Summe, die ſtets und auf alle Fälle in vorher gegebener Größe an 
die Arbeiter als Lohn ausgeſchüttet wird. Er iſt für ihn nur eine 
obere Grenze für die Steigerung der Geſamtlohnſumme. Aber in⸗ 
dem er einen Zuſammenhang zwiſchen dem Lohn und dem frei ver⸗ 
fügbaren Kapital aufdeckt, nähert er ſich den Gedankengängen der 
Lohnfondstheoretiker. Ob die Begrenzung tatſächlich beſteht, wie 
Spiethoff es behauptet, kann an dieſer Stelle noch nicht, ſondern 
erſt nach eingehender Unterſuchung des u der Lohnſteigerung 
beantwortet werden?. 


2. Die Lohnkampftheorie 


Die folgenden Theorien ſind entſtanden unter dem Eindruck 
der Erfolge der Arbeiterkoalitionen; die Brentanoſche Theorie ſtellt 
gleichzeitig eine wiſſenſchaftliche Begründung für die Lohnkämpfe 
der Arbeiterkoalitionen dar. Die beiden Haupttypen von Theorien, 
die man unter dem Namen Lohnkampftheorien zuſammenfaſſen kann, 
unterſcheiden ſich hauptſächlich durch ihre verſchiedene Einſtellung 
zum Geldproblem. 


1 S. 60. 
2 Siehe drittes Kapitel. 
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a) Bei Annahme eines unveränderlichen Volkseinkommens 
(Thornton) | | 

Thornton! unterſcheidet in feiner Darſtellung zwei Hauptfälle, 
1. der Lohn ſteigt in allen Gewerben gleichzeitig und gleichmäßig; 
2. er ſteigt in einzelnen Gewerben. Im erſten Fall — Thornton 
hält dafür eine alle Arbeiter mindeſtens eines Landes umfaſſende 
Koalition für erforderlich und dieſe für die Zukunft für möglich — 
bei Lohnſteigerungen in allen Gewerben würden dieſe vor ſich gehen 
auf Koſten des Kapitalgewinns; denn der Gewinn bildet die Differenz 
von Preis und Koſten, deren Hauptbeſtandteil der Lohn iſt; die 
Preiſe würden nicht ſteigen können, weil keine Anderung in der 
Geldmenge vor ſich geht; die von der Lohnſteigerung im Gewinn 
geſchmälerten Kapitalien könnten keinen anderen vorteilhafteren Er⸗ 
werbszweigen zugewandt werden, da die Minderung des Gewinns 
eine allgemeine iſt?. Die Produktion würde unverändert fortgeführt 
werden, denn die Kapitaliſten würden immer noch bei einem ge⸗ 
ringeren Gewinn beſſer ſtehen, als wenn ſie ihr Kapital oder einen 
Teil desſelben aus der Produktion zurückzögen. Im zweiten Fall, 
wenn der Lohn nur in einzelnen Gewerben ſteigt, beſtehen verſchiedene 
Möglichkeiten. Steht das. von einer Lohnſteigerung betroffene Ge⸗ 
werbe unter vollſter Konkurrenz auswärtiger oder ausländiſcher 
Produktionsgebiete, ſo können die Preiſe der Produkte nicht ſteigen; 
der Gewinn in dieſem Gewerbe wird ſinken, und die Kapitalien 
werden ſich daraus zurückziehen; dies aber hat Verringerung der 
Arbeitsgelegenheit zur Folge, und die Arbeiter werden zumeiſt ihre 
Lohnſteigerung nicht aufrechterhalten können; es ſei denn, daß vor 
der Lohnſteigerung der Gewinn überdurchſchnittlich war und durch die 
Lohnſteigerung nur auf den normalen Stand reduziert iſt, alſo keine 
Abwanderung von Kapital veranlaßt wird. Findet die Lohnſteigerung 
ſtatt in Gewerben, die ein lokales Monopol oder eine erhebliche 


1 On Labour. London 1869. 

2 Thornton, a. a. O. S. 278: „The immediate consequence of such 
a universal rise of wages would be a corresponding universal fall of 
profits, which would prevent employers from being any longer Able to 
improve their position by changing from trade to trade or from Country 
to country.. . As long as all kinds of business continued to be prose- 
couted on the same scale, and with the same vigour, so that there was 
no falling off in production, and the quantity of all kinds of goods con- 
tinued to bear the same proportion to each other and to the quantity 
of money in circulation, there could be no general raise in prices.“ 
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Überlegenheit übers Ausland beſitzen, ſo vermögen die Preiſe zu 
ſteigen, und der Gewinn in dieſen Gewerben bleibt auf dem normalen 
Stand. Die Lohnſteigerung findet dann ſtatt auf Koſten der Kon⸗ 
ſumenten der verteuerten Waren. Von dem Einkommen der Kon⸗ 
ſumenten muß jetzt ein größerer Teil zum Kauf der verteuerten 
Produkte aufgewandt werden. Das hat zur Folge, daß weniger 
Einkommen als vorher verfügbar bleiben für den Kauf von Pro- 
dukten anderer Gewerbe. Denn das Volkseinkommen iſt zu gegebener 
Zeit eine feſte Größe, und wenn einzelne Gewerbe einen größeren 
Teil desſelben an ſich ziehen, bleibt für die anderen weniger; es 
ſei denn, daß gerade der Nationalreichtum und damit die Geld⸗ 
beträge, welche zu Warenkäufen aufgewendet werden können, im 
Wachſen begriffen ſind . Die verminderte Nachfrage nach den 
Produkten der übrigen Gewerbe hat Lohnreduktionen in dieſen 
Gewerben zur Folge, ſo daß der Lohn einzelner Gruppen von 
Arbeitern tatſächlich auf Koſten des Lohnes aller übrigen geſtiegen 
iſt. Dasſelbe findet ſtatt, wenn die Konſumtion der verteuerten 
Produkte eingeſchränkt wird, es den Arbeitern aber gelingt, ihre 
Lohnſteigerung aufrechtzuerhalten, indem ein Teil der bisher Be⸗ 
ſchäftigten in andere Berufe abgedrängt wird, wo ſie mit den dort 
bereits vorhandenen Arbeitern um die Beſchäftigungsmöglichkeiten 
konkurrieren. Findet die Lohnſteigerung ſtatt in einer Zeit ſteigen⸗ 
den Volksreichtums, oder kompenſiert die Lohnſteigerung nur eine 
Verbilligung, die ſonſt wegen Vervollkommnung der Produktion 
hätte eintreten müſſen, ſo braucht keine Lohnreduktion in den anderen 
Gewerben ſtattfinden; es wird jedoch ein Mehr von Einkommen, 
das ſonſt den Arbeitern dieſer Gewerbe zugute gekommen wäre, 
von den andern, welche ihren Lohn hinaufgetrieben 9 vorweg⸗ 
genommen. | 

Brentano hat dieſe Theorie Thorntons leicht BERN indem 
er ausführt: Um dieſelbe Größe, um die infolge der Lohn⸗ und 
Preisſteigerung das Einkommen der Konſumenten, das für den Ein⸗ 
kauf von Produkten anderer Erwerbszweige aufgewandt werden 
kann, geſchmälert wird, ſteigt das Einkommen der Arbeiter, deren 
Lohn erhöht worden iſt; und die Geſamtnachfrage nach ſolchen 


1 Thornton, a. a. O. S. 285: „For at a time, when national wealth 
was not increasing, the quantity of money, which the public had to spend 
upon goods and products of all kinds would be a fixed quantity, so that 
the more was required to be spent upon one sort of products, ee zo 
would be left for all other sorts.“ 
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Produkten wird durch die Lohn⸗ und Preisſteigerung bei anderen 
nicht geſchmälert “. Ihm ſtimmt Adolph Weber mit einer ſcharfen 
abfälligen Kritik Thorntons zu. Aber mir ſcheint den Unterſchied 
zwiſchen Brentano und Thornton nicht einfach eine „Oberflächlichkeit 
des Denkens“ in der Beweisführung Thorntons zu bilden; und 
wenn dies der Fall ſein ſoll, wie iſt die Zuſtimmung John Stuart 
Mills zu dieſer Theorie, die ihn zum Aufgeben ſeiner Lohnfonds⸗ 
theorie veranlaßte, zu erklären. Es liegt hier ein tieferer Unter⸗ 
ſchied vor, und zwar in der Stellung der Autoren zum Geldproblem. 
Es iſt für einen ſtrengen Quantitätstheoretiker — und hierzu haben 
wir Thornton und Mill, nicht aber Brentano zu rechnen — un⸗ 
möglich zu denken, daß das Preisniveau und die Geſamtſumme der 
Einkommen ohne Vermehrung des Geldes oder der Gelderſatzmittel 
ſteigen kann. Es folgt daher notwendig daraus, daß wenn in irgend⸗ 
welchen Gewerben Löhne und Preiſe erhöht ſind und die Summe 
der für Produkte dieſes Gewerbes aufgewandten Einkommen zunimmt, 
die für andere Produkte verbleibenden Einkommen geringer werden. 
Der Irrtum Thorntons liegt in ſeiner Einſtellung zum Geldproblem. 
Iſt die Quantitätstheorie nicht richtig, ſo entbehren ſeine Behauptungen, 
daß eine allgemeine Lohnſteigerung auf Koſten des Gewinnes, eine 
Lohnſteigerung in einzelnen Erwerbszweigen auf Koſten anderer Lohn⸗ 
empfänger ſtattfindet, der Grundlage und des Beweiſes, und der 
Brentanoſche Einwand iſt richtig. Die Theorie Thorntons kann 
nur im Zuſammenhang mit der Quantitätstheorie erfaßt werden 
und fällt mit dieſer ?. 

Ein Einwand iſt ferner gegen Thornton zu erheben, der die 
ſeltſame Zwieſpältigkeit ſeiner Theorie erklärt. Thornton ſagt: 
Steigt der Lohn in allen Erwerbszweigen, ſo geſchieht dies auf 
Koſten des Gewinns, ſteigt er in einzelnen Erwerbszweigen, ſo ſteigt 


1 Brentano, a. a. O. S. 274. 
2 Adolph Weber, Der Kampf zwiſchen Kapital und Arbeit. Tübingen 
1910, S. 546. 

2 In dieſem Punkte zeigt ein neueres Werk eine große Ahnlichkeit mit dem 
Thorntons, nämlich Otto Conrads Lohn und Rente. Leipzig und Wien 1909; 
ſeine Theorie der Lohnſteigerung baut ſich auf die Unveränderlichkeit des National- a 
einkommens auf und fällt mit der Ablehnung der Quantitätstheorie, ſ. S. 13; 
„Das Geldeinkommen der Bevölkerung iſt feinem Geſamtbetrag nach dasſelbe 
geblieben. Denn alle die erwähnten Verſchiebungen können immer nur eine 
- Anderung in der Einkommensverteilung, niemals aber eine un. Bermebrung 
oder Verminderung des Einkommens herbeiführen.“ 


er auf Koſten des Lohns von Arbeitern anderer Erwerbszweige. 
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Aber warum ſoll die Abnahme der für dieſe Erwerbszweige ver⸗ 


fügbaren Einkommen ein Sinken des Lohnes, warum nicht ein Sinken 
des Gewinns zur Folge haben? Und zwar, da die Gewinnrate die 
Tendenz zum Ausgleich in den verſchiedenen Gewerben hat, ein 


Sinken der durchſchnittlichen Gewinnrate? Dieſe Frage wird von 


Thornton überhaupt nicht erwogen. Er rechnet, mit der Mehrzahl 
der Sozialökonomen ſeiner Zeit, mit einer üblichen durchſchnittlichen 
Gewinnrate, von der ſich die tatſächliche Gewinnrate gelegentlich 
entfernen mag, aber zu der ſie immer zurückkehrt, ohne ſich weiter 
in die Möglichkeiten ihrer Anderung zu vertiefen — wir werden 
bei Brentano dasſelbe finden — und nur da, wo es gar keinen 
Ausweg mehr gibt, wie bei der allgemeinen Lohnſteigerung bei gleich⸗ 
bleibendem Preisniveau, löſt er ſich von der Vorſtellung einer gleich: 


— 


bleibenden Gewinnrate los. Jedoch hat dieſer Fall gleichſam nur 


akademiſches Intereſſe, er hat zur Vorausſetzung eine die Geſamtheit 
der Arbeitnehmer umfaſſende Arbeiterkoalition, deren Verwirklichung 


für den Arbeitsmarkt die Aufhebung der freien Konkurrenz bedeuten 


würde, d. h. die Aufhebung des Wirtſchaftsſyſtems, das der Lehre 
der klaſſiſchen Nationalökonomie zugrunde lag. 

Dadurch, daß Thornton ſich von der Lohnfondstheorie freimachte, 
brachte er einen Fortſchritt gegenüber dem derzeitigen Stand der 
Lohntheorie. Jedoch iſt auch ſeine Theorie unhaltbar, da ſie ſich 
aufbaut einerſeits auf die Quantitätstheorie, anderſeits auf die 
wohl als überwunden zu bezeichnende Zinslehre ſeiner Zeit. 


b) Anter Annahme eines veränderlichen Volkseinkommens 
(Brentano) 

Wir kommen nunmehr zu der heute von den Sozialökonomen 
ziemlich allgemein anerkannten Theorie, die von Brentano aufgeſtellt 
wurde. Er hat ſeine Lohntheorie niedergelegt in zwei Aufſätzen: 
„Die Lehre von den Lohnſteigerungen mit beſonderer Rückſicht auf 
die engliſchen Wirtſchaftslehrer“, Jahrbuch für Nationalökonomie und 
Statiſtik, 1871, I., S. 251 ff.; in einer Entgegnung gegen Pierſon 
in der „Zeitſchrift für die geſamten Staatswiſſenſchaften“, 1876, 
S. 466 ff.; ferner in ſeinen „Arbeitergilden der Gegenwart“ im 
2. Band!, 3. Kapitel, und in dem Teil „Die gewerbliche Arbeiter⸗ 
frage“ von Schönbergs „Handbuch der politiſchen Okonomie“, 1. Aufl., 
1. Band?. 


1 Leipzig 1872. 2 Tübingen 1882. 
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Für. Brentano iſt die Arbeit eine Ware und der Lohn der 
Preis, den der Warenverkäufer, d. h. der Lohnarbeiter, auf dem 
Arbeitsmarkt für ſeine Ware erhält. So weit bewegt ſich Brentano 
in den Gedankengängen der Mancheſter⸗Schule; dieſe folgert nun 
weiter, daß wie bei allen Waren auch bei der Arbeit der größt⸗ 
mögliche Nutzen erzielt wird bei vollkomnen freier Konkurrenz aller 
Kontrahenten. Hier jedoch weicht Brentano ab, indem er den be⸗ 
ſonderen Charakter der Ware Arbeit unterſucht. Nach Brentano 
muß der Preis der Ware Arbeit bei freier Konkurrenz ſich ſtets auf 
ein Minimum einſtellen, ſo daß der Arbeiter ausgeſchloſſen iſt von 
den Gütern der Kultur. Und zwar erklärt ſich das aus der körper⸗ 
lichen Bindung der Arbeitskraft an die Perſon des Arbeiters und 
aus ſeiner beſonderen Stellung im Wirtſchaftsleben. Infolge dieſer 
Momente tritt der einzelne Arbeiter dem Arbeitgeber bei Abſchluß 
des Arbeitsvertrages nur formell, nicht materiell als gleichberechtigter 
Kontrahent gegenüber, der Arbeiter iſt gezwungen, die vom Arbeit⸗ 
geber diktierten Beſtimmungen anzunehmen, denn „labour will not 
keep“. Da der Arbeiter in der Regel nichts hat als ſeine Arbeits⸗ 
kraft, von deren Nutzung er leben muß, iſt er, um ſein Leben zu 
friſten, zum ununterbrochenen Verkauf ſeiner Arbeit gezwungen. 
Bei jeder anderen Ware kann das Angebot bei nicht lohnenden 
Preiſen eingeſchränkt werden, bis es wieder der Nachfrage entſpricht 
und einen Preis erzielt, der die Koſten deckt. Das Angebot an 
Arbeit iſt gebunden an die Zahl der Menſchen, die von der Nutzung 
ihrer Arbeitskraft leben müſſen, der Arbeiter iſt in ſeiner Vereinzelung 
daher völlig einflußlos auf das Angebot an Arbeit. Sinkt die Nach⸗ 
frage, ſo ſinkt der Preis der Arbeit in ganz unverhältnismäßiger 
Weiſe, da die Arbeiter, um überhaupt die Mittel zum Leben zu er⸗ 
halten, um jeden Preis ihre Arbeit anbieten; ja es ſteigt ſogar das 
Angebot an Arbeit, da die Arbeiter bereit find, um überhaupt nur 
ihre Arbeit anbringen zu können, zu niederem Lohn mehr Arbeits⸗ 
ſtunden zu arbeiten. Aus dieſen Umſtänden folgert Brentano, daß 
die Freiheit des Vertragsſchluſſes materiell nicht gegeben ſei, wenn 
der einzelne Arbeiter dem Arbeitgeber gegenübertritt, ſondern erſt, 
wenn die Arbeiter zu Koalitionen zuſammengeſchloſſen ſind, welche 
das Angebot an Arbeit zu regeln vermögen durch interlokalen Aus⸗ 
gleich, durch Feſtlegung eines Minimums, unterhalb deſſen die Mit⸗ 
glieder der Koalition Arbeit nicht annehmen dürfen, durch Unter⸗ 
ſtützung der Arbeitsloſen uſw. 

Mit Wr Regelung des Angebots an Arbeit if die Einwirkung 
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der Arbeiterkoalition nicht erſchöpft. Sie vermögen im Lohnkampf 
das Lohnniveau der Arbeiter zu heben. Und zwar nicht nur den 
Geldlohn, ſondern auch den Reallohn, d. h. die Menge von Gütern, 
die der Arbeiter ſich aus ſeinem Geldeinkommen zu verſchaffen ver⸗ 
mag. Die Lohnſteigerung geht entweder vor ſich auf Koſten des 
Produktionsunternehmers, nämlich dann, wenn ausländiſche Kon⸗ 
kurrenz eine Erhöhung der Preiſe der Güter verhindert; aber dies 
kann nur vorübergehend der Fall ſein, denn das Kapital wird ſich 
ſchnellſtens lohnenderen Erwerbszweigen, bei einer allgemeinen Lohn⸗ 
ſteigerung ſolchen, die nicht unter ausläudiſcher Konkurrrenz zu leiden 
haben, zuwenden. Oder die Lohnſteigerung geht vor ſich auf Koſten 
der Konſumenten, nämlich dann, wenn der Unternehmer die höheren 
Löhne in höheren Preiſen auf die Konſumenten abzuwälzen vermag. 
Dies ſoll ſtets bei der Mehrzahl der Gewerbe eines Landes der Fall 
ſein, da es in jedem Lande eine große Zahl Gewerbe gibt, die ein 
lokales Monopol beſitzen, und eine weitere Reihe, in der das be⸗ 
treffende Land ein erhebliches Übergewicht beſitzt. Hierdurch wird 
das ſachliche Einkommen und die Kaufkraft der Konſumenten der 
verteuerten Waren verringert, allein in gleichem Maße ſteigt die 


Nachfrage und die Konſumtionsfähigkeit der höher gelohnten Arbeiter. 
Durch die Preisſteigerung wird nicht etwa der Vorteil der Lohn⸗ 


ſteigerung für die Arbeiter aufgehoben, denn alle übrigen Konfumenten 


der Waren, Grundrentner, Kapitaliſten, Unternehmer zahlen in den 


höheren Preiſen mit an den erhöhten Löhnen. Nur wenn die ver⸗ 
teuerten Waren allein von den Arbeitern konſumiert würden, würde 
der Vorteil der Lohnerhöhung durch die Preiserhöhung für ſie auf⸗ 
gehoben. Die Höhe des Lohnes, Nominal⸗ und Reallohn, wird alſo 
beſtimmt durch das Stärkeverhältnis der Arbeiterkoalitionen gegen⸗ 
über den Unternehmern im Lohnkampf; die Preiſe der Waren ſteigen 


um das Maß der Lohnſteigerung; Grundrente, Kapital⸗ und Unter⸗ 


nehmergewinn brauchen ſich ihrem Geldbetrag nach nicht ändern, 
infolge der Preiserhöhung nimmt jedoch das Realeinkommen dieſer 
Klaſſen zugunſten der im Lohn geſtiegenen Arbeiter ab. 

Brentano iſt frei von den ſtreng quantitätstheoretiſchen Gedanken⸗ 


gängen Thorntons und Mills. Nach ihm macht die Currencytheorie 


den Fehler, daß ſie die vorhandene Geldmenge mit der im Umlauf 
befindlichen gleichſetzt. Es wird bei Bedarf mehr Geld mobiliſiert, 
ſo daß das Preisniveau ebenſo wie die Geſamtſumme der Einkommen 


zu ſteigen vermag. 


Wir finden in der Brentanoſchen Theorie zwei in ſich ſcharf zu 
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trennende Gedankenreihen. Die erſte hat er vorwiegend ſeiner Dar⸗ 
ſtellung in Schönbergs Handbuch zugrunde gelegt; die zweite den 
obengenannten zwei Aufſätzen. In der erſten Reihe unterſucht er die 
Hebung des Preiſes der Arbeit im Einklang mit den Preisgeſetzen 
jeden Warenmarktes. Es handelt ſich hier um tatſächliche Ver⸗ 
ringerung des Angebots an Arbeit in Zeiten, wo die Nachfrage 
hinter dem normalen Angebot zurückbleibt. Die Arbeit gleicht hier 
einer Ware, von der bei Preisreduktivn nur ein wenig größeres 
Duantum aufgenommen wird und das Angebot nicht eingeſchränkt 
werden kann, jo daß einem Überangebot notwendig eine ſehr erheb- 
liche Preisreduktion folgt, wenn dies Überangebot nicht künſtlich be⸗ 
ſeitigt wird. In der zweiten Gedankenreihe jedoch wird die Parallelität 
mit dem Warenmarkt überhaupt nicht aufrecht erhalten. Der er⸗ 
höhte Preis der Arbeit, der durch die Arbeiterkoalitionen durch⸗ 
geſetzt iſt, ſoll gar keine Verringerung der Nachfrage zur Folge 
haben; Brentano unterſucht auch nicht den beſonderen Charakter der 
Ware Arbeit, der ihre Nachfrage vom Preis unabhängig macht. In 
der Auseinanderſetzung mit der Lohnfondstheorie führt er aus, daß 
die Nachfrage nach Arbeit abhängt von der Überlegung des Unter⸗ 
nehmers, ob die Verwendung der Arbeit ſich lohnt, d. h. ob das 
aufgewandte Kapital einen Gewinn abwirft. Des weiteren beſagt 
die Brentanoſche Theorie, daß die Lohnſteigerung auf die Konſumenten 
abgewälzt wird, ohne daß die Nachfrage nach Waren deshalb ab⸗ 
nimmt, und ohne daß der Gewinn geſchmälert wird. Steigender 
Preis der Arbeit hat alſo keinen Einfluß auf den Gewinn und die 
Nachfrage nach Arbeit, es fehlt hier alſo jegliche Parallelität zu 
den Erſcheinungen des Warenmarktes. 

Die erſte Gedankenreihe, das Angebot von Arbeit und ſeine 
Folgen beim Fehlen von Organiſationen, welche das Angebot regeln, 
iſt zumindeſt ſtark einſeitig. Wenn es richtig war für den zum 
großen Teil in Not und Elend verkommenen Arbeiter der erſten 
Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts, ſo iſt es nicht mehr richtig für 
den Arbeiter der letzten Jahrzehnte. Er faßt den Arbeiter auf als 
reſtlos beſeelt von dem Streben nach augenblicklichem Vorteil, in 
zügelloſer Konkurrenz um die Beſchäftigungsmögltchkeiten, be⸗ 
gründete allerdings durch die objektive Notlage des Arbeitsloſen, 
der von keiner Koalition unterſtützt wird. Aber er verkennt ſtarke 
pſychologiſche Faktoren, das Solidaritätsgefühl der Klaſſe, die Er⸗ 
kenntnis, wie ſolche Handlungsweiſe auf den Arbeiterſtand und den 
einzelnen Arbeiter als Angehörigen dieſes Standes wirkt. Kenner 
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der Arbeiterpſyche und Arbeiterverhältniſſe wie Sidney und Beatrice 
Webb zeigen, wie dieſes Standesgefühl oder ſolidariſche Streben 
über den Augenblicksvorteil hinaus tatſächlich die Haltung des 
einzelnen Arbeiters beim Angebot feiner Arbeit beeinflußt. Der 
Einfluß zeigt ſich in der tatſächlichen Lohnbewegung, die Baiſſen zeigen 
keinen ſteilen Abſtieg der Lohnkurve trotz ſtarker Arbeitsloſigkeit. 
Dies wird uns bei der Betrachtung der Zuſammenhänge von Lohn⸗ 
ſteigerung und Konjunkturverlauf noch zu beſchäftigen haben. 

Es iſt unbeſtritten, daß eine tatſächliche Minderung des Angebots 
von Arbeitskräften eine Erhöhung des Lohnes zur Folge hat. Unter⸗ 
ſucht werden ſoll im folgenden, ob Lohnſteigerungen ohne dauernde 
Zurückziehung von Arbeitskräften vom Markt dauernd die von Bren⸗ 
tano angenommenen Folgen haben können. Die Folgen waren nach 
Brentano: Steigerung der Warenpreiſe um das Maß der Lohn⸗ 
ſteigerung, gleichbleibendes Nominaleinkommen von Grundrentner, 
Unternehmer und Kapitaliſten, und entſprechend der Preisſteigerung 
abnehmendes Realeinkommen derſelben. Die Differenz ihrer Anteile 
am realen Nationaleinkommen vor und nach der Lohnſteigerung 
kommt den im Lohn geſtiegenen Arbeitern zugute, d. h. mit dem 
Nominallohn ſteigender Reallohn. Unterſuchen wir nacheinander die 
verſchiedenen Einkommensarten, zunächſt die Grundrente. 

Sehen wir von dem Sonderfall der allgemeinen Grundrente 
als einer örtlich und zeitlich begrenzten Erſcheinung ab?. Die land⸗ 
wirtſchaftliche Grundrente entſteht infolge der Einheit der Preis⸗ 


1 Theorie und Praxis der engliſchen Gewerkvereine, industrial Democracy, 
deutſch von C. Hugo, 2. Bd., 2. Aufl., Stuttgart 1906, S. 218: „In den 
Jahren ſchlechteſten Geſchäftsganges, wenn Tauſende von Maſchinenbauern oder 
Keſſelſchmieden, Steinmaurern oder Klempnern auf der Suche nach Arbeit das 
Pflaſter treten, iſt es, wie auch der gierigſte Unternehmer weiß, nutzlos, ihnen 
Arbeit zu 10 oder 15 s wöchentlich anzubieten. Ehe fie ihre Überzeugung von 
dem, was für ihre ſoziale Stellung angemeſſen und paſſend iſt, ſo ſehr ver⸗ 
gewaltigen laſſen, arbeiten ſie lieber als unqualifizierte Arbeiter, oder verrichten 
Arbeiten, die ſich ihnen gelegentlich bietet, für dieſelbe oder ſogar eine geringere 
Bezahlung als die, welche ſie als Handwerker zurückweiſen. Dieſe hartnäckige 
Weigerung, die beſtimmten Dienſte ihrer Klaſſe für Löhne zu verrichten, die 
ihrer Anficht nach in ſchmählicherweiſe unter ihrem herkömmlichen Standard 
bleiben, hängt nicht von ihrer Zugehörigkeit zu einem Gewerkvereine ab, denn 
fie iſt für Gewerkvereinler und Nichtgewerkvereinler gleich charakteriſtiſch und 
findet ſich auch in Gewerben, wo es keine Koalitionen gibt.“ N 

2 Im Gegenſatz zu Philippovich, Grundriß I, 11. Aufl., S. 367 ff., 
jedoch im Einklang mit v. Wieſer, Grundriß der Sozialökonomik I. Tübingen 
1914, S. 360 ff. | 
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bildung dadurch, daß Produktionsſtätten, bei denen die Einheit des 
Produkts mit verſchiedenen Produktionskoſten produziert wird, zur 
Verſorgung des Marktes herangezogen werden müſſen, da die Stätten 
niedrigſter Koſten allein nicht ausreichen. Für die Stätten, welche 
niedrigere Produktionskoſten haben als die Stätten höchſter Koſten, 
welche zur Verſorgung des Marktes noch herangezogen werden müſſen, 
entſteht eine Rente, die Grundrente, deren Erzielung an den Beſitz 
des Bodens geknüpft ift und daher dieſem ſelbſt zugerechnet wird. 
Und zwar iſt die Grundrente gleich der Differenz der aufgewandten 
Produktionskoſten gegenüber den Grenzkoſten, d. h. den höchſten 
Koſten, welche auf anderen Böden aufgewandt werden müſſen, die 
zur Verſorgung des Marktes noch herangezogen werden und deren 
Koſten durch den Preis des Produkts noch gedeckt werden müſſen. 
Dieſe einfache Grundrente ſteigert ſich zur Intenſitätsrente dadurch, 
daß auf Böden mit geringeren Produktionskoſten mehr Kapital und 
Arbeit verwandt wird und mehr Produkteinheiten erzeugt werden, 
und zwar wird dieſe Intenſivierung ſoweit getrieben, als durch Mehr⸗ 
aufwand von Arbeit und Kapital und durch Mehrerzeugung von 
Produkteinheiten noch weitere Rente erzielt wird. Steigt nun der 
Nominallohn, ſo ſteigen damit die Produktionskoſten für die Einheit des 
Produkts, und zwar um ſo mehr, je höher dieſe Koſten vor der Lohn⸗ 
ſteigerung waren, d. h. die Grenzkoſten ſteigen ſtärker als die Produktions⸗ 
koſten auf Böden, welche bisher eine Grundrente erzielten; die Grund⸗ 
rente ſteigt im gleichen Verhältnis, wie die Grenzkoſten und mit ihnen 
die Produktpreiſe infolge der Nominallohnſteigerung ſteigen. Es iſt alſo 
unmöglich, daß nach der Lohnſteigerung und der Preisſteigerung, die 
ihr nach Brentano folgt, die Grundrente ihrem Nominalbetrag nach 
gleichbleiben ſoll. Vielmehr muß der Nominalbetrag der Grundrente, 
d. h. das Nominaleinkommen der Grundrentner, im gleichen Ver⸗ 
hältnis ſteigen wie die Preiſe, ſo daß das Realeinkommen der Grund⸗ 
rentner und ihr Anteil am Nationaleinkommen vor und nach der 
Lohnſteigerung unverändert bleibt. Eindeutig iſt dies, wenn der 
Boden vom Beſitzer ſelbſt bewirtſchaftet wird: die höhere Grund⸗ 
rente, welche den geſtiegenen Produktpreiſen entſpricht, fließt dem 
Grundbeſitzer unmittelbar zu. Iſt der Boden verpachtet, ſo wird 
ebenfalls die höhere Grundrente erzielt, nur fließt ſie nicht ſofort 
dem Grundbeſitzer zu, ſondern bleibt dem Pächter, bis es dem Boden⸗ 
beſitzer gelingt, durch eine höhere Pacht ſich ſelbſt die Steigerung 
des Nominalbetrages der Grundrente zuzuführen; an der Größe der 
Grundrente ſelbſt aber wird durch die Verteilung derſelben unter 
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Pächter und Grundeigentümer nichts geändert. Es iſt irrig, daß 
der Lohnanteil am Realeinkommen der Nation auf Koſten des Anteils 
der landwirtſchaftlichen Grundrentner ſteigen kann. Was von der 
landwirtſchaftlichen Grundrente gilt, gilt ebenſo von der Bergwerks⸗ 
rente. 
Das Weſen der ſtädtiſchen Grundrente iſt weniger geklärt als 
das der ländlichen und der Bergwerksrente. Ihre Höhe wird von 
Maßnahmen der Geſetzgebung und Verwaltung ſowie von den Wohn⸗ 
ſitten der Bevölkerung ſtark beeinflußt. Jedoch ſchaffen dieſe nicht 
die Grundrente, ſondern ſie ändern nur die Bedingungen, unter 
denen die Grundrente, einer ökonomiſchen Geſetzmäßigkeit folgend, 
entſteht. Die ſtädtiſche Grundrente iſt derjenige Teil des Mietzinſes, 
der für den Vorteil der beſſeren Lage als Aufgeld gegeben wird!. 
Die einfache Grundrente wird zur Intenſitätsrente dadurch, daß 
man enger, höher, reicher baut, um den rentebringenden Lagevorteil 
möglichſt auszunutzen?. Dies Aufgeld richtet ſich zum Teil nach 
dem durch den Lagevorteil erzielten höheren Ertrag von Unter⸗ 
nehmungen, der mit dem allgemeinen Preisniveau wechſelt, oder nach 
Koſtenbeträgen, die durch den Lagevorteil erſpart werden. Zum 
andern Teil richtet es ſich nach dem Einkommen, das Perſonen 
bereit ſind aufzuwenden, um des Lagevorteils teilhaftig zu werden, 
die Steigerung dieſer Summe mit der Steigerung des Einkommens 
erſcheint wahrſcheinlich. Die Geſetzmäßigkeit der ſtädtiſchen Grund⸗ 
rente iſt jedoch zu wenig erforſcht, als daß es möglich wäre, ein 
abſchließendes Urteil über die Bewegung derſelben bei ſteigendem 
Preisniveau, d. h. bei ſinkendem Geldwert, zu fällen. Es iſt nur 
ſoviel zu ſagen, daß vieles dagegen ſpricht, daß die ſtädtiſche Grund⸗ 
rente bei ſteigendem Lohn und ſteigenden Preiſen ihrem Nominal⸗ 
betrag nach unverändert bleiben kann. Es erſcheint danach unwahr⸗ 
ſcheinlich, daß der Reallohn auf Koſten der ſtädtiſchen Grundrentner 
ſteigen kann. | 

Unterſuchen wir dasſelbe für den Unternehmergewinn unter den 
Brentanoſchen Vorausſetzungen. Nach Ausſcheidung von Kapital⸗ 
gewinn und Grundrente aus dem Geſamtreinertrag eines Unter⸗ 


1 v. Wieſer, Grundriß der Sozialökonomik I. S. 364. 
1 3 Ebenda S. 365. Zur Intenfitätsrente gehört auch die ſogenannte 

Kaſernierungsrente, die dort entſteht, wo Bauordnung und Wohnſitten eine 
Intenſivierung durch Stockwerkshäufung geſtatten, während Eberſtadt, Hand⸗ 
buch des Wohnungsweſens, 3. Aufl., Jena 1917, S. 107 ff. das Bauſyſtem als 
beſondere Rentenquelle behandelt. 
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nehmens bleibt der Unternehmergewinn, den man teilen kann in 
1. Unternehmerlohn, 2. Unternehmerrente, 3. Riſikoprämie!. Von 
zeitweiligen Störungen des Unternehmergewinns dadurch, daß es 
nicht gelingt, die Lohnſteigerung auf die Konſumenten abzuwälzen, 
ſoll als vorübergehende Erſcheinung abgeſehen werden, ebenſo wie 
von konjunkturmäßigen Mehrgewinnen; es handelt ſich vielmehr um 
die Frage, ob auf die Dauer dem ſteigenden Lohn ein gleich⸗ 
bleibender Nominalbetrag und abnehmender Sachgüterbetrag des 
Unternehmergewinns entſprechen kann. 

1. Der Unternehmerlohn iſt ein Entgelt für die Arbeit des 
Unternehmers. Dieſes Entgelt in ſelbſtändiger Stellung kann nicht 
dauernd ſtehen bleiben, während das in abhängiger Stellung für 
etwa gleich qualifizierte Tätigkeit ſteigt. Aber denkt Brentano über⸗ 
haupt an eine ſo allgemeine Lohnſteigerung? Oder denkt er nur an eine 
Lohnſteigerung des Lohnarbeiters im engeren Sinne, nicht an eine 
Lohnſteigerung des höher qualifizierten Arbeiters? Brentano erwähnt 
die Steigerung des Reallohns auf Koſten des Lohnes höher quali⸗ 
fizierter Arbeit nicht. Iſt die Lohnſteigerung wirklich eine allgemeine, 
ſo muß auf die Dauer mit ihr auch der Unternehmerlohn ſteigen. 
Iſt die Lohnſteigerung eine partielle in dem Sinne, daß höher 
qualifizierte Arbeit von ihr ausgenommen iſt, dann vermag die Lohn⸗ 
ſteigerung den Reallohn zu heben auf Koſten des Reallohns der 
höher qualifizierten Arbeiter; und ihnen ſteht hierin der Unternehmer⸗ 
lohn gleich. Aber dies iſt ein Ausnahmefall, der auch bei Brentano 
keine Erwähnung findet. 

2. Die Unternehmerrente entſpricht durchaus der Grundrente. 
Zur Verſorgung des Marktes müſſen mit verſchiedenen Produktions⸗ 
koſten arbeitende Unternehmungen herangezogen werden. Für die 
günſtiger arbeitenden Unternehmungen entſteht eine Rente, entſprechend 
der Differenz der Produktionskoſten für die Einheit des Produkts 
gegenüber den Produktionskoſten bei der ungünſtigſt arbeitenden 
Unternehmung, welche zur Verſorgung des Marktes noch heran⸗ 
gezogen werden muß und nur den Kapitals⸗ und Arbeitsaufwand 


1 Die Einteilung des Unternehmergewinns ſchließt ſich an die Darftellung, 
Pierſons an. Pierſon analyſiert ſchärfer als zum Beiſpiel Pierſtorff (Art. 
Unternehmer und Unternehmergewinn, Handw. d. Staatsw., 3. Aufl., VIII. Bd.) 
und Philippovich diejenigen Momente, welche allgemein eine Differenz 
zwiſchen Produktionskoſten und Produktpreis begründen. Nur auf Koſten eines 
ſolchen allgemein, wenn auch in wechſelnder Höhe, vorhandenen Unternehmer⸗ 
gewinns könnte der Lohn ſteigen. 
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lohnt. Wie die Grundrente ſteigt die Unternehmerrente mit Lohn⸗ 
ſteigerungen und ſteigenden Preiſen der Waren. 

3. Die Riſikoprämie auf die Einheit aufgewandten Kapitals 
wird eher ſteigen als fallen bei den mit der Lohnſteigerung vor ſich 
gehenden Erſchütterungen von Produktion und Abſatz der Produkte. 
Die Wertgröße bei der Produktion aufgewandten Kapitals aber ſteigt 
in gleichem Verhältnis wie Lohn und Preiſe (ſ. unten), ſo daß die 
Geſamtſumme der Riſikoprämie ebenfalls in gleichem Maße ſteigen 
muß !. 

Bei allgemeiner Lohnſteigerung iſt ein Steigen des Reallohns 
weder auf Koſten des Unternehmergewinns, noch auf Koſten der 
Grundrente möglich. Vielmehr muß das Nominaleinkommen der 
Unternehmer und Grundrentner ſteigen wie die Preiſe, während ihr 
Realeinkommen unverändert bleibt. 

Die grundſätzliche Behandlung der Frage, ob der Lohn ſteigen 


kann auf Koſten des Kapitalgewinns, ſoll an dieſer Stelle noch nicht 


erfolgen. Hier ſoll die Frage unterſucht werden, ob die Behauptung 
Brentanos richtig ſein kann, daß der Kapitalgewinn ſeinem Nominal⸗ 
betrag nach gleich bleibt, während der Lohn ſteigt und mit ihm die 
Preiſe um das Maß der Lohnſteigerung ſteigen. 

Ein Zahlenbeiſpiel möge die Brentanoſche Behauptung erläutern. 
In der Produktion möge zunächſt betragen der Aufwand an Lohn 100, 
der Kapitalgewinn 50, der Preis des Produktes 150; der Lohn⸗ 
anteil am ſachlichen Ergebnis der Produktion wäre alſo /, der 
Kapitalanteil Ys. Nun ſoll der Lohn ſteigen auf 150, der Kapital⸗ 
gewinn ſoll nach der Lohnſteigerung unverändert 50 betragen, der 
Preis des Produkts 200. Der Lohnanteil wäre alſo /, der Kapital⸗ 
anteil , der Reallohn mithin auf Koſten des Kapitalgewinns 
geſtiegen. Wäre der Kapitalgewinn hingegen im gleichen Verhältnis 
geſtiegen wie der Lohn, alſo von 50 auf 75, der Preis des Produktes 
alſo auf 225, dann hätte ſich der Lohn⸗ und Kapitalanteil am Er⸗ 
gebnis der Produktion nicht geändert, der Lohnanteil wäre unver⸗ 
ändert 8, der Kapitalanteil , alſo keine Steigerung des Real⸗ 
lohns. Aber Brentano ſagt, der Rapitalgeminn ſoll nominell unver: 
ändert bleiben. 


1 Die Beiſpiele der Schmälerung des Unternehmergewinns durch Lohn⸗ 
ſteigerungen, die Zwiedineck⸗Südenhorſt, Lohnpolitik und Lohntheorie, 
Leipzig 1900, S. 336 ff. bringt, betreffen Lohnſteigerungen in einzelnen Gewerben 
und erſcheinen der Verallgemeinerung nicht fähig, | 
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Was meint Brentano hiermit, ſoll der Geſamtgewinn des auf⸗ 
gewandten Kapitals unverändert bleiben oder die Gewinnrate? denn, 
wie gezeigt werden wird, muß die Gewinnrate ſinken, wenn der 
Geſamtgewinn gleich bleiben ſoll, und der Geſamtgewinn muß ſteigen, 
wenn die Gewinnrate gleich bleiben ſoll. Steigt aber der Geſamt⸗ 
gewinn in der Produktion, dann kann der Reallohn nicht auf Koſten 
des Gewinns ſteigen, wie obiges Beiſpiel zeigt. 

Nehmen wir zunächſt einmal an, aller Kapitalaufwand in der 
Produktion beſtände in einem Aufwand für Lohnzahlungen, welcher 
gemacht wird eine längere oder kürzere Zeitſpanne vor Erhalt des 
marktreifen Produktes. Steigt der Lohn, zum Beiſpiel von 100 
auf 150, jo ſteigt in gleichem Verhältnis der Kapitalaufwand. Iſt 
nun alſo nach der Lohnſteigerung der in der Produktion erzielte 
Kapitalgewinn derſelbe geblieben wie vor der Lohnſteigerung, im 
obigen Beiſpiel 50, ſo muß die Gewinnrate, d. h. der Gewinn auf 
die Einheit aufgewandten Kapital wie 150: 100 geſunken fein. Soll 
aber die Gewinnrate dieſelbe bleiben, ſo muß der bei der Produktion 
erzielte Gewinn im gleichen Verhältnis ſteigen wie der Lohn, alſo 
von 50 auf 75, und der Reallohn wäre nicht auf Koſten des Ge⸗ 
winns geſtiegen. Dies lehrte ſchon John Stuart Mill “. Nach der 
Auffaſſung ſeiner Zeit aber dürfen wir damit rechnen, daß Brentano 
eine unveränderliche Gewinnrate annimmt. 

Jederzeit beſteht ein Teil des Kapitalaufwandes in der Produktion 
in einem Aufwand für Lohnzahlungen. Ein anderer Teil beſteht 
in einem Aufwand für Bodennutzungen. Wie wir oben ſahen, muß 
der Preis für Bodennutzungen, d. h. die Grundrente, auch ſeinerſeits 
bei ſteigenden Güterpreiſen ſteigen; alſo auch hier ein ſteigender 
Kapitalaufwand bei der Produktion. Ein weiterer Teil des Kapital⸗ 
aufwandes beſteht in einem Aufwand für ſachliche Produktionsmittel. 
Dieſe Produktionsmittel werden in verſchiedener Zeit bei der Produktion 
konſumiert, das ſogenannte umlaufende Kapital ſchneller als das 
ſtehende Kapital. Nach Ablauf einiger Zeit werden alſo ſachliche 
Produktionsmittel in die Produktion eingehen, welche mit den höheren 
Löhnen produziert ſind und deren Preis geſtiegen iſt, alſo auch hier 
ein höherer Kapitalaufwand in der Produktion; und dieſes Zeitablaufs 
bedarf es nicht einmal. In jeder fortſchreitenden Volkswirtſchaft 


entſtehen dauernd, neben den vorhandenen, neue Produktionsanlagen, 


1 Grundſätze der politiſchen Ökonomie, überſetzt von Gehrig, IJ. Band. 
Jena 1913, S. 616. 
Schmollers Jahrbuch XLV 3. 7 
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und zwei gleiche Anlagen haben den gleichen Ertrag und den gleichen 
Wert, gleichgültig ob die eine vor und die andere nach der Lohn⸗ 
und Preisſteigerung hergeſtellt iſt. Mit allgemein ſteigenden Löhnen 
und Preiſen muß alſo auch der Wert dieſer dauerhaften Produktions⸗ 
mittel ſteigen; alſo auch hier der Lohn⸗ und een folgender 
ſteigender Kapitalaufwand. 

Es bleiben danach nur zwei Möglichkeiten: entweder nehmen 
wir an, daß der Geſamtgewinn derſelbe bleibt, dann wären die 
Preiſe aller Güter um das Maß der Lohnſteigerung (von Grund⸗ 
rente und Unternehmergewinn ſoll hier abgeſehen werden) geſtiegen, 
der Reallohn auf Koſten des Kapitalgewinns geſtiegen; aber not⸗ 
wendigerweiſe wäre gleichzeitig die Gewinnrate geſunken, womit 
Brentano offenſichtlich nicht rechnete. Oder aber die Gewinnrate 
bleibt bei der Lohnſteigerung unverändert, dann ſteigt der Geſamt⸗ 
gewinn in der Produktion und die Preiſe entſprechend über das 
Maß der Lohnſteigerung hinaus, der Realanteil von Lohn und 
Kapital am Ergebnis der Produktion bliebe unverändert. Dann 
alſo wäre die Brentanoſche Theorie falſch. Und Beiſpiele, die 
Brentano bringt und die ganze Art ſeiner Beweisführung, von 
Lohnſteigerung in einzelnen Gewerben Schlüſſe ziehend auf allgemeine 
Lohnſteigerung, deutet darauf hin, daß er mit gleichbleibender Gewinn⸗ 
rate rechnet. Denn bei Sinken der Gewinnrate müßte nach Brentanoſchen 
Gedankengängen das Kapital ſchnellſtens ſich aus Berufen zurück⸗ 
ziehen, in denen Lohnſteigerungen erzielt ſind; Brentano glaubt aber, 
daß, wenn die Preiſe der Produkte nur um das Maß der Lohn⸗ 
ſteigerung geſtiegen ſeien, das Kapital keinen Grund hat, andere 
Verwendungsarten aufzuſuchen, mithin müßte die Gewinnrate un⸗ 
verändert geblieben ſein. 

An dieſer Stelle ſollte nur ein Widerſpruch in den Gedanken⸗ 
gängen aufgedeckt werden, die poſitive Beantwortung der Frage, wie 
Lohn, Preiſe und Kapitalgewinn ſich bei der Lohnſteigerung ver⸗ 
halten, iſt erſt an ſpäterer Stelle möglich. | 

Fragen wir uns noch, wie Brentano feine Theſe beweiſt. Er 
ſetzt ſich theoretiſch mit der Lohnfondstheorie und der Theorie Thorn⸗ 
tons auseinander, und er eröffnet dadurch die Möglichkeit für 
Steigerungen des Nominallohnes; aber ob und wie ſich mit den 
Lohnſteigerungen und Preisſteigerungen der Güter die anderen Ein⸗ 
kommensarten ändern und dadurch ihrerſeits auf die Preiſe der 
Güter Einfluß ausüben, das bleibt unerſchloſſen. Brentano glaubt, 
daß bei einer ſolchen Lohn⸗ und Preisſteigerung kein irgend welcher 
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zwingender Grund für die Anderung von Grundrente, Unternehmer⸗ 
gewinn und Kapitalgewinn vorläge. Zum Teil widerſpricht er ſeiner 
eigenen Theorie; es iſt ſelbſtverſtändlich richtig, daß der Reallohn 
ſteigt bei einer Lohnſteigerung in einzelnen Berufsgruppen, aber dies 
iſt damit noch keineswegs der Fall bei der Verallgemeinerung auf 
alle Berufsgruppen, wie folgendes Brentanoſche Beiſpiel, das er für 
ſeine Theorie anführen zu können glaubte, zeigt: Der Lohn der 
Bäcker betrage 4001, der Gewinn des Meiſters 10%, der Preis des 
Produktes daher 440. Der Lohn der Bäcker ſoll auf 500 fteigen, 
„der Preis der Brote demgemäß auf 550, wovon 500 Bäckerlohn 
nnd 50, d. h. 10 % vom Kapital, Unternehmergewinn“ 2. Überſetzen 
wir dieſe Lohn⸗ und Preisſteigerung auf das geſamte Wirtſchafts⸗ 
leben, ſo wären alle Preiſe im gleichen Verhältnis geſtiegen wie der 
Lohn, ebenſo der Geſamtgewinn, alſo keine Steigerung des Real⸗ 
lohnes. Weitere Beiſpiele zeigen, daß Lohnſteigerungen möglich ſind; 
ſie beweiſen aber nicht, daß eine Preisſteigerung ihnen folgt, nur 
um das Maß der Lohnſteigerung, nicht gleichzeitig entſprechend dem 
Mehraufwand von Kapital. 

Auf folgenden Einwand iſt noch kurz einzugehen. Es ließe ſich 
ſagen: Das Kapital einer Volkswirtſchaft hat zu gegebener Zeit eine 


gegebene Größe; bleibt die Gewinnrate unverändert, fo bleibt auch 


der Geſamtgewinn unverändert. Dies iſt jedoch nur in einer Be⸗ 
ziehung richtig; das reale Kapital der Volkswirtſchaft iſt tatſächlich 
zu gegebener Zeit gegeben und im allgemeinen nur durch Sparen 
zu vermehren, der reale Kapitalgewinn bliebe alſo bei gleichbleibender 
Gewinnrate unverändert. Die Wertgröße des Kapitals aber ändert 
ſich mit der Lohnſteigerung und der nach Brentano ihr folgenden 
Preisſteigerung aller Güter, der nominale Kapitalgewinn alſo müßte 
bei gleichbleibender Gewinnrate bei der Lohnſteigerung ſteigen“. 


3. Theorie der Reduktion des Lohnes durch Abnahme 
der Arbeitsverwendung und Zunahme der Kapitals⸗ 
verwendung (Pierſon) 

Im Jahre 1876 hat der Holländer Pierſon“ die Brentanoſche 
Theorie kritiſiert und bei dieſer Gelegenheit ſowie ſpäterhin in ſeinem 
Lehrbuchs eine eigene Theorie der Lohnſteigerung entwickelt. 

1 Arbeitergilden, II. Bd., S. 235. 2 S. 235. 

2 Hierauf wird näher eingegangen III. Kap. 1 

4 Zeitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft 1876, S. 216 ff 


s Leerboek der Staatshuishoudkunde, franzöfiſche Uberſeßung Traité d'éco- 
nomie politique, überſetzt von Louis Suret. Paris 1916. 72 
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Nach Pierſon hängt der Preis der Arbeit und der Preis der 
Kapitalnutzungen ab von der Nachfrage nach Arbeit und Kapital. 
Wird nun der Preis der Arbeit durch Lohnſteigerungen in die Höhe 
getrieben, ſo tritt vermehrte Nachfrage nach Kapital, verringerte nach 

Arbeit ein. Verſtärkt wird dieſes noch dadurch, daß beim Steigen 
des Lohnes notwendig der Preis der Kapitalnutzung, d. h. der Kapital⸗ 
gewinn ſinken muß; denn Pierſon iſt Quantitätstheoretiker, dem 
Steigen des Lohnes kann keine Preisſteigerung der Güter folgen, 
der Kapitalgewinn als die Differenz zwiſchen Preis und Koſten muß 
alſo fallen. Sinkender Preis der Kapitalnutzung und ſteigender Preis 
der Arbeit bewirkt, daß Waren, die mit Aufwand von viel Kapital⸗ 
nutzung und wenig Arbeit produziert werden, im Preiſe ſinken. 
Waren, die mit Aufwand von viel Arbeit und wenig Kapitalnutzung 
produziert werden, müſſen im Preiſe ſteigen. Dieſer Preisverſchiebung 
folgt eine Verſchiebung der Nachfrage; es ſteigt die Nachfrage nach 
Waren mit viel Kapitalaufwand und damit die Nachfrage nach Kapital- 
nutzung, es ſinkt die Nachfrage nach Waren mit viel Arbeitsaufwand 
und damit die Nachfrage nach Arbeit. | 

In gleicher Richtung wirkt ein anderes Moment. Man kann 
Güter herſtellen mit einem großen oder kleinen Arbeitsaufwand in 
Verbindung mit einem kleinen oder großen Kapitalaufwand. Ein 
Sinken des Preiſes für Kapitalnutzung und ein Steigen des Preiſes 
der Arbeit macht Methoden mit viel Kapital⸗ und wenig Arbeits⸗ 
aufwand vorteilhaft und Methoden mit wenig Kapital- und viel 
Arbeitsaufwand unvorteilhaft. Dies bedeutet wiederum bei der 
Lohnſteigerung ſteigende Nachfrage nach Kapitalnutzung und ſinkende 
Nachfrage nach Arbeit. Der Verſchiebung der Nachfrage entſpricht 
ſteigender Preis der Kapitalnutzung, d. h. ſteigender Kapitalgewinn, 
und ſinkender Preis der Arbeit, d. h. ſinkender Lohn. Setzen die 
Arbeiter einem Sinken des Lohnes Widerſtand entgegen, ſo wird 
bei gegebener Größe des Kapitals nur eine geringere Zahl von 
Arbeitern Verwendung finden. Die Arbeiterkoalitionen vermögen 
den Lohn nur dauernd zu heben, wenn ſie die Zahl der Arbeits⸗ 
ſuchenden dauernd vermindern. Für eine gegebene Anzahl Arbeiter, 
die Verwendung finden ſollen, iſt nur ein Stand der Löhne möglich. 
| Die Annahme, daß aus einer Gleichgewichtslage heraus der 

Lohn in die Höhe getrieben wird, ſo daß es nun vorteilhafter wird, 
mehr Kapital und weniger Arbeit in der Produktion zu verwenden, 
hat zur Vorausſetzung, daß irgendein Wille und eine Kraft wirkſam 
waren, die dieſe Lohnſteigerung bewirkten; wir müſſen alſo an⸗ 
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nehmen, daß auf ſeiten der Arbeiter zielbewußte Individuen oder 
zielbewußte Organiſationen vorhanden ſind, und wir müſſen mit 
ihrem Vorhandenſein auch nach Durchſetzung der Lohnſteigerung 
rechnen. Ebenſo wie bei der Lohnſteigerung ſelbſt reagiert dann 
der Preis der Arbeit auch nachher nicht mehr in dem Maße auf 
die Nachfrage, daß einer ſinkenden Nachfrage gegenüber der Preis 
der Arbeit auch ſofort ſinkt, wie er auch trotz unveränderter Nach⸗ 
frage in die Höhe getrieben war. Es iſt vielmehr eine Maßfrage, 
ob die Mindernachfrage nach Arbeit eine Lohnſenkung herbeiführt. 
Einer dauernden ſtärkeren Mindernachfrage nach Arbeit und damit 
Arbeitsloſigkeit eines Teils der Arbeiter vermögen auch feſtgefügte 
Organiſationen auf die Dauer nicht zu widerſtehen. Aber hat nun 
das Streben, zu Produktionen mit mehr Kapitalaufwand über⸗ 
zugehen, oder kapitalintenſivere Methoden einzuführen, überhaupt 
die Folge, die Nachfrage nach Arbeitern zu vermindern. Denn 
nur, wenn die Zahl beſchäftigter Arbeiter tatſächlich geringer wird, 
nur bei einem Drucke von unbeſchäftigten Arbeitern beſteht die 
Wahrſcheinlichkeit finkenden Lohns, ſonſt aber iſt anzunehmen, daß 
dieſelben Kräfte, welche vermögen eine Lohnſteigerung durchzuſetzen, 
auch vermögen ihren Beſtand zu erhalten. Brentano!, Tugan⸗ 
Baranowsky? und Schüller“ wollen den Einfluß ſteigenden Lohnes 
auf die Nachfrage nach Arbeitskräften ganz oder faſt ganz leugnen. 
Und die Tatſachen des Wirtſchaftslebens geben ihnen größtenteils 
recht. Das Kapital iſt größtenteils in feſten Formen im Wirtſchafts⸗ 
leben vorhanden, die die Produktionsmethoden feſtlegen und nur 
einen relativ geringen Spielraum für augenblickliche Anderungen 
der Kapitalintenſität der Produktion laſſen. Wäre das Kapital 
flüſſig, ſo könnten bei Lohnſteigerungen, entſprechend der Vorteil⸗ 
haftigkeit kapitalintenſiverer Methoden, größere Mengen Kapitals 
als vorher pro Kopf angewandt werden, und mit dem vorhandenen 
Kapital würde eine geringere Anzahl Arbeiter als vorher beſchäftigt, 
ſo daß ein Teil der früher beſchäftigten Arbeiter arbeitslos würde, 
die auf den Lohn drücken. Aber da das vorhandene Kapital feſte 
Formen angenommen hat, kann dieſer Erfolg erſt eintreten, in 
dem Maß, als vorhandenes Kapital amortiſiert und durch andere 
Formen erſetzt wird, d. h. der Erfolg kann vollkommen erſt nach 


Siehe oben. 

2 Soziale Theorie der Verteilung. Berlin 1913. 

3 Die Nachfrage nach Arbeitskräften, die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt. 
Archiv f. Sozialw. u. Sozialpol., Bd. 33. 
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Jahren eintreten, denn ſo hoch iſt die durchſchnittliche Dauerhaftig⸗ 
keit der Kapitalgüter einzuſchätzen. Die Nachfrage nach neuen 
Kapitalsformen iſt auch ihrerſeits eine Nachfrage nach Arbeit, und 
erſt in dem Maße, als das Kapital dieſe neuen Formen annimmt 
und die Produktion nunmehr alſo kapitalintenſiver vor ſich geht, 
ſinkt die Nachfrage nach Arbeit. Denn vorher ſinkt die Nachfrage 
nach Arbeitskräften eines Unternehmers nicht, auch bei ſinkendem 
Kapitalgewinn, wofern nur überhaupt noch eine Verzinſung oder 
Amortiſation des Kapitals erzielt wird. 

Durch Jahre hindurch alſo könnte der Lohn höher ſtehen als 
dem Verhältnis von Kapital und Arbeit entſpricht. Nach der Um⸗ 
formung des Kapitals würde ein Teil der Arbeiter brotlos werden 


und auf den Lohn drücken, wenn nicht das Kapital inzwiſchen ſo 
gewachſen wäre, daß es auch bei den neuen kapitalintenſiveren 


Methoden ausreichte. So wären die Arbeiter zumindeſt imſtande, 
eine der Kapitalvermehrung entſprechende zukünftige Lohnſteigerung 
durch Lohnkämpfe vorwegzunehmen; es gäbe alſo mehr als einen 
möglichen Stand der Löhne. 


= (Ein zweiter Teil folgt.) 
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Die Rulturabgabe 


Von Geh. Juſtizrat Dr. jur. Ernſt Heymann 
o. Profeſſor der Rechte an der Aniverſität Berlin 


em Reichswirtſchaftsrat liegt ein Vorſchlag! der Genoſſenſchaft 
A Deutscher Tonſetzer (Dr. Friedrich Röſch) vor, der dahin geht, 
daß zu dem Ladenpreiſe jedes Buches 10% zugeſchlagen werden 
ſollen, welche bei geſchützten Werken dem Autor (unbeſchadet ſeines 
ſonſtigen vertragsmäßigen Honoraranſpruches) zuzuweiſen wären, 
während ſie bei den ungeſchützten Werken in eine Kulturkaſſe fließen 
ſollen, deren Beſtände — durch eine aus Berufsgenoſſen gebildete 
Körperſchaft — für „geiſtige Kulturzwecke“, nämlich Unterſtützung 
förderungsbedürftiger und verdienter Urheber und ihrer Nachkommen, 
Ermöglichung der Veröffentlichung neuer wertvoller Werke und Ver⸗ 
breitung ſolcher Werke an das Volk in billigen Ausgaben zu verwenden 


1 Die Denkſchrift der Genoſſenſchaft deutſcher Tonſetzer vom 3. Januar 
über den Plan einer durch Reichsgeſetz einzuführenden „Kulturabgabe“, unter⸗ 
zeichnet Dr. F. Röſch, iſt nicht im Buchhandel erſchienen, ihr weſentlicher In. 
halt iſt aber durch eine größere Reihe von Publikationen bekannt geworden. 
Zum Folgenden iſt namentlich herangezogen: Beſchluß des Börſenvereins der 
Deutſchen Buchhändler in der Kantate⸗Hauptverſammlung zu Leipzig vom 
24. April 1921 zur Kulturabgabe. — Robert Voigtländer, Börjenblatt für 
den Deutſchen Buchhändler, Nr. 73 vom 30. März 1921: „Die Kulturabgabe“. 
— Georg Göhler, Die Kulturabgabe, Unterhaltungsbeilage der „Täglichen 
Rundſchau“ vom 16. März 1921. — Begründung der Handelskammer München 
vom 10. Mai 1921 zu ihrem die Kulturabgabe ablehnenden Beſchluß auf Grund 
des Referats des Verlagsbuchhändlers Wilhelm Oldenburg (Mſ.). — Alexander 
Elſter, „Eine Reichskulturabgabe?“ Börſenblatt vom 6. April 1921. — 
Hans Bockwitz, „Zur Frage der Kulturabgabe“, Deutſche Verlegerzeitung 
vom 15. April 1921, Nr. 8. — Friedrich Röſch, „Die Reichskulturabgabe“, 
Münchener Neueſte Nachrichten vom 2. März 1921. — Hans Kyſer, „Die 
Reichskulturabgabe“, Deutſche Verlegerzeitung vom 1. Juni 1921. — S. Menz, 
„Zur Reichskulturabgabe“, Börſenblatt Nr. 136 vom 14. Juni 1921. Außerdem 
einige handſchriftliche Mitteilungen aus Intereſſentenkreiſen ſowie eine Beſprechung 
mit einer Reihe von Mitgliedern der Preußiſchen Sachverſtändigenkammer. — 
Nachdem die hier veröffentliche Stellungnahme zur Kulturabgabe ſchon am 
20. Juni fertiggeſtellt und auch der Akademie der Wiſſenſchaften als Referat 
ſchon vorgelegt worden war (die einen entſprechenden, in den Sitzungsberichten 
erſcheinenden Beſchluß gefaßt hat), ging mir zu: Die neuen Bildungsſteuern 
1Reichskulturabgabe“), abgeſchloſſen am 12. Juli 1921, Denkſchrift des Börſen⸗ 
vereins Deutſcher Buchhändler (Börfenblatt) 1921, die im folgenden nicht mehr 


benutzt iſt, auf die aber zugleich a ihrer reichen Literaturangaben verwieſen 


ſein mag. 
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ſin d. Auch von den gewerblichen Darbietungen (Aufführungen der lite⸗ 
rariſchen und Tonwerke) ſoll eine entſprechende Abgabe erhoben werden. 
Die Abgabe ſoll in allen Fällen auf die Verbraucher abgewälzt werden; 
fie fol aber beim Verleger erhoben und an die neutrale Kaffe ab⸗ 
geführt werden. Die Sortimenter uſw. ſollen mit dem Verleger ab⸗ 
rechnen. Begründet wird der Vorſchlag mit der Notlage vieler 
Schriftſteller, welche der ernſten Kunſt in hohem Maße abträglich 
iſt, ferner durch den Gedanken, daß die ſogenannten freigewordenen 
Werke tatſächlich lediglich den Verlegern zugute kämen, welche nun 
in der Lage ſind, daraus Gewinn zu ziehen, und durch den weiteren 
Gedanken, daß die freigewordenen Werke der Allgemeinheit zufallen 
müßten, dem Staate, der zum Treuhänder und Verwalter der 
geiftigen Güter des Volkes zu machen ſei (domaine d’etat payant). 


Die Einzelheiten der noch wenig durchgearbeiteten Vorſchläge er⸗ 


geben ſich aus den angeführten Schriften; durchgearbeitet iſt ins⸗ 
beſondere noch nicht die Frage der Organiſation; nur ergibt ſich die 
Abſicht, den Autoren hier den entſcheidenden Einfluß bei der Ver⸗ 
teilung der Gelder einzuräumen. Dagegen iſt von Kyſer, einem 
Anhänger des Planes, betont worden, daß eine genoſſenſchaftliche 
Verlags⸗ und Vertriebsanſtalt nicht geplant iſt, ſondern im Gegen⸗ 
teil durch die Kulturabgabe vermieden werden ſoll. 

Die Buchhändler haben ſich begreiflicherweiſe mit aller Kraft 
gegen den Plan gewehrt. Hier ſoll verſucht werden, ihn unter Ver⸗ 
meidung des Intereſſenſtandpunktes, hauptſächlich unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte der Intereſſen der ee und des Allgemeinwohls 
zu prüfen. 


I 


Eine Auflage von 10% auf alle geſchützten Werke, welche an 
die Autoren beziehungsweiſe deren Erben abzuführen wäre, iſt von 
vornherein zu verwerfen, ſo verlockend ſie einzelnen Autoren als 
freie Zugabe zu ihren bisherigen Einkünften aus den Verlags⸗ 
verhältniſſen erſcheinen mag. Es bedeutete das zunächſt einen ganz 
unerhörten Eingriff in wohlerworbene Rechte, da die ſämtlichen Ver⸗ 
lagsverträge damit geändert würden und dem Verleger insbeſondere 
damit Laſten auferlegt würden, von denen er bei Eingehung des 
Vertrags keine Vorſtellung hatte. Ein ſolcher Eingriff ſteht im 
Widerſpruch zu dem Grundgedanken der Reichsverfaſſung (cf. a 153 
RB.) Er iſt geeignet, das Vertrauensverhältnis zwiſchen Autoren 
und Verleger zu untergraben. Abgeſehen davon, paßt das Prinzip 
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gar nicht für alle Verträge. Die Urheber des Vorſchlages verkennen 


vollkommen, unter wie verſchiedenen Umſtänden die Verträge ge⸗ 


ſchloſſen werden. Das Riſiko bei den einzelnen Verträgen iſt für 
den Verleger wie für den Autor bekanntlich ſehr verſchieden. Der 
anerkannte, bedeutende Schriftſteller ſteht im Vertragsverhältnis 


| naturgemäß ganz anders da als der junge Anfänger oder derjenige, 


welcher ein ſchwer lesbares, Spezialkenntnis erforderndes, ſtark 


theoretiſches, der Geſchmacksrichtung des Publikums zunächſt wenig 


entſprechendes uſw. Werk herausbringen möchte. Insbeſondere iſt 
im wiſſenſchaftlichen Verlag es ja heute und ſchon ſeit längerer Zeit 
ſo, daß die Autoren oft froh ſind, wenn ſie überhaupt gedruckt 
werden; oft werden große Zuſchüſſe ſeitens der Autoren gezahlt; 
der Idealismus oder die Hoffnung auf anderweitige Lebensvorteile 
ſpielen bei dem Autor im wiſſenſchaftlichen Verlag ſehr oft, ja 
regelmäßig eine weit größere Rolle als die Honorarfrage. Und 
auch wo dieſe von Bedeutung iſt, wird der Autor oft hauptſächlich 
auf ſpätere Auflagen oder auf ſpätere eigene Werke, denen er jetzt. 
nur Bahn brechen will, oder die er durch Spezialunterſuchungen vor⸗ 
bereiten will, als künftige Gegenſtände von Honorarerträgen rechnen. 
Ganz zu ſchweigen von Zeitſchriften. Auf dieſe paßt die Idee der 
feſten 10% als Honorarzuſchlag gar nicht — die Beiträge find als 
Faktoren der Kaufluſt, als Faktoren für Schaffung von Abonnenten 
ſehr ungleich; eine literariſche Revue, laufende Quellen⸗ oder Aus⸗ 
landsberichte, regelmäßige ſtatiſtiſche oder amtliche Mitteilungen ver⸗ 
mögen eine Zeitſchrift zu tragen, und die wiſſenſchaftlichen Aufſätze 
erſcheinen als Zutaten. Es wird oft auch umgekehrt liegen, ganz 
abgeſehen von der Ungleichheit der Arbeiten. Gute Zeitſchriften 
zahlen jetzt häufig für Diſſertationen, die ſie — verkürzt — auf⸗ 
nehmen, kein Honorar, während ſie andere Beiträge nach Bogenzahl 
honorieren. Dies hat alles ſeinen guten Sinn. Ein ſehr kompli⸗ 
ziertes Verhältnis ſoll hier über einen Kamm geſchoren werden. 
Ferner iſt zu erinnern an die großen Akademiewerke und ähnliche 
Unternehmungen, bei denen die 10% für die oft in feſten An⸗ 
ſtellungsverhältniſſen befindlichen Verfaſſer doch ſelten und nur bei 
vollkommen ſelbſtändiger Tätigkeit eine innere Berechtigung haben 
würden. Ahnliche Erwägungen wie bei den wiſſenſchaftlichen Werken 
kommen aber auch für die ſchöngeiſtige und die muſikaliſche Literatur 
in Betracht, was hier nicht ausgeführt zu werden braucht. Man 
denke auch an die beſondere Stellung der politiſchen Broſchüren und 
die ſehr verſchiedenen wirtſchaftlichen Motive bei den ſie betreffenden 
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Verlagsverträgen. Ferner aber an die Preſſe: Wie ſoll wohl bei 
einem Zeitungsartikel, bei vermiſchten Nachrichten, bei künſtleriſchen 
oder anderen Ausarbeitungen dieſer Aufſchlag von 10% an die 
Autoren verteilt werden angeſichts der gewaltigen Verſchiedenwertig⸗ 
keit der einzelnen geiſtigen Leiſtungen ſchon innerhalb derſelben 
Zeitungsnummer? Und die praktiſche Erfahrung zeigt, daß gerade 
die auf Erwerb durch Honorar angewieſenen Schriftſteller hauptſäch⸗ 
lich für die Preſſe der verſchiedenſten Art ſchreiben. 

Auf der anderen Seite iſt zu beachten, daß der Verleger bei 
Abſchluß ſeiner Verlagsverträge natürlich ſein Riſiko auf die ver⸗ 
ſchiedenen Werke, welche er herausgibt, verteilen muß. Eins trägt 
das andere, wie ſich ſchon aus dem Vorerwähnten ergibt. Der 

Verlag iſt ein „gemiſchtes Werk“ in höchſter Potenz. Es iſt über⸗ 
haupt gar nicht möglich feſtzuſtellen, wieviel das einzelne Buch dem 
Verlage gekoſtet hat, wie ja jeder auch nur oberflächliche Kenner der 
Verſuche einer Berechnung der Herſtellungspreiſe einzelner Güter 
(Verſuche, die ja beſonders in der Kriegsgeſetzgebung und Judikatur 
eine große Rolle geſpielt haben) weiß. Auch nach dieſer Richtung 
find die 10%é eine plumpe Art der Entlohnung. Notwendig würde 
auch bei einer ſolchen geſetzlichen Regelung in Zukunft die ſachliche 
Bemeſſung eines Honorars (Bogenhonorars, Fixum ufw.) ſinken 
oder ganz in Wegfall kommen. Darüber iſt ſich wenigſtens auch 
Kyſer gar nicht im unklaren, während Röſch der Meinung zu ſein 
ſcheint, es werde Sache der Urheberverbände ſein, die Autoren 
darauf hinzuweiſen, daß der Verleger wegen der Kulturabgabe das 
Honorar nicht drücken dürfe. Aber wie ſoll ihm das angeſichts 
der Vertragsfreiheit verwehrt werden? Und iſt es denn wirklich 
innerlich gerechtfertigt, ihn nach doppeltem Syſtem Honorar zahlen 
zu laſſen? Das Syſtem der reinen Gewinnbeteiligung paßt zudem 
für die meiſten Schriftſteller gar nicht. Wo ſie auf Honorar 
rechnen müſſen, können ſie ſich auf langwierige Abrechnungen, die 
erſt nach langer Zeit erfolgen, die ſie niemals ordentlich nachprüfen 
können, und bei denen ſie ſehr leicht den kürzeren ziehen, nicht ein⸗ 
laſſen. Ihre Stellung wird, gerade wenn ſie wirtſchaftlich ſchwach 
ſind, dadurch aufs ſchwerſte geſchädigt. Das Syſtem der prozentualen 
Gewinnbeteiligung iſt für den Autor faſt immer nur in Kombination 
mit feſten Bogenhonoraren oder mit einer Mindeſtgarantie 
lukrativ. | 

Zudem tft ſchon mehrfach hervorgehoben, daß die 10% Ge⸗ 
winnbeteiligung nur denjenigen zugute kommen würden, welche viel 
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geleſene (und darum keineswegs immer die beiten) Bücher ſchreiben. 
Die unbedeutenderen Schriftſteller und diejenigen, welche nicht für 
die große Maſſe ſchreiben, kurz alle, welche geſchützt werden ſollen, 
kämen dabei keineswegs auf einen grünen Zweig. Gerade das, was 
heute ſchon anſtößig iſt, wird in das Unendliche gefördert. Es iſt 
gar kein Zweifel, daß durch den ganzen wenig durchdachten Vor⸗ 
ſchlag die jetzt herrſchende Einzelvereinbarung zwiſchen Autor und 
Verleger nicht erſetzt werden kann. Es iſt hier nicht der Ort, die 
Frage genoſſenſchaftlicher Verlags⸗ und Vertriebsanſtalten der Autoren 
zu erörtern. Diejenigen, welche die Kulturabgabe wünſchen, fordern 
ſolche Anſtalten zurzeit ſelbſt nicht, und ſolche Anſtalten würden in 
der Mehrzahl der Fälle heute zweifellos auch nicht lebensfähig ſein. 
Der freie Handel hat in allen ſolchen Dingen noch immer am weiteſten 
geführt. Man unterſchätzt bei allen ſolchen Verſuchen zu leicht die 
Wucht der Privatinitiative; man unterſchätzt den — heute auch im 
Patentrecht immer mehr erkannten, im Autorrecht nicht' ſo ſtark, 
aber doch auch zu beachtenden — Umſtand, daß das geiſtige Werk 
zwar hauptſächlich, doch nicht allein durch die ſchöpferiſche Intelligenz 
des Autors, ſondern auch durch den ſchöpferiſchen Willen des Ver⸗ 
breiters für die Allgemeinheit geſchaffen wird. Wenn man aber bei 
dem Privatverlage bleibt, ſo muß man auch die Freiheit der Ver⸗ 
lagsvertragsabreden beſtehen laſſen. Die Dinge ſind viel zu fein⸗ 
ädrig, um ſie auf einen Leiſten zu bringen. 

Aber freilich beſteht kein Zweifel, daß ein öffentliches Intereſſe 
am angemeſſenen Honorar beſteht; und es kann auch kein Zweifel 
beſtehen, daß heute die Honorare nicht mehr angemeſſen im Ver⸗ 
hältnis zu dem im Frieden gezahlten Honorare ſind. Man kann zwar 
verſtehen, wenn von dieſem Standpunkt aus eine Kritik geübt wird 
und auch die Autoren ſich melden. Auch hier aber liegen die Dinge 
viel komplizierter, als es auf den erſten Blick erſcheint. Man kann 
nicht ſagen, alles iſt zehnmal teuerer geworden, darum müſſen auch 
die Friedenshonorare um 900 % erhöht werden. Auf der anderen 
Seite iſt aber eine Erhöhung um 100 %, wie fie jetzt beliebt wird, 
als Durchſchnittsſatz viel zu gering, wenn auch eine Erhöhung um 
900 / als Durchſchnittsſatz ebenſo gewiß zu hoch iſt. Auch hier find 
die Verhältniſſe ſehr verſchiedenartig. Es iſt zweifellos, daß der Setzer 
und ſelbſt der Druckarbeiter und Buchbinder heute nicht nur relativ, 
ſondern faſt immer abſolut mehr an einem Buch verdient als der 
Autor! Es iſt aber auch ſicher, daß Verleger wie Autor unter 
dieſen Lohnverhältniſſen ſich mit einem geringeren Prozentſatz des 
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Gewinnes begnügen müſſen, wenn das Buch verkäuflich bleiben ſoll. 
Dabei wird aber wieder die Lage derſenigen Autoren anders ſein, 
welche — wie viele Tagesſchriftſteller und beſonders auch ſchöngeiſtige 
Schriftſteller — vom Honorar leben, und derjenigen, welche das 
Honorar nur als Nebeneinnahme zu rechnen haben. Hier wird natur⸗ 
gemäß die Haupteinnahme aus den freien Berufen, zum Beiſpiel 
eines Arztes, Anwalts, aus der Stellung als Profeſſor uſw. den 
geſteigerten Preiſen in erſter Linie angepaßt werden müſſen, und es 
wird in ſolchen Fällen oft möglich ſein, daß gewiſſe Opfer im 
Intereſſe des literariſchen Erfolges einer Publikation übernommen 
werden. Daraus ergeben ſich ebenfalls ſehr verſchieden gelagerte 
Fälle. Freilich iſt es unerträglich, wenn der Autor den Schaden 
tragen ſoll und der Verleger ruhig feinen Reinverdienſt den ge⸗ 
ſteigerten Preiſen entſprechend prozentual ſteigert! Es iſt auch 
unerträglich, wenn, wie bei einer Steigerung um nur 100%, jede 
Angemeſſenheit der Erhöhung im Verhältnis zum Setzer⸗ und 
Druckerlohn uſw. fehlt und lediglich der geiſtige Schöpfer zurüd: 
ſtehen ſoll, ſoweit nicht im Einzelfalle beſondere Gründe für eine 
ſolche Behandlung ſprechen. Eine angemeſſene Erhöhung iſt nötig, 
ein feſtes Schema läßt ſich aber dafür nicht aufſtellen. Die Kon⸗ 
kurrenz der geiſtigen Arbeiter und das wohlverſtandene Intereſſe der 
Verleger muß auf die Dauer hier nach unten und oben regulierend 
wirken. Gewiſſe geſetzliche Regelungen können hier allerdings nad): 
helfen. Kyſer denkt an eine grundſätzliche Vorſchrift zur Vermeidung 
der Ausbeutung, die alſo über die Wuchervorſchrift des §S 138 BGB. 
hinausgehend (ähnlich offenbar wie bei der Konkurrenzklauſel der 
Handlungsgehilfen) eine Schranke ſetzen ſoll. Man könnte auch an 
eine Dispoſitivvorſchrift im Verlagsrecht denken, wonach ein pro— 
zentualer Mindeſtanteil an dem Reingewinn als Normalſatz zugrunde 
zu legen und entſprechend der Auflagenziffer zu garantieren wäre, 
derart, daß die Beſtimmung immer erſt ausdrücklich wegbedungen 
werden müßte, und zwar unter ausdrücklicher wörtlicher Anführung 
im ſchriftlichen Vertrage, damit der unterſchreibende Schriftſteller 
ſieht, was er tut. Es ließe ſich auch an anderes denken. Jeden⸗ 
falls werden die Verleger bei Zubilligung der Honorare — nament⸗ 
lich an die zum Teil in ſchwerer Bedrängnis befindlichen freien 
Schriftſteller — ein verſtändiges Entgegenkommen zeigen müſſen; 
ſonſt provozieren ſie ſelbſt ſolche ungeeignete oder gefährliche Vor⸗ 
ſchläge wie die der 10% igen Kulturabgabe an die geſchützten Autoren. 
Auch hier wird nur ein ruhiges Zuſammenarbeiten zwiſchen Ver⸗ 
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legern und Autoren ohne agitatoriſche Schärfe eine befriedigende 
Löſung bringen können. Die Gerichte und die Sachverſtändigen⸗ 
kammern aber werden dieſe Sachlage zu beachten haben, wenn ſie 
über die Angemeſſenheit der Honorare urteilen. 


II 


Während hiernach, namentlich vom Standpunkt der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Publikation, eine Abführung der 10% igen Kulturabgabe 
an die Autoren gar nicht zu diskutieren iſt, kommt weiter in Frage, 
ob die Abgabe etwa für andere Zwecke zu erheben wäre, von 
ungeſchützten und von geſchützten Werken oder auch für eine dieſer 
Kategorien. 

Ehe dies aber für die Bücher erörtert wird, ſei es geſtattet, 
auf die Möglichkeit einer beſonderen Kulturabgabe von Aufführungen 
hinzuweiſen. Nach dieſer Richtung hat die Vereinigung der Muſi⸗ 
kalienverleger mit Erfolg vorgearbeitet und eine Erhebung einer 
Art Zinſes von muſikaliſchen Aufführungen, insbeſondere von den 
Muſikaufführungen in Cafés, Reſtaurants uſw., für durchführbar 
erklärt. Auch ſonſtige Abgaben in maßvollem Umfange (keinesfalls, 
auch bei den Aufführungen nicht, 10%) werden für möglich ge⸗ 
halten: Abgaben bei mechaniſchen Muſikwerken, Abzweigung von 
Vereinsbeiträgen, von Valutagewinnen, Büchertantiemen freier Werke, 
Zuſchläge zur Umſatzſteuer der Unternehmer, Opfer der „Schlager⸗ 
komponiſten“; dieſe Maßnahmen ſollen nicht durch Geſetzesvorſchriften, 
ſondern durch freiwillige, paritätiſche Zuſammenarbeit der beteiligten 
Berufsorganiſationen (Tonſetzer⸗, Schriftfteller- und Verleger⸗ 
vereinigungen) unter Vermeidung aller koſtſpieligen Neuorgani⸗ 
ſationen mit Benutzung beſtehender Organiſationen und mit ein⸗ 
fachen Beſteuerungsmitteln erhoben werden. Die Verwendung der 
Gelder ſoll nicht ſowohl zur Unterſtützung notleidender Komponiſten 
erfolgen, ſondern die Hauptſache iſt die Beſeitigung der Notlage der 
Kunſt und des Kunſtlebens, alſo Verwendung für ſachliche Zwecke, 
und zwar ſoll der Aufſichtsrat aus allen Beteiligten (Autoren, 
Verlegern, Verbrauchern) beſtehen, unter ſtaatlichem Vorſitz. Dieſe 
Stellungnahme der Muſikalienverleger erklärt ſich aus dem beſonderen 
Charakter der Aufführung als eines gewerblichen Unternehmens und 
der Benutzung der Muſik (zum Beiſpiel in Cafes und bei ſonſtigen 
Vergnügungszwecken) zur bloßen Erheiterung ſowie aus den prak⸗ 
tiſchen Erfahrungen, die auf muſikaliſchem Gebiete mit der Kontrolle 
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der Aufführungen im Intereſſe der Urheberrechte bereits gemacht 
worden ſind. Eine Verkaufsauflage auf die einzelnen Druckexemlare 
wird von den Muſikalienverlegern mit Entſchiedenheit wegen ihrer 
Koſtſpieligkeit, Unkontrollierbarkeit, abſatzſtörenden Wirkung, wegen 
der Schwierigkeit der Abgrenzung zwiſchen freien und unfreien 
Werken und — ein wichtiger Grund — wegen des Eindringens 
unbeſteuerter Auslandsausgaben abgelehnt. 

Dieſen Erwägungen wird man beitreten können, zumal in 
Oſterreich die Erhebung eines Beitrages für öffentliche Aufführungen 
bereits durchgeführt fein fol, und zwar mit Erfolg. Die Auf⸗ 
führungsfrage geht damit beſondere Wege und kann in folgendem 
bei Erörterung der Frage einer Kulturabgabe von Druckexemplaren 
außer Betracht bleiben. 


III 


Soweit wiſſenſchaftliche Bücher und Zeitſchriften in Betracht 
kommen, kann — auch zu anderen Zwecken als zur Abführung an 
geſchützte Autoren — ein Aufſchlag von 10 %o keinesfalls ertragen 
werden. Er würde für die Wiſſenſchaft geradezu verderblich werden 
und das Gemeinwohl ſchwer ſchädigen. 


a) Die wiſſenſchaftlichen Bücher und Zeitſchriften tönnen zum 
großen Teil ohne Unterſtützung der Notgemeinſchaft, der Akademien ufw. . 
oder ohne große Zuſchüſſe der Autoren, die unter zum Teil beiſpiel⸗ 
loſen Opfern aufgebracht werden, gar nicht mehr erſcheinen. Ein 
Zuſchuß von 10 000 Mk. (in Worten zehntauſend Mark) für eine 
Habilitationsſchrift zu den Druckkoſten iſt heute keine Seltenheit mehr; 
Diſſertationen können überhaupt nicht mehr gedruckt werden, und 
ſchon heute erweiſt ſich das Aufhören des Diſſertationsdruckes als 
ein ſchwerer Übelſtand. Es iſt geradezu unfinnig, wenn man ſolche 
Werke noch mit einer Abgabe belegen will und damit den Preis 
hinaufſchraubt und die letzte Abſatzfähigkeit einſchränkt. Dabei würde 
die Belaſtung Zwecken dienen, welche ganz außerhalb der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen liegen. Denn die wiſſenſchaftlichen Schriftſteller haben 
faſt immer das ſogenannte „Exiſtenzminimum“; ſonſt können ſie ſich 
auf das finanziell unfruchtbare Geſchäft der wiſſenſchaftlichen 
literariſchen Arbeit überhaupt nicht einlaſſen. Die wenigen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Lehrbücher, welche etwas größeren buchhändleriſchen Um⸗ 
ſatz bieten, können keinen Erfahrenen über dieſen Tatbeſtand hin⸗ 
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wegtäuſchen; der Vorſchlag der Abgabe von 10% auf wiſſenſchaftiche 
Bücher verrät vollkommene Unkenntnis der Lage des wiſſenſchaft⸗ 
lichen Büchermarktes. 

Dazu kommt aber noch, daß die meiſten wiſſenſchaftlichen Bücher 
und natürlich alle Zeitſchriften geſchützte Bücher ſind, ſo daß bei 
ihnen die Abgabe den Autoren zufließen müßte. Der reine Neudruck 
freier Werke kommt bei dem fortgeſetzten Weiterſchreiten der Wiſſen⸗ 


ſchaft ſo gut wie gar nicht vor; jedenfalls ſpielt er zahlenmäßig eine 


ganz geringe Rolle. 

b) Auf der anderen Seite dürfen die wiſſenſchaftlichen Bücher 
für ihre Abnehmer keineswegs verteuert werden. Der Staat hat 
das allerbrennendſte Intereſſe daran, daß die wiſſenſchaftlich Aus⸗ 
gebildeten durch die Literatur in Fühlung mit der Wiſſenſchaft 
bleiben, ſich fortbilden können und damit der Allgemeinheit zu dienen 
vermögen. Der Arzt, der Anwalt, der Richter, der Journaliſt, der 
Geiſtliche, der Lehrer, der Techniker muß Bücher beſitzen und aus 
ihnen immer neue Kraft gewinnen. Zugleich muß der kleine Kreis, 
welcher nicht bloß rezeptiv, ſondern wiſſenſchaftlich produktiv auf⸗ 
tritt, über Bücher verfügen, ſonſt wird der Wiſſenſchaft der Lebens⸗ 
faden abgeſchnitten. Die Lage iſt nun jetzt die, daß die Einzelnen 
eine Privatbibliothek kaum noch fortführen können, ja ſie überhaupt 
zugrunde gehen laſſen müſſen. Wenn der Staat nicht alles verfallen 
laſſen will, ſo fallen ihm die Mehrkoſten durch Gehaltserhöhungen 
oder ſonſtige Aufwendungen wieder zur Laſt, jo daß ein circulus 
vitiosus entſteht. Soweit aber der Staat nicht eingreifen kann 
oder will, ſinkt die Leiſtung der wiſſenſchaftlich ausgebildeten Be⸗ 
ſtandteile des Volkes in genau demſelben Prozentſatze (ja ſogar mit 
einem relativ anſteigenden Prozentſatze), wie die „Kulturabgabe“ den 
Bücherkauf einſchränkt. So fördert ſie die Kultur! Dann aber 


blicke man auf die Lage der Bibliotheken, ſowohl der Staats⸗ und 


Kommunalbibliotheken wie der Bibliotheken der Univerſitäten, tech⸗ 


niſchen Hochſchulen, der einzelnen Lehr⸗ und Forſchungsinſtitute, der 


Seminare. Hier müſſen der Staat, die Kommune oder ſonſtige 
öffentliche Verbände die Koſten der Kulturabgabe unmittelbar 
zahlen! Der Steuerzahler ſchießt den Beitrag aus eigener Taſche 
zu, damit ein Ausſchuß irgendwelcher Art an „notleidende Schrift⸗ 
ſteller“ willkürlich Gaben verteilen kann, ein Geſchäft, das der Staat 
auch direkt aus dem Steuereinkommen und ohne großen Aufwand 
an Verwaltungskoſten beſorgen könnte. Dazu kommt, daß es eine 
Hauptaufgabe der Notgemeinſchaft, alſo doch einer in weiterem 


112 Ernſt Heymann 1732 


Sinne charitativen Unternehmung iſt, die Koſten für die Biblio- 
theken und Inſtitute mitzutragen; dieſes ſchwere Werk er: 
ſchwert man der Notgemeinſchaft dadurch ſehr — es könnte ſein, 
daß mancher Mäzen der Notgemeinſchaft, dadurch verſtimmt, ſeine 
freiwilligen Gaben einſchränkt. Denn die Abſicht dürfte bei den 
meiſten nicht ſein, ſeine Gaben zu perſönlichen Zwecken und noch 
dazu ganz außerhalb der Wiſſenſchaft verwendet zu ſehen. Eine 
Verteuerung des wiſſenſchaftlichen Buches um 10% muß daher den 
Bibliotheken geradezu verderblich werden. 

c) Bei alledem iſt zu beachten, daß die Buchpreiſe durch die 
Kulturabgabe von 10% natürlich ganz erheblich mehr als um 
10% ſteigen müſſen. Aus den Kreiſen des Buchhandels wird 
darauf hingewieſen, daß einmal dem Verleger wie dem Sortimenter 
durch die Erhebung der 10% Mühen und Koſten bei Verrechnung 
und Kreditgewährung entſtehen müſſen; vor allem aber, daß dem 
Verleger nicht zugemutet werden kann das durch den erhöhten Preis 
entſprechend gewachſene Abſatzriſiko zu tragen, und daß ſich dieſes 
Riſiko in einem weiteren Zehntel des Ladenpreiſes als Zuſchlag 
ausdrücken müßte. Ein Buch, welches jetzt 100 Mk. koſtet, würde 
dann alſo nicht auf 110, ſondern möglicherweiſe auf 120 Mk. im 
Ladenpreis kommen. Dadurch werden die ſoeben geſchilderten Ge— 
fahren noch erheblich erhöht, und die Wiſſenſchaft hat alle Ver⸗ 
anlaſſung, ſich mit Händen und Füßen gegen die Beglückung mit 
der Kulturabgabe zu ſträuben. 


IV 


Es bleiben die belletriſtiſchen Bücher übrig; denn für die Preſſe 
und die politiſche Literatur ſchließen ähnliche Erwägungen wie bei 
der wiſſenſchaftlichen Literatur den Gedanken an eine Kulturabgabe 
der geplanten Art aus. Für eine Beſteuerung der belletriſtiſchen 
Literatur aber ſpricht unter anderem! der Umſtand, daß hier aller⸗ 
dings ſehr viel Schund als Tagesware umläuft und gan dieſer 
Schund hohen Gewinn bringt. 

a) Zunächſt muß man die Frage aufwerfen, ob man nicht beſſer 
überhaupt alle kulturfeindlichen Unternehmungen und Veranſtaltungen 


1 Carlos Graebel (Buenos Aires), Etwas über deutſche Bücherpreiſe 
im Auslande, in den Mitteilungen des Verbandes deutſcher Hochſchullehrer, I, 
Heft 14, S. 140, fordert für die Auslandsvalutazuſchläge eine Staffelung zu: 
gunſten der wiſſenſchaſtlichen Bücher, während die leichtere Literatur eine Ver⸗ 
tenerung ertragen könne. 
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einer beſonderen Steuer unterwerfen ſolle, um die gute Literatur 
davon zu heben. Rennen, Barietes, Tanzbeluſtigungen, Rummel⸗ 
plätze, Spieltiſch uſw. könnten ihren Beitrag zur Hebung der Volks⸗ 
kultur liefern. Aber ſo berechtigt dieſer Gedanke auch iſt — von 
höherem Geſichtspunkte iſt er zu verwerfen: man kann das Edele 
nicht durch das Gemeine fördern, ohne in innere Widerſprüche zu 
geraten, die unlösbar ſind. In abgeſchwächtem Maße trifft dieſe 
Erwägung auch auf die Beſteuerung der Schundbelletriſtik zu. In⸗ 
deſſen ſind hier die Bedenken nicht ſo ſchwerwiegend. Denn man 
müßte die Belletriſtik der Einfachheit wegen im ganzen erfaſſen und 
unterſchiedslos alles dazu Gehörige von Schiller bis zu den niedrigſten 
Erotikern beſteuern; die Übergänge ſind dabei vielfach unmerkliche; 
der Begriff von Kitſch und Schund hier vielfach ſubjektiv; die harm⸗ 
loſe Unterhaltungslektüre ohne tieferen Sinn kann zum Beiſpiel, 
wenn ſie nicht geradezu ins Unſittliche umſchlägt, immer noch eine 
Berechtigung als Ablenkungsmittel haben. | 
b) Bedenken erweckt der Umſtand, daß man mit einer Abnahme 
der Kaufkraft für. Belletriſtika zu rechnen hat. Schon heute macht 
ſich dies fühlbar. Jeder Sortimenter wird das beſtätigen. Das 
Buch iſt — wie oft hervorgehoben wurde — in gewiſſem Sinne 
Luxus. Je mehr der furchtbare Steuerdruck den Maſſen zum Be⸗ 
wußtſein kommt, und je mehr die unaufhaltſame Verarmung faſt 
fämtlicher Einzelnen fortſchreitet, je mehr insbeſondere infolge des 
Aufbrauches der noch vorhandenen Kleidung, Einrichtung uſw. die 
bisher vielfach verſchleierte Notlage dem Einzelnen offenbar wird, 
deſto mehr iſt eine Abnahme der Kaufkraft für teuere Belletriſtik 
anzunehmen. Das iſt ſchon an ſich ein Unglück, weil mit dem 
ſchlechten und wertloſen auch das gute Buch betroffen wird (man 
denke allein an die ungeheuere Verteuerung der Bibel !). Es iſt 
bedenklich, dieſen Zuſtand noch zu verſchlimmern, und vor allem wird 
auch die Ausſicht auf erhebliche Erträge aus ſolchen u immer 
mehr abnehmen müſſen. 

c) Wenn man auf die Belletriſtik im weiteſten Sinne eine 
Kulturabgabe legt, ſo könnte jedenfalls keine Rede davon ſein — hierin 
find alle Sachverſtändigen, welche ich geſprochen habe, einig —, daß 
dieſe Abgabe zur perſönlichen Unterſtützung von Schriftſtellern ver⸗ 
wendet wird. Solche Unterſtützung kommt auf Almoſen an von 
Mißerfolg geplagte Autoren heraus. Die Geſchichte der Schiller⸗ 
ſtiftung, namentlich die Tätigkeit in den einzelnen Ortsgruppen, 


ſpricht in dieſer Beziehung Bände. Als . wie als Künſtler 
Schmollers Jahrbuch e 8 
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hat nur derjenige eine innere Berechtigung auf Einkommen, der 
etwas „kann“. Der Schriftſteller muß ſich ſelbſt behaupten, oder er 
muß ſich einem anderen Berufe zuwenden; genauer, er iſt ohne 
ſolchen Beruf als Hauptberuf in den meiſten Fällen bei mittel⸗ 
mäßigen Leiſtungen ohne Exiſtenzberechtigung. Das iſt hart, liegt 
aber im Weſen der Dinge begründet; die gegenteilige Auffaſſung 
führt nur zur ſyſtematiſchen Züchtung eines Schriftſtellerproletariats, 
welches vom Standpunkte jeder die nützliche Arbeit fördernder 
Staatsauffaſſung zu verwerfen iſt. Alteren, unverſchuldet in Not 
geratenen Schriftſtellern muß vom Standpunkt ihres Hauptberufes 
(Redakteur, Lehrer, Schauſpieler, Beamter uſw.) nötigenfalls ge⸗ 
holfen werden; es iſt auch nichts dagegen zu ſagen, wenn freiwillige 
Stiftungen, wie die Schillerſtiftung, gelegentlich die Not mildern und 
vor allem, wo es angeht, die Überleitung in andere Berufe erleichtern. 
Aber die Allgemeinheit darf nicht ſyſtematiſch Prämien für das Miß⸗ 
lingen der Berufswahl aufſtellen, zumal die Erfahrung zeigt, daß 
der von jeder ſonſtigen Berufstätigkeit freie „Schriftſteller“ ſchon 
wegen des Mangels an Fühlung mit dem praktiſchen Leben es ſelten 
weit bringt, und jedenfalls unſere bedeutenden Schriftſteller ſämtlich 
aus einem ſolchen ſonſtigen Lebensberufe hervorgewachſen ſind. 
Dazu kommt die Unmöglichkeit einer gerechten Verteilung. Wie auch 
das Organ der Verteilung dieſer Gelder beſchaffen wäre, es wird 
immer willkürlich handeln und von ſubjektiven Erwägungen beſtimmt 
ſein oder doch mindeſtens dem Vorwurf der Willkür ſich nach außen 
nicht entziehen können. Es würde ein ſolches Organ möglicherweiſe 
geradezu eine literariſche Schreckensherrſchaft auszuüben vermögen. 

d) Man kann auch nicht ſagen, daß die Gewinne aus frei⸗ 
gewordenen Werken der Allgemeinheit zugute kommen müßten und 
darum von dieſer wieder für den Schriftſtellernachwuchs zu ver⸗ 
wenden ſeien. Zunächſt iſt es im allgemeinen irrtümlich, anzunehmen, 
daß der Buchhändlergewinn aus freien Werken Gewinn aus dem 
Geiſteswerke ſelbſt iſt. Der Buchhändlergewinn hat ſich bei frei⸗ 
gewordenen Werken bisher offenſichtlich auf der aufgewendeten Arbeit, 
den Herſtellungskoſten und Speſen ſowie auf der üblichen Riſiko⸗ 
prämie aufgebaut, und nicht etwa hat der Buchhändler ſich die Be⸗ 
träge, welche bei geſchützten Werken dem Autor zufließen, hier als 
perſönlichen Gewinn gebucht. Dafür ſpricht entſcheidend das ſtarke 
Sinken beim Freiwerden eines Werkes, ein Sinken, das allein aus 
der Konkurrenzmöglichkeit verſchiedener Verleger ſich nicht erklärt, 
zumal dieſe Konkurrenz immerhin eng begrenzt war. Gewiß iſt eine 
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Schillerausgabe nur möglich, weil der Dichter dieſe konkreten Werke 
geſchaffen hat, und inſofern iſt mittelbar der Gewinn des Ver⸗ 
legers bei freiem Werke auf der Autorentätigkeit aufgebaut. Aber 
er iſt nicht anders darauf aufgebaut wie etwa der Gewinn eines 
Dampferunternehmers auf dem Vorhandenſein des Waſſers und der 
Schönheit der Gegend oder der Gewinn der Salpeterfabrikation auf 
dem Vorhandenſein der Luft. Die freigewordenen Werke ſind ins 
Freie gefallen; an ihnen beſtehen keine Rechte mehr, ſie ſind res 
communes omnium. Die Idee einer domaine publique, einer 
domaine d'état payant daran iſt ganz abwegig, wenn damit ge⸗ 
meint iſt, daß ſie nun weiterhin wirtſchaftlich für die Geſamt⸗ 
heit oder gar für gewiſſe (Schriftſteller⸗Epigonen⸗) Kreiſe ausgenutzt 
werden ſollen. Der Gedanke, daß ein Schriftſteller aus dem ge⸗ 
ſchützten Werke wirtſchaftliche Vorteile ziehen ſoll, iſt geſund. Aber 


er hat ſeine natürliche Grenze, die bei uns in der dreißigjährigen 


Friſt zum Ausdruck kommt. Iſt dieſe Grenze überſchritten, ſo kommt 


das große Intereſſe der Allgemeinheit an dem dann noch lebens⸗ 


fähigen Werke zur Geltung, ein Intereſſe, das von vornherein an 


jedem Werke beſteht, derart, daß das ganze Urheberrecht ſich als ein 


Kompromiß zwiſchen den Intereſſen des Autors, des Verlegers und 
der Allgemeinheit darſtellt. Bereits in früheren Gutachten (vgl. auch 
D. J. Z. 1920 S. 498) habe ich darauf hingewieſen, daß dieſes Intereſſe 
der Allgemeinheit ſtreng gewahrt werden muß, und daß daher eine 
Ausdehnung der Schutzfriſt nur mit großen Kautelen möglich iſt. 
Hier ſoll dieſe Schutzfriſt verſtärkt, ſoll zugunſten einzelner — wie 
gezeigt, noch nicht einmal im allgemeinen unterſtützungswürdiger — 
Kreiſe geradezu verewigt werden. Und wenn es ſich auch nicht um 
dieſe beſtimmten Kreiſe handelte, auf jeden Fall wird bei der Idee 
der domaine publique das Weſen des Intereſſes der Allgemeinheit 
vollkommen verkannt. Es beſteht nicht ein wirtſchaftliches, fiskaliſches 
Intereſſe an der vermögensrechtlichen Ausbeutung des Werkes, 
ſondern das ideelle Intereſſe der möglichſten Verbreitung in 
weiteſten Kreiſen bis zu den Armſten des Volkes, unbeſchwert 
gerade durch irgendwelche vermögensrechtliche Erwägung. Gerade 
wer die Kultur der Maſſen ſteigern will, ſoweit es irgend angeht, 
darf das freie Buch grundſätzlich nicht mit Abgaben beſchweren, am 
wenigſten im Intereſſe einer Klaſſe. 

e) Aber immerhin iſt zu erwägen, ob nicht doch bei der belle⸗ 
triſtiſchen Literatur im weiteſten Sinne — der geſchützten und der 
ungeſchützten — ein gewiſſes Opfer möglich wäre. Zu den er⸗ 
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ſchütterndſten Erſcheinungen der heutigen Zeit gehören die uner⸗ 
ſchwinglichen Preiſe für die Ausgaben unſerer Klaſſiker; Goethe, 
Schiller, Leſſing, Uhland und die Großen der Weltliteratur, wie 
Shakeſpeare, Dante, Homer, ſind kaum noch zu bezahlen; die Bibel 
ſelbſt iſt für viele Menſchen unerſchwinglich teuer geworden! Wenn 
bei religiöſen Büchern die kirchlichen Kreiſe ſich ſchließlich ſicherlich 
ſelbſt helfen werden, ſo fehlt ein ſolcher Halt für die weltlichen 
Klaſſiker. Wenn irgendwoher, muß aber — abgeſehen von der 
Religion — aus ihren Werken eine Geſundung der Geſinnung des 
Volkes erhofft werden; man muß den jungen Menſchen dieſe Werke 
in die Hand geben; die Schule hat mehr als je die Aufgabe, ſie 
nicht afterphilologiſch zu verzerren, ſondern den idealen, über Zeit 
und Raum hinausreichenden Bildungswert der Klaſſiker herauszu⸗ 
ſtellen. Wirkſam aber kann das nur werden durch billige Aus⸗ 
gaben. Es iſt daher zu erwägen, ob man nicht die geſamte belle⸗ 
triſtiſche Literatur zu einer mäßigen Abgabe heranziehen könnte, aus 
welcher ein Fonds für billige, den breiteſten Maſſen zugängliche Aus⸗ 
gaben der wichtigſten Klaſſiker, die ſich möglichſt an eine oder 
mehrere ſchon beſtehende Ausgaben anlehnen, geſchaffen werden 
müßte. Hier handelt es ſich nicht um eine domaine publique an 
freigewordenen Werken, vielmehr ſollen gerade auch die geſchützten 
herangezogen werden, die freigewordenen hauptſächlich im Intereſſe 
der Einfachheit der Beſteuerung, und weil den beſten von ihnen in⸗ 
direkt die Steuer wieder zugute kommt. Es handelt ſich hier viel⸗ 
mehr um den inneren Grund, daß die geſamte ſchöngeiſtige Literatur 
von unſeren großen Klaſſikern getragen wird, und daß deren Be⸗ 
kanntbleiben und Bekanntwerden im Volke jede neuentſtehende gute, 
ſchöngeiſtige Literatur wieder zu tragen und zu fördern geeignet iſt. 
Es handelt ſich auch darum, daß erträglich billige Klaſſikerausgaben 
den Preis der ſchöngeiſtigen Literatur erfahrungsgemäß auch ſonſt 
auf ein erträgliches Niveau zu ſenken vermögen und jedenfalls 
wucheriſche Gewinne an Scheußlichkeiten oder an Kitſch einigermaßen 
zu bekämpfen geeignet ſind. Daß ſie die gute geſchützte Literatur 
im Preiſe dabei nicht allzu ſehr drücken, beweiſen die verhältnis⸗ 
mäßig hohen Preiſe, zu denen zum Beiſpiel Gottfried Keller und 
C. F. Meyer ſeit Jahren verkauft worden ſind. Wenngleich von 
Verlegerſeite nicht mit Unrecht darauf hingewieſen worden iſt, daß 
einem ſolchen Plan zum guten Teil dieſelben Bedenken gegenüber⸗ 
ſtehen würden wie der Kulturabgabe, ſo glaube ich trotzdem an 
meinem Vorſchlage feſthalten zu ſollen, weil es ſich hier um unend⸗ 
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lich hohe Werte handelt, die durch eine beſcheidene Abgabe erhalten 


Ben könnten. Im einzelnen iſt dazu zu bemerken: 

a) Die Auflage dürfte nicht 10% , ſondern nur etwa — % 
Felsen, was für den Zweck wahrſcheinlich ausreichen würde, wie 
ja auch nach den Berechnungen der Muſikalienverleger ein ſolcher 
kleiner Zuſchlag bei Aufführungen ſchon nennenswerte Beträge zu 
bringen vermag. 

b) Die Abgrenzung der zu beſteuernden belletriſtiſchen Literatur 
müßte durch den deutſchen Buchhandel ſelbſt in mehr mechaniſcher 
Weiſe, etwa in Anlehnung an die Abgrenzung im Hinrichs'ſchen 
Katalog, erfolgen. Daß ſolche Abgrenzung in manchen Fällen Schwierig⸗ 
keiten macht, iſt zweifellos. Aber ſie iſt möglich. Sie wird zum 
Beiſpiel im engliſchen Leben unter der Bezeichnung „Fiction“ oder 
„Fancy“. ebenfalls durchgeführt, und die Schwierigkeiten in Grenz⸗ 
fällen (im Zweifel gegen die Beſteuerung zu entſcheiden) könnten 
einer freien Sachverſtändigenkommiſſion zur endgültigen Entſcheidung 
überlaſſen werden. Die Erhebung der Abgabe müßte direkt vom 
Verleger erfolgen und von dieſem von vornherein in die Ladenpreiſe 
einkalkuliert werden, ſo daß der Sortimenter mit der Einziehung 
und Verrechnung nicht beſchwert wird. Die Kontrolle iſt an der 
Hand der Buchhändlerkataloge unendlich viel leichter als jetzt zum 
Beiſpiel die Überwachung der einzelnen muſikaliſchen Aufführungen 
wegen der geſchützten muſikaliſchen Werke, die ſich ganz glatt voll⸗ 
zieht. Um dem Verleger die Offenlegung ſeiner Abſatzverhältniſſe 
zu erſparen, könnte man ihm wahlweiſe überlaſſen, ob er nicht bei 
jedem Buche eine Durchſchnittszahl von Exemplaren von vornherein 
zum Zwecke endgültiger Abgeltung der Abgabe verſteuern will. 
Dieſe Steuern kann er dann von vornherein in ſeine Kalkulation 
hineinbeziehen. 

c) Die Einziehung darf nicht durch den Staat, ſondern muß durch 
einen freien Verband der Verleger und Autoren erfolgen, eventuell 
der Verleger allein, deren Ausſchuß einige angeſehene Autoren bei⸗ 
treten könnten. Dieſer ſelbe Ausſchuß muß die Verwaltung der 
eingehenden Gelder haben und dafür ſorgen, daß die Druckunter⸗ 
ſtützung nicht dem einzelnen Verleger, ſondern der Allgemeinheit zu⸗ 
gute kommt. Dabei wäre eine gewiſſe Konkurrenz und ein möglichſt 
freies Gebaren der an den Ausgaben beteiligten Verleger durchaus 
erwünſcht. Da nicht alle Verleger, welche zahlen, an der Herausgabe 
der geförderten Klaſſikerausgaben beteiligt ſind, würde hier von vorn⸗ 


herein eine gut funktionierende Sachverſtändigenkontrolle gegeben ſein. 
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d) Für die Auswahl der zu unterſtützenden Werke müßte ein 
ganz ob jektives Gremium geſchaffen werden. Es könnte ſich nur 
um wenige Werke handeln, nur um allſeitig anerkannte Klaſſiker 
der ſchönen Literatur; alle irgendwie politiſche Literatur insbeſondere 
wäre ganz auszuſchließen. Wenn man philoſophiſche Werke über: 
haupt dazu nehmen will, ſo müßte man jedenfalls die philoſophiſche 
Literatur der letzten 100 Jahre ausſchließen, ſo daß Kant, Fichte 
und Hegel noch einbezogen werden. Man könnte aber von der 
Philoſophie überhaupt abſehen, ſoweit es ſich nicht um philoſophiſche 
Schriften der großen Dichter handelt. Die Beſchaffung billiger 
Ausgaben nach dieſer Richtung iſt am beſten der Notgemeinſchaft 
zu überlaſſen. Wenige Werke von ganz unzweifelhaft anerkannten 
Autoren: das muß der leitende Geſichtspunkt ſein. 

e) Die Schaffung ſolcher billiger Ausgaben wäre in der heutigen 
Notlage der Geſamtheit eigentlich eine Pflicht des Staates. Deſſen 
finanzielle Lage geſtattet aber die Durchführung dieſer Aufgabe der 
Volkserziehung nicht. Vielleicht könnten indeſſen der Staat wie 
insbeſondere auch Private dazu Zuſchüſſe gewähren. Zu erwägen 
iſt auch, ob die Abgabe nicht zum Teil auf diejenigen Induſtrie⸗ 
zweige abgewälzt werden könnte, welche, wie die Druckerei, die Papier⸗ 


fabrikation, die Maſchineninduſtrie, an dem Verlagsgeſchäft indirekt 


intereſſiert ſind. Auch die belletriſtiſchen Modeſchriftſteller kämen 


als Helfer in Betracht. Es iſt kein Zweifel, daß ſich das alles bei 


Durchführung der Sache im Wege genoſſenſchaftlicher Selbſthilfe 


leicht machen würde. Wenn Autoren und Verleger auf belletriſtiſchem 


Gebiete ohne perſönliche Schärfe zuſammenarbeiten, könnten ſie durch 


Begründung einer ſolchen Klaſſiker⸗Stiftung unendlich viel 


Gutes ſchaffen, und jedes beiſteuernde belletriſtiſche Erzeugnis könnte 
ſein Opfer durch einen kurzen Vermerk auf dem Titelblatt auch dem 
Publikum kenntlich machen. Der Staat aber könnte bei der Organi⸗ 
ſation der Stiftung die nötige Hilfe leiſten. Dem Gedanken der 
Kulturabgabe ließe ſich ſo doch ein brauchbarer Sinn abgewinnen: 
ſie könnte an der Wiederaufrichtung unſeres Volkes mitarbeiten. 
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Aber die Bedeutung der Teuerungs⸗ 
ziffern 
Von Dr. Nudolf Meerwarth 


Privatdozent an der Berliner Aniverſität 


Inhaltsverzeichnis: Bedeutung und Zweck der Teuerungsziffern im allgemeinen 
S. 119. 1. Die Jaſtrow⸗Calwerſche Teuerungsziffer S. 122. 2. Die Teuerungs⸗ 
ziffer des Reichsarbeitsminiſteriums S. 127. 3. Die Berechnungen des 
Exiſtenzminimums durch Kuczynski und Silbergleit S. 134. 4. Ergebniſſe 
der Teuerungsſtatiſtik für Berlin S. 139. 5. Der zukünftige Ausbau der 
amtlichen Teuerungsſtatiſtik S. 148. 


enn man von Teuerungsſtatiſtik und im Anſchluß daran von 
Teuerungsziffern ſpricht, ſo verſteht man darunter im all⸗ 
gemeinen eine zahlenmäßige Darſtellung der Teuerung, und zwar 
eine Darſtellung, die in eine Teuerungsziffer mündet. Man ſucht 
mit Hilfe der Teuerungsſtatiſtik und der Teuerungsziffern die 
Teuerung vom Standpunkt des ſogenannten letzten Verbrauchers 
aus wiederzugeben. 
Die Teuerungsſtatiſtik iſt grundsätzlich von der zahlenmäßigen 
Ermittlung der tatſächlichen Lebenskoſten oder der Koſten der Lebens⸗ 
haltung zu trennen. Die „Statiſtik“ der Koſten der Lebenshaltung 


zeigt, um insbeſondere den Gegenſatz zur Teuerungsſtatiſtik hervor⸗ 


zuheben, nicht Ausmaß und Bewegung der Teuerung, ſondern — 


in ihrer idealen Ausgeſtaltung — die tatſächliche Einwirkung der 


Teuerung auf die Lebenshaltung. Es iſt allerdings zu betonen, 
daß eine „Statiſtik“ der Lebenshaltung in dieſem Sinn erſt im 
Entſtehen begriffen iſt. 

Die Statiſtik der daushaltungsrechnungen, an die man zunächſt 
erinnert wird, hat ſich bisher ein anderes Ziel geſteckt, als die Ein⸗ 
wirkung der Teuerung, alſo einer ſich ändernden Preisgeſtaltung, 
auf die Wirtſchaftsgebarung der Haushaltungen nachzuweiſen. Die 
beiden letzten großen Erhebungen, diejenige des deutſchen Statiſtiſchen 
Reichsamts (Erhebung von Wirtſchaftsrechnungen minderbemittelter 


Familien im Deutſchen Reich. Zweites Sonderheft zum Reichs⸗ 


arbeitsblatt, Berlin 1909) und diejenige des öſterreichiſchen Arbeits⸗ 
ſtatiſtiſchen Amtes im Handelsminiſterium (Wirtſchaftsrechnungen 
und Lebensverhältniſſe von Wiener Arbeiterfamilien in den Jahren 


1912 bis 1914. Wien 1916), erſtreckten ſich auf einen verhältnismäßig 


kurzen Zeitraum mit ziemlich gleichbleibenden Preisverhältniſſen. Die 
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beiden Erhebungen ſuchten vor allem die Zuſammenhänge zwiſchen 
dem Einkommen der Haushaltungsmitglieder und der Verteilung 
der Ausgaben auf die einzelnen Bedürfnisgruppen, ferner die Zu⸗ 
ſammenhänge zwiſchen der Familiengröße und der Ausgabenverteilung 
darzulegen, alſo im weſentlichen eine Beſtätigung und teilweiſe 
ſchärfere Erfaſſung des ſogenannten Engelſchen Geſetzes zu geben. 
Der Einfluß eines erhöhten Einkommens oder einer vergrößerten 
Familie auf die Gliederung der Ausgabegruppen wurde aber nicht 
an beſtimmten Familien unterſucht, die im Lauf des Beobachtungs⸗ 
zeitraums einen Einkommens⸗ oder Familienzuwachs erfahren hatten; 
er wurde vielmehr durch eine Querſchnittbetrachtung feſtgeſtellt. 
Es wurde mit anderen Worten gezeigt, wie ſich während des Jahres 
die Ausgaben und die Verteilung der Ausgaben auf die einzelnen 
Bedürfnisgruppen bei Familien mit einem Einkommen von 1000, 
1500 uſw. Mark und bei Familien, beſtehend aus zwei, drei uſw. 
Köpfen, geſtalteten. 

In jedem Fall wären uns heute Haushaltungsrechnungen, die 
für längere Zeiträume geführt ſind und Aufſchluß geben, wie die 
herangezogenen Haushaltungen tatſächlich auf die oft von Monat 


zu Monat ſich ändernden Preiſe der lebensnotwendigen Bedürfniſſe 


reagieren, von großem Wert. Etwa, ob und von welchem Punkt 
ab eine Haushaltung bei zunehmender Teuerung an der Ernährung 
oder an der Bekleidung ſpart, ob und in welchem Umfang eine 
Haushaltung von hochwertigen Nahrungsmitteln zu minderwertigen 
übergeht, die Hausfrau, um den Fehlbetrag zu decken, einen Neben⸗ 
erwerb ſucht, uſw. Eine ſolche Unterſuchung müßte — was bisher 
nur in ganz geringem Umfang geſchah — gleichzeitig auch die ge⸗ 
ſundheitlichen Verhältniſſe (vor allem Gewichtsverluſte und Rückgang 
der Arbeitsfähigkeit) des Familienhauptes und der übrigen . 
mitglieder verfolgen. 

Weſentlich andere Ziele als die noch zu ſchaffende Statiſtik der 
tatſächlichen Koſten der Lebenshaltung hat ſich die hier zu behandelnde 
Teuerungsſtatiſtik geſteckt. Sie will eine zahlenmäßige Unterſuchung 
der Preiſe derjenigen Waren vornehmen, die für den letzten Ver⸗ 
braucher lebensnotwendig ſind. Der letzte Zweck dieſer Preisſtatiſtik 
geht dahin, Meßziffern zu erhalten, die, für jede Gemeinde auf⸗ 
geſtellt, Unterlagen für zwiſchenörtliche Vergleiche liefern, 
und die in ihrer Bewegung von Monat zu Monat ein Urteil 
über den Gang der Teuerung ermöglichen. Es werden alſo die für 


die letzten Verbraucher weſentlichen Preiſe verfolgt; es werden 


741] Über die Bedeutung der Teuerungsziffern 121 


mit anderen Worten unter Heranziehung von Kleinhandelspreiſen 
Verbrauchsmeßziffern berechnet. 

Die Berechnung der Verbrauchermeßziffern iſt alſo zunächſt ein 
preisſtatiſtiſches Problem; es werden die Preiſe des für die letzten 
Verbraucher wichtigen — im folgenden eingehend behandelten — 
Warenkomplexes verfolgt. Sind von einem Zeitpunkt zu einem 
anderen die Preiſe des herangezogenen Warenkomplexes geſtiegen, 
jo äußert ſich dieſe Tatſache darin, daß die Verbrauchermeßziffer, 
deren Weſen und Berechnung die folgenden Ausführungen zeigen 
ſollen, in einem beſtimmten Ausmaß geſtiegen iſt. Häufig wird 
jedoch dieſer Sachverhalt dahin ausgedrückt: der Geldwert iſt in 
dieſem Ausmaß geſunken. Knapp! hat betont, daß dieſe Ausdrucks⸗ 
weiſe nicht unbedenklich iſt. Die richtige Ausdrucksweiſe wäre: die 
Preisänderung des gewählten Warenkomplexes hat ſich ſo vollzogen, 
als wenn der Wert des Geldes in dieſem Ausmaß geſunken wäre. 
Aber auch bei der ungenauen Ausdrucksweiſe iſt der Geldwert und 
ſeine Bewegung immer vom Standpunkt eines beſtimmten Verbraucher⸗ 
kreiſes ins Auge gefaßt. Berechnet man neben den Konſumenten⸗ 
meßziffern noch Produzentenmeßziffern, führt man alſo einen ganz 
anderen Warenkomplex ein, etwa diejenigen Waren, die für den 
Landwirt oder für den Eiſen⸗ und Textilinduſtriellen — immer in 
ihrer Eigenſchaft als Erzeuger — weſentlich ſind, ſo kann man auch 
hier ſtatt von einer Preiserhöhung (Großhandelspreiſe) des in Be⸗ 
tracht kommenden Warenkomplexes kurz von einem Sinken des Geld⸗ 
wertes ſprechen. Hier iſt jedoch der Geldwert und ſeine Bewegung 
vom Standpunkt des jeweils angenommenen Produzentenkreiſes be⸗ 
trachtet. In der Regel wird die Bewegung der Verbrauchermeß⸗ 
ziffern (oder des Geldwerts vom Standpunkt eines beſtimmten Ver⸗ 
braucherkreiſes) nicht im gleichen Ausmaß, manchmal auch nicht in 
der gleichen Richtung wie die Bewegung der Produzentenmeßziffern 
(oder des Geldwerts vom Standpunkt eines beſtimmten Erzeuger⸗ 
kreiſes) verlaufen. In Deutſchland mußte in der Nachkriegszeit die 
Bewegung beider Arten von Meßziffern ſtark auseinandergehen, da 
für eine Reihe von Waren und Lebensnotwendigkeiten, die für die 
Verbraucher in Betracht kamen, ſogenannte politiſche Preiſe be⸗ 
ſtanden und zum Teil noch beſtehen. Zurzeit (Juli 1921) werden 
beiſpielsweiſe die Brotpreiſe durch Zuſchüſſe des Reichs, die im 
letzten Jahr auf 10 Milliarden Mark geſchätzt werden, niedrig ge⸗ 


1 Vgl. G. F. Knapp, Staatliche Theorie des Geldes. Zweite Auflage 
München und Leipzig 1918. S. 4388 ff. 
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halten; die Bewegung der Mietpreiſe, Kohlenpreiſe uſw. wird hintan⸗ 
gehalten. Die künſtlich niedrig gehaltenen Preiſe wichtiger Lebens⸗ 
notwendigkeiten wirken naturgemäß auch auf die Preisentwicklung 
der anderen Lebensnotwendigkeiten ein. Es iſt alſo nicht zuläſſig, 
die Bewegung der deutſchen Verbrauchermeßziffern mit der Bewegung 
der Verbrauchermeßziffern fremder Staaten, in denen keine oder 
weniger einſchneidende „politiſche“ Preiſe beſtehen, zu vergleichen. 

Um die Preisentwicklung vom Standpunkt des letzten Ver⸗ 
brauchers aus darzulegen, ging man in Deutſchland in der Zeit vor 
dem Krieg im allgemeinen ſo vor, daß man für eine Reihe von 
Städten die Kleinhandelspreiſe einer Anzahl lebensnotwendiger 
Nahrungsmittel, wie Fleiſch, Brot, Kartoffeln, Fett, Milch, Zucker uſw., 
von Monat zu Monat und von Jahr zu Jahr verfolgte, um auf 
dieſe Weiſe ein Geſamtbild von der Preisentwicklung zu gewinnen. 
Man erkannte jedoch bald, daß man mit dieſen Preisſtatiſtiken die 
Teuerung und ihren Gang nur ungenügend darſtellen konnte. Eine 
geringe Preiserhöhung eines in großen Mengen vom Haushalt ver⸗ 
brauchten Nahrungsmittels beeinflußt beiſpielsweiſe den Haushalt 
des Verbrauchers viel empfindlicher als eine ſtarke Preiserhöhung 
einer nur in geringen Mengen verbrauchten Ware. Neben dem 
Preis der Ware iſt alſo auch ihrer Menge Rechnung zu tragen. 
Die Preiſe ſind mit Gewichten zu verſehen; ſie ſind zu „gewichten“ 
oder zu „wägen“. Das Problem der Teuerungsſtatiſtik wird damit 
zu einem Problem der zweckmäßigen Gewichte. 

1. Einen erſten Verſuch nach dieſer Richtung machte Jaſtrow 
Anfang 1898 in der von ihm begründeten Zeitſchrift „Der Arbeits⸗ 
markt“; dieſen Verſuch hat ſpäter in erweitertem Umfang Calwer 
fortgeſetzt. Er führte als Gewichte die wöchentliche Verpflegungs⸗ 
ration des deutſchen „Marineſoldaten“ ein. Nach den Speiſerollen 
betragen die wöchentlichen Portionen für jeden Mann der Schiffs⸗ 
beſatzung in heimiſchen Häfen: 


800 RN e % Rindfleiſch 3000 g. . ... Kartoffeln 
r Schweinefleiſch 8400 Zucker 
S Hammelfleiſch 0,111. . .. Eſſig 
50 Reis 5250 0 L Brot 
BEE er Bohnen 55 % Butter 
30 Erbſen 106 ũ— u 298 Salz 

50 Weizenmehl 105 HR Kaffee 
200% . Backpflaumen 21 Tee 


Die Marineverwaltung hielt dieſe Ration zur Erhaltung der 
Leiſtungsfähigkeit der Marinemannſchaften für unumgänglich not⸗ 
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wendig. Wie Jaſtrow im Anſchluß an ſeine Veröffentlichungen 
ausführte, dürfte die Arbeitsleiſtung der Marineſoldaten wohl mit 
der des Arbeiters verglichen werden; es könnte alſo die Ration, die 
für den Marineſoldaten nötig iſt, auch für den Arbeiter als Normal⸗ 
ration angenommen werden. Von dieſer Annahme ausgehend, be⸗ 
rechnete er den wöchentlichen Nahrungsaufwand einer vierköpfigen 
Arbeiterfamilie, beſtehend aus zwei Erwachſenen und zwei Kindern, 
die er einer erwachſenen Perſon gleichſetzte, durch Verdreifachung 
der Normalration. Damit waren die Gewichte gewonnen, mit denen 
die aus einer Reihe von Städten mitgeteilten Kleinhandelspreiſe 
beſchwert wurden. Auf dieſe Weiſe konnte einmal von Monat zu 
Monat die Lebensmittelpreisbewegung einer jeden der einbezogenen 
Städte in einer Zahl erſichtlich gemacht werden, zum andern konnte 
das Lebensmittelpreisniveau der einbezogenen Städte — immer vom 
Standpunkt des letzten Verbrauchers aus — allmonatlich unter 
ſich verglichen werden. 

Vom logiſchen Geſichtspunkt aus iſt hier zur Ermittlung der 
Bewegung des Preisniveaus oder der Teuerung von Monat zu 


Monat und zum Zwecke zwiſchenörtlicher Vergleiche hinſichtlich der 


Teuerung eine Hilfsmethode, eine Hilfsvorſtellung, eine Fiktion ein⸗ 
geführt worden. Nämlich die Fiktion, daß in jeder der einbezogenen 
norddeutſchen, mitteldeutſchen, ſüddeutſchen Städte, in jeder der 
einbezogenen Binnen⸗ und Seeſtädte eine vierköpfige Arbeiterfamilie 
die dreifache Ration des Marineſoldaten benötigt und einkauft. 
Fiktion bedeutet, wie insbeſondere Vaihinger! immer wieder aus⸗ 
geführt hat, Abweichung von der Wirklichkeit, und zwar bewußte 
Abweichung von der Wirklichkeit. Jaſtrow war ſich des fiktiven 
Charakters der Berechnung wohl bewußt und betonte ihn immer 
wieder den zahlreichen Angriffen gegenüber. Er hob bereits in den 
erſten Nummern ſeiner Zeitſchrift hervor, daß er ſich keinen Augen⸗ 
blick darüber im Zweifel ſei, daß die Normalration des Marine⸗ 
ſoldaten ſich nicht mit der Durchſchnittsration des deutſchen Arbeiters 
decke. „In der Verpflegungsration des deutſchen Marineſoldaten 
wird entſchieden mehr Fleiſch verabreicht, als eine Arbeiterfamilie 
im Durchſchnitt verzehrt, und es fehlen anderſeits jede Art von 
Fleiſchkonſerven, wie Wurſt uſw. Die Marinemannſchaft ißt nur 
trockenes Gemüſe und Obſt. Grüne Gemüſe ..... fehlen ganz, 
Fiſche fehlen gleichsfalls; dabei ſind Seefiſche billig, nahrhaft wie 


1 Vgl. Hans Vaihinger, Die Philoſophie des Als Ob. 5. 5 6. Aufl. 
Leipzig 1920. 
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Fleiſch und koſten per Pfund bei gleichem Gewichtsbedarf durch⸗ 
ſchnittlich halb ſo viel wie Fleiſch. Butter wird in der Arbeiter⸗ 
familie wenig verzehrt, ſie gebraucht dafür das billigere Schmalz 
oder gar Margarine. Milch und Käſe iſt in unſerer Lebensmittel⸗ 
ration nicht erwähnt, ebenſowenig der Verbrauch geiſtiger Getränke !.“ 
Die Fiktion wurde eingeführt, um die Bewegung der Teuerung 
verfolgen und um zwiſchenörtliche Vergleiche vornehmen zu können. 
„Durch die Fiktion werden Vorſtellungsgebilde geſchaffen, welche 
verſchiedene einzelne Fälle zu vergleichen ermöglichen, die ohne ſie 
nicht oder nicht ſo leicht in Beziehung geſetzt werden können.“ 
(Vaihinger, S. 187.) 

Eine Fiktion kann niemals auf ihre „Richtigkeit“ hin beurteilt 
werden; ſie iſt mit dem ausdrücklich ausgeſprochenen Bewußtſein 
aufgeſtellt, daß ſie von der Wirklichkeit abweicht. Einer Fiktion 
gegenüber iſt der Geſichtspunkt maßgebend, ob ſie zweckmäßig iſt. 
Die Fiktion muß ſich durch ihre Nützlichkeit Rechtfertigung erwerben. 


Unſere Frage muß alſo lauten: Iſt die Einführung der dreifachen 


Ration des Marineſoldaten zur Gewichtung der Lebensmittelpreiſe 
zweckmäßig, um die Bewegung der Teuerung in einer Stadt von 
Monat zu Mongt richtig zum Ausdruck zu bringen und um zwiſchen⸗ 
örtliche Vergleiche hinſichtlich der Teuerung zu ermöglichen? 

Was die Zweckmäßigkeit der Jaſtrow⸗Calwerſchen Fiktion an⸗ 


| langt, fo hat bereits Jaſtrow hervorgehoben, daß der Marineſoldat 


weſentlich mehr Fleiſch, alſo weſentlich mehr Eiweiß und Fett, zu 
ſich nimmt als der Normalarbeiter. Rechnet man die Einzelmengen 
der dreifachen Ration des Marineſoldaten in Nährwerte oder Ka⸗ 
lorien um, ſo ergibt ſich, daß dieſe dreifache Ration einmal erheblich 
mehr Nährwerte enthält, als eine vierköpfige Arbeiterfamilie im 
Durchſchnitt zu verbrauchen pflegt, zum andern, daß dieſes Mehr 
an Nährwerten vor allem auf die überhöhten Mengen an Fleiſch 
entfällt, die der Marineſoldat vor dem Krieg beſtimmungsgemäß zu 
ſich nahm. Es wird alſo die Bewegung der Fleiſchpreiſe, die vor 
dem Krieg und auch heute noch in den einzelnen Städten häufig 
anders verlief und verläuft als die Bewegung der Preiſe der übrigen 
Nahrungsmittel, einen ungebührlich hohen Einfluß auf die Geſtaltung 
und Bewegung der Teuerungsziffer ausüben. Die Fiktion wird 
nicht wegen ihrer Abweichung von der Wirklichkeit diskutiert, ſon⸗ 
dern lediglich wegen des hohen Einfluſſes der Fleiſchpreiſe und deren 
Sonderbewegung auf die Teuerungsziffer. 


1 Vgl. „Der Arbeitsmarkt.“ 2. Jahrgang, S. 113. 
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Im folgenden iſt die Wochenration eines Marineſoldaten, die 
der Wochenration eines Arbeiters entſprechen ſoll, in Kalorien um⸗ 
gerechnet und nach . Gehalt an Eiweiß, Fett und Kohlehydraten 
dargelegt. 


Nährwertberechnung der „Wochenration eines Marineſobaten- 
(Kalorien nach Schall⸗Heislers Nahrungsmitteltabelle) 


| Wochen⸗ In der Wochenration find enthalten 
Nahrungsmittel „ ſKobl⸗-- 


ration ,; Kohle⸗ 
Eiweiß Fett pydrate Kalorien 
8 2 8 g 

Rindfleiſch,f ii im Durchſchnitt 800 | 157,6. | 110,4 0,0 | 1784 
en iſch, i. „Durchſchn. 750 | 132,75 | 114,75 00 I 1710 
ammelfleiih, = 800 | 140,0 | 107,2 0,0 1 680 
eis, geſchält e 150 ] 885 0,45 | 112,05 495. 
Bohnen, WEIBE: 2 er 300 75,9 5,1 144,9 954 
Erbien ) 300 | 510 18 | 1874 813 
Weizenmehl 500 43,5 4,5 356.0 1675 
Badyllenmen (Zwetſchgen). 200 3,0 0,0 96,6 400 
Kartoffeln.. ee 3000 | 45,0 30 ! 600,0 | 2640. 
Brot t (Rommißbent) 5 5250 | 215.25 | 10,50 214 75] 11 183 
Büttee 455 3,19 | 369, 46 2,281 3463 
r Ba a Ava 340 0,0 0, 0 | 332,861 1329 
Zuſammen 0% — 876,04 | 727,16 4296,84 28 126 
Täglich. — 125,15 | 103,88 613,83] 4018 


Die Überſicht ergibt einen Wochenbedarf von 28126 Kalorien, 
das ſind täglich 4018 Kalorien. Dieſer Satz iſt weſentlich höher 
als diejenige Kalorienmenge, die nach den Unterſuchungen der Er⸗ 
nährungsphyſiologen für einen erwachſenen Mann von 70 kg Ge⸗ 
wicht bei mittlerer Arbeitsleiſtung für erforderlich gehalten wird 
und tatſächlich von dem Durchſchnittsarbeiter vor dem Krieg ver⸗ 
braucht worden iſt. Die Ernährungsphyſiologen verlangen für 
dieſen Mann, damit er ſeine gewohnte Arbeitsfähigkeit voll aufrecht⸗ 
erhalten kann, täglich etwa 3000 Kalorien, eine Zahl, die nachher 
noch näher erörtert wird. Der auf Grund der Ration des Marine⸗ 
ſoldaten errechnete Bedarf iſt demnach für den eben gekennzeichneten 
Durchſchnittsarbeiter zu hoch. 

Abgeſehen von der ausreichenden Menge an Kalorien, die dem 
Körper zugeführt werden müſſen, iſt ein beſtimmtes Miſchungs⸗ 
verhältnis der Hauptnährſtoffe erforderlich: Eiweiß, Fett und Kohle⸗ 
hydrate müſſen in einer beſtimmten Miſchung in der Koſt enthalten 
ſein. Man nimmt an, daß in der täglichen Nahrung des vorhin 
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beſchriebenen Arbeiters rund 100 g Eiweiß, 60 g Fett und 500 g Kohle: 
hydrate enthalten ſein müſſen und in der Regel auch enthalten ſind. 
Der Jaſtrow⸗Calwerſche Arbeiter nimmt jedoch täglich 125 g Eiweiß, 
104 g Fett und 614 g Kohlehydrate zu ſich. Es ergibt ſich alſo 
auch von dieſer Betrachtungsweiſe aus, daß der Jaſtrow⸗Calwerſche 
Arbeiter weſentlich mehr Nährſtoffe als der von den Phyſiologen 
konſtruierte Normalarbeiter zu ſich nimmt. 

Die Abweichungen der Jaſtrow⸗Calwerſchen Fiktion von der 
Wirklichkeit oder beſſer noch von dem konſtruierten Normalbedarf 
an Nahrungsmitteln ſind, wie nochmals betont ſei, lediglich des⸗ 
wegen hervorgehoben worden, um den überhöhten Anteil, der dem 
Fleiſch innerhalb der Nahrungsmittel des fingierten Arbeiters zu⸗ 
kommt, zu kennzeichnen. Dieſer überhöhte Anteil hat zur Folge, 
daß die Bewegung der Fleiſchpreiſe einen ungebührlich hohen Ein⸗ 
fluß auf die Bewegung der Teuerungsziffer ausüben kann. Man 
wird allerdings für die Zeit vor dem Krieg zugeben müſſen, daß 
die Jaſtrow⸗Calwerſche Berechnungsweiſe insbeſondere beim Abſchluß 
von Tarifverträgen nützliche Dienſte geleiſtet hat. Man konnte bei⸗ 
ſpielsweiſe die in den Tarifvertrag einbezogenen Städte auf Grund 
der Teuerungsziffer beſtimmten Orts⸗ oder Teuerungsklaſſen zuweiſen; 
man konnte ferner auf Grund der Bewegung der Teuerungsziffer 
Lohnzuſchläge feſtſetzen. Calwer hat allerdings nicht immer an dem 
fiktiven Charakter ſeiner Berechnung feſtgehalten. In einer Unter⸗ 
ſuchung, die er 1912 für den Deutſchen. Bauarbeiter⸗Verband ans 
ſtellte, und deren Ergebniſſe in zwei Heften als „Unterlagen zur Be⸗ 
urteilung der wirtſchaftlichen Lebensbedingungen der deutſchen Bau⸗ 
arbeiter“! veröffentlicht ſind, ſtellt er den von ihm ermittelten durch⸗ 
ſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſten von Maurern den nach ſeiner 
Methode berechneten Jahresaufwand für Nahrungsmittel gegenüber 
und kommt zu dem Ergebnis, daß 1912 in 70 größeren Städten 
der Jahresverdienſt der Maurer nicht einmal zur Beſtreitung des 
Jahresaufwands für Nahrungsmittel ausreichte. Auch in den übrigen 
Städten blieb, wie er ausführte, zur Deckung der Bedürfniſſe für 
Wohnung, Kleidung, Heizung, Steuern uſw. nur wenig übrig. Da⸗ 
mit iſt ein — man kann ſagen: typiſcher — Irrweg eingeſchlagen 
worden: die Fiktion iſt zum Dogma, zur Forderung geworden. 

Bisher wurde die dreifache Ration des Marineſoldaten deswegen 


1 Erſchienen Hamburg 1912 und 1913, herausg. vom Deutſchen Bauarbeiter⸗ 
Verband. : 
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als eine Fiktion bezeichnet, weil ſie bewußt von den Nahrungsmittel⸗ 
mengen, die eine vierköpfige Arbeiterfamilie im allgemeinen wöchent⸗ 
lich zu verbrauchen pflegt, abweicht. Aber auch nach einer zweiten 
Richtung tritt der fiktive Charakter der Berechnung zutage. Sie 
geht ſo vor, als ob die aus dem Nahrungsmittelaufwand berechnete 
Teuerungsziffer die geſamte Teuerung repräſentiere. Als ob man, 
wenn man die Ausgaben für den Nahrungsmittelaufwand von Monat 
zu Monat und von Ort zu Ort verfolge, damit auch die Bewegung 
der Koſten der übrigen Lebensnotwendigkeiten (Wohnung, Heizung 
und Beleuchtung, Bekleidung, Fahrgeld, Steuern uſw.) entſprechend 
wiedergäbe. Die Bedeutung der fiktiven Berechnungsweiſe nach dieſer 
Richtung hin wird ſpäter noch eingehend unterſucht. Zunächſt ſoll 
jedoch ein Verſuch behandelt werden, die Jaſtrow⸗Calwerſche Methode 
nach einigen Richtungen hin zweckmäßiger auszugeſtalten: es ſind 
die für das Reichsarbeitsminiſterium von den Statiſtiſchen Landes⸗ 
ämtern und von dem Statiſtiſchen Reichsamt berechneten Teuerungs⸗ 
ziffern. | 
| 2. Das Reichsarbeitsminiſterium regte im Auguſt 1919 
eine Lebenskoſtenſtatiſtik und eine Lohnſtatiſtik an, um bei Lohn⸗ 
ſtreitigkeiten für Tarif⸗ und Schlichtungsverhandlungen zuverläſſige 
amtliche Unterlagen über die Teuerungsverhältniſſe und Löhne in den 


= verſchiedenen Orten des Reichs zu haben!. Durchaus in der gleichen 


Weiſe, wie es Jaſtrow und Calwer getan hatten, ſuchte man mit 
Hilfe der Ergebniſſe der Teuerungsſtatiſtik, alſo der Teuerungsziffern, 
Unterlagen für zwiſchenörtliche Vergleiche zu gewinnen; ferner wollte 
man mit Hilfe der Teuerungsziffern die Bewegung der Teuerung an 
den einzelnen Orten verfolgen. | | 

Es werden grundſätzlich für alle Gemeinden mit 10000 und 
mehr Einwohnern die Preiſe einer Reihe von Lebensnotwendigkeiten 
ermittelt; es werden 34 verſchiedene Lebensmittel, 6 verſchiedene 
Brennſtoffe, 2 Beleuchtungsſtoffe und eine Wohnung von 2 Zimmern 
und Küche herangezogen. Da bereits in der zweiten Hälfte des 
Krieges und noch mehr in der Übergangswirtſchaft neben den amt- 
lich feſtgeſetzten Preiſen die im Schleichhandel gezahlten Preiſe eine 
immer größere Wichtigkeit erlangten, ging man von vornherein 


1 Vgl. die kurze Darſtellung der Vorgeſchichte, der Erhebungs⸗ und Be⸗ 
arbeitungsmethode in den Vierteljahrsheften zur Statiſtik des Deutſchen Reichs, 
29. Jahrgang 1920. Heft I: Die Teuerungsſtatiſtik im Reich. Die Teuerungs⸗ 
ziffern ſelbſt werden laufend im Reichs⸗Arbeitsblatt und in der vom Statiſtiſchen 
Reichsamt herausgegebenen Zeitſchrift „Wirtſchaft und Statiſtik“ veröffentlicht, 
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darauf aus, auch für eine Reihe von Waren, in denen der Schleich⸗ 
handel blühte, die Schleichhandelspreiſe zu erfaſſen. Die Erfaſſung 
der amtlichen Höchſtpreiſe und der übrigen Preiſe, ſoweit ſie nicht 
Schleichhandelspreiſe waren, bereitete wenig Schwierigkeiten. Hin⸗ 
gegen war es zunächſt recht ſchwer, die tatſächlich gezahlten Schleich⸗ 
handelspreiſe zu ermitteln. Mit der Zeit legte ſich jedoch jede Ge⸗ 
meinde ein beſonderes Verfahren zur Erfragung dieſer Preiſe zurecht, 
das eine leidlich gute Erfaſſung gewährleiſtete. Faſt noch ſchwieriger 
als die Ermittlung der Schleichhandelspreiſe geſtaltete ſich die Er⸗ 
mittlung des durchſchnittlichen Mietpreiſes der vorgeſehenen Wohnung 
von 2 Zimmern und Küche. | 

Es galt nunmehr dieſe Preiſe mit Gewichten zu verſehen. Im 
Gegenſatz zur dreifachen Ration des Marineſoldaten ſtellte man einen 
vierwöchigen Normalbedarf einer fünfköpfigen Familie (2 Erwachſene 


und 3 Kinder von 12, 7 und 1½ Jahren) auf. Im einzelnen 


wurden für jede Stadt und jeden Monat (vier Wochen) folgende 

Verbrauchsziffern oder Wertigkeitszahlen wie ſich die amtliche Statiſtik 

ausdrückt, zugrunde gelegt: | | 
(Siehe die Überficht auf der folgenden Seite) 


Es bedient ſich alſo auch die amtliche Statiſtik, um ihre beiden 
vorhin gekennzeichneten Ziele zu erreichen, einer Hilfsoperation, 
einer Fiktion. Der Bedarf, den die amtliche Statiſtik annimmt, 
enthält über den Jaſtrow⸗Calwerſchen Bedarf hinaus noch die Aus⸗ 


gaben für Miete, Beleuchtung und Heizung. Er enthält jedoch 


auch nicht die wichtigen Ausgaben für die Bekleidung, ferner auch 
nicht die Beträge für Steuern, Fahrgeld, Unterrichtsmitteln uſw. 
Es wird nachher zu unterſuchen ſein, ob die aus den Ausgaben für 
Ernährung, Miete, Heizung und Beleuchtung errechnete amtliche 
Teuerungsziffer in der Tat geeignet iſt, die Bewegung der Geſamt⸗ 
teuerung und die verhältnismäßige Höhe der Geſamtteuerung von 
Stadt zu Stadt entſprechend wiederzugeben. 

Unterſucht man zuvor die Ernährungsziffern der amtlichen 
Statiſtik, ähnlich wie es den Jaſtrow⸗Calwerſchen Ziffern gegenüber 
getan worden iſt, auf ihre Zweckmäßigkeit, ſo ergibt eine Um⸗ 
rechnung der amtlichen Verbrauchsziffern in Nährwerteinheiten eine 


weniger ſtarke Abweichung gegenüber den Normalſätzen der Er⸗ 


nährungsphyſiologen. Insbeſondere findet ſich beim amtlichen 
Schema nicht der überhöhte Anteil des Fleiſchbedarfs, der die 
Jaſtrow⸗Calwerſche Fiktion auch als Fiktion ſtarken Angriffen aus⸗ 
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Wertigkeitszahlen 
der wichtigſten Lebensbedürfniſſe nach dem vierwöchigen Bedarf einer fünfköpfigen 
Familie von 2 Erwachſenen und 3 Kindern von 12, 7 und 1½ Jahren zur 
Berechnung von Teuerungsziffern der Gemeinden 


Lebensbedürfniſſe Wertigkeitszahlen 
Noggenb reed 47 000 g 
Aussee (Mehl, en Haferflocken, Graupen, 

Hülſenfrüchte, Reis u. dgl.:)) 2.20. 1 15000 ⸗ 
/// 0 ae ee See 70000 = 
Grill 8 30 000 
Sch. lich F —ͤ U ri 5 00 5 

elnſ ch 4 

JJVCVVCCCCCCCCCCCTC ae ae dr ee 1500 = 

FCC e 4000 ⸗ 
Salzher inge. 1500 - 
Brotaufſteiitchch hh 4000 = 
Mus⸗ oder Kohäpfell. - ll 8000 ⸗ 
Zuckeeru VV 3 500 
I ³ĩ·0•³0ꝛA ᷣ ⁰y ae 10 Stück 
ln, ee ee 28 Liter 
Brennſtoffe: N 

Stein kohlen. 3 Zentner 
oder Brauntohlen )ͤĩV.ß ee Be 5 = 
oder Braunkohlenbrikett8 -. . » » 2220 0. 4 = 
oder Gaskokess 2 20. nn ie Sei 3 = 
Oder Torre ee 6 = 
oder Brennhol-zaz2ĩ ne 5 
oder nn „ D 40 cbm 
Leuchtſtoffe 
Leuchtgas . e 

oder Elektrizität C Ä 3 Kilomatithn. 

oder Petrolenmmmnummn 7 Liter 


Wohnung von 2 Zimmern u. Küche, monatl. Mietpreis | > RE 


ſetzt. In der folgenden Überſicht ſind die Besen der 
amtlichen Statiſtik in Kalorien umgerechnet: 


(Siehe die Überficht auf der folgenden Seite) 


Setzt man (nach Zuntz) für den Mann als täglichen Normal⸗ 
bedarf 3000 Kalorien, für die Frau 2400, für das zwölfjährige 
Kind 2250, für das ſiebenjährige Kind 1500 und für das einund⸗ 
einhalbjährige Kind 900 Kalorien ein, ſo ergibt ſich für die fünf⸗ 
köpfige Familie ein Normalbedarf von rund 10 000 (genau 10050) 
Kalorien. Der amtlich angenommene Bedarf (11490) iſt alſo um 
1500 Kalorien für die ganze Familie gegenüber dem beſchriebenen 
Normalbedarf überhöht. Das Mehr an Kalorien hat ſeine Urſac N 
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Nährwertberechnung 


der amtlichen Verbrauchsziffern (Wertigkeitszahlen) für die Ernährung der 
W ieh: (4 Eee } 


ET 100 g des In den Ver⸗ 


(Wertigkeitszahlen)[ Nahrungsmittels brauchsmengen 


eee e für 4 Wochen enthalten find enthalten 
g Kalorien Kalorien 
Roggendrot. . . ... . 47 000 218 102 460 
Roggennech, gewöhnlich 316 
Weizenmehl, 5 340 
Graupen Grütze) . 388 
ee „ 940 
rflocken 
fle S 15 000 340 82² 48 300 
Nudeln 345 
Reis 345 
Erbſen. 262 
Speiſebohnen 263. 
Kartoffelnnnnnn. 70 000 89 62 300 
Weißko hl... 25 
Wir ſing kong! 36 
1 5 30 000 = 29 8700 
re n 27 
Rindfleiſchch het 1250 160 2.000 
Schweineflefh . - - - - 250 390 975 
an „ett, geräuchert) 1500 700 10 155 
Margarine 5 | 790 
Schweineſchmalz. e | 4.000 885 | 830 33 200 
SpeiſebhCil. 888 
Salaheringe U 1500 238 3570 
Schell fiſche 3 000 82 2 460 
a 4.000 360) 261 10 440 
Mus- oder Kochäpfel 8 000 50 4.000 
Zucker 3 500 390 13 650 
Bir: 0. 2. ee 10 Stüd 1 Stück 75 750 
Vollmilch 28 Liter 1 Liter = 670 18 760 
Zuſammen 321 720 
Täglich 11 490 


vor allem in einer hohen Brotmenge. Man wird alſo die Fiktion 
der amtlichen Statiſtik im ganzen als eine zweckmäßige Fiktion an⸗ 
ſprechen können, ſoweit die Ernährung und auch ſoweit Wohnung, 


Heizung und Beleuchtung in . kommen. 


Es find im allgemeinen die von der amtlichen Statiſtik bei der Aufſtellung 


der Wertigkeitszahlen benützten Kalorienmengen eingeſetzt. 
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Im einzelnen ging und geht auch heute noch die Errechnung 
der Teuerungsziffer für jede der einbezogenen Gemeinden nicht ſo 
einfach vor ſich, wie bisher angedeutet worden iſt. Bekanntlich wurde 
zur Zeit der Zwangsbewirtſchaftung ein Teil der Bedarfsmenge 
eines jeden Nahrungsmittels, welche die Wertigkeitsziffer der amt⸗ 
lichen Statiſtik zum Ausdruck bringt, durch die amtlich zugeteilte 
Ration zu dem amtlichen Höchſtpreis gedeckt; der zweite Teil, der 
Reſt, mußte praktiſch und theoretiſch im Schleichhandel zum Schleich⸗ 
handelspreis oder im freien Handel zum Handelspreis hinzuerworben 
werden. Dieſem Vorgang der Wirklichkeit trug die amtliche Statiſtik 
dadurch Rechnung, daß ſie von den einzelnen Gemeinden zunächſt die 
Angaben über die amtlich verteilten Rationen einholte und die amt⸗ 
lichen Preiſe mit dieſen Rationen gewichtete, daß ſie ferner die Reſt⸗ 
menge (Wertigkeitszahl abzüglich der amtlichen Ration) mit dem 
Schleichhandelspreis oder freien Handelspreis gewichtete. Da das 
Syſtem der Zwangsbewirtſchaftung zu der Zeit, als mit der amt⸗ 
lichen Teuerungsſtatiſtik begonnen wurde, noch in großem Umfang 
in Geltung war, ſo mußte während des ganzen Jahres 1920 und 
auch noch in der erſten Hälfte des Jahres 1921 die geſchilderte um⸗ 
ſtändliche Berechnung durchgeführt werden, um zu der Teuerungs⸗ 
ziffer zu gelangen. Im Zuſammenhang damit ſei darauf hingewieſen, 
daß insbeſondere die Teuerungsziffern von Ende 1920 eine der 
Hauptunterlagen für das nach dem Beamtenbeſoldungsgeſetz vom 
30. April 1920 neu aufzuſtellende Ortsklaſſenverzeichnis bildeten. 
Die Höhe der Teuerungsziffer einer Gemeinde lieferte einen Anhalts⸗ 
punkt, um die Gemeinde einer der 5 Ortsklaſſen zuzuteilen. 

Wenn man in die Berechnungsweiſe der amtlichen Statiſtik 
näher eindringt, ſo ergibt ſich ſofort, daß die Teuerungsziffer einer 
jeden Gemeinde weſentlich durch die Verteilung der rationierten 
Lebensmittel, die zu dem verhältnismäßig niedrigen amtlichen Höchſt⸗ 
preis abgegeben wurden, beſtimmt war. Die Rationierung erfolgte aber 
in den einzelnen Gemeinden durchaus nicht einheitlich. Die Rationen 
waren aus den verſchiedenſten Gründen von Gemeinde zu Gemeinde 
(auch zur Nachbargemeinde) außerordentlich verſchieden; ſie ſchwankten 
ferner in der gleichen Gemeinde ſelbſt ſtark von Woche zu Woche. 
Dieſe Tatſache hatte für die Berechnung der Teuerungsziffern eine 
bedeutſame Wirkung. Es kam häufig vor, daß je nach der Höhe 
der amtlich zugeteilten Rationen Gemeinden, die nahe beieinander⸗ 
liegen und in gewöhnlichen Zeiten auch die gleichen Teuerungs⸗ 
verhältniſſe haben, vollſtändig voneinander abweichende Teuerungs⸗ 
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ziffern aufwieſen. Es kam ferner oft vor, daß ſich für ein und die⸗ 
ſelbe Gemeinde je nach der Höhe der amtlichen Rationen von Monat 
zu Monat weſentlich verſchiedene Teuerungsziffern ergaben. Waren 
die amtlich zugeteilten Rationen, die mit dem verhältnismäßig niedrigen 
Höchſtpreis gewichtet wurden, verhältnismäßig groß, ſo war die Reſt⸗ 
menge (Wertigkeitszahl abzüglich der amtlichen Ration), die mit dem 
hohen Schleichhandelspreis gewichtet wurde, gering: die Teuerungs⸗ 
ziffer war verhältnismäßig niedrig. War die amtliche Ration niedrig, 
ſo war die Reſtmenge groß: die Teuerungsziffer war verhältnis⸗ 
mäßig hoch. Die errechneten Teuerungsziffern waren alſo an ſich 
nicht falſch; ſie waren jeweils in der Eigenart der amtlichen Ver⸗ 
teilung mit all ihren Zufälligkeiten und Schwankungen von Monat 
zu Monat begründet. 

Eine andere Frage iſt allerdings, ob dieſe in gewiſſem Sinne 
„zufälligen“ Teuerungsziffern die Unterlage für eine Gliederung der 
Gemeinden nach Ortsklaſſen liefern können, die für die nächſten Jahre 
gelten ſoll. Fällt die Rationierung — und ſie iſt zurzeit (Ende 
Juli 1921) bereits zum größten Teil gefallen —, ſo fallen auch die 
ſtarken Unterſchiede zwiſchen den amtlichen Preiſen und den Schleich⸗ 
handelspreiſen; es ändert ſich mit anderen Worten auch die Teuerung 
und die Teuerungsziffer der einzelnen Gemeinden. Man kann alſo 
nur unter mancherlei Vorbehalten die unter der Vorausſetzung der 
zufälligen und ſchwankenden Rationierung errechnete Teuerungsziffer 
auf kommende Zeiten übertragen, in denen die Rationierung faſt 
ganz verſchwunden iſt. Man hat einen Teil der Bedenken dadurch 
auszuſchalten verſucht, daß man nicht die Teuerungsziffer eines 
Monates in einer Gemeinde, ſondern den Durchſchnitt mehrerer 
Monate zugrunde legte. Man hat vor allem für die Eingliederung 
der Gemeinden in die Ortsklaſſen noch andere Unterlagen heran⸗ 
gezogen. Insbeſondere wurden häufig die Ergebniſſe der Wohnungs⸗ 
ſtatiſtik vom Mai 1918 verwertet; ebenſo wurde auf die Bevölkerungs⸗ 
zahl der Gemeinde, die Nähe von Großſtädten, von Induſtrien uſw. 
Rückſicht genommen. Wenn vielfach behauptet wird, daß nach der 
faſt völligen Aufhebung der Zwangswirtſchaft durch den freien Handel 
in hohem Grad ein Ausgleich der Preiſe innerhalb der einzelnen 
Gemeinden geſchaffen worden ſei, ſo daß an Stelle der 5 nur 4 oder 
3 Ortsklaſſen unterſchieden werden ſollten, ſo hat dieſe Behauptung 
einige Wahrſcheinlichleit für ſich; ſie läßt ſich aber zurzeit . | 
Juli 1921) ſtatiſtiſch noch nicht endgültig klären. 

Vergleicht man Calwers Fiktion mit der der amtlichen Statifik, 
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ſo ſtimmen beide grundſätzlich darin überein, daß ſie eine beſtimmte 


feſt umgrenzte Nahrungsmenge zugrunde legen, für die in jeder Ge⸗ 
meinde die Preiſe einzuſetzen ſind. Man kann ſich das Vorgehen 
Calwers und der amtlichen Statiſtik in der Weiſe verdeutlichen, daß 
man annimmt, eine vier⸗ oder fünfköpfige Familie mit dauernd 
gleich gearteten Nahrungsbedürfniſſen wandere oder werde von Ge⸗ 
meinde zu Gemeinde verſetzt und friſte dort bei jeweils veränderten 
Preiſen ihr Leben. 

Man kann nun wiederum die Zweckmäßigkeit dieſer Fiktion an⸗ 
greifen und darauf hinweiſen, daß eine Familie etwa in einer See⸗ 
ſtadt infolge der leichten Möglichkeit, gute Fiſchnahrung zu erhalten, 
anders lebt als eine Familie im Binnenland. Man kann ferner 
darauf hinweiſen, daß eine Familie in Oſtpreußen anders lebt, ins⸗ 
beſondere eine fettreichere Koſt zu ſich nimmt als eine Familie, die 
in einer badiſchen oder württembergiſchen Stadt lebt. Um dieſen 
Einwänden zu begegnen, könnte man verſuchen, für jede Gemeinde 
oder wenigſtens für beſtimmte Landesteile jeweils eine Normalkoſt 
aufzuſtellen, in die dann die Preiſe eingeſetzt werden. Allerdings 
wird man dann, um die äußere Einheitlichkeit zu wahren, überall 
den gleichen Gehalt an Nährwerteinheiten zugrunde legen müſſen. 
Man geht beiſpielsweiſe von einem Normalbedarf in Höhe von 
3000 Kalorien (pro Tag und erwachſenen Mann von 70 kg Ge⸗ 
wicht) aus, hält ferner an dem Miſchungsverhältnis: 100 g Eiweiß, 
60 g Fett und 500 g Kohlehydrate feſt und unterſucht von Gemeinde 
zu Gemeinde oder wenigſtens von Landesteil zu Landesteil, wie 
dieſer Normalbedarf unter Berückſichtigung der im einzelnen Ort 
oder Landesteil herrſchenden Lebensweiſe herkömmlich gedeckt wird. 
Man ſtellt alſo für jede Stadt oder jeden Landesteil einen beſonderen 


Normalbedarf auf, gewichtet mit dieſem Normalbedarf die jeweils 


ermittelten Preiſe und berechnet auf dieſe Weiſe für jede Stadt die 
Teuerungsziffer. Bei dieſem Vorgehen wäre an die Stelle einer 
Fiktion nicht etwa die Wirklichkeit getreten, ſondern nur eine vom 
theoretiſchen Geſichtspunkt aus zweckmäßigere Fiktion. Die für eine 
jede Stadt ermittelte Normalkoſt würde für jeden Monat als gleich 


angenommen, vielleicht mit einer Modifikation dahin, daß etwa die 


einzuſetzenden Gemüſeſorten — wie es im übrigen auch die amtliche 
Teuerungsſtatiſtik vorſieht — je nach der Jahreszeit zu wechſeln ſind. 
Es braucht kaum hervorgehoben zu werden, daß der Durchführung 
dieſer Berechnungsweiſe praktiſch außerordentliche Schwierigkeiten 
entgegenstehen; fie könnte erſt nach langen Vorarbeiten im Zuſammen⸗ 
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wirken mit Ernährungsphyſiologen durchgeführt werden. Man er⸗ 
hielte aber auch auf dieſe Weiſe nur Teuerungsziffern, die den beiden 
früher gekennzeichneten Zwecken dienen: zwiſchenörtliche Vergleiche 
hinſichtlich der Teuerung anzuſtellen und die Bewegung der Teuerung 
an jedem Ort von Monat zu Monat zu verfolgen. 

3. Für Berlin nehmen Profeſſor Dr. Silbergleit, Direktor 
des Berliner Statiſtiſchen Amtes, und Direktor Dr. Kuczyns ki eine 
Berechnung vor, die der zuletzt ſkizzierten zwar ähnelt, in Wirklichkeit 
aber grundſätzlich von ihr abweicht. Was beiden Bearbeitern vor⸗ 
ſchwebt, iſt die Ermittlung eines Exiſtenzminimums, wobei 
Kuczynski ein Exiſtenzminimum für die geſamte Lebenshaltung, 
Silbergleit lediglich ein Nahrungsexiſtenzminimum aufftellen will. 
Beide Exiſtenzminima ſind zwar, wie noch zu zeigen ſein wird, kon⸗ 
ſtruierte Größen, welche ſich von der Wirklichkeit entfernen; ſie ſind 
aber letzten Endes nicht mehr Fiktionen, alſo Hilfsoperationen, um 
eine Teuerungsziffer zu errechnen, ſondern Richtſätze (Normen), 
denen beiſpielsweiſe beim Abſchluß von Tarifverträgen, bei Lohn⸗ 
verhandlungen uſw. Rechnung zu tragen ift!. 

Silbergleit legt ſeinen Zahlen, wie bereits angedeutet worden 
iſt, nur die Koſten des Ernährungsbedarfs zugrunde. Er berechnet 
dieſe Koſten jeweils für einen Tag und eine Woche jedes Monats, 
und zwar für einen Mann, für eine aus Mann und Frau ſowie 
für eine aus Mann, Frau und einem 7—12 jährigen Kinde be⸗ 
ſtehende Familie. Er geht einmal davon aus, daß der Mann täglich 
mindeſtens 3000, die Frau 2400 und das Kind 1500 Kalorien be⸗ 
nötigt. Weſentlich iſt nun für ſeine Berechnung, daß er die einzelnen 
Nahrungsmittel und bei jedem Nahrungsmittel wieder die einzelnen 
Arten des Nahrungsmittels nach dem Geſichtspunkt der größten 
Wohlfeilheit einſetzt. Er zieht alſo zur Deckung des angeſetzten 
Kalorienbedarfs monatlich die jeweils billigſten Waren und Qualitäten 
heran. Einen großen Nachdruck legt er ferner darauf, daß das Miſchungs⸗ 
verhältnis der angenommenen Nahrung den ernährungsphyſiologiſchen 
Forderungen entſpricht, daß alſo in der für den Mann angenommenen 
Nahrungsmenge, ſofern ſie auf den Tag berechnet wird, ziemlich 


n der jüngſten Vergangenheit find noch eine Anzahl deutſcher Stellen 
dazu a Teuerungsziffern zu berechnen, jo insbeſondere die Statiftifchen 
Amter der Städte Hannover, Nürnberg, Kiel, Leipzig, Erfurt, ferner die Städ⸗ 
tiſchen Lohnämter von Breslau und Flensburg. Die vom Statiſtiſchen Reichsamt 
herausgegebene Zeitſchrift „Wirtſchaft und Statiſtik“ berichtet regelmäßig über 
die Ergebniſſe von Berlin⸗Schöneberg (Kuczynski), Kiel, Hannover und Nürnberg. 
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genau 100 g Eiweiß, 60 g Fett und 500 g Kohlehydrate enthalten 
find. Im übrigen hat Silbergleit, und das gleiche gilt für Kuczynski, 
bei ſeinen Berechnungen ebenſo wie die amtliche Statiſtik bisher 
zwiſchen rationierten Lebensmitteln unterſchieden, die zum amtlichen 
Preis, und Lebensmitteln außerhalb der öffentlichen Zuteilung, die 
zum Schleichhandels⸗ oder Handelspreis eingeſetzt werden. | 
Es ſoll noch einmal auf den grundſätzlichen Unterſchied ein- 
gegangen werden, der zwiſchen der Silbergleitſchen und Kuczynskiſchen 
Berechnungsweiſe auf der einen Seite und dem Vorgehen der amt⸗ 
lichen Statiſtik und Calwers auf der anderen Seite beſteht. Man: 
kann in dieſem Zuſammenhang die Berechnung der amtlichen Sta⸗ 
tiſtik und Calwers einem ſtarren Syſtem vergleichen. Maß und Art 
der einbezogenen Nahrungsmittel ſind bei Calwer vollſtändig, bei 
der amtlichen Statiſtik faſt vollſtändig feſtgelegt. Würde etwa die 
Bevölkerung auf die kommende Erhöhung des Brotpreiſes unter 
anderem dahin reagieren, daß ſie den Brotverbrauch zu einem Teil 
einſchränkt und dafür im größeren Umfang Kartoffeln oder andere 
verhältnismäßig billigere Nahrungsmittel zu ſich nimmt, ſo würde 
doch die amtliche Statiſtik der fünfköpfigen Familie nach wie vor 
47 000 g g Roggenbrot für vier Wochen zuweiſen. Silbergleit und 
Kuczynski würden in dieſem Fall grundſätzlich der veränderten Lage 
Rechnung tragen und das Brot zu einem Teil durch die billigeren 
Nahrungsmittel erſetzen. Durchaus ähnlich liegt der Fall, wenn in 
Zukunft etwa eine ſtarke Fleiſch⸗, Milch⸗ oder Fetteuerung eintritt. 
Als Teuerungsziffern in dem bisher behandelnden Sinn und mit, 
dem bisher gekennzeichneten Zweck erſcheinen mir die Silbergleitſchen. 
und Kuczynskiſchen Zahlen nicht unbedenklich. Sie weichen einer. 
tatſächlich eingetretenen Teuerung, welche die Teuerungsziffer zum 
Ausdruck bringen ſoll, in gewiſſem Umfang aus; es iſt zum min⸗ 
deſten theoretiſch der Fall möglich, daß eine von einem Monat zum 
andern wirkſam gewordene Brot⸗, Fleiſch⸗, Milchteuerung infolge 
des unſtarren Anpaſſungsſyſtems zunächſt überhaupt nicht zum Aus⸗ 
druck kommt. Wie weit man mit dem Anpaffungsiyftem gehen will, 
welche Bedeutung man den Zahlen des Nahrungsexiſtenzminimums, 
um zunächſt nur dieſes zu behandeln, beilegen will, iſt einmal durch 
ernährungsphyſiologiſche Gründe, vor allem aber auch durch ſozial⸗ 
politiſche Erwägungen bedingt. | 
Es wurde bisher von Silbergleit und Kuczynski angenommen, 
daß für einen Mann von mittlerem Gewicht und mittlerer Arbeits⸗ 
leiſtung im ganzen 3000 Kalorien erforderlich ſind, und daß dieſe 
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3000 Kalorien von 100 g Eiweiß, 60 g Fett und 500 g Kohle⸗ 
hydraten geliefert werden könnten. Demgegenüber betont beiſpiels⸗ 
weiſe der Schweizer Ernährungsphyſiologe A. Gigon, daß ein Menſch 
von mittlerem Gewicht und bei mittelſchwerer Arbeit mit 96 g Ei⸗ 
weiß, 87 g Fett, 366 g Kohlehydraten und 2700 Kalorien mit 
„Sicherheit“ auskommen könne !. Auf der anderen Seite weiſt 
Silbergleit? darauf hin, daß die interalliierte Verpflegungskommiſſion 
auf ihrer erſten Konferenz in Paris am 25. März 1918 den Wärme⸗ 
wert der erforderlichen Nahrung für einen durchſchnittlich 8 Stunden 
täglich arbeitenden Mann von einem Mittelgewicht von 70 kg auf 
3300 Kalorien mit der Maßgabe feſtgeſetzt hat, daß eine zeitweilige 
Herabſetzung um 10% ohne Schaden für die Geſundheit ertragen 
werden könne. Stehen alſo die für einen „Normalarbeiter“ not⸗ 
wendigen Nährwertmengen nicht eindeutig feſt, ſo herrſcht noch weniger 
Übereinſtimmung über diejenigen Nährwertmengen, die der Frau 
und den Kindern zuzubilligen ſind, oder über diejenigen Kalorienmengen, 
die beſtimmte Berufe notwendig brauchen. Ebenſo iſt das Miſchungs⸗ 
verhältnis der Hauptnährſtoffe umſtritten; jo werden die 100 g Ei⸗ 
weiß täglich von vielen Seiten als zu hoch angeſehen. Dann 
darf man, wie bereits angedeutet, nicht außer acht laſſen, daß bei 
der Aufſtellung des Nahrungsexiſtenzminimums, von welcher Seite 
auch bisher ein ſolcher Verſuch unternommen worden iſt, neben den 
ernährungsphyſiologiſchen Gründen bisher immer auch „ſoziale“ Er⸗ 
wägungen mitgewirkt haben. Silbergleit wie Kuczynski ſehen beide 
eine erhebliche Fleiſchportion vor, wohl insbeſondere mit Rückſicht 
darauf, daß bisher in der Berliner Arbeiterkoſt das Fleiſch tatſächlich 
eine ſtarke Bedeutung hatte. Es kann dabei vom Standpunkt der Er⸗ 
nährungsphyſiologen bezweifelt werden, ob zu dem rein phyſiologiſchen 


Minimum Fleiſchnahrung in dem angenommenen Umfang notwendig 


it; Hindhede hat beiſpielsweiſe neuerdings“ wieder feine allerdings 
von Rubner bekämpfte Forderung einer lakto⸗vegetabiliſchen Nahrung 
aufgeſtellt: die Menſchen brauchen nur Brot, Grütze, Kartoffeln, 
Milch, Butter und Gemüſe. Der „ſoziale“ Einſchlag des Nahrungs⸗ 
exiſtenzminimums, dem bei den nachher noch zu behandelnden Be⸗ 


1 Vgl. die Ausführungen von Gigon und Mangold über „Neue 
Indexziffern“ nebſt der lehrreichen Auseinanderſetzung mit Lorenz in der 15 
ſchrift für ſchweizeriſche Statiſtik und Volks wirtfchaft, 57. Jahrgang, Heft 1. 
Bern 1921. 

2 Vgl. Statiſtiſche Monatsberichte, 5. Jahrgang, Heft IX/X, herausg- 
vom Statiſtiſchen Amt der Stadt Berlin. | 
3 Dal. Deutſche Mediziniſche e vom 6. November 1919. 
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kleidungsausgaben eine noch ſtärkere Rolle zukommt, kann natürlich 
nicht mehr wiſſenſchaftlich diskutiert werden; hier ſetzt die ſozialpolitiſche 
Auffaſſung des einzelnen ein, die vorſchreibt, was „ſozial“ zurzeit zum 
Exiſtenzminimum, hier zum Nahrungsexiſtenzminimum, gehört. Man 


muß zugeben, daß ſowohl das Silbergleitſche wie das Kuczynskiſche 


Nahrungsexiſtenzminimum, und das gleiche gilt im übrigen auch für 
den Nahrungsbedarf der fünfköpfigen Normalfamilie der amtlichen 
Statiſtik, verhältnismäßig tief angeſetzt ſind. Das ganze deutſche 
Volk iſt — von Ausnahmen abgeſehen — durch den Krieg ärmer 
geworden; es ſind deshalb auch manche Anſprüche an das „ſoziale“ 
Exiſtenzminimum aufgegeben werden, an denen man vor dem Krieg 
noch feſthielt. Es iſt deshalb charakteriſtiſch, daß die amtliche 
Teuerungsſtatiſtik bei Vergleichen mit den Koſten der Lebenshaltung 
vor dem Krieg ſo vorgeht, daß ſie den Anfang 1920 aufgeſtellten 
dürftig bemeſſenen Normalverbrauch zugrunde legt und in dieſen 
Verbrauch die Vorkriegspreiſe einſetzt. Würde ſie den weſentlich 
reichlicher ausgeſtatteten Normalverbrauch der Vorkriegszeit zugrunde 


legen und in dieſen Verbrauch die Vorkriegspreiſe und nachher die 


heutigen Preiſe einſetzen, ſo ergäbe ſich ein weſentlich ſtärkeres Steigen 
der Teuerungsziffer als bei dem oben gekennzeichneten umgekehrten 
Verfahren. Auch Kuczynski geht bei ſeinen Berechnungen über das 
Sinken des Wertes der Mark ſo vor, daß er von dem heutigen 
dürftigen Exiſtenzminimum ausgeht und dann berechnet, was die 
Befriedigung dieſes Minimums vor dem Krieg gekoſtet hätte. Ku⸗ 
czynski hat im übrigen einmal in einer bemerkenswerten Studie! 
beide Wege nebeneinander beſchritten. Als er von der verhältnismäßig 


reichhaltigen Koſt vom April / Mai 1913 ausging und in dieſe Koſt die 


Preiſe vom April/Mai 1920 einſetzte, ergab ſich eine Steigerung auf 
das Sechzehnfache. Schlug er den umgekehrten Weg ein und er⸗ 
mittelte, was die heutige verhältnismäßig ſchmale Koſt vor dem Krieg, 
April / Mai 1913, gekoſtet hätte, jo ergab ſich von 1913 auf 1920 
eine Steigerung auf das Dreizehnfache. | 

In Ländern, die durch den Krieg nicht wie Deutſchland ge⸗ 
litten haben, in denen alſo die Lebenshaltung nur wenig oder gar 
nicht geſunken iſt, wie etwa in England, iſt ein heftiger — uns zu⸗ 
nächſt gar nicht verſtändlicher — Streit entſtanden, welcher Weg zur 


1 Vgl. feinen Aufſatz über die „Teuerung“ in der Halbmonätsſchrift „Der 
getreue Eckart“. Erſter Jahrgang, S. 73—79; ferner ſein Buch über „Das 
Eriftenzminimum und verwandte Fragen“. Berlin 1921, S. 11 ff. und die 
Tabellen S. 126 ff. | 


138 ar Rudolf Meerwarth | 758. 


Berechnung der Veränderung der Koſten der Lebenshaltung einzu⸗ 
ſchlagen jei!. Das engliſche Arbeitsminiſterium geht in ſeinen Be⸗ 
rechnungen, die jeweils in der „Labour Gazette“ erſcheinen, den 
erſten Weg. Wie in der „Labour Gazette“ näher? ausgeführt 
wird, ſoll der Index des Arbeitsminiſteriums „die durchſchnittliche 
Zunahme des Geldaufwandes meſſen, der zur Aufrechterhaltung des 
Vorkriegsſtandes der Lebenshaltung bei den arbeitenden Klaſſen erfor⸗ 
derlich war“. Das Arbeitsminiſterium bemerkt dazu, „daß es infolge der 
knappen Vorräte an beſtimmten Waren (zum Beiſpiel Zucker und Butter) 
in Wirklichkeit nicht möglich iſt, jede Ware in derſelben Menge wie 
vor dem Krieg zu erhalten. Überdies ſind gewiſſe Einſchränkungen 
auch notwendig geworden in den vielen Fällen, in denen die Löhne 
nicht in demſelben Maß wie die Preiſe geſtiegen ſind. Die ſtatiſtiſchen 
Unterſuchungen des Miniſteriums über die Preis⸗ und Einkommens⸗ 
ſteigerung beabſichtigen jedoch nicht, die Erſparniſſe, die aus dieſen 
Verhältniſſen herrühren, in Anſatz zu bringen.“ Bowley hat ſich 
mit aller Heftigkeit gegen den ungeheuren und ſehr koſtſpieligen Unfug 
(enormous and very expensive mischief) gewandt, der durch dieſe 
Veröffentlichung angerichtet worden iſt. Nach ſeiner Auffaſſung werden 
die Zahlen von der Preſſe gewöhnlich dazu benutzt, um das Steigen 
der Koſten der Lebenshaltung zu meſſen, während ſie nur dazu be⸗ 
ſtimmt ſind, die Preisſteigerung wiederzugeben. Die Arbeiterführer 
benützen nach ſeiner Darſtellung die Indexziffern dazu, um den 
Lohnzuwachs zu meſſen, der erforderlich iſt, um die Preisſteigerung 
anszugleichen. Wie / er darlegt (vgl. Seite 348 der vorhin zitierten 
Arbeit), zeigte beiſpielsweiſe die Indexziffer des Arbeitsminiſteriums 
vom Juli 1914 zum Juli 1918 eine Steigerung der Nahrungs⸗ 
mittelpreiſe um 108 /% , während die wirklichen Ausgaben nach den 
Unterſuchungen des Sumner’s Committee (Cd. 8980) nur um 90% 
geſtiegen ſind. Dieſes geringere Wachſen der tatſächlichen Ausgaben, 
das eine geringe Senkung des Lebensſtandards zur Folge hatte, iſt 
nach Bowley auf die durch den Krieg verurſachte Verringerung der 
Vorräte zurückzuführen, die es offenſichtlich unmöglich machte und 

1 Vgl. insbeſondere den Vortrag von Bowley: The measurement of 
changes in the cost of living nebſt Diskuſſion (vor allem die Ausführungen 
von Sir Leo Chiozza Money), erſchienen im Journal of the Royal Stati- 
stical Society, Vol. LXXII, May 1919, S. 343 ff.; ferner die Arbeit von 
Contento, Sulla misura delle variazioni del costo della vita, REN 
im Giornale degli Economisti, Januarheft 1921. 

2 Bol. insbeſondere den Auffa über Retail prices statistics, scope and 


method of compilation, erſchienen in der Labour Gange Märzheft 1920, 
S. 118 ff. 
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noch macht, den bisherigen Standard ohne Einſchränkung aufrecht⸗ 


zuerhalten!. Demgegenüber verteidigt Chiozza Money die Index⸗ 


ziffer der „Labour Gazette“, die er offenbar auch verwenden will, 
um das Steigen der Koſten der Lebenshaltung darzuſtellen. Chiozza 


Money führt aus, daß die Darlegungen von Bowley und der 
Sumner Report zu dem Schluſſe führen, daß die Veränderung der 
Koſten der Lebenshaltung an den tatſächlichen Ausgaben einer Arbeiter⸗ 


familie zu meſſen ſei. Nach der Auffaſſung des Sumner Report ſei bei- 


ſpielsweiſe der Käſe, der von der Liſte der Waren verſchwunden 
iſt, die eine Arbeiterfamilie kaufen kann, auch aus dem zu unter⸗ 


ſuchenden Ausgabebudget verſchwunden. 

Auch hier iſt die Entſcheidung über die „Richtigkeit“ des einen 
oder andern Vorgehens meines Erachtens letzten Endes nicht eine 
Angelegenheit wiſſenſchaftlicher Erörterung, ſondern Sache ſozial⸗ 
politiſcher Erwägung. Grundſätzlich wurde hier die Auffaſſung ver⸗ 
treten, daß es nicht angängig ſei, bei einer Berechnung der Ver⸗ 
änderung der Lebenskoſten auch die Anpaſſung und Ausweichung 
der Haushaltsführung, die infolge der Preisſteigerungen eintritt, in 
Rechnung zu ſtellen. Anderſeits wurde aber auch betont, daß es 
infolge der Verarmung eines Volkes, die in Deutſchland faſt alle 
Schichten trifft, geboten erſcheint, von vornherein von einem ver⸗ 
hältnismäßig dürftig gehaltenen Budget auszugehen. Ä 

4. Bisher wurde das Problem der Teuerungsſtatiſtik und der 


Teuerungsziffern von einem mehr theoretiſchen Geſichtspunkt aus 


behandelt. Dieſe Betrachtungsweiſe fordert als Ergänzung ein Ein⸗ 
gehen auf die tatſächlichen Ergebniſſe der Teuerungsſtatiſtik. 


Erſt die Ergebniſſe unterrichten uns über die Bedeutung, die den hier 
vorgebrachten Einwänden und Bedenken in Wirklichkeit beizulegen 


iſt. Wie bereits ausgeführt worden iſt, liegen für Berlin im be⸗ 
ſonderen vier Berechnungsweiſen von Teuerungsziffern vor; es ſind 
die der amtlichen Statiſtik, Kuczynskis, Silbergleits und Calwers. 
Man hat es häufig beklagt, daß gerade die Berliner Ziffern, die für 
zahlreiche Tarifvertragsverhandlungen, Schiedsſprüche uſw. von be⸗ 
ſonderer Wichtigkeit ſind, ſowohl in ihrer abſoluten Höhe — was 
jedoch für unſer Problem nicht von ausſchlaggebender Bedeutung 
iſt — als auch in der Bewegung von Monat zu Monat erheblich 
voneinander abweichen. Die gelegentlich eingeſtreuten Bemerkungen 
über den Aufbau der einzelnen Ziffern laſſen bereits vermuten, daß, 


1 „Owing to the limitation of supplies it was, and is, obvionsiy im- 
possible to maintain the standard without modification.“ 
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ſchon aus äußeren Gründen eine Übereinſtimmung der Höhe und 
der Bewegung der Ziffern ausgeſchloſſen iſt. 

Zunächſt ziehen Calwer und Silbergleit zur Berechnung ihrer 
Ziffern lediglich die Koſten für den Nahrungsmittelaufwand heran; 
die amtliche Statiſtik berückſichtigt außer dem Nahrungsmittelaufwand 
noch die Miete ſowie die Koſten für Heizung und Beleuchtung; 
Kuczynski berückſichtigt grundſätzlich die Ausgaben für ſämtliche 
Lebensnotwendigkeiten. Ferner legt Calwer eine vierköpfige Familie 


zugrunde, die amtliche Statiſtik eine fünfköpfige. Silbergleit führt 


die Berechnung für den ledigen Mann, ein kinderloſes Ehepaar und 
eine dreiköpfige Familie, beſtehend aus Mann, Frau und einem 
7—12jährigen Kind, durch. Kuczynski berechnet fein Exiſtenzminimum 
für den Ledigen, ein kinderloſes Ehepaar und eine vierköpfige Fa⸗ 
milie, beſtehend aus Mann, Frau und zwei Kindern. 

Um einen erſten Einblick in die Bedeutung und in die Beweis⸗ 
kraft einer jeden Ziffer zu erhalten, iſt im folgenden der Verſuch 
gemacht worden, die Ziffern durch Umrechnung vergleichbar zu 
machen. Es wurde berechnet, wie ſich die Ernährungskoſten einer 
fünfköpfigen Berliner Familie in je vier Wochen der Monate Juli 
1920 bis Juni 1921 nach den vier verſchiedenen Berechnungsarten 
geſtalten. 

Im einzelnen wurde die Teuerungsziffer der amtlichen Statiſtik 
abzüglich der Koſten für Miete, Heizung und Beleuchtung ohne 
weiteres übernommen. Die Silbergleitſche Ziffer, die ſich für ein 
Ehepaar mit einem 7—12jährigen Kinde ergab, wurde dahin er⸗ 
weitert, daß an Stelle der einfachen Ration des Kindes eine drei⸗ 
fache Ration zugrunde gelegt wurde. Bei Kuczynski wurden die 
Ernährungsausgaben, die für ein Ehepaar mit zwei Kindern an⸗ 
geſetzt waren, um die Ernährungsausgaben für ein weiteres Kind 
(halbe Summe der Ausgabe für zwei Kinder) erhöht. Bei Calwer 
wurden den Koſten der dreifachen Ration des Marineſoldaten die 


Koſten einer weiteren halben Ration hinzugefügt. Die Umrechnung 


oder beſſer die Hinaufrechnung der Ernährungskoſten der fünfköpfigen 
Familie der amtlichen Statiſtik wurde alſo ſchematiſch vorgenommen. 
Aller Wahrſcheinlichkeit nach hätten insbeſondere Silbergleit und 
Kuczynski, wenn ſie von vornherein von ſich aus die Ernährungs⸗ 
koſten für eine fünfköpfige Familie berechnet hätten, zum Teil etwas 


andere Verbrauchszahlen und damit auch etwas andere Koſten ein⸗ 


geſetzt. Schließlich iſt bei den nachfolgenden Ziffern nochmals daran 
zu erinnern, daß Silbergleit und Kuczynski von vornherein darauf 
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ausgingen, Mindeſtkoſten zu erhalten, ein Ziel „das der amtlichen 
Statiſtik und Calwer nicht vorſchwebte. 


Ernährungskoſten einer fünfköpfigen Berliner Familie (4 Wochen) 
von Juli 1920 bis Juli 1921 


Monate Jahr Statiſet i eee Kuczynski sone 
N 1920 815,03 646,28 637,00 1342,46 
De ac dee 1920 712,78 613,52 | 619,80 1347,08 
September. 1920 709,29 620,80 576,60 «| 1291,92 
ber. 1920 | 790,86 674,04 | 639,80 | 1469,44 
November 1920 781,20 682,12 635,00 1482,74 
Dezember 1920 852,39 727,60 674,00 1791,72 
Januae nn 1921 829,72 728,96 650,322 1872,78 
Februar. 1921 781,89 695,92 624,16 1745,10 
März 1921 777,96 677,88 605,60 
April.. 1921 758,62 657,04 564,60 1812,86 
Mai 1921 133,46 656,96 568,92 | 1854,16 
mi. 2: 0% 2 1921 138,16 | 671,16 656,40 1832,04 
! 1921 850,46 697,52 702,00 | 1821, 68 


Ein erſter Überblick über die vier Reihen zeigt, daß Calwers 
Teuerungsziffern eine überragende Höhe einnehmen; in ſtarkem Ab⸗ 
ſtand folgen die Ziffern der amtlichen Statiſtik, dann die Ziffern 
Silbergleits und Kuczynskis. Der Grund für die Höhe der Calwer⸗ 
ſchen Ziffern wurde bereits angedeutet: die Calwerſchen Marine⸗ 
rationen enthalten verhältnismäßig hohe Mengen an Eiweiß und 
Fett. Nach einer Berechnung, die für den Dezember 1920 durch⸗ 
geführt wurde, betrug der Anteil der Ausgaben für Fleiſch und Fett 
bei Calwer 78% der Ernährungsausgaben überhaupt; bei der amt⸗ 
lichen Statiſtik, bei Silbergleit und Kuczynski beanſpruchten die 
Ausgaben für Fleif ch und Fett jedoch nur ein Drittel der Ernährungs⸗ 
ausgaben. 

In jüngſter Zeit hat im übrigen Calwer i in ſeinen „Monatlichen 
Überſichten über Lebensmittelpreiſe“ den Verſuch gemacht, dem Ein⸗ 
wand zu begegnen, daß ſeine Indexziffer unzweckmäßig ſei, weil ſie 
zuviel Fett und Fleiſch enthalte. Er berechnet ſeit Mai 1921 neben 
der alten Indexziffer, die ſich auf die „große Ration“ gründet, eine 
neue Indexziffer, der eine „kleine Ration“ zugrunde liegt. Bei der 
Berechnung der Indexziffer für die „kleine Ration“ geht Calwer 


von einer Koſt aus, mit der nach feiner Angabe vor 50—70 Jahren 


die ärmſten Volksſchichten in norddeutſchen Gegenden auskommen 
mußten. Für eine Familie von vier Köpfen, gleich drei Erwachſenen 
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— alſo unter Verdreifachung der einfachen Ration — werden nun⸗ 
Er wöchentlich folgende Nahrungsmittel einbezogen: 
1000 g Schweinefleiſch 
500 ⸗ Schmalz 
300 = Reis 
300 ⸗ Mehl 
7500 = Brot 
25 000 - Kartoffeln 
Rechnet man Calwers „kleine Ration“ in Kalorien um, und er- 
mittelt man gleichzeitig das Miſchungsverhältnis, in dem die Haupt⸗ 
nährftoffe innerhalb der Ration zu einander ſtehen, fo ergibt ſich 
folgende Überſicht: 
Nährwertberechnung der Calwerſchen „kleinen Nation“ 
(Kalorien N eee Nahrungsmitteltabelle) \ 


In der Wochenration find enthalten 


Wochen⸗ 

Nahrungsmittel ration Eiweiß Fett Kohlehydrate PR. 

— 8 8 — 
Schweineſteiſch 5 1000 | 177 153 | 0 2280 
Schweineſchmalz 500 1 476 0 4.425 
Reis 300 18 1 224 990 
5 Mehl Schar 300 20 3 209 960 
Brot (Schwan) - 7500 | 353 | 45 3593 16 500 
Kartoffeln 25 000 375 25 5000 22 000 
Wöchentlich 85 3 Erwachſene 944 703 9026 47 155 
1 Erwachſenen 315 234 3009 15 718 
Täglich 5 45 33 430 2 245 


Man erkennt ohne weiteres, daß die „kleine Ration“ mit einem 
Bedarf von täglich 2245 Kalorien erheblich unter dem Exiſtenz⸗ 
minimum ſteht. Auch die „kleine Ration“ iſt demnach als eine 
Fiktion zu bewerten, die aber, wie noch zu zeigen ſein wird, weſent⸗ 
lich zweckmäßiger als die „große Ration“ iſt. | 

Wenn die Teuerungsziffern der amtlichen Statiſtik höher find 
als diejenigen Silbergleits und Kuczynskis, ſo läßt ſich dieſe Tat⸗ 
ſache wohl darauf zurückzuführen, daß die amtlichen Zahlen ins⸗ 
beſondere durch die hohen Milchausgaben (für das einundeinhalb⸗ 
jährige Kind (28 1 in vier Wochen), durch eine verhältnismäßig 
große Brotmenge und durch verhältnismäßig hohe Ausgaben für 
Brotaufſtrich (Marmelade, Kunſthonig, Apfel) belaſtet werden. 

Sieht man von der abſoluten Höhe der Nahrungsteuerungs⸗ 
ziffern ab, die für unſer Problem nicht entſcheidend iſt, und be⸗ 
trachtet lediglich die Bewegung der Ziffern von Monat zu Monat, 
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ſo ergeben ſich eine Reihe bemerkenswerter Unterſchiede. Die fol⸗ 
gende Überſicht gibt die Bewegung der Ziffern ſeit Juli 1920 wieder, 
1 wobei die Ernährungskoſten im Juli 1920 gleich 100 geſetzt ſind. 


3 — 


Bewegung der Ernährungskoſten einer fünfköpfigen Berliner Familie 
von Juli 1920 bis Juli 1921 


Monate Jahr Statt Silbergleit| Kuczynski Calwer 
li... -.... 1920 100 100 100 100 
auff 1920 87,45 94,93 97,30 100,34 
September 1920 87,03 96,06 90,52 96,24 

I b 1920 97,03 104,30 100,44 109,47 
November 1920 95,85 105,55 99,69 110,45 
Dezember 1920 104,58 112,58 105,81 133,47 

1 Dia 1921 101,80 112,79 102,09 139,50 
rar 1921 95,93 107,68 97,98 129,99 
ler, .... 1921 95,45 104,89 95,08 137,55 
eee 1921 93,08 101,66 88,63 135,04 
Ae 1921 89,99 101,65 89,31 138,12 
J Sn 1921 90,57 103,85 103,05 136,47 

} a er 1921 104,35 107,93 110,20 | 135,70 


Stellt man dem Juli 1920 den Juli 1921 gegenüber, jo ift 
bei Calwer die Ziffer ſtark geſtiegen, nämlich von 100 auf 135,70; 
bei der amtlichen Statiſtik iſt die Ziffer nur wenig geſtiegen, und 
zwar von 100 auf 104,35. Bei Silbergleit und Kuczynski liegt der 
Juli 1921 gleichfalls über dem Juli 1920: Silbergleit 107,93, 
Kuczynski 110,20. 

179 Setzt man den Durchſchnitt der Ziffern vom Juli 1920 bis 
zum Januar 1921 gleich 100, jo ergibt ſich folgendes Bild: 


b 1 i Ernährungskoſten einer fünfköpfigen Berliner Familie 


— — — —— 


% Monate en Silbergleit Kuczynski Calwer 


19 Juli 1920 bis Januar 1921 | 
ı Se Durchſchnitt 784,47 670,47 633,22 1514,02 


Durchſchnitt Juli⸗Januar 100 100 100 100 
Februar 19214. 9967 103,80 98,57 115,26 
I 99,17 101,11 95,64 121,97 
ng 96,70 98.00 89,16 119,74 
iF 93,50 97,98 89,85 122,47 
I 94,10 100,10 103,66 121,05 
VO. 10841 | 104,08 | 110,86 | 120,32 


( | e 
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Die geringe Übereinſtimmung in der Bewegung der Ziffern geht 
auch aus dieſer Überſicht hervor. Calwers Ziffer geht ſtark nach 
oben; die Ziffer der amtlichen Statiſtik geht nach unten; Silbergleits 
Ziffer pendelt um 100; Kuczynskis Ziffer geht bis zum Mai ähnlich 
der amtlichen Ziffer nach unten, ſteigt aber dann ſtark, die amtliche 
Zimmer ſteigt vom Juni bis zum Juli ſtark. 

In der nächſten Überſicht iſt ſchließlich der Januar 1921 gleich 
100 geſetzt; die folgenden Monate ſind danach umgerechnet. 


Ernährungskoſten einer fünfköpfigen Berliner Familie 


Monate Statiſtt Silbergleit Radu Calwer | 

Januar 19211. 100 100 10 100 
Februar 1911 94,24 95,47 95,98 93,18 
März 1921 93,76 92,99 93,12 98,60 
April 19111111 91,43 90,13 86,82 96,80 

ai 1921 88,40 90,12 0⁴ 
Juni 19212424 88,96 92,08 100,93 97,82 
Juli 1921 102,50 95,69 107,95 97,27 


Bei dieſer Überſicht, die lediglich die Verhältniſſe des Jahres 
1921 unterſucht, finden ſich nicht mehr die ſtarken Unterſchiede in 
der Bewegung der Ziffern. Das dauernde Steigen der Calwerſchen 
Ziffer, das in den vorigen Überſichten zutage trat, hing im weſent⸗ 
lichen damit zuſammen, daß er bei ſeiner Berechnung grundſätzlich 
die amtlichen Preiſe, niemals die hohen, aber wirklich gezahlten 
Schleichhandelspreiſe einſetzte. Mit dem zunehmenden Abbau der 
Zwangswirtſchaft traten nun bei Calwer an Stelle der bisher allein 
als maßgebend angenommenen niedrigen amtlichen Höchſtpreiſe die 
weſentlich höheren Preiſe des freien Handels. Seine Teuerungs⸗ 
ziffer mußte daher im Jahre 1920 dauernd ſteigen. | 

Was die Bewegung der Berliner Teuerungsziffern im Jahre 
1921 anlangt, ſo läuft die amtliche Ziffer mit der Ziffer Silber⸗ 
gleits und Kuczynskis bis zum Mai ziemlich gleich. Vom Mai zum 
Juni ſetzt bei der amtlichen Ziffer eine ſchwache Steigerung ein, die 
bei Silbergleit ſtärker iſt und bei Kuczynski ſo ſtark, daß ſie den 
Stand vom Januar überholt. Vom Juni bis Juli ſteigt die amt⸗ 
liche Ziffer ſtark, ſie ſteht über dem Januar; Silbergleits Ziffer 
iſt immer noch unter dem Januar; Kuczynskis Ziffer ſteht mit 
107,95 am höchſten. Bei Calwer tritt vom Mai zum Juni und vom 
Juni zum Juli merkwürdigerweiſe eine Senkung ein. Bemerkens⸗ 
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wert iſt bei Calwer jedoch, daß ſeine für die „kleine Ration“ be⸗ 


rechnete Indexziffer ebenſo wie die drei anderen Indexziffern vom 
Mai zum Juni und zum Juli ſteigt, und zwar in ſtarkem Ausmaß. 

Verſucht man ſich ein Urteil über die zukünftige Bedeutung und 
Bewährung der amtlichen Teuerungsziffern zu bilden, ſoweit ſie ſich 
auf die Ernährungskoſten erſtrecken, ſo wird es nach den bis⸗ 
herigen Ausführungen dahin gehen, daß dieſe Teuerungsziffern mit 
dem zunehmenden Abbau der Zwangswirtſchaft ihre beiden Funk⸗ 
tionen beſſer als bisher erfüllen werden. Je mehr die doppelte. 
Rechnung (Ration mal amtlichem Höchſtpreis + Reſtmenge mal 
Schleichhandels⸗ oder Handelspreis) verſchwindet, je einfacher die 
Rechnung wird, je mehr ſich die ganze Berechnung dem ſtarren 
Syſtem nähert, deſto brauchbarer werden die Ziffern werden. Die 
Ziffern dagegen, welche das Ernährungsminimum, alſo die Mindeſt⸗ 
einkaufskoſten der unbedingt notwendigen Nahrungsmittel (nicht 
etwa die Zubereitungskoſten), zur Darſtellung bringen wollen, werden 
aller Wahrſcheinlichkeit nach in Zukunft noch mehr umſtritten werden 
als bisher. Es ſcheint, als ob immer mehr Gemeinden dazu über⸗ 
gehen werden, nicht nur Ernährungsminima, ſondern Exiſtenzminima 


ſchlechtweg zu berechnen. Damit wird zugleich auch immer ein Kampf 


um die einzuſetzenden Arten und Mengengrößen der herangezogenen 
Lebensnotwendigkeiten entſtehen, ein Kampf, bei dem vor allem der 
ſozialpolitiſche Standpunkt der Kämpfenden die entſcheidende Rolle 


ſpielen wird. 


Es wurde bereits angedeutet, daß auch die amtliche Statistik i 


von vornherein beſtrebt war, neben der Ernährung auch die 


Wohnungsmiete und die Koſten für Heizung und Beleuch⸗ 


tung in die Teuerungsziffer einzubeziehen. Zur Befriedigung des 
Wohnbedürfniſſes der fünfköpfigen Normalfamilie wird eine Woh⸗ = 
nung von zwei Zimmern und Küche eingeſetzt, für die jeweils der 
Mietpreis anzugeben iſt. | 


verhältniſſen einer jeden Gemeinde die Preiſe für 


Für die Heizung ſind je nach der Lage und den Baus. i 


3 9 Steinkohlen oder 
Braunkohlen 
Braunkohlenbriketts oder 
Gaskoks 
Torf N 
Brennholz 


| 40 cbm Kochgas in Anſatz zu. bringen. Br 
Schmollers Jahrbuch XIV 3. 10 


* 


nun u 
* N u 
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Für die, Beleuchtung find in ähnlicher er die are für 
15 ebm Leuchtgas oder 
5 Kilowattſtunden Elektrizität oder 
7 Liter Petroleum einzuſetzen. 

Kuczynski, der ſeine Berechnungen, wie bereits erwähnt, für 
Alleinſtehende und für Familien bis zu vier Köpfen durchführt, ſetzt 
als Wohnungsausgaben für Großberlin den Mietpreis einer Wohnung 
von Stube und Küche ein; er betont allerdings, daß für Familien 
von fünf und mehr Perſonen eine Wohnung von zwei Stuben und 
Küche als „Exiſtenzminimum“ zugrunde gelegt werden müſſe. Die 
Sätze für Heizung und Beleuchtung ſind bei Kuczynski etwas höher 
als bei der amtlichen Statiſtik. Er rechnet für Alleinſtehende und 
für Familien auf vier Wochen etwa vier Zentner Kohlen oder Bri⸗ 
ketts der jeweils billigſten Art und etwa 24 cbm Gas für Be⸗ 
leuchtung. N 
In der nachfolgenden überſicht iſt zunächſt die Berliner N 

ziffer der amtlichen Statiſtik, wie ſie ſich für die fünfköpfige 
Familie ergibt, in Gliederung nach den drei Ausgabegruppen (Er⸗ 
nährung, Wohnung, Heizung und Beleuchtung) mitgeteilt: Ä 


Ernährung Wohnung geigun N Zufammen 


Monate Jahr 


Grund Be- Grund- Be Grund- Be⸗ Grund⸗ Be⸗ 

zahlen wegung zahlen wegung zahlen wegung] zahlen wegung 
Juli. 1920 815,03 | 100 42.— 100 | 69,30 100 26,33 100 
Auguſt. . 1920 712,78 87,45 | 42,— 100 | 68,60 88,99 823,38 88,87 


September . 11920 709,29 87,03 42,.— 100 68,60 | 98,99 819, 51 
Sktober . 1920 790,86 97,03] 42,.— 100 68,40 98,70 901,46 97,32 
November 1920 781,20 95,85 | 42,.— 100 | 79,55 114,79 902,75 97,45 
Dezember. . 1920 852,39 | 104,58 | 42,— 100 | 69,80 | 100,72 | 964,19 104,09 
Jannar . . 11991 1829,72 | 101,80 | 51,— 121,43] 79,55 | 114,79 960,27 103,66 
Near ar 1921 781,89 | 95,931 51, — 121,430 83,15 | 119,99 916,04 98,89 


00 | 
Ne} 


März 1921| 777.96 | 95,45 | 51,— 121,43] 83,75 120,85 912,71 98, 
April 1991 | 758.62 | 93,08 | 51,— 121,43 87,85. | 126,77] 897.47 | 96.88 
a 1321738, 89,99 | 51,— 121, 90,65 130 81875,11 94,47 
Juni. . 1921 738,16 90,57 51,— 121,43 90,65 130,81 879,81 
Juli. . 1921 850,46 104,35 51,— 121,43 97,70 | 140,98 999,16 107,86 


Danach iſt die Miete vom Juli 1920 zum Juli 1921 um 21,4%, 
die Ausgabe für Heizung und Beleuchtung um 40,9% geſtiegen. 
Da aber die Miete Mitte 1921 nur etwa 7% und die Ausgabe 
für Heizung und Beleuchtung etwa 12% der Nahrungsausgabe 
beträgt, ſo konnten ſie auf die Bewegung der Geſamtausgabe⸗ 
ziffer nur einen geringen Einfluß ausüben: die verhältnismäßige 


— — r dr A . . 


Den un — 
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Nahrungsziffer hat im Juli 1921 den Stand von 104,53, nach der 
Einbeziehung von Miete, Heizung und Beleuchtung erhöht ſich die 
Ziffer auf 107,86. 

Für die vierköpfige Berliner Familie Kuczynskis ergeben ſich 
folgende entſprechende Zahlen: | 


Ernährung | Wohnung — ar Zuſammen 
Monate Jahr: J . v 
Grund. Be Grund- Be⸗ [Grund⸗Be⸗ Grund⸗ Be- 
zahlen wegung] zahlen wegung] zahlen wegung zahlen wegung 
Juli. 1920 940,— 100 36,— 100 88,— 100 664,— 100 
ug 20 524, — 97,04 36,— 100 84,— | 95,45 644, 
September . | 19201492, — | 91,111 36,— | 100 — 616,— | 92,77 


November 1920 |544,— | 100,74 | 36,— | 100 88,.— 100 |668;—| 100,60 
Dezember. 1920 [576,— | 106,67 | 86,— | 100 | 88,.— 100 |700,— | 105,42 
Januar. . |19211556,— |102,96 | 36,— | 100 | 88,.— 100 (680.— 10241 
Februar . . 1921 532,.— 98,52 | 36,— | 100 92,— 104,55 660,— | 99,40 


ärz 1921 516,— 95,56] 36— 100 | 92,.— 104,55 644,.— 96,99 
April 1921 484.— 89,63 36,— 100 92,— 104,55 612,.— | 92,17 
ai 1921 488,.— 90,37 36,— 100 ]100,— 113,64 624,— | 93,98 
Juni. . 1921 568,— 105,19] 36,— 100 100,.— 1183,64 704,— | 106,02 
Juli. . 1921 604,.— 111,85 40,— | 111,11] 100,— | 113,64 |744,— 112,05 


Bei Kuczynski iſt die Miete, die etwa 6% der abr 
gaben ausmacht, vom Juli 1920 bis zum Juni 1921 überhaupt nicht 
geſtiegen, die Ausgabe für Heizung und Beleuchtung, die etwa 
18 % der Nahrungsausgaben beträgt, in geringem Umfang; deshalb 
ſteht die verhältnismäßige Teuerungsziffer (Ernährung, Miete, Heizung 
und Beleuchtung) im Juli 1921 mit 112,05 nur wenig über der 
verhältnismäßigen Nahrungsziffer 111,85. 

Die amtliche Statiſtik hat mit den Ausgaben für Ernährung, 
Miete, Heizung und Beleuchtung den Kreis der von ihr erfaßten 
Lebensnotwendigkeiten abgeſchloſſen. Dieſes Vorgehen wäre metho⸗ 
diſch gerechtfertigt, wenn die Auffaſſung zuträfe, daß die aus 
den Koſten für die genannten Lebensnotwendigkeiten gewonnene Ziffer 
die Preisbewegung ſämtlicher Lebensbedürfniſſe, alſo einſchließlich 
der Bekleidungs⸗ und Reinigungsausgaben, der Ausgaben für Fahr⸗ 
geld, Unterricht, Beiträge, Steuern uſw., wiedergäbe. Wie bereits 
erwähnt, hat Kuczynski in ſein Großberliner Exiſtenzminimum auch 
die Bekleidung und die ſogenannten ſonſtigen Ausgaben mit ein⸗ 
bezogen. Sie ſind in der nachſtehenden Überſicht für die vierköpfige 
Familie wiedergegeben; zur Ergänzung iſt das e 


mit aufgeführt: 
10 * 


3 — — — 12 — 
5 


. 
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Es ſtellt ſich das bedeutſame Ergebnis heraus, daß insbeſondere 
die Ausgaben für die Bekleidung, aber auch die ſonſtigen Ausgaben 


ſeit dem Juli 1920 geſunken ſind: die Bekleidungsausgaben um 


beinahe 20%, die ſonſtigen Ausgaben um beinahe 10 % . Da beide 


Geſamtes 
Betlebng | FGerige | en: 
Monate Jahr minimum 
Grund- Be | Grund: | Be» | Grunde | B 
zahlen wegung] zahlen wegung 
Jun 1920 | 308,— | 100 324,— | 100 1296,— 100° 
Auguſt.. . | 1920 | 280,— | 90,91 | 308,— | 95,06 | 1232,— | 95,06 
September 1920 | 280,— | 90,91 | 300,— | 92,59 | 1196,— | 92,28 
Oktober 1920 | 280,— 90,91 | 316,— | 97,55 | 1272,— | 98,15 
November . . | 1920 | 280,— ! 90,91 | 316,— | 97,53 | 1264,— | 97,53 
Dezember 1920 | 280,— | 90,91 | 328,— | 100,31 | 1308,— 100,93 
Januar 1921 | 280,— | 90,91 | 320,— | 98,77 11280,— 98,77 
Februar 1921 | 280,— | 90,91 | 312,— | 96,30 1252, — | 95,66 
März 1921 [252,.— | 81/82 | 296,— | 91,86 1193,.— 91,98 
April 1921 | 252,— | 81,82 | 260,— | 80,25 | 1124,— | 86,73 
SL DT RE 1921 | 252,— | 81,82 | 264,— | 81, 1140,— | 87,96 
A 1921 | 252,— | 81,82 | 288,— | 88,89 11244,—| 95,99 
Juli.. 1921 | 252,.— | 81,82 | 300,— | 92,59 [1296,—| 100 


Ausgabegruppen beifpielsweife Mitte 1921 beinahe 43% der Auf 


wendungen für das Geſamtexiſtenzminimum (Bekleidung 20%, ſonſtige 
Ausgaben 23) ausmachten, jo muß ihre Einbeziehung auch die 
Geſamtziffer ſtark beeinfluſſen. Während ſich nach Kuczynski das 
aus Ernährung, Wohnung, Heizung und Beleuchtung berechnete 
Minimum bis Juli 1921 auf 112,05 ſtellte, ſofern man den Juli 1920 


gleich 100 ſetzt, ſtellt ſich das unter Einbeziehung aller Ausgabe⸗ 


gruppen berechnete Großberliner Exiſtenzminimum im Juli 1921 


auf 100. Es liegt alſo der Schluß nahe, daß auch die Teuerungs⸗ 
ziffer der amtlichen Statiſtik in ähnlichem Maße reduziert werden 
müßte, um ein zutreffendes Bild von der Bewegung der Geſamt⸗ 


teuerung zu geben. In jedem Fall repräſentiert die amtliche Teuerungs⸗ 
ziffer in ihrer Bewegung von Monat zu Monat nicht die Bewegung 
der Geſamtteuerung. Es ergibt ſich daher für die e S 
die Forderung, die Teuerungsziffer auszubauen. 

5. Kuczynski, der ſich überhaupt um den Ausbau der Teuer 


ſtatiſtik außerordentliche Verdienſte erworben hat, gibt zu, daß ſich 


für die Bekleidung nur ſchwer ein Maßſtab angeben läßt. Man wird 


aber nach ſeiner Auffaſſung der Wahrheit nahekommen, wenn man 
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Schuhwerk, Kleidern und Wäſche beim Mann !/so des Preiſes von 
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einem neuen Anzug und einem Paar neuer Stiefel anſetzt. Bei der 
Frau legt er /, bei einem Kind von 6—10 Jahren / des für 
den Mann errechneten Betrags zugrunde. Dieſe Anſätze erſcheinen 
auf den erſten Blick recht willkürlich. „Wer ſich aber der Mühe 
unterzieht, die geſamte Ausſtattung eines Menſchen aufzuſtellen, die 
Lebensdauer der einzelnen Stücke abzuſchätzen und die Inſtandhaltungs⸗ 
koſten zu berechnen, oder wer auch nur ähnlich detaillierte, von ſach⸗ 
kundiger Seite aufgeſtellte Bedarfsberechnungen prüft, wird, wie der 
Verfaſſer, zu dem Ergebnis kommen, daß unabhängig davon, wie 
hoch die Preiſe im einzelnen angeſetzt ſind, der Geſamtbedarf zu 
den Preiſen eines neuen Anzugs und eines Paars neuer Stiefel 
etwa in dem oben angegebenen Verhältnis ſteht.“ 

Es iſt vielleicht zweckmäßiger, bei der Ermittlung des Bekleidungs⸗ 
aufwandes ſo vorzugehen, wie es Kuczynski bereits angedeutet hat, 
nämlich die geſamte Ausſtattung eines Menſchen aufzuſtellen, dann 
die Lebensdauer der einzelnen Stücke abzuſchätzen und die Inſtand⸗ 
haltungskoſten zu berechnen. Beiſpielsweiſe geht der Bearbeiter der 
öſterreichiſchen Erhebung? über den notwendigen Geſamtaufwand 
einer Wiener Familie ſo vor, daß er einer erwachſenen Perſon alle 
zwei Jahre einen Anzug und einen Mantel, jährlich einen Hut, ein 
Paar Schuhe, zwei Hemden, zwei Unterhoſen, drei Kragen, drei 
Paar Socken, drei Taſchentücher und eine Krawatte zubilligt. Dazu 
kommen bei der Wiener Erhebung noch die Ausgaben für Wäſche⸗ 
reinigen; der Bearbeiter ſetzt dafür wöchentlich den Betrag ein, der 
für das Reinigen zweier Hemden bezahlt wird. Für eine vierköpfige 
Familie wird dann der dreifache Aufwand der erwachſenen Einzel⸗ 
perſon eingeſtellt. 

Bemerkenswerte Vorſchläge insbeſondere über den Bekleidungs⸗ 
bedarf einer vierköpfigen Durchſchnittsfamilie ſind neuerdings für 
Köln nach eingehenden Verhandlungen mit den Gewerkſchaften, dem 
ſtädtiſchen Statiſtiſchen Amt und dem ſtädtiſchen Arbeitsamt gemacht 
worden?: Vorſchläge, die ſich auch auf andere Städte übertragen 
ließen. Es wird hier an Bekleidung vorgeſchlagen: 

Kleidung für den Mann: in zwei Jahren 1 Anzug, in drei Jahren 
1 Mantel, in einem Jahr je 1 Hut, 2 Schlipfe, 2 Kragen, 2 Hemden, 2 Paar 
Strümpfe, 1 Unterhoſe, 1 Unterjacke, 1 Vorhemd, 3 Taſchentücher, 2 Arbeitsanzüge. 


— — 


| 1 Vgl. Kuczynski, Das Exiſtenzminimum und verwandte Fragen, S. 16. 
- ? Vgl. Mitteilungen des Statiſtiſchen Zentralkommiſſion, Jahrg. 1921, 
Nr. 3, S. 13 
8 Vgl. den Aufſatz von A. Haas, Beigeordnetem der Stadt Köln, 
„Der Wochenbedarf einer vierköpfigen 8 „im „Kölner Tageblatt“ vom 
17. Juli 1921. 8 
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Kleidung für die Frau: in zwei Jahren 1 Kleid, in drei Jahren 1 Mantel, 
in einem Jahr je 1 Bluſe, 1 Hut, 2 Schürzen, 2 Paar Strümpfe, 2 Unter⸗ 
hoſen, 2 Hemden, 1 Bettjacke, 1 Unterrock, 1 Leibchen, 3 Taſchentücher. 

Kleidung für einen Jungen von 10 Jahren: in zwei Jahren 1 Mantel, 
1 Unterhoſe, in einem Jahr je 1 Anzug, 1 Hut oder Mütze, 2 Hemden, 2 Paar 
Strümpfe, 3 Taſchentücher. 

Kleidung für ein Mädchen von 6 Jahren: in zwei Jahren 1 Mäntelchen, 
in einem Jahr je 1 Kleidchen, 1 Hut, 2 Schürzen, 2 Hemden, 2 Paar Strümpfe, 
2 Unterhoſen, 1 Unterrock, 1 Leibchen, 2 Taſchentücher. 

Haushaltungswäſche: in einem Jahr 4 Handtücher, 2 Küchenhandtücher, 
1 Bettuch (Biber), 2 Kiſſenbezüge, in drei Jahren 1 Decke, in zwei Jahren 
1 Überzug. Nähgarn, Strickwolle zum Strümpfeſtopfen ufw. 3 Mk. 

Schuhzeug: je 1 Paar in einem Jahr für Mann, Frau, Jungen, Mädchen; 
Schuhreparaturen: alle 4 Monate je 1 Paar Sohlen mit Flecken (Innungspreis) 
für Mann, Frau, Jungen, Mädchen. Kleine Reparaturen ſollen damit gedeckt 
fein. Schnürriemen 4mal 6 Paar gleich 24 Mk. 


Für die amtliche Teuerungsſtatiſtik, welche vor allem auch die 
Unterlagen für zwiſchenörtliche Vergleiche liefern ſoll, ſpielt die Frage 
der Qualität der einzelnen Bekleidungsgegenſtände eine große Rolle. 
Man wollte zunächſt beſtimmte Typen von Bekleidungsſtücken auf⸗ 
ſtellen, für die dann die Preiſe in jeder Stadt eingeſetzt werden 
ſollten. Eine derartige Feſtlegung von, Typen für den Anzug, das 
Hemd, die Strümpfe uſw. wäre aber nur unter Berückſichtigung der 
techniſchen Zuſammenſetzung, wie Garnſtärke, Gehalt an Baum⸗ 
wolle uſw., möglich. Man glaubte, derartige Feſtſtellungen den er⸗ 
hebenden Stellen und den Kleinhändlern nicht zumuten zu können. 
Man will vielmehr für jede Stadt die marktgängige Qualität eines 
jeden der einbezogenen Bekleidungsſtücke ermitteln und für dieſe 
Qualität den häufigſten Preis einholen. 

Iſt dieſes Problem gelöſt, ſo iſt die Frage, ob man beiſpiels⸗ 
weiſe einer erwachſenen Perſon jedes zweite oder jedes dritte oder 
jedes Jahr einen Anzug, einen Mantel uſw. zubilligt, für die Zwecke 
der amtlichen Statiſtik von untergeordneter Bedeutung; ſie muß nur 
darauf dringen, daß an allen Orten dieſelben Annahmen gemacht 
werden. Sucht man hingegen ein Exiſtenzminimum zu ermitteln, 
ſo werden gerade bei der Ausgabe für die Bekleidung und bei den 
noch zu behandelnden ſonſtigen Ausgaben die verſchiedenen — nicht 
wiſſenſchaftlich, ſondern ſozialpolitiſch orientierten — Gegenſätze hart 
aufeinanderſtoßen. 

Was ſchließlich die ſonſtigen Ausgaben 1 (für Hausrat, Reis 
nigung, Fahrgeld, Steuern, Beiträge uſw.) angeht, ſo macht Kuczynski, 
um dieſe Ausgaben zu decken, auf die bisher behandelten Koſten einen 
Aufſchlag, der ſich früher auf 25%, nach der Durchführung des 
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Steuerabzugs vom Lohn auf 33 / % belief, und der vom April 
1921 ab mit Rückſicht auf die Ermäßigung der Einkommenſteuer 
auf 30% herabgeſetzt iſt. Der bereits erwähnte Wiener Bearbeiter 
ſetzt auch hier beſtimmte Ausgaben ein; er nimmt beiſpielsweiſe für 
eine vierköpfige Familie in vier Wochen die Ausgaben für viermal 
Raſieren, zweimal Haarſchneiden, 3 Stück Seife, 3 Stück Seife für 
MWäſchereinigung, zwölfmal Volksbad, 52 Stück Tagesfahrſcheine, 
30 Exemplare Zeitungen an. 

Der Kölner Vorſchlag ſieht für eine Woche vor: 1 Stück Toilette⸗ 
ſeife, 1 Stück Kernſeife, 1 Paket Waſchpulver, Steuerabzug 20 Mk., 
Kranken⸗ und Invalidenbeitrag 9,80 Mk., Gewerkſchafts⸗ und Partei⸗ 
beitrag, Zeitung 6 Mk., Wichſe, Sidol, Schmirgel, Aufnehmer 4 Mk. 

Bei den ſonſtigen Ausgaben wird wiederum derjenige, der ein 
Exiſtenzminimum aufzuſtellen ſucht, auf ſcharfe Kämpfe gefaßt ſein 
müſſen, bei denen ähnlich wie bei den Kämpfen um die Bekleidung 
wiſſenſchaftliche Erkenntnis keine Klärung zu bieten vermag. 

Die amtliche Statiſtik wird alſo unbedingt danach trachten 
müſſen, in Kürze die Bekleidungsausgaben und die ſonſtigen Aus⸗ 
gaben in ihre Teuerungsziffer einzubeziehen. Gerade in den kom⸗ 
menden Monaten wird vorausſichtlich die amtliche Teuerungsziffer 
wiederum erheblich ſteigen, da die Brot⸗ und Mehlpreiſe, die Milch⸗ 
und Butterpreiſe, die Kohlenpreiſe und die Mieten ſtark anziehen 
werden. Aller Wahrſcheinlichkeit nach werden jedoch die Preiſe der⸗ 
jenigen Lebensnotwendigkeiten, welche die amtliche Statiſtik in ihre 
Teuerungsziffer bisher nicht einbezieht, nicht oder nicht in dem Um⸗ 
fang ſteigen wie die Ausgaben für Ernährung, Miete, Heizung und 
Beleuchtung. Mit anderen Worten: die Bewegung der Teuerungs⸗ 
ziffer wird anders verlaufen, je nachdem man die Bekleidungs⸗ und 
ſonſtigen Ausgaben einbezieht oder nicht. Aber auch die zwiſchen⸗ 
örtlichen Vergleiche werden durch die Nichtberückſichtigung dieſer 
beiden Ausgabepoſten getrübt. Nicht mit Unrecht haben bei den 
Beratungen über die neue Ortsklaſſeneinteilung zum Beamten⸗ 
beſoldungsgeſetz die Vertreter der kleineren Gemeinden hervorgehoben, 
daß dort die Preiſe der Bekleidungsgegenſtände und eine Anzahl der 
ſonſtigen Ausgaben genau ſo hoch, wenn nicht noch höher ſeien als 
in den großen Städten. Die Einbeziehung dieſer Preiſe und Aus⸗ 
gaben in die amtliche Teuerungsziffer würde alſo die Unterſchiede in 
der Höhe der Teuerungsziffer zwiſchen den großen und den kleineren 
Städten nicht ſo erheblich erſcheinen laſſen, als ſie bisher zutage traten. 
AJ ſt die amtliche Teuerungsziffer auf dieſe Weiſe verbeſſert und 
berichtigt worden, ſo iſt jedoch nach wie vor im Auge zu behalten, 
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daß fie eben nur eine Rechengröße, eine Fiktion darſtellt, geeignet, um 
die beiden oft gekennzeichneten Funktionen zu erfüllen. Dieſer fiktive 
Charakter der Teuerungsziffer iſt immer wieder von neuem hervor⸗ 
zuheben, zumal die bisherige literariſche und ſonſtige Behandlung 
der Ziffer mit aller Deutlichkeit gezeigt hat, daß eine außerordentlich 
ſtarke Tendenz beſteht, die Fiktion als Forderung anzuſehen. Daß 
alſo beiſpielsweiſe die Arbeiterſchaft, die um Lohnſätze eines Tarif⸗ 
vertrags ringt, die Teuerungsziffer auch als Ausdruck des Exiſtenz⸗ 
minimums anzuſehen geneigt iſt. | 

Daneben haben allerdings die Behörden, insbeſondere das 
Reichsarbeitsminiſterium, die Probleme, die ſich um das Exiſtenz⸗ 
minimum gruppieren, mit Nachdruck zu verfolgen. All die zahl⸗ 
reichen Berechnungen, die jetzt hinſichtlich der Bewegung, insbeſondere 
des Rückganges des Reallohns in einzelnen Ländern oder bei einzelnen 
Arbeitergruppen, aufgemacht werden, mögen oft rechneriſch richtig 
ſein!; fie find jedoch in der Regel unvollſtändig und für die Ge⸗ 
ſamtbeurteilung irreführend. Sie bedürfen mit Notwendigkeit der 
Ergänzung durch die Heranziehung von Berechnungen über das 
Exiſtenzminimum. Es iſt beiſpielsweiſe möglich, daß ſich für die 
Arbeiterſchaft eines Landes (etwa der Vereinigten Staaten von 
Amerika oder Englands) oder für eine einzelne Gruppe der Arbeiter⸗ 
ſchaft eines Landes, die am Ausgangspunkt des Beobachtungszeitraums 


erheblich über dem Exiſtenzminimum ſtand, am Ende dieſes Zeit⸗ 


raums ein ſtarker Rückgang des „Reallohns“ ergeben hat. Dieſe 
Arbeiterſchicht oder Arbeitergruppe kann aber tatſächlich immer noch 
„beſſer daran ſein“ als eine andere Schicht oder Gruppe, die 
während des Beobachtungszeitraums eine nur leichte oder überhaupt 
keine Senkung des Reallohns zu verzeichnen hatte; wenn nämlich 
dieſe zweite Schicht oder Gruppe zu Beginn des Zeitraums mit 
ihrem Verdienſt bereits in der Nähe des Exiſtenzminimums ſtand. 
Daß allerdings die Probleme jedes irgendwie gearteten Exiſtenz⸗ 
minimums letzten Endes nicht mehr wiſſenſchaftlich diskutierbar ſind, 
ſondern in das Gebiet ſozialpolitiſcher Auffaſſungen über das „ſozial 
Notwendige hinabreichen, war einer der Hauptgedanken dieſer Arbeit. 


u 1 Sie ſind häufig auch rechneriſc nicht richtig, wenn etwa die erſte in die 
Reallohnberechnung eingehende Teuerungsziffer, wie es bei der engliſchen Index⸗ 
ziffer der Labour Gazette gezeigt worden iſt, die unverhältnismäßig reichlich 
beſetzte Lebenshaltung der Vorkriegszeit als Baſis nimmt und grundſätzlich alle 
Ausgaben einbezieht und die Teuerungsziffer der zweiten Berechnung die ſchmale 
Lebenshaltung der Nachkriegszeit, wie es bei der deutſchen Ziffer dargelegt worden 
iſt, als Baſis nimmt und nur einen Teil der Ausgaben umfaßt. 
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Einleitung 


BT vorliegender Studie führte mich die Beſchäftigung mit der See⸗ 
handelsgeſchichte Chinas. Auf dieſem Gebiete ſind, anfangend 
mit der Studie Groeneveldts! bis zu dem neueſten Werk des 
hervorragenden deutſchen Forſchers Friedrich Hirth?, ſchon eine 
Reihe von Arbeiten, beſonders für die weiter zurückliegende Ver⸗ 
gangenheit, vorhanden. Die Behandlung der Schiffahrtsgeſchichte in 
älterer Zeit erheiſcht eine umfangreiche Beleſenheit in der hiſtoriſchen 
und geographiſchen Literatur Chinas. Dagegen ſind die Quellen 
der neueren Zeit, in denen ſchon chineſiſcherſeits geſammeltes Material 
zu dieſem Thema geboten wird, leichter zu bearbeiten, aber trotzdem 
bisher unberückſichtigt geblieben. Liegt doch noch nicht einmal eine 
zuſammenhängende Bearbeitung der chineſiſchen Seegeſetzgebung vor, 
die im Ta Ch'ing lü⸗li, den Strafgeſetzen und Verordnungen der 


1 W. P. Groeneveldt, Notes on the Malay archipelago and Malacca, 
in Verhandelingen van het Bataviaasch Genootschap van Kunsten en 
Wetenschappen, vol. XXXIX, Bätavia 1880; auch in Miscellaneous Papers 
relating to Indo-China and 5 Indian Archipelago, 2nd ser, vol. I. 
London 1887. 

2 F. Hirth und W. W. Bi Shan Ju⸗kua: His Work on the 
Chinese and Arab Trade in the twelfth and thirteenth Centuries, entitled 
Chu-fan-chi. St. Petersburg 1911. 
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großen Ch'ing⸗Dynaſtie, einen breiten Raum einnimmt! Auch die 
für dieſe Arbeit benutzten Sammlungen amtlicher Verordnungen über 
die Reistransporte der chineſiſchen Regierung, die im letzten Jahr⸗ 
hundert teilweiſe über See ausgeführt wurden, bieten manch ſchätz⸗ 
baren Einblick in die Verhältniſſe chineſiſcher Küſtenſchiffahrt. 

In erſter Linie wurde das Material den Ta Ch'ing hui⸗tien⸗ 
ſhih⸗li, „Adminiſtrativen Verordnungen zu den ſämtlichen Statuten 
der großen Ch'ing⸗Dynaſtie“, entnommen, die in den Kapiteln 210 
bis 213 die wichtigſten Verordnungen des Seetransportweſens ent⸗ 
halten. Das Werk wurde in dem 1908/9 von der Shang⸗wu⸗ 
Druckerei herausgegebenen photolithographiſchen Nachdruck benutzt. 
Für die Regierungszeiten der Kaiſer Wen⸗tſung (1851 —61) und 
Mu⸗tſung (1862 —74) konnten deren Sheng⸗hſün, „Kaiſerliche Be⸗ 
lehrungen“, hochwichtige Sammlungen von amtlichen Dekreten über 
Hauptgegenſtände der Regierungsſorge, mit eingeſehen und ergänzend 
benutzt werden, da ſie beſondere Abſchnitte über das Seetransport⸗ 
weſen enthalten. Beide Werke lagen mir in der Palaſtausgabe vor. 
Die 1899 unter dem Titel Hſiang⸗chu Jih⸗chih⸗lu chi⸗ſhih, „Das 
„Buch des täglichen Wiſſens“, eingehend erläutert nebſt geſammelten 
Interpretationen“, erfolgte Neuausgabe des Werkes Ku⸗Chiang's 
bringt zu dem Artikel „Seetransport“ im Kap. 29, S. 12 b—13 a 
eine Reihe von Aufſätzen von Hſieh Chan⸗wang, Shih Hen⸗ſhi, 
Yüan Ko⸗pu, T'ao Chu und dem Kommentator der Neuausgabe, 
Huang Ju⸗ch'eng, die, mit Ausnahme des letzten, in den zwanziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts über das damals aktuelle Thema 
der Einführung der Seetransporte ſchrieben. Die wertvollſte und 
von Sachkenntnis zeugende Abhandlung darunter iſt die Hſieh Chan⸗ 
wang's, den das 1834 datierte Autorenverzeichnis der Vorrede 
lakoniſch als Ningpoer bezeichnet. Auch der Aufſatz T'ao Chu's 
wurde verwandt. Die übrigen boten nichts von Wert zur Kenntnis 
des Seetransportweſens im letzten Jahrhundert. Von den Ta Ch'ing 
hui⸗tien, „Sämtlichen Statuten der großen Ch'ing⸗Dynaſtie“, wurde 
die Palaſtausgabe von 1899 benutzt. 

Flur die Hinweiſe auf die chineſiſchen Quellen dieſer Arbeit, für 
die ſtete Unterſtützung mit Rat und Tat bin ich Herrn Geheimrat 
Dr. de Groot, meinem verehrten Lehrer, zu größtem Danke ver⸗ 


pflichtet. | 
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Geſchichtliches 

Die Reistransporte für die Regierung der Mandſchu⸗Dynaſtie 
gingen bis zum Jahre 1825 ausſchließlich auf dem Kaiſerkanal vor 
ſich. In dieſem Jahre aber wurde zum erſtenmal für die beiden 
Provinzen Chiang⸗ſu und Cheé⸗chiang der Transport über See an⸗ 
geordnet. Wohl enthält die 1725 abgeſchloſſene große Enzyklopädie 
T'u⸗ſhu⸗chi⸗ch'eng eine Seeroute für die Reistransporte der Regierung, 
doch iſt ſie unter den Mandſchu nicht benutzt worden, ſolange das 
Syſtem des Kaiſerkanals von einer ſtarken Regierung in Ordnung 
gehalten wurde. Das Sinken der politiſchen Gewalt im 19. Jahr: 
hundert äußert ſich zuerſt in dem Verfall der Regulierung der großen 
Waſſerſtraßen, die Überſchwemmungen des Huang⸗ho kehren faſt 
regelmäßig wieder . Einen Überblick über dieſe Lage und die Richt⸗ 
linien für die Neuorganiſation des Seetransportweſens gibt das 
große Edikt von 1825, womit der erſte Schritt in dieſer Angelegen⸗ 
heit getan wird: 


Kaiſerliche Verordnung. 

„Im vorigen Jahr zeigten die Dämme des Kao (= Kao⸗yu⸗ 
See in Chiang⸗ſu) in Chiang⸗nan gefüllte Mündungen, der Ch'ing⸗ 
Fluß ergoß ſich weithin über das Land in übergroßem Maße. In 
dem ganzen Strich von Kao ( Kao⸗yu⸗chou) und Pao ( Pao⸗ 
hing⸗hſien) bis Ch'ing⸗chiang⸗p'u iſt der Kanalweg von Abſchnitt zu 


Abbſchnitt verflacht und gefährlich, ſo daß die Transportſchiffe bei den 


mehrfachen Transporten dieſes Jahres ernſtlich Hinderniſſe und 


Schwierigkeiten haben. 


Lu wiederholten Malen iſt bereits Verordnung ergangen, daß 
der kaiſerliche Kommiſſar, Präſident Wen⸗Fu, mit dem General⸗ 
gouverneur der beiden Chiang⸗ Provinzen und den Miniſtern des 
Kanaltransportweſens in zuverläſſiger Weiſe über die zu ergreifenden 
Maßnahmen Beratungen abhalte. Man iſt dort der Meinung, daß 
in der ganzen Zeit, bis der Ch'ing⸗Fluß in feinem urſprünglichen 
Bett fließe, ſchwerlich an ein Verlaufen der Überſchwemmung zu 
denken ſei. Da aber die neuerlichen Transporte im Augenblick 
herannahten und es nicht angängig ſei, noch länger zu warten, 
erſuche man in aller Ehrerbietung, die Transporte auf den Huang⸗ 


1 Vgl. Gandar, Le canal imperial (Variétés sinologiques, No. 4.) 


Shanghai 1894, S. 40. 
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ho zu verlegen und vorerſt aushilfsweiſe auf dieſem Waſſerwege zu 
ſenden. 

„Dies aber kann beſtimmt nicht ein den Verhältniſſen an⸗ 
gemeſſener Plan ſein. Wenn auch die Bauten von Wehren und 
Deichen vervollſtändigt ſind, die den Fluß wie mit Zangen halten 
und eine Überſchwemmung verhindern, ſo daß Überflutungen ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht zu befürchten ſind, ſo führt doch der Gelbe Fluß 


Sand in ſeinem Laufe mit, der es hernach ſicherlich zur Bildung 


von kleinen Inſeln und Untiefen kommen läßt, ſo daß, wenn er jetzt 
porerft zur Aushilfe bei den Transporten dient, mit der Zeit zahl⸗ 
reiche, ſchwere, verderbliche Unglücksfälle befürchtet werden müſſen. 
Es iſt durchaus kein guter Plan. 

Hals früher von Seetransporten die Rede war, empfingen wir 
nacheinander Ratſchläge von Miniſtern und Beamten. Die einen 
ſagten, man könne es wohl verſuchen, die anderen meinten, es ſei 
abſolut unausführbar. Bisher wurde auch kein beſtimmter Plan 
gefaßt. | 

„Wir ſind nun folgender Anſicht: Die Bezirke Su⸗chou, Sung⸗ 
chiang, Ch'ang⸗ chou, Chen⸗chiang in Chiang⸗ſu und die Bezirke 
Hang⸗chou, Chia⸗hſing, Hu⸗chou in Che⸗chiang liegen mit ihren 
Unterbezirken an der Küſte längs des Ozeans. Handelsſchiffe laden 
Güter und ſegeln nach der Nordſee, um in den Häfen und an den 
Küſten von Shan⸗tung, Chil⸗li und Feng⸗t'ien ihre Ladung zu 
löſchen und zu verkaufen. Das ganze Jahr hindurch benutzen ſie 
den Wind und treten ihre Reiſen an, alle Schiffe verkehren zu ver⸗ 
ſchiedenen Malen. Angeſichts einer ſolchen Sachlage iſt die Unaus⸗ 
führbarkeit der Seetransporte durchaus noch nicht erwieſen. 

„Wir ſind willens, daß der in den betreffenden Bezirken und ihren 
Unterteilen abzuliefernde Transportreis wie gewöhnlich erhoben und 
abgegeben werde, daß aber in veränderter Weiſe Sandſchiffe (das 
iſt ein beſonderer Typus chineſiſcher Küſtenfahrzeuge) gechartert und 
überall aufgerufen werden, um unterſchiedlich eine Ladung (Reis) 
zu übernehmen und zu transportieren. Den Steuerleuten und 
Matroſen wird ſtrenger Befehl gegeben, auf das vorſichtigſte die 
Überfahrt auszuführen. Sie ſind reiflich erfahren in der Natur der 
See und können ſicherlich den Pfad der Gefahr betreten wie die 
Fremden. Was ſchließlich Beſorgniſſe vor Sturm und Seegang, 
Räuber⸗ und Piratenunweſen angeht, ſo braucht man durchaus keine 
Furcht zu hegen. Aber die Angelegenheit muß begonnen werden, 
und ihre Ausführung iſt nicht leicht. Trotzdem darf man nicht die 
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Schwierigkeiten fürchten oder daſitzen, zuſchauen und in gleichgültiger 
Weiſe kein Intereſſe daran nehmen. | 

„Wir befehlen, daß Wei Yüan⸗yü, Yen Chien, Chang Shih⸗ 
ch''ng und Huang Ming⸗chieh über die Verhältniſſe in den ihnen 
unterſtehenden Amtsbezirken ſich umfaſſende Auskünfte verſchaffen 
und ſich eingehend informieren, um für die geſamte Angelegenheit 
Pläne zu entwerfen. Sie werden mit der größten Sorgfalt beraten 
und Beſchlüſſe faſſen und nicht mit Plänen für die Ausführung zurück⸗ 
halten. Beſonders werden ſie ſich bemühen, folgende Fragen reif⸗ 
lichſt zu erwägen: 

Wie ſollen die Zuſchüſſe an die Sandſchiffe beſchaffen fein? 

Wie iſt es einzurichten, daß die Kanalſchiffer (Bannerleute) 
nicht in Not und Elend geraten? 

Wie iſt der nötige Schiffsraum zu chartern? 

Entſtehen für die Bevölkerung etwa Laſten oder nicht? 

Ferner etwa: 

Iſt es immer nötig, auf die Schiffe Beamte abzuordnen, um 
entſprechende vorſorgliche Maßnahmen zu treffen und eine es. 
heitskontrolle auszuüben? 

Von welchen Flußetappen aus ſoll in den betreffenden Unter- 
bezirken die Übergabe zum Transport und die Verſchiffung vor 
ſich gehen? j 

Wo ſollen die Schiffe bei der Ankunft im Norden ankern, um 
in bequemer Weiſe das Löſchen und den Transport nach Dung⸗ 
chou zu ermöglichen? 

Gemäß den tatſächlichen Verhältniſſen wird man uns darüber 
Bericht erſtatten und, wenn wir die Entſcheidung getroffen haben, 
an die Ausführung gehen 5% 

Nachdem im Frühjahr ER Sommer 1826 dieſer Transport 
zur Ausführung gekommen war, hat man doch, ſoweit aus den 
Dokumenten erſichtlich, erſt 1848 wieder in großem Maßſtabe Reis 
über See transportiert. Aller Wahrſcheinlichkeit nach ſind auch da⸗ 
mals Über chwemmungen im Kanalgebiet die Urſache dazu geweſen! 

Ich zitiere im folgenden aus einer Verordnung von 1846, die 
eingangs feſtſtellt, daß ſeit den letzten Jahren die Steuern mit immer 
größerem Fehlbetrage einkommen; ſo hätten für das Jahr 1846 
mehr als 50 Kreiſe um an nachgeſucht. Die Verordnung 
fährt dann fort: | | 


1 gl. die Tabelle der Hochwaſſer bei Bandar, S. 4/42 
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„Deshalb denken wir an die Seetransportbeſtimmungen, für 
deren Ausführung aus dem Jahre 1826 ein Präzedenzfall vorliegt. 
Da gerade jetzt die Zeit iſt, um Ordnung in den Transportangelegen⸗ 
heiten zu ſchaffen und die Koſten für die Flotten (von Transport⸗ 
ſchiffen) zu bereinigen, befehlen wir, daß die betreffenden General⸗ 
gouverneure und Gouverneure für die geſamte Angelegenheit Pläne 
entwerfen, womöglich in Anlehnung an die früheren Beſtimmungen 
in zuverläſſiger Weiſe durchgreifen und ſofort die tatſächlichen Quanti⸗ 
täten an Transportreis durchgängig feſtſtellen, damit alljährlich etwa 
einige Zehntel in veränderter Weiſe zum Transport über See be⸗ 
ſtimmt werden. Im Jahre 1848 wird damit N „Die Trans⸗ 
portkoſten können auf dieſe Weile gemäßigt werden. 

Seit 1850 beginnt regelmäßiger Seetransport von Shanghai 
nach Tientſin; die große Stromverlegung des Huang⸗ho und die 
T'ai⸗p'ing⸗Rebellion find die wahren Urſachen dazu geweſen, obwohl 
in den kaiſerlichen Verordnungen, die ſtets nur Schnelligkeit und 
Sparſamkeit des Seetransportes als Gründe anführen, eine deut⸗ 
liche Anſpielung auf dieſe Ereigniſſe vermieden wird. Immerhin 
bleibt es eigenartig, daß für die Reismaſſen aus Chiang⸗ſu und 
Cheè⸗chiang, den reichſten Getreideprovinzen Chinas mit ihren aus⸗ 
gezeichneten Flußverbindungen zu den Häfen der Yangtſü⸗Mündung, 
nicht früher ſchon der ſchnellere und billigere Seeweg gewählt wurde. 
Erſt die beiden erwähnten gewaltigen Revolutionen * den See⸗ 
transport dauernd einführen. 


Organiſation der Seetransporte 


a) Regierung und Handelsſchiffahrt 


Im Gegenſatz zu dem Transport auf dem großen Kanal, wo 
jede Provinz zu Neubau, Reparatur und Unterhaltung von Trans⸗ 
portſchiffen verpflichtet war!, ſah ſich die Regierung beim Transport 
über See gänzlich auf die Hilfe der freien Handelsſchiffahrt an⸗ 
gewieſen und mußte deshalb auf deren Exiſtenzbedingungen, die 
wirtſchaftlicher und klimatiſcher Natur waren, Rückſicht nehmen. 

Der benötigte Schiffsraum war immer recht erheblich. Aus 
den in Regierungsverordnungen gegebenen Daten laſſen ſich folgende 


| 1 Dem Ta Ch'ing hui⸗ tien zufolge beträgt der urſprüngliche Beſtand an 
Transportſchiffen, auf die einzelnen Provinzen und Bezirke verteilt, 10 170 Fahr⸗ 
zeuge, wovon jährlich ein Zehntel neu gebaut wird. Jede Provinz zahlt ge⸗ 
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Reisquantitäten, die durch einheimiſche Segelſchiffe von Shanghai 
nach ne befördert wurden, feſtellen: 


1 %ͤ· 0: re 1633000 Pikul 
„ an 1090000 = 

1 1257 ee u ee 72000 = 
1892 4.5 0.0 8 ER 1444907 ⸗ 
188939 s 805 400 
1894: 2:2 8 55 325 
1889 2: ee 500000 = 
1864 83 120 200 

18 = 23.2 220% 700000 = 


Sollte der für dieſe, oſtaſiatiſchen Verhältniſſen nach, beträcht⸗ 
lichen Transportmaſſen benötigte Schiffsraum dem Küſtenverkehr 
entzogen werden, ſo mußte dies zu einer Zeit geſchehen, in der hier⸗ 

durch eine wirtſchaftliche Störung nicht zu befürchten war. 

| Bekanntlich werden — ein bedeutſames Moment in der Handels⸗ 
geſchichte Oſtaſiens — auch die chineſiſchen Gewäſſer von dem Syſtem 
der Monſune beherrſcht, die hier als NW.⸗ und 80.⸗Winde auf: 
treten. Demzufolge iſt noch zu Anfang des vorigen Jahrhunderts 
der Einfluß dieſer klimatiſchen Verhältniſſe in der Hinſicht feſtzu⸗ 
ſtellen, daß die Segelſchiffsflotten im Frühling nach Norden kamen, 
um dann bei Eintritt des NW.⸗Monſuns die Rückreiſe anzutreten. 
Die Fahrt dauerte jedesmal 20 Tage. 

Die natürliche Folge iſt, daß ſich für eine Schiffahrt, die in 
dieſer Weiſe an die Windperiode gebunden iſt, feſte immer geſegelte 


ſtaffelte, jährliche Reparaturgelder. Als Beiſpiel diene die Tabelle von 
Chẽ⸗chiang: ö 
„Für jedes Transportſchiff von Ché⸗chiang wurde urſprünglich der Material⸗ 
preis von 283,27 t gezahlt. Heute zahlt man 177,15 t. 
v An wiederholten eee wird für ein neuerbautes Schiff 
gezahlt, beginnend mit 


dem 2. Jar 3,15 t 
I et ae 9,38 t 

De Fe ee 8,20 t 
BD TE 9,38 t 

u 0 et ie ee 18,55 t 
S 13,08 t 

8 S 12,15 t 

„ 9 000 0000 14,83 t 
„ u Er 14,15 t 


„Für ein Schiff, das ine Termin erfüllt hat, jedoch noch zum Transport 
verwendbar iſt, wird nach dem für das 10. Jahr geltenden Satz gezahlt.“ 
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Routen herausbilden; die oft genannte Nordfahrt nach den Häfen 
der Mandſchurei, die ſeit Anfang des Jahrhunderts als Bohnen⸗ 
ausfuhrland erwähnt wird, iſt eine ſolche feſte Route. Die Reis⸗ 
produktionsgebiete im Süden brauchen die Bohnenkuchen zur künſt⸗ 
lichen Düngung. 

Mit dieſen feſten Linien und ihrer wirtſchaftlichen Notwendigkeit 
mußte die Regierung alſo rechnen. 


b) Transportzeiten 

Aus dargelegten klimatiſchen Gründen waren die Termine der 
Transporte von Wichtigkeit. Hſieh Chan⸗-wang erörtert dieſen 
Punkt folgendermaßen: 

„Die Handelsſchiffe können mit geladenen Gütern alljährlich je 
nachdem 3—4 Fahrten ausführen. Falls ſie nun jetzt im Sommer 
eine paſſende Ladung Transportgetreide einnehmen, wobei ihnen pro 
Speicher⸗Pikul die Frachtrate berechnet wird, und ſie dann ferner 
im Frühling, Herbſt und Winter noch drei Transporte von Güter⸗ 
ladungen auszuführen vermögen, kommt die erzielte Frachtſumme 
zuſammengerechnet gleich der, die ſie erworben hätten, wenn ſie das 
Jahr hindurch vier Gütertransporte ausgeführt hätten! Immerhin 
iſt dabei notwendig, daß ſie im Frühling jedes Jahres pünktlich 
zuerſt einen Gütertransport ausführen, damit ſie gegen „Sommer⸗ 
anfang“ (ca. 5. Mai) beſtimmt termingemäß nach Süden zurück⸗ 
kehren. Bis zur „Sommerſonnenwende“ (ca. 21. Juni) iſt der 
Reis aus Chiang⸗ſu und Chs⸗chiang durch die Leichter nach 
Shanghai gebracht und wird auf die Seeſchiffe verladen, die un⸗ 
unterbrochen in See gehen, ſo daß ſie bis zur „großen Hitze“ (ca. 
23. Juli) beſtimmt ſämtlich im Seehafen von Tientſin ankern und 
ſofort mit Hilfe der von der Regierung vorbereiteten Leichter in den 
Nordſpeicher von Tientſin löſchen, von wo der Reis wieder in die 
Speicher von T' ung⸗chou weiterbefördert wird. Auf jeden Fall 
müſſen die Seeſchiffe bis zum „Ende der Hitze“ (ca. 23. Auguſt) 
ſämtlich mit leerem Raum zurückkehren, um noch zweimal, im Herbſt 
und Winter, Güter zu laden und nach Süden zurückzugehen. Wenn 
ſo Regierung und Kaufmannſchaft den Transport gemeinſam be⸗ 
treiben, würden ſich für beide keine Verſchleppungen und Irrtümer 
ergeben. Was nämlich für dieſe Schiffer einen Gegenſtand ernſter 
Sorge bildet, iſt folgendes: ſie fürchten, falls das Laden und 
Löſchen des Transportgetreides ſich um Tage oder Monate ver⸗ 
zögert, die Perioden des günſtigen Windes zu verpaſſen, ſo daß ſie 
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etwa in einem Jahr nur zwei Reiſen machen würden und dann die 


erworbene Frachtſumme die Koſten der Schwerarbeit der Matroſen | 


und des Erſatzes der Transportgeräte nicht deckt.“ 


Die Schwierigkeit wurde noch dadurch vergrößert, daß man 
nicht genügend Schiffsraum bekam, um das geſamte zu befördernde 
Reisquantum mit einem Transport nach Norden zu ſchaffen, ſo daß 
die Schiffe noch zu einer weiteren Reiſe feſtgehalten wurden. Auch 


hierfür entwirft Hſieh Chan⸗wang einen geeigneten Plan: 


„Die Beförderung des Transportes durch Seeſchiffe würde im 
Sommer am bequemſten und ſchnellſten vor ſich gehen. Will man 


nun zeitweilig die Verſchiffung des geſamten Transportreiſes be⸗ 


treiben, ſo gibt es dafür die Frühlings⸗ und Sommertransporte. 


Dabei it dann hinſichtlich der Verladezeit notwendig, daß noch 


innerhalb des Jahres (d. h. des Erntejahres) das Getreide abgeliefert 


und ununterbrochen durch Leichter in die Seeſchiffe verladen iſt, ſo 


daß ſie im 1. Monat ſämtlich in See gehen, nach Tientſin eilen 
und beſtimmt nach Aufbruch des Eiſes ) insgeſamt durch Leichter 


in den Nordſpeicher von Tientſin gelöſcht haben und der Reis in 


höchſtens einem Monat in T'ung⸗chou gelöſcht iſt. Bis zum „Getreide⸗ 


regen“ (ca. 20. April) kehren alle Seeſchiffe mit leerem Raum zurück, 
ſegeln nach Kuan⸗tung und laden Güter und müſſen, wenn „die 


Ahren ſich bilden“ (ca. 21. Mai), zuverläſſig insgeſamt nach Süden 


zurückkehren und wieder Transportreis laden. Nach der „Sommer⸗ 


ſonnenwende“ (ca. 21. Juni) ſegeln ſie nach Norden und müffen. 


wieder ſämtlich bis „Herbſtanfang“ (ca. 7. Auguſt) in Tientſin ge⸗ 
löſcht haben; wieder in höchſtens einem Monat iſt der Reis in 


T'ung⸗chou gelöſcht. Zum „weißen Reif“ (ca. 8. September) kommen 


ſie mit leerem Raum zurück und transportieren wiederum von 
Kuan⸗tung eine Ladung Güter. Bringen ſie es fertig, innerhalb 
des 8. Monats im Süden anzukommen, ſo können ſie noch eine 
Ladung Güter nach der Nachbarſchaft von Shan-tung bringen, gegen 
Ende des Jahres insgeſamt nach Süden zurückkehren und wieder 
den Transportreis für vas folgende Jahr laden. In dieſer Weiſe 


hätten die Seeſchiffe einen noch größeren Vorteil davon!“ 1 


Im großen und ganzen iſt dies letztere Programm zur Aus: 


«k „ £ 


führung gelangt. Die hul⸗tien beſtimmen folgende Termine: „Beim j 
Ben dus Chiang: ſu und She⸗ ang beginnt man im 1. ‚Monat, 


1 Dies s geschieht gegen den 10. März. Vgl. Mayers, The treaty ports 
of China and Japan, S. 466. 
Schmollers Jahrbuch XLV 3. 11 
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in Shanghai die Verladung. Als Termin gilt, daß bis zum 15. des 
2. Monats alles die Reiſe antritt.“ 

Zu dieſem Zeitpunkte beginnt nämlich in Mittel⸗China der 
SO.⸗Monſum einzuſetzen, deshalb wurde ſtets, unter ausdrücklichem 
Hinweis auf jene klimatiſchen Verhältniſſe, ſtreng darauf gehalten, 
daß der erſte Transport im 2. chineſiſchen Monat in See ging. Im 
Laufe des 4. Monats kam dann meiſt die Flotte in Tientſin an und 
beendigte ihr Löſchen im 5.—6. Monat. Auch wenn noch ein zweiter 
Transport zu erledigen war, ließ die Regierung in verſtändnisvoller 
Bewertung der ökonomiſchen Notwendigkeit den Schiffern Zeit, Ladung 
zu nehmen, um dann erſt nach dem Süden zurückzukehren. Ganz 
bezeichnend hierfür iſt eine Verordnung von 1826: 


„Der Bohnenhandel iſt ein langjähriges, eigenſtes Gewerbe der 
betreffenden Schiffskaufleute. Da üderdies der Vorteil der Seeſchiffe 
in ſchwerer Ladung liegt und man doch nicht leere Schiffe fegeln 
laſſen kann, ſo verſteht es ſich ganz von ſelbſt, daß ihnen geſtattet 
werde, wie immer ihre Reiſen zu machen und Handel zu treiben. 
Da jedoch noch die zweite Verſchiffung bevorſteht, iſt es dringend 
notwendig, daß ſie ſich eiligſt hinab nach Süden begeben. 

„Wir befehlen dem Zivilgouverneur von Föng⸗t'ien, ſämtlichen 
in Frage kommenden örtlichen Behörden Anweiſungen zu geben, daß. 
bei Ankunft von Handelsſchiffen ſofort Order erteilt werde, ihre 
Güter zu ſtauen und in See zu gehen. Es darf nicht von ihnen 
Geld erpreßt werden. 


Trotz alles Drängens verzögerte ſich dieſer zweite Transport 
oft beträchtlich. Als 1853 die T'ai⸗p'ing den Kaiſer⸗Kanal in ihre 
Gewalt bekamen und der Huang⸗ho⸗Überſchwemmungen wegen Reis 
nur auf dem Seewege nach Tientſin gelangen konnte, war der zweite 
Transport erſt im 8. Monat in Tientſin abgefertigt. Ebenſo waren 
1858, obwohl den Schiffen vom erſten Transport nicht geſtattet 
worden war, noch in Föng⸗t'iien eine Ladung Bohnen zur Rückreiſe 
nach Shanghai zu nehmen, vom zweiten Transport noch im 8. Monat. 
„mehr als 80 Schiffe über See nicht angelangt. Unter den Schiffern 
ſind viele in Shan⸗tung beheimatet, weshalb ernſtlich zu befürchten 
iſt, daß ſie durch eine mutwillige Verzögerung der Reiſe den periodiſchen 
Seewind verpaſſen. Mithin ließ ſich die Berechnung Hſieh Chan⸗wangs 
in der Praxis nicht immer durchführen. 
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c) Beamtenſchaft 


In dem Beamtenapparat des Reiches war eine beſondere Or⸗ 
ganiſation für das Seetransportweſen nicht vorgeſehen, wurde auch 
Fin der Folge nicht geſchaffen. Die naturgemäßen Konzentrations⸗ 
punkte dieſes Betriebes waren Shanghai und Tientſin, der Ausgangs⸗ 
und der Beſtimmungshafen. Für dieſe beiden Plätze beſtand die 
Forderung eines Beamtenkörpers, der nur innerhalb einer verhältnis⸗ 
mäßig kurzen Zeit des Jahres die Maſſe der mit Abfertigung und 
Empfang der Transporte verbundenen Geſchäfte erledigt und nach 
Beendigung ſeiner Tätigkeit ſich wieder auflöſt. Dieſer Aufgabe 
wurde man dadurch gerecht, daß man aus den beſtehenden Provinzial⸗ 
behörden und aus der Kanaltransportverwaltung ein ganz paſſendes, 
elaſtiſches Syſtem kombinierte: periodiſch aus beiden Beamten⸗ 
kategorien zuſammentretende Kommiſſionen (chü). Die hui⸗tien ent⸗ 
halten darüber folgendes: 
| „Bei jeder eintretenden Gelegenheit erledigt der Getreidetransport⸗ 
chef (liang⸗ tao) von Chiang⸗ſu den Seetransport. Er errichtet in 
Su⸗chou eine Provinzial⸗Kommiſſion und beauftragt den Bezirkschef 
von Su⸗chou mit der oberſten Leitung ihrer Geſchäfte. In Shanghai 
richtet er desgleichen die Shanghai⸗Kommiſſion ein, die der Taotai 
von Su⸗chou, Sung⸗chiang und T'ai⸗tſ'ang mit Leitung ſämtlicher 
beim ſelbſtändigen Unterbezirk und Kreis von Shanghai angeſtellter 
oder zur Aushilfe eingeſtellter Beamten verwaltet. Wenn die Zeit 
herankommt, nimmt der Getreidetransportchef eine Prüfung der 
Reisquantitäten vor, die in den Bezirken Su⸗chou, Sung⸗chiang, 
Ch ang⸗chou, Chôn⸗chiang und in Tai⸗tſang zum Transport zu 
bringen und auf die Speicher zu überführen ſind. Er chartert die 
Handelsſchiffe zur Übernahme der Ladung, teilt ſie ein und gibt 
Order zum Antritt der Reiſe.“ 

Ebenſo verfuhr der Getreidetransportchef für Ché⸗chiang. Dies 
Syſtem der Kommiſſionen wurde ‚go 1825 angeordnet und diente 
ſeitdem als Präzedenzfall. 

Mit der oberſten Leitung wurde in jeder Provinz vom Gouverneur 
ein höherer Beamter, etwa der Provinzialrichter, beauftragt; über 
die Zeitpunkte des Beginns des Verladens und Reiſeantritts der 
Transportſchiffe erſtattete der Gouverneur Thronbericht. Zugleich 
ſtellte der Getreidetransportchef über die Reisquantitäten ſämtlicher 
Schiffe eine Liſte auf und überſandte ſie dem Finanzminiſterium zur 


Prüfung. Jedoch ging der Bericht wohl meiſt direkt an den nach 
11 * 
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Tientſin abgeordneten Großwürdenträger, um dieſem bei der Reis⸗ 
kontrolle als Beleg zu dienen. 

In Jahren mit geringem Seetransport wurde auf beſondere 
Anordnung hin nur die Shanghai⸗Kommiſſion gebildet. Nach dem 
ſtürmiſchen Sommer 1859, als die chineſiſche Regierung die Rati⸗ 
fizierung der Verträge von Tientſin verweigerte, wurde ſchon für 
den Spätherbſt dieſes Jahres der Reistransport, und zwar durch 
Vorſchüſſe der Kaufmannſchaft von Shanghai, angeordnet, wahr— 
ſcheinlich, um rechtzeitig Erſatz für den etwa verhinderten Frühjahrs⸗ 
transport zu haben. Man ſah dabei natürlich von einer Kommiſſions⸗ 
bildung in Shanghai und Su⸗chou ab, die Leitung übernahmen die 
örtlichen Behörden “. Nur in Tientſin wurde die übliche Empfangs⸗ 
kommiſſion eingerichtet. | 

Die Teilnahme privater Beiräte an den Kommiſſionsgeſchäften 
war gang und gäbe. Beſonders bei ſchwierigen Situationen er⸗ 
innerte man ſich dieſer Mitarbeiter, ſo 1854, als wegen der Ein⸗ 
nahme von Shanghai durch die Trias⸗Rebellen die Transporte vor 
dem Hafen Liu⸗ho⸗k'ou ſtarteten. 

Die Pflichten der Kommiſſionen in Shanghai und Su⸗ cyon be⸗ 
ſtanden in Kontrolle der Ablieferung des Getreides, Überwachung 
der Übergabe auf die Handelsſchiffe, Chartern des nötigen Schiffs- 
raumes?, Verrechnung der Fracht⸗ und anderen Summen, Anordnung 
der Reihenfolge der Schiffe bei Laden und Ausreiſe, Entnahme und 
Verpackung der e e der Ladungs⸗ und Schiffs⸗ 
8 um. 

Nach Berichterſtattung über das verladene Sh tun und Ab⸗ 

ſchluß des Transportes erfolgte die Überſiedelung nach Tientſin. 
„Der Getreidetransportchef der betreffenden Provinz beauftragt im 
voraus Beamte und Notabeln, in Tientſin und T'ung⸗chou Kom⸗ 
miſſionen zu bilden. Wenn die zuerſt abgeordneten Transportſchiffe 
in See gehen, begibt er ſich perſönlich nach Tientſin, um das Löſchen 
und Verladen in die Leichter und den Transport nach T' ung⸗chou 
zu . us en So ga, wie das Staatsbuch den 


ch Eine genaue Datierung der betr. e iſt nicht möglich; jedoch 
iſt als ficher anzunehmen, daß ſie erſt nach dem erfolgreich zurückgeſchlagenen 

Angriff der Ailtierten bei Taku (Juni 1859) erlaſſen ſind. 

Br Bei dem erſten Seetransport 1825 war ein Provinzialrendant (Fan-ssü) 
mit dieſem Geſchäft betraut geweſen. 1851 beſorgte noch die Kommiſſion einer 
jeden Provinz für ſich das Hatten. ei 1 1853 1 SE: eine gerichte 
Kömmiffton geſchaffen. 
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Verlauf ſchildert, ging es freilich nicht immer. Hier zeigte ſich der 
Mangel des Syſtems, die zu geringe Zahl der Beamten. Die Ge⸗ 
treidetransportchefs konnten ſich ſelten ſo früh von Shanghai auf 
den Weg machen, um noch rechtzeitig vor Ankunft der Transport⸗ 
ſchiffe nach Tientſin zu gelangen, ſo daß dort Verzögerungen im 
Weitertransport entſtanden und erſt eine amtliche Vertretung an⸗ 
geordnet werden mußte !. 

Die Aufgabe des Getreidetransportchefs und ſeiner Kommiſſion | 
in Tientſin war die reſtloſe Ablieferung des ſchon von Shanghai 
aus gemeldeten Reisquantums an den vom Vizepräſidenten der 
Speicherverwaltung (Tſ'ang⸗ch'ang Shih⸗lang) in T'ung⸗chou nach 
Tientſin abgeordneten Getreideinſpektor (Tſo⸗liang⸗t'ing). Daher 
mußte es ſeine erſte Sorge ſein, etwaige während des Transportes 
entſtandene Ausfälle zu ergänzen. Seine übrigen Pflichten waren: 
Kontrolle bei der Übergabe, Verrechnung, Ausſtellung der Schiffs⸗ 
papiere. Nach Abſchluß dieſes konnte er in die Provinz zurückkehren, 
denn der Leichtertransport nach T'ung⸗chou lag in den Händen der 
Speicherverwaltung. Um die Kontrolle zu vereinfachen, wurde 
jedoch 1871 den Getreidetransportchefs auch der Weitertransport 
nach T'ung⸗chou, das Chartern der Leichter uſw. übertragen. Für 
die Verwaltung der Leichter wiederum ſetzte man 1874 eine beſondere 
Kommiſſion ein. 

Zur oberſten Leitung der Transportangelegenheiten wurde in 
der Zeit des Eintreffens der Transportſchiffe ein kaiſerlicher Kommiſſar, 
der „Allerhöchſt mit der Reiskontrolle beauftragte Großwürdenträger“, 
nach Tientſin geſandt, der auch die Termine für die Beendigung 
der Angelegenheit feſtzuſetzen hatte. Brachte das Jahr nur einen 
Transport geringeren Umfangs, ſo übernahmen die Behörden von 
Tientſin die Pflichten des Kommiſſars. Aus einem Thronbericht 
Li Hung⸗chang's, der 1870 Generalgouverneur von Chih⸗li wurde, 
geht hervor, daß man gegen Ende der ſechziger Jahre allgemein die 
Reiskontrolle den Behörden in Tientſin überlaſſen hatte, ſo daß er 


I Anläßlich einer ſolchen Reiſeverzögerung findet ſich auch die einzige 
Notiz in dem geſamten Verordnungsmaterial über die im Frühjahr 1853 voll⸗ 


endete Mündungsverlegung des Huang⸗ho (Wen-tfung ſheng⸗ſhün 101, Fol. 7/8), 


In Erledigung der diesjährigen Seetransporte der Provinzen Chiang⸗ſu 
9 5 Che⸗ chiang iſt der Getreidetransportchef von Chiang⸗ ſu, Ho Chün ſchon früh 
nach Tientſin gekommen; der Getreidetransportchef von Che⸗ chiang, Chou Chi pin 
iſt jedoch plötzlich, weil ber ä . wurde, au: en an 


ſteckengeblieben ...“ 
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wieder um Entſendung eines Kommiſſars erſuchen mußte. Zur 
Regelung des Schiffsverkehrs auf dem Pai⸗ho wurde 1868 noch eine 
beſondere Seetransport⸗Außenkommiſſion in Taku geſchaffen. 
Über Belohnungen und Auszeichnungen dieſer Transport: 
beamtenſchaft beſtimmen die hui⸗tien: „Nachdem die Transporte, 
welche die Getreidetransportchef3 von Shantung, Chiang⸗ſu, Su⸗ 
Sung, Cheé⸗chiang unter ihrer Aufſicht haben, in T'ung⸗chou an⸗ 
gelangt ſind, haben ſie eine geſtempelte Beſcheinigung auszuſtellen, 
daß der Reis ohne Fehl ſei. Haben ſie drei Mal einen Transport 


beaufſichtigt, ſo dürfen die betreffenden Generalgouverneure und 


Gouverneure einen Prüfungsbericht ausſtellen und einreichen, und 
der Vizepräſident der Speicherverwaltung ſendet ſie nach Prüfung 
und Klarſtellung zum Miniſterium zur Vorſtellung in Audienz.“ 

„Wenn die beauftragten Zivil⸗ und Militärbeamten, Notabeln 
und Perſonen von Autorität bei ihrer Beteiligung an der Aufſicht 
über den Transport nach T'ung⸗chou wirklich Fähigkeit und von 
Anfang bis Ende angeſtrengte Tätigkeit gezeigt haben, dürfen die 
betreffenden Generalgouverneure und Gouverneure auch unter ihnen 
die beſten auswählen und zur Belohnung einreichen, um ihnen einen 
Anſporn zu geben.“ 

Außer dieſem Beamtenkörper zog man N die vorhandenen 
Verwaltungsbehörden zur Mithilfe heran. 


d) Chartern und Frachtraten 
Die Regierung war alſo, wie dargelegt wurde, bei ihren See⸗ 


transporten von der freien Handelsſchiffahrt abhängig und deshalb 
zu einiger Rückſichtnahme auf deren Bedürfniſſe verpflichtet. Dieſem 


Verhältnis war auch ihr Standpunkt in der Frage des Charterns 
angemeſſen: „Es werden Privatfahrzeuge gechartert, ob groß oder 
klein, viel oder wenig, damit beſtimmt zu rechnen iſt, daß dem Be⸗ 
dürfnis bei der Verſchiffung Genüge getan werde. Aber nie und 
nimmer dürfen die Schiffe gepreßt werden, das würde zur Verelendung 
des handeltreibenden Volkes führen!“ 


Die Komiſſionen nahmen ihre Chartertätigkeit bereits im zehnten | 


bis elften Monat auf. Sie erhielten dafür die immer ziemlich 


ſtereotype Inſtruktion, zum Beiſpiel 1852: „Es iſt von äußerſter 


Wichtigkeit, für den Seetransport aus der Provinz Che⸗chiang des 
nächſten Jahres im voraus Schiffe zu chartern. Außer den ſchon 


in der betreffenden Provinz ſelbſt gecharterten Nordfahrthandelsſchiffen 


iſt der fehlende Schiffsraum in Shanghai “ Oder 
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1855: „Hinſichtlich des zur Beförderung des Transportgetreides 
aus den Provinzen Chiang⸗ ſu und Che⸗chiang benötigten Schiffs⸗ 
raumes werden eiligſt in großer Zahl Sandſchiffe gechartert. Falls 
die Schiffe aus Ning⸗po, den Wei⸗Bezirken (in Shan⸗tung) uſw. 
vor Ankunft des Getreides aus Cheè⸗chiang in Shanghai noch nicht 
in den Hafen eingelaufen ſein ſollten, wird dieſes je nach den Um⸗ 
ſtänden ſofort mit den gecharterten Sandſchiffen verfandt. Auf 
keinen Fall dürfen die Gebiete getrennt werden, das gäbe Anlaß, zu 
befürchten, daß die Verladung aufgehalten wird." | 

Seit 1853 nämlich charterten die Provinzen die Transport 
ſchiffe gemeinſam. Zu gleicher Zeit wurden die erwähnten, auf der 
Fahrt befindlichen Schiffe von den Behörden in den Häfen auf⸗ 
gefordert, nach Shanghai zu ſegeln. Dazu erging dann von Peking 
aus Anweiſung, „daß der Generalgouverneur von Chih⸗li und der 
Gouverneur von Shan⸗tung eiligſt fähige Beamte mit dem Chartern 
der Schiffe aus den Wei⸗Bezirken beauftragen. Der Zivilgouverneur 
von Feng⸗t'ien, der Generalgouverneur (von Chih⸗li) und der Gou⸗ 
verneur (von Chang⸗tung) haben in ſämtlichen Häfen eingehende 
Unterſuchungen vorzunehmen und, falls Handelsſchiffe aus Ning⸗po 
dort vor Anker liegen, ſie zur eiligen Rückkehr nach dem Süden zu 
beordern, um von dort, nachdem ſie gechartert ſind, Transport⸗ 
getreide zu befördern. Sie werden auf keinen Fall dulden, daß das 
Behördenperſonal Erpreffungen vornimmt, was zu Ausſchreitungen 
führen würde!“ 

Den Hauptanteil an Schiffsraum ſtellte die Provinz Chiang⸗ſu 
mit ihren ſogenannten Sandſchiffen. Für den erſten, allerdings auch 
größten Transport von 1826 war es nötig, die ſtattliche Flotte von 
rund 1000 Fahrzeugen zu chartern! 

Über die zu Anfang des Jahrhunderts in der freien Handels⸗ 
ſchiffahrt herrſchenden Frachtſätze ſchreibt Hſieh Chan⸗wang: „Was die 
Transportkoſten angeht, ſo kann man feſtſtellen, daß urſprünglich die 
Höhe der Frachtraten nicht einheitlich war. Im allgemeinen be⸗ 
ſtimmt ſich die Höhe der Frachtrate nach dem Umfang des Waren⸗ 
profits. Seit einigen Jahrzehnten herrſcht in den Verhältniſſen des 
Charterns von Schiffen eine ſehr erhebliche Teuerung. Für den 
Kuan⸗Picul rechnet man 3 Tael Kuei⸗Silber Fracht. Für den Tael 
gibt man 676 Caſh; den Kuan⸗Picul rechnet man zu 2,5 Speicher⸗ 
hu, das ergibt demnach für den Speicher⸗hu 810 Caſh.“ Der Unter⸗ 
ſchied des Kuei⸗yin⸗Taels und des weiter unten erwähnten Tj’ao- 

p'ing⸗Taels ift nicht erheblich. Der nur in Chiang⸗ſu und Che- 
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:hiang verwendete Kuei⸗p'ing⸗Tael ſchwankt im Gewicht zwiſcher 
33,69 g und 36,88 g, im Verhältnis zu 100 Hai⸗kuan⸗Tael zeichen. 0 
102 und 111. Der Tſ'ao⸗p'ing⸗Tael ſchwankt in Chiang⸗ſu n 0 
Che⸗chiang, die hier nur in Frage kommen, im Gewicht zwiſche 2 
3 36,16 g und 37,13 g, im Verhältnis 100 Hai⸗kuan⸗Tael zwiſchen 
N 102 und 1051. Dieſer Bewertung der Dienſtleiſtung mit 1,2 Tael { 
6 Kuei⸗Silber entſprachen alſo die 0,4 Tael Silber und 8 ſheng 
J (— 8,25 1) Getreide, die 1826 von der Regierung den Transport 
> ſchiffen pro Picul gezahlt wurden. Wahrſcheinlich kommen 1 
ſchon damals dazu die Zuſchläge für Shen-fu (das iſt urſprünglich 
| wohl eine Summe, die zur Bezahlung der Gebete um ic 
N Reife diente), Matten, Belohnung uſw., die 1849 mit der Seefracht 
. die Geſamtſumme von 0,4533 Tael pro Pikul ausmachen. 1865 
1 werden die Seetransportkoſten pro Pikul mit 0,8 Tael angeſetzt. 4 
1 Dieſe Rate wurde 1866 für die Transporte aus Che⸗chiang um die 
. Reparaturzulage von 0,15 Tael erhöht. 1871 iſt eine weitere Er⸗ 
1 höhung zu konſtatieren; es werden für Seetransport aus Chiang⸗ſu 
. 0,85 Tael, aus Cheè⸗chiang 1 Tael bezahlt. Eine detaillierte Tabelle A 
5 der Frachtraten und ſonſtigen Bezüge der Segelſchiffe enthält et * 
k eine Verordnung von 1873: er 
„Wenn bisher Sand-, Ning⸗po⸗ und andere Schiffe die Be N 
förderung des Transport- und weißen Reiſes übernahmen, zahlte 
man: 2 
Seefrachtrate, pro Pikul 0,55 Tael Tſ'ao⸗p'ing, wovon nach Abzug 7 
für amtliche Ausgaben von 0,01 Tael wirklich gezahlt. 0,54 Tael 
Ablöſungsſummen für Strohdecken, Schiffsraummatten, Luftröhren, a 
Eiſennägel pro Pikul 0,016 Tael Tj’ao-p’ing, wovon nach Rt 
Abzug von 0,0016 Tael wirklich gezahllt. 0,0144 = 
Mietkoſten der Treidelleute im Seehafen von Tientfin pro Ptull N 
0,4 Tael, wovon nach Abzug von 0,004 Tael wirklich gezahlt 0,3006 2% 5 
Für die bei der Rückkehr mit leerem Raum zum Einſchaufeln von 15 
Sand als Ballaſt benötigten Eiſenſpaten, Sandkiepen, jedem MB 
BSOCHLITELEIHENSCHHNE ec), ne Pa: 00 are ee ca. 0,0 =» 
Zulage für Abhaltung von Sur um glückliche Reife) jedem 


SU Ba Re , 
Belohnungszulage für einen älteſten Steuermann auf jedem Schiff 
Belohnungszulage für einen zweiten Steuermann auf jedem Schiff 
jedem Matroſen ee e Pa An 10 


7 


1 Nach H. B. Morſe, Currency and measures in China, in Journal 5 
of the China Branch R. A. S. new ser. vol. XXIV, 1899000. 
2 So der Text. Soll natürlich 0,3996 Tael heißen. 


f * Ü 2 Er 
Digitized by Google 2 


ab 
FRE — 5 e 


789 Das Seetransportweſen der Chineſiſchen Regierung 169 


Es iſt geſtattet, für je 100 geladene Pikul Reis einen Ma⸗ 
troſen aufzuführen. Sämtliche Summen werden nach dem Reis⸗ 
quantum ausgezahlt.“ | „ wu 

Auf das im Durchſchnitt 500 Pikul ladende chinefifche Segel: 
ſchiff berechnet ergibt ſich eine Seefracht von 1 Tael für den Pikul 
Neis, d. h. mit allen Geldzulagen der Regierung. Der Satz von 
0,55 Tael pro Pikul wird auch 1868 anläßlich eines außer⸗ 
gewöhnlichen Transportes durch europäiſche Segelſchiffe als eigent⸗ 
liche Frachtrate erwähnt. Dieſe Ziffer erſcheint niedrig im Ver⸗ 
hältnis zu der von Hſieh Chan⸗wang gegebenen Frachtrate von 
1,2 Tael; doch erklärt ſich dieſer Umſtand durch die ſchon eingangs 
erwähnte Bezahlung mit Getreide in natura. Die Regierung 
wandte nämlich das beim Kanaltransport in Geltung ſtehende 
Schwundreis (hao⸗mi⸗) Verfahren, auch bei den Seetransporten an. 
Den hui⸗tien zufolge „dient der den Handelsſchiffen zuſtehende 
Schwundreis urſprünglich dem Erſatzbedarf für den bis nach 
Tientſin hin entſtehenden Abgang“. Jedoch wurden die als 
Schwundzuſchlag gegebenen Reisquantitäten ſtets als Schiffsproviant 
verwandt. Schon die Verordnung von 1825 ſpricht in dieſem 
Sinne davon: „Für den als Proviantbedarf der Sandſchiffe ab⸗ 
gehenden Schwund gibt man pro Pikul weißen Reis 1 Tou 
(10,31 )), pro Pikul rohen, nicht enthülſten Reis 8 Sheng 
(8,25 J).“ Noch deutlicher äußert ſich in dieſem Sinne eine Ver⸗ 
ordnung von 1854: „Bei den Seetransporten nach Tientſin früherer 
Gelegenheiten wurden die Fehlbeträge im Reisquantum ſtets von 
den Beamten der Tientſin⸗Kommiſſion durch Kauf aus dem den 
Handelsſchiffen gegebenen Schwundreis auf den genügenden Betrag 
gebracht und den Speichern zugeführt. Der Schwundreis der be⸗ 
treffenden Handelsſchiffe dient Aber längs der ganzen Reife als 
Proviant, ſo daß bei der Ankunft in Tientſin durchaus nicht 
immer ein genügender Betrag vorhanden iſt. Im vergangenen 
Jahre bereits konnte man vom Schwundreis der Handelsſchiffe aus 
Cheè⸗chiang nichts mehr ankaufen, den der Handelsſchiffe aus der 
Provinz Chiang⸗ſu hat man bisher zum Erſatz angekauft 
Dies Verfahren hatte auf dem Kanal ſeine Berechtigung, wo 

Brannerleute den Transport ausführten, denen ſchon ohnehin ihr 
Sold in Reis gezahlt wurde, und wo überdies der im Verhältnis 
hohe Schwundbetrag der Dauer der Kanalreiſe angemeſſen war; ſo 
durfte nach den geſetzlichen Beſtimmungen ſchon die Reiſe vom Huaifluß 
bis nach T'ung⸗chou drei Monate nicht überſchreiten. Die Seereiſe aber 
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dauerte höchſtens einen Monat. Den Grund für die Beibehaltung 
dieſes Verfahrens gibt Hſieh Chan⸗wang an: 

„Geht der Transport draußen über See nach Norden, ſo gibt 
es nicht den geringſten Abgang, und das verbleibende Reisquantum 
muß ſelbſtverſtändlich um ſo größer ſein. Wenn unter Umſtänden 
unberechenbare Zufälle der ‚höheren Gewalt‘ (wörtlich: Sturm und 
Seegang) einträten, ſo wären ſie verpflichtet, gemeinſam mit dem 
Reisüberſchuß aus allen Schiffen den Schadenerſatz zu leiſten. Das 
iſt dann nicht nur ein ſchnelles und leichtes Verfahren, ſondern es 
bleibt auch darüber hinaus noch Überſchuß und kein Fehlbetrag. 
Gleichzeitig aber kann man dadurch bewirken, daß die Schiffe ſich 
gegenſeitig auf Betrügereien hin überwachen. Das Verfahren iſt 
durchaus in jeder Hinſicht vollkommen.“ 

So ſtreng, wie unſer Autor es hier vorſchlägt, iſt nun zwar 
die chineſiſche Regierung bei durch „höhere Gewalt“ verurſachten 
Verluſten nie gegen die Handelsſchiffe vorgegangen. Daß dieſer 
Reis aber bei unbegründeten Verluſten zur Erſatzleiſtung heran⸗ 
gezogen werden ſollte, wurde ſchon 1825 angeordnet und geht auch 
daraus hervor, daß der Reis ſtets in natura den Schiffen über⸗ 
geben werden mußte. Erſt in Tientſin bei der Ablieferung der 
Ladung wurde dieſer Überſchuß zur Deckung ſonſt entſtandener Fehl⸗ 
beträge von der Regierung angekauft, womit dann wieder ſein eigent⸗ 
licher Charakter als Frachtrate zutage trat. 

So wurde 1855 angeordnet: „Falls nach der Ankunft Fehl⸗ 
beträge oder ſchwarz gewordener Reis feſtgeſtellt werden, ordnet man 
aus den geſamten Proviantreisbeſtänden der Sandſchiffe Erſatz an. 
Außerdem aber ſoll der mit der Reiskontrolle beauftragte Groß⸗ 
würdenträger einen etwaigen Überſchuß gegen Entgelt ankaufen. 
Auf jeden Fall ſollen die Sandſchiffe weitgehendſte Begünſtigungen 
empfangen. Nie verlaſſe man ſich auf die Kanzleiſchreiber, was nur 
dazu führt, daß ſie die pflichtgemäße Bezahlung herabdrücken. In 
den betreffenden Provinzen iſt zur Zeit des Beladens der Reisſchiffe 
den Beamten auf jeden Fall zu befehlen, mit größter Genauigkeit 
die Überwachung zu führen. Ablöſung durch Geld wird nicht 
geſtattet. Zugleich wird den Matroſen ſtrengſtens unterſagt, auf 
der Reiſe Handel zu treiben.“ 

Nach einer Verordnung von 1869 war es üblich, dieſen An⸗ 
kauf von Schwundreis in Tientſin auf drei ee des mitgegebenen 
Quantums zu a 
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e) Vergünſtigungen 

Beim Kanaltransport war den Getreideſchiffen, auch den ge⸗ 
mieteten Fahrzeugen, Zollfreiheit für die mitgeführten Waren zu⸗ 
gefihert!; dies Vorrecht wurde auch den Seetransportſchiffen ver⸗ 
liehen und ſchon 1825 angeordnet: „Die Reis transportierenden 
Handelsſchiffe laden zu acht Zehnteln Reis und behalten ſich etwa 
zwei Zehntel für Güterladung vor. Das Seezollamt ſtellt dies 
durch Unterſuchung klar und läßt ſie zollfrei paſſieren.“ 

Aus dieſem Vorrecht konnten die Schiffer außerordentlichen 
Gewinn ziehen, indem ſie eben nur ſolche Waren luden, die ſonſt 
hoch verzollt werden mußten. In dieſem für die Handelsſchiffe 
günſtigen Sinne entſchied die Regierung dann auch: „Bei der Be⸗ 
rechnung des Zollbetrages, um deſſen Befreiung nachgeſucht wird, 
ſpricht man, indem einer Reisladung von 1000 Pikul für Güter⸗ 
ladung 200 Pikul geſtattet werden, nur von Pikul und kümmert 
ſich nicht um den Wert 
Auch von dem 1853 eingeführten Likinzoll? blieben dieſe Güter 
frei, mit Ausnahme des Opiums, das einer Verzollung von 30 Tael 
auf 100 Chin (64,4 kg) unterlag s. 

Aber noch weiter ging die Regierung in der Begünſtigung der 
Transportflotte. Bis 1866 hatte die Beſtimmung gegolten: „Falls 
außer den zwei Zehnteln noch Güter vorhanden ſind und ſie Bohnen 
einhandeln zur Rückkehr nach dem Süden, fol beſtimmungsgemäß 
Zoll bezahlt werden.“ 1866 wurden ſie auch von dieſer Zoll⸗ 
entrichtung auf der Rückfahrt befreit; das Verfahren war folgendes: 
„Wenn die Transportſchiffe in Tientſin ihr Reisquantum reſtlos 
abgeliefert haben, ſtellen die Tientſin⸗Kommiſſion und die Getreide⸗ 
transportchefs von Chiang⸗ſu und Che⸗chiang je ein geſtempeltes 
Zertifikat aus über Reisquantum des betreffenden Schiffes und 


Datum der reſtloſen Ablieferung mit der Erlaubnis, in den Häfen 


von Tientſin oder Feng⸗t'ien beliebig Güter zollfrei nach dem 
Süden zurückzutransportieren. Dieſes reichen ſie in Tientſin oder 
3 beim Zollamt zur Prüfung ein und paſſieren frei. 


a Vgl. Gandar, S. 52. 

2 Vgl. Forke, Das chineſiſche Finanz⸗ BR Steuerweſen, in Mitteilungen 
des Seminars für Orient. Sprachen, 1901, I. Abt., S. 31 ff. 

3 Dieſer Zoll auf Opium war in den Tarifverhandlungen zu Shanghei 
Oktober 1853 feſtgeſetzt. Vgl. Oliphant, Narrative of the earl of Elgin 8 
mission to China and Japan, vol. II, p. 276. . 
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Schiffen, die mit der Reisübergabe noch nicht klar ſind, ſtellt man 
kein Zertifikat aus.“ 

Dies wurde 1867 aufs neue beſtätigt. 1870 billigte man den 
Schiffen mit über 500 Pikul Ladung bei den zu mehr als zwei 
Zehntel mitgeführten Gütern eine Likin⸗Zollermäßigung von 20 bis. 
30% zu. 

Für Schiffsbedarf mitgeführte Bambusſpieren waren gleichfalls 
zollfrei. 

Wohl in Anlehnung an das Kanaltransportſyſtem zahlte die 
Regierung den Handelsſchiffen auch Reparaturprämien, jedoch nicht 
regelmäßig wie dort. Ein ſolcher Zuſchlag wurde 1866 angeordnet: 
„Sämtlichen Schiffskaufleuten wird wegen der ſchon lange nicht vor⸗ 
genommenen Reparatur der Schiffskörper großmütigſt die Seefracht⸗ 
rate erhöht, um Fehler im Transport zu vermeiden. Pro Pikul 
Transportreis iſt bei jetziger Gelegenheit eine Erhöhung von 0,15 Tael 
in Erwägung gezogen, damit die den Transport ausführenden Schiffe 
Material kaufen und Arbeiter anſammeln, um in großem Maßſtabe 
Reparaturen und Kalfatern vorzunehmen. Dies wird in gleicher 
Regel auch den Schiffen aus den Wei⸗Bezirken von Shan⸗tung ge, 
zahlt, um die Allgemeinheit unſerer Unparteilichkeit darzutun.“ 
Noch 1882 und 1883 war dieſelbe Rate zu dem gleichen Zweck in 
Geltung, 1884 wurde ſie auf 0,05 Tael pro Pikul herabgeſetzt. 

In allen dieſen Maßnahmen iſt deutlich genug die gleiche, wohl⸗ 
wollende Stellung der Regierung zur freien Handelsſchiffahrt zu er⸗ 
kennen, die ſie ſchon 1825 einnahm: „Wenn Handelsſchiffe von fern⸗ 
her über See ſegeln, ſo heißt das, daß Privatleute Regierungsgetreide 
verfrachten; es läßt ſich durchaus nicht mit dem gewöhnlichen Weiter⸗ 
transport durch die Kanalſchiffer vergleichen. Auf keinen Fall iſt 
daher zu dulden, daß die betreffenden privaten Unternehmer, 
Schreiber uſw. von ihnen auch nur im geringſten Geld erpreſſen 
oder ihnen Schwierigkeiten machen. Man wird beſtrebt ſein, unter 
den privaten Unternehmern und Gehilfen ehrliche, ſolide Leute aus⸗ 
zuſuchen, und wird ihnen den Leichtertransport übertragen. Falls 
aber Erſchwerungen, Gelderpreſſen und Betrügereien vorkommen, 
dürfen die betreffenden Kaufleute die Perſonen vor Gericht an⸗ 
klagen, und es wird ſofort ein N Verfahren eingeleitet 

werden.“ | 
Die Verleihung von Amtsrang und Titeln für tadelloſe Dienſt⸗ 
erfüllung war ebenfalls 1825 auf die eee ausgedehnt 
und folgendermaßen geregelt: = 
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„Geht die von Handelsſchiffen übernommene Beförderung des 
Transportgetreides flott und fehlerlos vor ſich, ſo iſt nach Maßgabe | 
des Umfanges der von ihnen transportierten Reisladung die Höhe | 
der Auszeichnung oder Amtstitelverleihung feſtgeſetzt. 

Bei 10000 Pikul und darunter wird unterſchiedlich eine Sit 
plakette zur Belohnung erteilt. 

Bei 10— 50000 Pikul und darüber 5 ankerſchedlch ein 
Amtsrang zuerkannt. 

Iſt der Betreffende bereits durch Kauf im Beſitz eines Ranges 
bis zum fünften Grade, ſo darf eine weitere Erhöhung nicht vor⸗ 
genommen werden, ſondern iſt in beſonderer Weiſe eine Auszeichnung 
in Erwägung zu ziehen.“ 

Dieſe Verordnung blieb ſtets in Kraft und wurde 1849, 1852 
1859 und 12785 nur aufs neue beitätigt. 


| f) Haftpflicht =; 

Bei der baftung für die übernommene Regierungsladung wird 
ein ſcharfer Unterſchied zwiſchen ſelbſtverſchuldeten und durch „höhere 
Gewalt“ verurſachten Verluſten (der „großen Haverei“ unſeres See⸗ 
rechts) gemacht. Nach dieſen beiden Geſichtspunkten wird die Unter⸗ 
ſuchung ſtets geführt. 

Die Haftpflicht beginnt mit Übernahme der Ladung. „Iſt der 
Reis auf das Schiff gelangt, ſo liegt die Verantwortung dafür bei 
dem Schiffer. Er hat ihn in den urſprünglichen Säcken zu trans⸗ 
portieren. Falls bei der Ankunft in Tientſin feſtgeſtellt wird, daß 
keine Hanfſäcke vorhanden ſind oder naſſer Reis, Vermiſchung, 
Fehlbetrag ſich herausſtellen, ſo hat der Schiffer Erſatz zu leiſten, 
mit den Bezirken und Kreiſen hat es nichts mehr zu tun. 

Wohl aber zog man die Provinz zur Erſatzleiſtung heran, wenn 
der Reis ſchon naß an Bord gegeben war: „Wenn einzelne Schiffe 
dabei aber naſſen Transportreis bekommen haben, ſo nimmt nach 
der Ankunft in Tientſin der mit der Reiskontrolle beauftragte Groß⸗ 
würdenträger auf das genaueſte eine Unterſuchung bei der Über⸗ 
nahme vor, und falls dann der Reis Schaden genommen hat und 
zur Aufſpeicherung ungeeignet iſt, wird ſofort aus den überſchüſſigen 
Reispoſten der betreffenden Proving ein hinreichendes Quantum zum 
Erſatz bereitgeftellt.“ N 

Das Verfahren für die helden erwähnten Möglichkeiten bon 
Verluſt auf See wurde ſchon 1825 im voraus feſtgelegt: „Hinſicht⸗ 
lich unbegründeten Fehlbetrages oder Schwarzverdens von über See 
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befördertem Transportgetreide ift in Fällen von Maſtbruch, Leck⸗ 
ſpringen des Raumes, Verunglücken oder Umkommen von Menſchen 
ſelbſtverſtändlich die Angelegenheit durch Thronbericht klarzuſtellen 
und von einer Erſatzleiſtung dabei abzuſehen, aber nach dem Her⸗ 
kommen in weitgehendem Maße Unterſtützung zu gewähren. Iſt 
aber ohne Urſache Fehlbetrag oder ſchwarz gewordener Reis vor⸗ 
handen, ſo iſt aus dem mitgebrachten Schwundreis genügender Er⸗ 
ſatz zu leiſten. Reicht er dann noch nicht zur Deckung, iſt Ankauf 
zum Erſatz anzuordnen.“ 

Die Praxis verlangte noch die Regelung eines dritten, beſon⸗ 
deren Falles: „Sind aber (in einem Sturm uſw.) durchaus nicht 
die Güter über Bord geworfen, ſondern allein das Regierungs⸗ 
getreide, ſo wird, mag das Schiff auch tatſächlich leckgeſprungen ſein, 
die Erſatzleiſtung des fehlenden Reisquantums angeordnet.“ 

Die Haftpflicht endet, analog dem Beginn, mit dem Von⸗Bord⸗ 
Geben der Ladung. „Wenn die Seeſchiffe den Reis nach Tientſin 
transportiert haben und die Verladung in die Leichter beendet iſt, 
ſo beſteht zu den Sandſchiffen keine Beziehung mehr.“ 

In allen Fällen gilt aber die Auffaſſung, daß die eigentliche 
Haftung bei der Beamtenſchaft liegt. Trotzdem die Beamten den 
Seeſchiffer doch nicht beſtändig unter Augen hatten, wie bei dem 
Kanaltransport, wurde dies Prinzip ebenſo konſequent hier wie dort 
durchgeführt, wie es in folgendem Fall aus dem Jahre 1867 zu⸗ 
tage tritt: 

„Das Handelsſchiff des Ch’en Düan⸗mao aus der Proinz Chiang⸗ſu 
hatte eine Reisladung aus dem Kreiſe Wu⸗chiang zum Transport 
übernommen. Während der Reiſe nun haben die Matroſen diebiſcher⸗ 
weiſe Reis verkauft und den falſchen Bericht erſtattet, ſie ſeien einem 
Sturm begegnet. Die betreffenden Schiffer haben den Transport 
von Regierungsgetreide übernommen, und nachdem ihnen in über⸗ 
reichlichem Maße ihre Seefrachtgebühren gezahlt ſind, wagen ſie noch, 
ihren ſchlechten Neigungen zu folgen und Räubereien zu begehen! 
Der betreffende Generalgouverneur und der Gouverneur werden 
ihren Unterbehörden Anweiſung geben, auf das genaueſte die gericht⸗ 
liche Unterſuchung zu führen, dann nach dem Geſetz durch Thron⸗ 
bericht klarſtellen und zur Warnung beſtrafen. 

„Wenn die den Transport erledigenden Beamten rohe und das 
Geſetz nicht ſcheuende Schiffer allgemein in Dienſt nehmen, die ver⸗ 
antwortlichen privaten Unternehmer ſich allgemein ihrer Verpflichtung 
entziehen, ſo iſt das durchaus ein Nichterfüllen des Weſentlichen der 
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Geſchäfte. Die Namen dieſer Beamten ſind ſofort feſtzuſtellen, da⸗ 
mit ſie auf das ſtrengſte zur Anklage gebracht und beſtraft werden.“ 
Über dies Prinzip der Haftung für fremde Schuld, wie es das 


ganze Volksleben durchziehend auch in der freien Handelsſchiffahrt 


ſeiner Zeit zum Ausdruck kam, äußert ſich Hſieh Chan⸗wang folgender⸗ 
maßen: „Die Seeleute aus Cheè⸗chiang tun im Allgemeinen ruhig 
ihre Pflicht und liegen nicht dem Müßiggang ob. Auf jedem Schiff 
find annähernd 20 Mann, von denen jeder ſeinen langjährigen Dienſt 
tut. Ihre Sitten ſind anſtändig und ehrerbietig. Denn ſie ſind 
geboren und aufgewachſen am Strande der See, an Seefahrtsunter⸗ 
nehmungen ſind ſie gewöhnt als an etwas Alltägliches, ganz ſo, wie 
der Landmann ſeinen Ackerbau, der Bewohner des Gebirges das 
Holzſammeln betreibt. Dazu wählen die Schiffer allgemein nur 
vertrauenswürdige Leute für ihren Gebrauch, die Familie und Heim 
haben, und deren Vergangenheit klar und ſauber iſt. Wenn dann 


das ganze Schiff mit Kaufmannsgut im Werte von 5—6000 Tael, 
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wozu noch der Preis des Schiffes gleichfalls in Höhe von 5—6000 Tael. 
kommt, ſchweren Schaden nimmt, dann ſtehen ſie ſich ſtets gegen⸗ 
ſeitig mit vereinten Kräften und einmütig bei, den Schaden zu er⸗ 
ſetzen.“ An anderer Stelle jagt er noch ausdrücklich: „Im Als 
gemeinen iſt es ſo, daß jeder Schiffer mit ſeiner eigenen Familie 
aufkommt. Desgleichen ſind für die Steuerleute und Matroſen 


eines jeden eigene u und Verwandtſchaft Bürge, die ſich gegen⸗ 


ſeitig regieren 


Betrieb des Seetransports 
a) Verladebetrieb in Shanghai 


iber die hauptſächlich vorkommenden Schiffstypen macht Hſieh 
Chan⸗wang die treffende Bemerkung: „Das Meer iſt bei jeder Pro⸗ 
vinz nicht das gleiche und die Schiffstypen und Geräte ſind dem⸗ 
entſprechend verſchieden; überall gibt es feine Nuancen in den 
Regeln der Handhabung des Schiffes und in dem Verhältnis, in 
dem die Geräte dem Handgebrauch entſprechen, und kein Laie mag 
dabei Kenner fein, was wertlos und was wichtig iſt.“ 

Er beſchreibt weiter die beiden großen Unterſchiede in den 
Schiffstypen, wie ſie von der geographiſchen Beſchaffenheit der 
chineſiſchen Küſte bedingt ſind, nämlich der langgedehnten, flachen 
Sandküſte, die ſich mit Ausnahme des felſigen Teiles der Shan⸗ 
tung⸗Küſte von der Pangtſü⸗Mündung bis nach Niu⸗chuang erſtreckt, 
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und der zerriſſenen Steilküſte Südchinas. „Die Seeſchiffe aus 
Chiang⸗nan heißen Sandſchiffe, denn der Boden dieſer Schiffe iſt 
flach und breit, ſie können über die Sandbänke ſegeln und dort 
ankern. Auch wenn fie einmal etwas auf Grund geraten, iſt doch 
keine Gefahr vorhanden. Von den Sandkanälen! bis nach dem 
Bezirk Huai⸗an hin treiben ſie ſtändigen Handel mit Krabben, wes⸗ 
halb ſie auch mit den Tiefenverhältniſſen der Sandadern ſehr ver⸗ 
traut ſind. Ein Sandkanal iſt ein tiefer Graben inmitten einer 
Sandbank. 1% 

„Die Schiffe aus Cheè⸗chiang heißen Tan⸗Schiffe, auch San⸗pu⸗ 
hſiang?. Sie können gleichfalls über Sandbänke fahren, wagen 
aber doch nicht, flachen Stellen nahe zu kommen, weil ihr Schiffs⸗ 
körper ſchwerer iſt als der der Sandſchiffe. | 

„Bei den Seeſchiffen aus Fu⸗chien und Kuang«⸗tung jedoch iſt 
der Boden rund, das Deck liegt hoch. Unten ſind drei große Hölzer 
am Schiffsboden befeſtigt, man nennt fie „Drachenknochen'. Jedes⸗ 
mal, wenn fie auf eine flache Sandbank ſtoßen, bohren ſich die. 
Drachenknochen in den Sand ein. Auch wenn Wind und Strömung 
ungünſtig ſind, können ſie ganz unbeſorgt ſein. Denn wenn in der 
von ihnen befahrenen Südſee, wo die Felsriffe zahlreich und wirr 
durcheinander liegen, die Schiffe Drachenknochen führen, ſo Ae 
und wenden, eilen und entweichen ſie um ſo hurtiger. ® | 
Bei allen Transporten kamen die Sandſchiffe in erſter Linie in 
Betracht; im Durchſchnitt luden ſie wohl 500 Pikul Reis, wie aus 
den F un a rechnete man 1826, daß 


1 Damit iſt die südliche Küste des ße W die reich an ſolchen, 
auf — Sandkanal (sha-chiang) ausgehenden Ortsnamen iſt. | 
„Der Ausdruck San⸗pu⸗hſiang, als auf Schiffe angewandt, wie auch die 
Bezeichnung eines europäiſchen Segelſchiffes als Chia⸗pan⸗Schiff ſind immer noch 
nicht mit Sicherheit erklärt. Ich möchte der von Prof. de Groot ausgeſprochenen, 
Vermutung folgen, daß wir es bei dieſen ſeetechniſchen Ausdrücken mit malaiiſchen 
Lehnworten zu tun haben dürften. Beſonders das Wort Chia⸗pan, im Canton⸗ 
und Amöy⸗Dialekt Kappan lautend, kann ſehr wohl die Wiedergabe des Wortes 
kapal ſein; welches zur Bezeichnung eines Schiffes in europäiſchem Sinne ge⸗ 
brauchte Wort die Malgien ihrerſeits dem Eingeborenen der Koromandelküſte: 
entlehnten (S. Crawfurd, Dicty. o of ‚the. Indian Islands and adjacent 
countries, 1856, p. 219 ff.). Auch der Name Tan⸗Schiff weiſt nach dieſer Rich⸗ 
tung. Mit Tan bezeichnet der Chineſe die wührſcheinlich malaiiſche Urbevölkerung 
der Provinz Kuang⸗tung , die heute noch größtenteils als Bootsbevölkerung auf! 
den Flüſſen lebt „ sur a een var. sinol. 21, 
1902, P. 121% . h, n „ ee. ER ht . 
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mit dem erſten Transport an 500 000 Pikul befördert würden, was 
bei einer gecharterten Flotte von 1000 Sandſchiffen und einigen 
10 San⸗pu⸗hſiang als Durchſchnittsladung 500 Pikul ergäbe. Ob 
die gleichfalls häufig genannten Tung⸗wei⸗Schiffe, die Schiffe aus 
den Wei⸗Bezirken von Shan⸗tung (wie Wei⸗hai⸗wei, Ch' ing⸗hai⸗wei) 
einen beſonderen Typus bilden, läßt ſich nicht feſtſtellen, obwohl es 
bei den anders gearteten Küſten⸗ und Hafenverhältniſſen von Shan⸗ 
tung anzunehmen iſt. 

Mit Ausnahme der kurzen Zeit feiner Beſetzung (1853—1855) 
durch die Trias⸗ Rebellen! blieb Shanghai Verladungsort. Den 
Transport des dorthin abzuliefernden Getreides führten die einzelnen 
Bezirke ſelbſt aus. Dabei waren für die Behandlung des weißen 
Reiſes (pai⸗liang), der für den Hof, die hohen Würdenträger uſw. 
beſtimmt war, beſondere Vorſchriften erlaſſen. So wurde 1851 an⸗ 
geordnet, „daß die Unterbehörden mit Vorſicht guten Reis aus⸗ 
ſuchen und, wenn er verſandt wird, Leute aus vertrauenswürdigen 
Familien damit beauftragen, die in zuverläſſiger Weiſe Vorſicht üben, 
um ſo von vornherein ſich gegen Diebſtähle, Zugießen von Waſſer 
und ähnliche Betrügereien zu wahren. Je ein Pikul Reis wird 
immer in einem doppelten Hanfſack verpackt, der zugleich mit einer 
Einlage von zwei Bogen gelben Packpapieres verſehen iſt. Man 
bindet die Sacköffnung zu und verſieht ſie mit einem Siegel. Nach 
der Ankunft in Shanghai ſtellen die beſonders damit beauftragten 
Kommiſſionsbeamten dies durch Unterſuchung klar. Wenn das Siegel 
erbrochen iſt oder das gelbe Papier durchnäßt iſt, ſo daß bis auf 
ſheng und ko nicht das volle Quantum vorhanden iſt, erteilen ſie 
den Bezirken und Kreiſen Befehl zum Umtauſch des Reiſes.“ 

Die Verladung auf die Seeſchiffe erfolgte unter Kontrolle der 
Kommiſſion in Shanghai. Auch auf der Seereiſe wurde der weiße 
Reis beſonders berückſichtigt. „Da der weiße Reis von Natur zart 
und empfindlich iſt, ſich ſehr leicht erhitzt und die Farbe verändert, 
ſo werden bei jetziger Gelegenheit im voraus die breiten, großen 
Sandſchiffe beiſeite geſtellt, um gleich beim erſtenmal das geſamte 
Quantum zu verfrachten. Alle jene Handelsſchiffe müſſen auf jeden 
Fall die Säcke, in die der weiße Reis insgeſamt verpackt iſt, ordent⸗ 
lich im Schiffsraum aufſtapeln; der Reis darf nicht etwa in den 
Schiffsraum geſchüttet * denn dann verbreitet ſich die friſche 


1 Vgl. Meadows, The Chinese and their robellions, London 1856, 
451 fl. 
SAn11775 Jahrbuch XLV S. f 12 
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Luft nicht, und die feuchten Dünſte bewirken Schwarzwerden und 
Verderben 

Der gewöhnliche, zur Beſoldung der Truppen dienende Reis 
wurde natürlich in den Raum geſchüttet. Die zum Verſtauen dieſer 
Reisladung allgemein benötigten Matten, Bambusſtämme, Eiſen⸗ 
nägel, Luftröhren uſw. wurden den Schiffen von den Kreiſen und 
Bezirken mitgeliefert. Über jeden vollen Schiffsraum breitete man 
eine Lage Reisſtroh, um die feuchte Luft aufzunehmen. 

Auch nach der Verladung aus den Leichtern in die Seeſchiffe 
war es nötig, von Zeit zu Zeit Unterſuchungen vorzunehmen, „um 
zu verhindern, daß die betreffenden Schiffe heimlich Reis verkaufen 
und den bereits eingeladenen Reis wieder an die Leichter verteilen 
und was dergleichen Betrügereien mehr ſind“ (hui⸗tien). 

Eine weitere, ſchon beim Kanaltransport angewandte Vorſichts⸗ 
maßregel waren die Reisproben. Jedem Schiff wurde aus feiner 
Reisladung ein Tou entnommen, in eine Holzröhre verpackt, verſiegelt 
und den Schiffen mit nach Tientſin gegeben. Da ſich jedoch in der 
feſtverſchloſſenen Bambusröhre die Reisqualität bis zur Ankunft in 
Tientſin leicht veränderte, wurde 1848 die Verwendung von Hanf⸗ 
ſäcken angeordnet. Seit demſelben Jahre mußten die Kreiſe auch 
die beim Laden und Löſchen gebrauchten Getreidemaße ſelbſt mit- 
liefern. Sie wurden mit dem eiſernen Modell, das vom Finanz⸗ 
miniſterium ausgeteilt war, auf dem Schatzamt in Shanghai ver⸗ 
glichen und mit eingebranntem Stempel den Schiffen mitgegeben 
Die Kommiſſion ihrerſeits nahm bei ihrer Überſiedelung nach Tientſin 
das eiſerne Modell mit und erſuchte den mit der Reiskontrolle 
beauftragten Würdenträger, es mit dem in Tientſin vorhandenen 
eiſernen Modell und mit den hölzernen Maßen der Speicher zu ver⸗ 
gleichen. 

Jedem Schiff mußten 1—2 Maße für den Bedarf beim Löſchen 

in Tientſin mitgegeben werden. Nach Übernahme der Ladung ſtellte 
der Schiffer eine ſchriftliche Bürgſchaft aus, die zu den Akten ge⸗ 
nommen wurde. Zu unterſcheiden war die eigentliche Ladung zu 
acht Zehnteln des Schiffsraumes und die zu zwei Zehnteln geſtattete 
zollfreie Güterladung. Über erſtere ſtellte die Behörde ein Zertifikat 
in dreifacher Ausfertigung aus, wovon eines ſpäter in Tientſin dem 
Schiffer ausgehändigt wurde. Kam es vor, daß die Schiffer für die 
zwei Zehntel des Raumes keine Güterladung bekamen, ſo mußten 
ſie noch Reis hinzuladen, worüber dann dem Hauptzertifikat ein be⸗ 


ſonderer, durch Siegel des Transportchefs beglaubigter Schein mit 
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der Erklärung der Herkunft des hinzugeladenen Reisquantums bei⸗ 
gefügt wurde. 


Zur Vervollſtändigung führte die Behörde in Shanghai ein be⸗ 
ſonderes Regiſter der Schiffer, die Reis hinzugeladen hatten, ihrer 
urſprünglichen Reisladung und des hinzugefügten Reisquantums und 
des Herkunftsortes beider Poſten. 

Über die allgemeine Zahl der Reisladezertifikate der Schiffe 
wurde eine beſondere Erläuterungsliſte aufgeſtellt und durch Eil⸗ 
bericht der Speicherverwaltung und dem mit der Nelskonttole be⸗ 


auftragten Großwürdenträger mitgeteilt. 


Kehrten die Schiffe von ihrem erſten Transport wieder nach 
Shanghai zurück, um zum zweitenmal Reis zu laden, ſo ſah man, 
um ſchneller fertig zu werden, von der früheren Einteilung ab. 


b) Seereiſe nach Tientſin 8 
Die in den ſhih⸗li ohne Angabe eines Datums gegebene ein⸗ 


gehende Schilderung des Seeweges, den die Reistransporte nahmen, 


bringt T'ao Chu (ſiehe Einleitung) in feinem Aufſatz in gleichem 
Wortlaut; demnach iſt dieſe Route ſchon zu Anfang des vorigen 
Jahrhunderts von den Handelsſchiffen geſegelt, wie es auch in der 


Beſchreibung ſelbſt heißt: „Dies iſt der allgemein feſtſtehende Kompaß⸗ 


kurs, den die Handelsſchiffe auf ihren Reiſen nach dem Norden 
nehmen“, d. h. wenn ſie die alte Route nach den Häfen der Man⸗ 
dſchurei ſegeln. 

Auf dieſem nach chineſiſcher Rechnung 4000 Li langen, in ſechs 


Etappen geteilten Seewege von Shanghai bis Tientſin nahmen die 
Reisflotten von der Pangtſü⸗Mündung aus ihren Kurs direkt auf 


Kap Shantung (Ch'eng⸗ſhan), indem ſie öſtlich um den Ta⸗ſha, die 
große Sandbank vor der alten Huang⸗ho⸗Mündung, herumſegelten, 
unter ſtändiger Anwendung von Lot und Kompaß. Meiſt wurden 
die Häfen von Shih⸗tao und Li⸗tao angelaufen, und nach der Um: 
ſegelung von Kap Shantung machte die Flotte noch einmal bei dem 
Miao⸗tao halt, um dann in durchgehender Fahrt die Reiſe bis Taku 
au vollenden. 

Die ſehr genau beſchriebene Seeroute in der großen Enzyklopädie 
Tu⸗ſhu⸗chi⸗ch eng (1725) aber läßt die Reisflotten von Huai⸗an⸗fu 
den Huang⸗ho hinab und immer ängſtlich an der Küſte entlang bis 
Taku ſegeln. Die dort gegebene Etappeneinteilung richtet ſich nach 
der günſtigſtenfalls an einem Tage zu durchſegelnden Strecke, und 
ſo ſind auch die zahlreich vorgeſehenen Fälle zu erklären, daß der 
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angegebene Hafen der betreffenden Etappe überfüllt ſein könne: mit 
Anbruch der Nacht ſuchten alle in Fahrt befindlichen Schiffe den 
nächſten Hafen auf. Ich vermute, daß dieſe Route auf ein erheblich 
älteres Stadium der Schiffahrtsentwicklung zurückgeht, ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich auf die Müan⸗Zeit (13. Jahrhundert). 

Den Konvoi, der auf dieſer Seereiſe den Reisflotten mitgegeben 
werden mußte, konnte man den Marineſtationen der einzelnen Pro⸗ 
vinzen übertragen. Dafür wurde 1825 folgendes Reglement erlaſſen: 


Kreuz: und Wachtdienſtbeſtimmungen 

„Der Kreuz⸗ und Wachtdienſt der Kriegsſchiffe der Provinz 
Shan⸗tung wurde bisher in der Weiſe gehandhabt, daß die Schiffe 
im 3. Monat in See gingen und im 9. Monat von ihren Wacht⸗ 
poſten zurückgezogen wurden. Hinſichtlich des diesmaligen Konvoi 
der Getreideſchiffe empfangen ſie ſämtlich amtliche Mitteilung von 
Chiang⸗nan, auf welche Zeit die Abfahrt der Getreideſchiffe feſt⸗ 
geſetzt iſt. Dies wird im voraus mitgeteilt. Die Kriegsſchiffe der 
drei Stationen Süd, Nord und Oſt nehmen nach Eintritt der Frühlings⸗ 
wärme des nächſten Jahres ſofort ihre Mannſchaft an Bord und 
gehen zur Krenz⸗ und Unterſuchungsfahrt in See. Es iſt nicht nötig, 
ſich dabei unbedingt an die Termine des 3. und 9. Monats zu 
halten. 

Der Seeabſchnitt der Provinz Shan⸗tung erſtreckt ſich von 
Hing⸗yu⸗men im Süden als Eingang des Gebietes bis zum Taku⸗ho, 
Kreis Yen⸗ſhan, Provinz Chih⸗li im Norden als Ausgang des Ge⸗ 
bietes. Die Kriegsſchiffe der drei Stationen, die den Kreuz⸗ und 
Wachtdienſt verſehen, werden je nach dem betreffenden Amts⸗See⸗ 
abſchnitt entſandt, um hin und her (wörtlich: wie ein Weberſchiffchen 


beim Weben) zu kreuzen und Unterſuchungen vorzunehmen und ſich 


miteinander beim Konvoi abzulöſen. Da die Transportſchiffe mit 


dem ſüdlichen Reis vom Wu⸗ſung⸗Fluß aus in See gehen, müſſen 


ſie natürlich der Wu⸗tao⸗Sandbank ausweichen und im Bogen herum 
in den Ozean hinausſegeln, jo daß ſie auf ihrer Reiſe Hing⸗yu⸗men 
nicht berühren. Jedoch iſt Ying⸗yu⸗men die ſehr wichtige Stelle, 
wo man in das Gebiet des Oſtſeeſchutzes kommt; die Kriegsſchiffe 
der Südſtation, die dort Dienſt tun, ſollen wie bisher bis in das 
Nachbargebiet von Hing⸗yu⸗men freien) damit der Wache 5 
jeder Richtung hin vollkommen ſei. 

„Auf dem Seeweg, den die Transporte mehere Ru die Inſeln, 
bei denen ſie ankern oder einen Hafen anlaufen können, zumeiſt von 
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einer dichten Bevölkerung bewohnt, und es läßt ſich kaum verhüten, 
daß nicht lichtſcheues Räubergeſindel in zuchtloſer Weiſe allerlei Be⸗ 
gierden hegt. Deshalb hat der Brigadekommandant von Teng⸗chou 
noch vor Ankunft der Transporte die ganz wichtigen Inſeln aus⸗ 
zuſondern und von den Armeelagern noch beſonders Leutnants und 
Sergeanten mit einigen Soldaten, etwa 10 Mann und mehr, an 
Ort und Stelle abzukommandieren. Die Zahl der Soldaten beſtimmt 
ſich nach der Größe der Inſeln. Sie werden je an den wichtigen 
Engen ſtationiert, um ſtrenge und eingehende Unterſuchungen vor⸗ 
zunehmen, und etwaiges Räubergeſindel ſofort zu verhaften. 

„Auf den Inſeln längs der See haben die Fiſcherfahrzeuge den 
feſtgeſetzten Beſtimmungen abſolut Folge zu leiſten. Wird ein Schiff 
gebaut, ſo erſtatten ſie Meldung. Man ſtellt dann die Fiſcherpartie 
(chia), ihre Familien und Nachbarn als Bürgſchaft feſt. Dann wird 
die Marke eingebrannt und ein Zertifikat ausgeſtellt, worin Alter, 
Ausſehen, Heimatort (= Regiſter) klar aufgeführt find. 10 Fahrzeuge 
ſind zu einer Partie verbunden. Der Stationshafen prüft das 
Zertifikat und erteilt eine Nummer. Nun exit darf. das Schiff aus⸗ 
und einfahren !. 

„Die entlang der See errichteten Batterien und Wachttürme 
find 20—30 Li, einige jedoch bis 60 und 70 Li voneinander ent⸗ 
fernt. Wenn man dann nur 3—5 Soldaten dorthin abkommandiert, 
ſo genügt es durchaus nicht, um eine fortgeſetzte Verbindung herzu⸗ 
ſtellen. Es wird deshalb befohlen, daß ſämtliche Bezirke und Kreiſe 
längs der See in der Mitte zwiſchen verhältnismäßig weit von⸗ 
einander entfernten Batterien und Wachttürmen ein bis zwei Wacht⸗ 
häuſer errichten und etwa 5 tüchtige Dienſtleute dahin abordnen. 
Außerdem werden von dem Lager 3 Soldaten an Ort und Stelle 


1 Dieſe Verordnung geht zurück auf eine ältere Beſtimmung des Strafe 
geſetzbuches Ta Ch'ing lü⸗li, Kap. 20: „Wenn Fahrzeuge auf See hinausfahren, 
verbinden ſich 10 Schiffe zu einer Gruppe (chia) und ſetzen eine ſchriftliche, ſie 
gemeinſam bindende Bürgſchaft auf. Begeht ein Schiff dann Räubereien, ſo 
find die übrigen Schiffe miteinander ſtrafſchuldig. Von den übrigen Schiffen 
kann aber das, welches den Kopf des Schiffers, der die Räubereien begangen 
hat, faßt und den Behörden ausliefert, ſtraffrei ausgehen. Wenn ſie zum erſten 
Male den Hafen verlaſſen, muß ihnen in dem Stationshafen eine Nummer er⸗ 
teilt werden 

Hinfichtlich erwähnter Gruppen unter den Fiſchern ließe ſich wohl ver⸗ 
vermuten, daß fie im Grunde wirtſchaftliche Genoſſenſchaften darſtellten und die 
gegenſeitige überwachung und Bürgſchaft des „ als ein erſt . 
von der Regierung hineingetragenes Moment anzuſehen wäre. 
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abkommandiert, um dort den Patrouillen⸗ und Wachtdienſt zu ver⸗ 
ſehen; ſo iſt zu rechnen, daß mit den Wachtſoldaten in den Batterien 
und Wachttürmen eine Verbindung auf Rufnähe hergeſtellt wird. 


Außerdem haben die beiden Lager Wu⸗ting und An⸗tung der Brigade 


Yen⸗chou ebenfalls Hafen und Seeküſte. Hierfür aber hatten bisher 
die Marinetruppen in dem Seeabſchnitt gewöhnlich keinen beſonderen 
Dienſtauftrag bekommen. Der Brigadekommandant von Teng⸗chou 
hat deshalb bei kommendem Termin Truppen dorthin abzukommandieren, 
die vereint mit den Armeetruppen in den Häfen und an der Küſte 
ſcharfe und eingehende Unterſuchungen vornehmen, damit alles voll⸗ 
ſtändig ſei.“ 

Als Beſtand vorerwähnter 3 Stationen waren vorgeſehen an 
Angriffs⸗ und Verteidigungstruppen 535 Mann, 10 Kriegsſchiffe, 
2 Kreuzer; davon hatte die Südſtation Chiao⸗chou das Kriegsſchiff Nr. 2, 
die Nordſtation Teng⸗chou die Kriegsſchiffe Nr. 8 und Nr. 10, fo 
daß für die gefährliche Oſtſtation Ch'eng⸗ſhan die meiſten Fahrzeuge 


blieben. Für die reparaturbedürftigen Schiffe wurden bis zu ihrer 


Inſtandſetzung große Handelsſchiffe gechartert, beſchädigte oder zer⸗ 
fallene Batterien und Wachttürme wurden wiederhergeſtellt. 


Bis in die Gewäſſer von Shan⸗tung übernahmen den Konvoi 


der Reisſchiffe die Provinzialflotten von Chè⸗chiang und Chiang⸗ſu. 
Die Kommandeure der Flotte erhielten zu dieſem Zweck vor Aus⸗ 
reiſe der Transporte Mitteilung von ſeiten der Gouverneure. Die 
Flotte von Chè⸗chiang ſtationierte Wachtſchiffe in der Gegend von 
Chao⸗pao⸗ſhan und bei den Chen⸗ch'ien⸗Inſeln vor Chen⸗ hai, während 
Chiang⸗ſu ſeinerſeits ſolche in die Nähe der Inſeln Ta⸗ und Hſiao⸗ 
vang⸗ſhan ausſandte. Die Schiffe von Che-dhiang trafen auf die 
Poſten von Chiang⸗ſu bei Ma⸗chi⸗ſhan, während der Bezirk von 
Shan⸗tung bei Ying⸗yu⸗men im Norden begann. Für die Seereiſe 
nach Tientſin wurden an Bord der Reisſchiffe ſelbſt zwei höhere 
Flottenoffiziere abkommandiert, doch ſah man ſeit 1855 der hiermit 
verbundenen Ausgaben und Unzuträglichkeiten wegen davon ab. 
Daß die Sorge um die Sicherheit der Reisflotten nur zu be⸗ 
gründet war, zeigen die ſeit 1855 in den Edikten beginnenden, immer⸗ 
fort wiederholten Klagen über die Seeräuberplage in den Gewäſſern 


von Shan⸗tung. Es war nicht möglich, ſie zu beſeitigen; die Regierung 


war von dem Entſcheidungskampf mit den T'ai⸗p'ing zu ſehr in An⸗ 
ſpruch genommen. Beſonders litt der erſte Transport im Früh⸗ 
jahr 1855. „Das Transportſchiff aus Chiang⸗ſu, Sun Te⸗mao 
(= Name des Schiffers) und das Transportſchiff aus Cheè⸗chiang, 
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Ch'eng Pao⸗an, ſind am 25. des 2. Monats in den Gewäſſern 
ſüdlich der Shih⸗tao durch Piraten an Geld, Reis und Gütern aus⸗ 
geplündert. Die beiden Transportſchiffe aus Chiang⸗ſu, Sung 
Yüan⸗ch ang und Chang Hſieh⸗lung, die ſchon zuvor ausgeraubt 
worden waren, ſind wiederum am 29. d. M. von den Piraten inner⸗ 
halb der Inſeln zurückgehalten, von ihnen wurde Geld erpreßt, und 
ihre Schiffe verkauften die Piraten. Außerdem gerieten einige 10 
und mehr Schiffe aus den Wei, die Bohnen geladen hatten, mit⸗ 
einander in Gefangenſchaft und Not.“ Eine ſtarke Verluſtliſte für 
einen Monat! „Wenn die Seetransporte, fährt das Edikt fort, 
„die die feſten Lieferungen an die kaiſerlichen Speicher bilden, ſofort 
bei ihrem Eintritt in das Gebiet von Shan⸗tung ausgeplündert 
werden und keines von den Kriegsſchiffen der betreffenden Provinz 


ſehen, die mit Verteidigung und Konvoi beauftragt ſind, während 


die Piraten furchtlos weit und breit umherſtreichen, ſo iſt das zuviel 
für unſeren Schmerz und unſer Mißvergnügen!“ Die Beamten ver⸗ 
loren ihre Rangknöpfe, das Übel aber blieb beſtehen. Auch eine 
gegen Ende des Jahres vorbereitete Expedition gegen die Piraten, 
mit Freiwilligen und gecharterten Fiſcherfahrzeugen, die man mit 
Militär bemannte, blieb, wenn ſie überhaupt ausgeführt wurde, 
wirkungslos. Da die Regierung nicht imſtande war, durchgreifende 
Maßnahmen auszuführen, tat ſich die Kaufmannſchaft von Shanghai 
und Ningpo zuſammen und half ſich aus eigenen Mitteln. Die 
Regierung in Peking konnte nur erleichtert ihre Beiſtimmung aus⸗ 
ſprechen. „. .. Jetzt haben wir von Ho Chu⸗ch'ing Bericht erhalten, 
daß in der Provinz Cheé⸗chiang die Kaufmannſchaft von Ningpo einen 
Dampfer gekauft hat der periodiſch in See geht und die Piraten 
gefangen nimmt. Das heißt wirklich Tatkraft beſitzen! Jetzt haben 
die Kaufleute von Shanghai gleichfalls einen Dampfer gekauft und 
erſuchen, daß er mit dem Dampfer der Ningpo⸗ Kaufleute im kommenden 
Jahr auf Kreuzfahrt in die ſüdöſtlichen Gewäſſer gehen dürfe, und 
zwar ſo, daß der eine die von Süden kommenden Piratenſchiffe ab⸗ 
fängt, der andere die Getreidetransportſchiffe auf ihrer Fahrt nach 
Norden begleitet ...“ Außerdem charterten die Kaufleute aus frei⸗ 
willigen Beiſteuern noch 20 Fiſcherfahrzeuge, die in der Yangtjü- 
Mündung ſtationiert wurden und den Wachtdienſt verſahen. Aber 
noch 1858 und 1859 kamen die Seeräuber von der Küſte von 
Fu⸗chien und Kuang⸗tung beſtändig nach Norden; die Dampfer der 
Kaufleute mußten die Regierungstransporte bis Shih⸗tao begleiten, 
denn die Kriegsſchiffe von Shantung reichten nicht zum Schutze aus. 
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c) Löſchbetrieb in Tientſin 8 
Nach Ankunft in der Pai⸗ho⸗Mündung wurde vorerſt 1 0 5 fin 
e Waffenkontrolle und Unterſuchung NN, 1 1 
wicht. So wurde noch 1865 angeordnet, „daß der Brigade dome 
und der Taotai von Tientſin nebſt den die Oberleitung küren 
Beamten, wenn die Sandſchiffe in den Hafen einlaufen und die 
Waffenkontrolle vorgenommen wird, nach jeder Richtung Nach⸗ 
forſchungen anſtellen, ob ſie nicht die leiſeſte Spur von Räuber⸗ 
geſindel an Bord haben. Sie werden auf keinen Fall geſtatten, daß 
die Matroſen uſw. ſich ohne Grund an Land begeben und dort 
müßigerweiſe oder zum Vergnügen Tumulte erregen. Die Matroſen, 
welche die Sandſchiffe noch außerhalb angeheuert haben, und die noch 2 
nicht in die Päſſe eingetragen find, ſollen ruhig im Seehafen (das 
iſt Taku) untergebracht werden und erſt wenn die betreffenden Schiffe 
nach dem Löſchen wieder in See gehen, mit zurückgenommen werden.“ . 
Nach dieſer erſten Unterſuchung begann bie Flußfahrt ſtromauf. 2 
Für die Regelung dieſes Betriebes beſtand die Verordnung von 18252 
| „Nach Einlaufen der Sandſchiffe in den Seehafen von Tientſin be 
1 trägt die Flußetappe bis zum Orte Shang⸗yüan 180 Li, und zwar 
. gegen die Strömung. Jedes Schiff braucht ungefähr 15 Treidel⸗ 1 
Bi leute; da man auf 1600 Sandſchiffe rechnet, dürften annähernd an 
Treidelleuten 24000 Mann erforderlich ſein. Den Tagesmarſch zu 
50 Li gerechnet, ſind 4 Tage für den Marſch einzuteilen. Bei 
einem Tagelohn von 80 Caſh pro Mann find über 7600 Schnüre 
zu 1000 Caſh nötig. Die Ausreiſe in See geſchieht mit der Strömung, 2) 
und es iſt nicht nötig, noch obendrein zu treideln ...“ f 
| Später im Jahre anlangende Schiffe mußten, wie es zum Bei⸗ 
ſpiel bei dem außerordentlichen Transport von 1859 vorkam, des 
Eiſes wegen! den Winter über in Taku liegen bleiben und gingen 
dann erſt nach Aufbruch des Eiſes ſtromauf zum Löſchen. * 
Zur Überwachung und polizeilichen Aufſicht auf der Strecke von 
Taku bis Tientſin waren längs des Fluſſes Militärpoſten eingerichtet, 
hauptſächlich, um die beladenen Schiffe vorwärts zu treiben und die 
leer zurückkommenden ſchleunigſt ſtromab zu ſchicken. Denn auf dem 
engen, gewundenen Fluß bedeutet jeder Aufenthalt von Schiffen ein 
Verkehrshindernis. Für den in den ſechziger Jahren ſich entwickelnden | 
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fremden Dampferverkehr bildeten dieſe Hunderte von einheimiſchen 
Segelſchiffen immer eine fertile cause of mischief i, und die Regierung 
mußte nachdrücklich anordnen, „daß die fremden Handelsdampfer vor⸗ 


ſichtig zu verholen haben, damit die Sandſchiffe nicht Havarie leiden“. 


Seit 1868 beſtand auch, wie ſchon erwähnt, eine beſondere Kommiſſion 
in Taku zur Regelung der häufigen Schiffsunfälle auf dieſer Fluß⸗ 
ſtrecke. Die notwendige Hafenordnung für das Ankern und Feſt⸗ 
machen der Transportflotte, die meiſt 5—800 Schiffe und mehr 
umfaßte, war in folgendem gegeben: „Bei dem vor dem Oſttor von 
Tientſin gelegenen Lung⸗wang⸗miao (Tempel des Drachenkönigs) 
iſt der Flußlauf beengt und nimmt nur unter Schwierigkeiten eine 


große Zahl von Schiffen auf. Jedoch über 6 Li ſtromab, bei dem 


Orte Shang⸗püan, iſt das Flußbett breit, und find die Sandſchiffe 


hierher gelangt, ſo gehen ſie, aber nur längs des einen Ufers, vor 


Anker, um der Reihe nach zu verladen; die leeren Schiffe, die ihre 
Verladung beendet haben, ſollen ſolbrt auf Umwegen zurückgehen 
und an einer beſonders ausgewählten breiten Stelle ankern, um 


dann mit der Strömung zurück unter Segel zu gehen, ſo daß die 


hinteren beladenen Schiffe gleichfalls der Reihe nach vorrücken und 
verladen. Sie dürfen dabei nicht den vorderen zuvorkommen wollen 
oder die hinteren zurückdrängen, das würde nur zu Ausbruch von 
Streitigkeiten führen. 

„Die die Ladung übernehmenden Leichter (po⸗ch'uan) find gleich⸗ 
falls in Flotten eingeteilt und nach Zahl beſtimmt. Sie liegen in 
der ganzen Gegend vom Lung⸗wang⸗miao bis Shang⸗yüan an dem 
den Sandſchiffen gegenüberliegenden Ufer in Reihen angeordnet. Iſt 
die Verladung in eine Flotte beendet, ſo geht dieſe ſofort unter 
Bewachung nach der Flußſtrecke oberhalb vom Lung⸗wang⸗miao, um 
dort vor Anker auf den Beginn der Fahrt zu warten. Die noch 
leeren Fahrzeuge rücken gleichfalls der Reihe nach zum Einladen vor. 
Immer wird eine Folge in ununterbrochenen Reihe angeſtrebt, da⸗ 
mit nicht die einen ſich gegen die anderen drängen und auf keinen 
Fall die Reihe dazwiſchen abgebrochen wird und ſo Aufenthalt und 
Verzögerungen vermieden werden.“ 

1870 wurde der Ankerplatz der Reisflotten wegen des ſtarken 
fremden Dampferverkehrs weiter ſtromauf, oberhalb vom (Feng⸗ 
ſhen⸗miao (Tempel des Sturmgottes), verlegt. 

Die Provinz Chih⸗li verfügte über einen eigenen Beſtand von 


So Augenzeuge Mayers, a. a. O. S. 467. 
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2500 Leichtern (kuan⸗po⸗ch'uan), wovon 1500 Fahrzeuge beim Löſchen 
der Seetransporte in Tientſin Verwendung fanden. Außerdem 
wurden meiſt noch an 500 private Leichter (min⸗po⸗ch'uan) von 
mindeſtens 240 Pikul Ladefähigkeit gechartert. Jeder Leichter wird 
von einem Schiffer und vier Matroſen geführt. Die Frachtrate be⸗ 
rechnete man nach dem verladenen Reisquantum folgendermaßen: 


(1825) Regierungsleichter 
Fracht von Tientſin bis . abgelöſter Soldreis pro 

0 l...... ĩðâ i ee an a 7,0953 Tael 
Hilf zzuſchh hh a an 1,25 = 


Se. 8,3455 Tael 
Da aber Segelſchiffe in Shang⸗yüan löſchen, das 42 Li von | 
Tientſin entfernt, wird im Verhältnis zur Strecke Tientſin⸗ 
T'ung⸗chou (284 Li) ein Zuſchlag von 15 % gezahlt.. 1,2518 Tael 
Se. 9,5973 Tael 


Privatleichter 
Fracht uſw. pro 100 Pi kununu. 9,5955 Tael 
Zuſchlag von 15% (ſ. oben 14393 = 
Se. 11,0348 Tael 
1,15 Pikul Proviantreis, abgelöſt mitt 1,61 = 


Se. 12,6448 Tael 


Dieſer Poſten Proviantreis wurde ſpäter nicht abgelöſt. Aus 
demſelben Prinzip, das dem Schwundreis der Seeſchiffe zugrunde 
lag, wurde 1853 angeordnet: „der den Schiffern nach Übernahme 
der Ladung in Tientſin gegebene Proviantreis ſoll beſonders in 
einem Schiffsraum aufbewahrt werden, um, falls ſich nach der An⸗ 
kunft in T'ung⸗chou Fehlbetrag im Transportreis ergibt, mit dieſem 
Proviantreis Erſatz zu leiſten.“ 

Die Frachtraten bleiben im großen und ganzen bis 1870 die 
gleichen: 

1849 werden 12,64 Tael bezahlt, ob ſowohl an Regierungs⸗ wie Brivatleiter 
geht nicht klar hervor. 

1852 und 1853 werden die gleichen Betrage wie 1825 angeordnet. 

1858 werden „wie beim vorigen Mal“ an Fracht und vermiſchten Ausgaben 


gezahlt an 
Regierungsleichteeer 8,4473 Tael 
Privatleichtee rr 9,8848 | 
1871 wird auf Antrag Li Hung⸗chang's die Frachtrate der Leichter pro 100 A 
um 5 Tael erhöht. 


Bei den durchgängig höher bezahlten Privatfahrzeugen fielen 
dafür auch die nach Jahren geftaffelten Reparaturzuſchläge fort. 
Die Regierungsleichter erhielten jährlich eine Zulage von 5 Tael 
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für Olen und Kalfatern, alle 3 Jahre eine ſolche von 20 Tael für 


kleine Reparaturen. Für größere Reparaturen älterer Fahrzeuge 


wurden höchſtens 30 Tael bewilligt, andernfalls wurde das Schiff 
außer Dienſt geſtellt. Als Dienſtzeit eines Leichters rechnete man 
15 Jahre. Reparaturen mußten während des Winters eee 
und bis 15. des zweiten Monats erledigt ſein. 

Beiden Kategorien von Leichtern wurde bis 1853, falls ſch die 
Ankunft der Seeſchiffe um mehr als 10 Tage verzögerte, unter 


Anſetzung von 5 Mann pro Schiff täglich 0,25 Tael Wartegeld 


gezahlt. 

Für den Transport von 1826 im Umfange von 1 6—1, 7 Millionen 
Pikul waren demnach für Leichterverſchiffung nach Dung⸗ chou an 
170 000 Tael auszuwerfen. Der Leichterführer erhielt ſieben Zehntel 


der Frachtrate nach Übernahme der Ladung, die reſtlichen drei Zehntel 
wurden erſt nach fehlerloſer Ablieferung in T'ung⸗chou ausgehändigt. 


Eine Verordnung von 1855 befiehlt aufs neue dieſe ratenweiſe Zahlung 
und gibt noch dafür den typiſchen Grund an: „Die Schiffer auf 
den Regierungsleichtern haben abſolut keine perſönliche Familie, ſo 


daß, wenn es zu nr kommt, eine Verſchleppung der 
Angelegenheit zu befürchten iſt.“ Zur Aufſicht und Bürgſchaft 


für etwaige Betrügereien ſtellten je 10 Leichter durch Wahl aus 
ihrer Mitte einen Aufſeher, je 50—100 * je nach der Größe 
der Flotten, einen Oberaufſeher auf. | 

Neben dieſem ift beim Löſchen der Schiffe eine wichtige Perſon 
der Unternehmer (Ching⸗chi, Regler, Anordner uſw.), deſſen Stellung 
der des Stauermeiſters unſerer Häfen in einiger Hinſicht nicht un⸗ 


ähnlich iſt. Dieſe privaten Unternehmer im Dienſte der Regierung, 


von denen etwa 100 an den Speichern in T'ung⸗chou angeſtellt 
waren, übernahmen den Schiffstransport dorthin, brachten zum 
Löſchen der Seeſchiffe die nötigen Arbeiter mit, worum ſich die 
Schiffer vom Seetransport nicht zu kümmern brauchten, und waren 
für eine wohlbehaltene Ankunft des Transportgetreides in T'ung⸗ 
chou mit verantwortlich. Dieſe Unternehmer bewährten ſich; denn 
1869 wurde die bis dahin mitgegebene militäriſche Bewachung auf 
Vorſchlag der Behörden in Tientſin abgeſchafft und der Transport 
allein den Unternehmern und ihrem Perſonal e Sie 
ſtanden 1825 in folgendem Lohnverhältnis: | 


Für 100 Pikul von Tientſin nach Tungeöny een wee 
wurde bezahlt: 
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4 Abgelöſter Nahrungareid . 2... u Wehe 4 —925 0 nn 
1 Zuſchlag für Entfernung Shang⸗hüan⸗Tientſin in Höhe von 15 % 375 E 
Se. 
Kozerh⸗ch ien⸗Zulage ()))) 28 RR. hr 
en Se. 
* Letztere Zulage wurde 1858 auf 2 Tael herabgeſetzt. 


Die Seeſchiffe nun übergaben ſofort am Tage ihrer 2 Ankunft 

die mitgebrachten Reisproben den aus der Provinz zur Tientfi ſin⸗ 

Kommiſſion entſandten Beamten, welche ſie dem mit der Reiskont rolle, 

3 beauftragten Würdenträger einreichten. Nach der Unterſuchung be⸗ 
. gann ſofort in großer Eile das Löſchen, denn die Handelsſch c ife 
mußten noch die Jahreszeit, den periodiſchen Wind ausnu zen 
können. 
1 Das täglich zu löſchende Quantum ſollte eigentlich 40 000 Pikul 
BR betragen, fo viel etwa faßten 160 Leichter, die anfänglich eine Flotte te 
MY einen Transport bildeten. Aber zumeiſt, wie auch ſchon 1826, brachte 
* man es nur auf 35000 Pikul und weniger noch, jo daß kleir ere 
4 Leichterflotten von 100 Fahrzeugen zuſammengeſtellt wurden. Auch 
I dieſe teilte man noch, als im Jahre 1865 Mangel an Leichterſchiffs⸗ 
raum eintrat, in Gruppen von je 50 Fahrzeugen. Jede ſol che 
Gruppe verlud rund 9200 Pikul. Bei dieſer Einteilung blieb man 
in der Folge; jeder Leichter führte eine Flagge, auf die Gruppen⸗ 
nummer, Schiffsnummer und Name des Schiffers deutlich sera) ‚a 
jein mußten. 
Beim Löſchen wurde der Reis vermeſſen, nicht abgewogen; daf ür 
waren 100 Getreidemaße zu je 1 Hu (10,31 1) bereitgeſtellt. Die 
Sorge für deren Beſchaffung, Vergleich mit dem auf dem Schatz mt 
in Tientſin aufbewahrten Eiſenmodell und Einbrennen des Stem; pel, 8 
lag bei der Speicherverwaltung, die auch jedesmal nach Beendigung 
des Löſchens dem Miniſterium über die Maße Bericht zu erſta tten 
hatte. Sie wurden ſeit 1848 von den Getreide liefernden Provin; en 
ſelbſt beſchafft. Als Beſtand an Hanfſäcken wurden 280 000 6 Stüc 
geführt !. 
Für derartig große Reismaſſen, wie der Seetrans pen ſie 
brachte, reichten in Tientſin die vorhandenen Speicher und Ber 
De, nicht aus, da dieſe auf die nach und nach b an⸗ 


. 


1 Nach einer Verordnung von 1859 lieferte der Bezirk Bav-ting 1 8 
leinwand. Daſelbſt ſcheint dieſe Induſtrie heute verſchwunden zu ſein. Dal. 
Hauer, Die Erzeugniſſe der Provinz Tſchili, in Mitteil. des Sem. für Oris iu 
Sprachen, Bd. 11, Berlin 1908, S. 226. En. | 
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langenden Kanalflotten eingerichtet waren. So wurden die Trans⸗ 


porte geteilt: Die eine Hälfte ging mittels Leichtertransportes direkt 


nach T'ung⸗chou, die andere wurde in Tempeln, Speichern, ſowie 
beſonders erbauten, überdachten Umfriedungen vorerſt untergebracht. 
Später, zum Beiſpiel 1873, als ſchon Dampfer teilweiſe den Trans⸗ 
port ausführten, ſah man ſich infolge ihrer ſchnell aufeinander⸗ 
folgenden Ankunftstermine zu demſelben Aushilfsmittel genötigt. 

Dem weißen Reis wurde wieder beſondere Sorge zugewandt. 
Nach der Ankunft in Tientſin erfolgte eine genaue Unterſuchung 
ſeiner Qualität, dann wurde ex beſonders an Land gelöſcht, bis ihn 


ſpezielle Privatleichter nach T'ung⸗chou weitertransportierten. 


Für die Behandlung der übrigen Reisladung galt folgende 
Vorſchrift: War in der Ladung naſſer Reis vorhanden, „ſo werden 
die Quantitäten deutlich notiert, von dem übrigen getrennt an der 
Luft getrocknet und auf dem Speicher aufbewahrt oder auch vorerſt 
zur Verteilung zuſammengeſchüttet. Der in dieſen Beſtänden vor⸗ 
handene naſſe, aber noch nicht ſchwarz gewordene Reis darf nicht 
mit dem trockenen, reinen, guten Reis durcheinander gemengt 
werden. Die in Tientſin den Reis kontrollierenden Beamten müſſen 
in der Zeit, wenn die Seeſchiffe löſchen, bei den verladenen Reis⸗ 
quantitäten unterſchiedlich die Zahlen naſſen und trockenen Reiſes 
je beſonders in zwei verſchiedenen Liſten von zweifacher Ausfertigung 
notieren. Ein Exemplar bleibt in Händen des Reiskontrolleurs, das 
andere wird dem auf dem Quai von T'ung⸗chou den Reis in Emp⸗ 
fang nehmenden Getreideinſpektor überſandt.“ Hat der Leichter nun 
aus dem Seeſchiff ſeine Ladung übernommen, „ſo ſtellt der Reis⸗ 
kontrolleur unter der in der Liſte ſtehenden Nummer des die Ladung 
übernehmenden Leichters ein geſtempeltes Zertifikat aus über 
Qualität und Quantität des in dem betreffenden Schiffe befindlichen 
Reiſes und Namens des Schiffes, um weiterhin anzudeuten, daß das 
von dem betreffenden Schiffe geladene Reisquantum von der im ge⸗ 
ſtempelten Zertifikat angegebenen Beſchaffenheit und Menge ſei.“ Die 
Leichterſchiffer ſtellten ihrerſeits eine Empfangsbeſcheinigung aus. 

Nach Ablieferung ihrer ganzen Reisladung erteilte man den 
Seeſchiffern die nötigen Papiere. Der Gang der Formalitäten war 
folgender: „Iſt das ganze Schiff gelöſcht, ſo nimmt man von dem 
(in Shanghai) von den Behörden gemeinſam geſtempelten, dreifach 
ausgefertigten Zertifikat ein Exemplar, das, nachdem darin Vor⸗ 
und Zunahme des Schiffers und des älteſten Steuermanns ſowie, 


je nach den Kreiſen eingeteilt, die Reisquantitäten genau und 
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deutlich aufgeführt und erklärt find, als Beleg für Nachprüfungen 
erteilt wird. Nach Empfang ihrer Seefrachtſumme haben die Schiffer 
den Bezirken und Kreiſen eine Reisquittung auszuſtellen, während 
die Kommiſſionsbeamten ihrerſeits wieder ihnen ein Löſchzertifikat 
zur Aufbewahrung aushändigen.“ 

Die Schiffer empfingen dann ihre Freizollpapiere und konnten 
die Reiſe nach der Mandſchurei antreten. 


Die China Merchants Cie. 


Um die Gründe zu verſtehen, aus denen dieſe Dampfergeſell⸗ 
ſchaft ihr Entſtehen herleitet, iſt es nötig, einen Rückblick zu tun in 
die Zeiten ſchwerer Gefahr und finanzieller Not der chinefifchen 
Regierung. Aus ſolcher Zeit liegen zwei intereſſante Dokumente 
vor. Im November 1853, als die T'ai⸗p'ing⸗Heere vor Tientſin 
ſtanden und der Transport auf dem Kaiſerkanal unterbrochen war, 
der Soldreis für die Truppen aber notwendig nach Norden geſchafft 
werden mußte, erging folgende 


Kaiſerliche Verordnung. 


„Einige Staatsräte haben Thronbericht erſtattet über vor⸗ 
bereitete Pläne, Kaufleute aufzurufen (chao⸗ſhang) zum Reistrans⸗ 
port über See, und haben erſucht, Befehl zu geben, daß in der 
Provinz Kuang⸗tung Beamtenſchaft, Notabeln und Volk nachdrück⸗ 
lichſt angeregt werden, freiwillige Beiſteuern zu leiſten. 

„Jetzt breiten die Rebellen die Unruhen über Chiang⸗nan aus, 
und wenn im nächſten Jahre das Transportgetreide aus den Pro⸗ 
vinzen Chiang⸗hſi und Hupei durchpaſſiert, iſt zu befürchten, daß die 
Wege verſperrt ſein könnten. 

„Schon früher iſt eine kaiſerliche Verordnung erlaſſen, daß in 
der Provinz Kuang⸗tung die Kaufmannſchaft aufgerufen würde, 
Reis aufzukaufen und in Shanghai abzuliefern; bis heute iſt man 
jedoch noch nicht an die Ausführung gegangen. 

„Wir befehlen, daß Heh Ming⸗ch'en und Po Kuei ſich perſön⸗ 
lich von den Verhältniſſen überzeugen und ſchnellſtens Beamtenſchaft 
Notabeln und Volk nachdrücklichſt anregen, in Geſamtheit freiwillige 
Beiſteuern zu leiſten. Für alle, die freudig Geldſummen als Bei- 
ſteuer zum Ankauf von Reis bezahlen, wird ebenſo wie für die, 
welche freiwillig zum Armeeſold beiſteuern, um Verleihung einer Be⸗ 
lohnung nachgeſucht. Der in den Liſten der betreffenden Provinz 
geführte Taotai⸗Anwärter Wu Ch'ung⸗yao hat früher die oberſte 
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Leitung des Aufrufens von Kaufleuten gehabt, und ſeine Amts⸗ 
führung war durchaus zuverläſſig. Wir befehlen, daß der betreffende 
Beamte auch weiterhin die oberſte Leitung dieſer Geſchäfte über⸗ 
nehme, uns nach Beendigung der Angelegenheit Bericht erſtatte und 
um die Belohnungen nachſuche. Allgemein iſt es jetzt Sache des 


betreffenden Generalgouverneurs und Gouverneurs (darüber zu 


wachen), daß die erwogenen Pläne die beſtmöglichen ſeien und zu⸗ 
verläſſige Maßnahmen zur Erledigung der Angelegenheit getroffen 
werden. Hinderniſſe dürfen die Ausführung nicht erſchweren. Ins⸗ 
geſamt wird über die Erledigung der Angelegenheit berichtet.“ 

Noch öfters verließ ſich die Regierung im Seetransportweſen 
auf die Hilfe der Kaufmannſchaft, und dem Amter⸗ und Titelverkauf 
öffnete ſich ein weiteres Feld. 1859 transportierten die Kaufleute 
von Shanghai, wie bereits erwähnt, 500 000 Pikul Reis auf Vor⸗ 
ſchuß für die Regierung nach Tientſin. 

Anlaß zu einem neuen Appell der Regierung an die kauf⸗ 
männiſchen Kreiſe bot ſich im Jahre 1868. Es handelte ſich um 
Einfuhr von Reis zur Volksernährung nach dem ſeit 1860 durch 
die Nien⸗fei verwüſteten Norden. Die kaiſerliche Verordnung aus 
dem Januar 1868 lautet wie folgt: 

„Das Staatsſekretariat hat kürzlich vom Finanzminiſterium über 
gehorſamſt gefaßte Beſchlüſſe, betreffend das Memoir des Sekretärs 
der Oberaufſichtsbehörde der kaiſerlichen Studien Hſü Shen⸗hſi über 
Anſammlung von Getreide, Bericht erſtattet. 

„Bereits zuvor ſind kaiſerliche Verordnungen an General⸗ 
gouverneure und Gouverneure von Chiang⸗ſu und Cheé⸗chiang er⸗ 
gangen, baldigſt Maßnahmen zum Aufkauf von mehreren 100 000 
Pikul Reis und Seetransport nach Tientſin in Erwägung zu ziehen. 
Einem Thronbericht des Abteilungsdirektors im Kaiſerlichen Geſtüts⸗ 
hof P'eng Tzu⸗hſien zufolge iſt jetzt im Südoſten der Reis billig, 
weshalb es angebracht ſei, für die Bezirke des unter direkter Ver⸗ 


waltung des Kaiſers ſtehenden Gebietes (= Shun-t’ien-fu) mit 


ihrer zerrütteten Landwirtſchaft Maßnahmen zu hinreichender Ver⸗ 
ſorgung mit Lebensmittel zu treffen, und er erſuche um Anweiſung 


an Chiang⸗ſu, die Kaufmannſchaft aufzurufen zu Aufkauf und 


Transport, um fo zu einer angemeſſenen Regelung Silfe zu 
bieten uſw. | 

„In den Bezirken längs der See iſt die Ausfuhr von Neis 
geſetzlich auf das ſtrengſte verboten, jedoch weil gegenwärtig die 


Reispreiſe im Süden und Norden erhebliche Unterſchiede aufweiſen, 
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geſtatten wir, daß binnenländiſche Handelsſchiffe einen fortgeſetzten 
Aufkauf und Transport von Lebensmitteln für das Volk der direkt 
verwalteten Bezirke ausführen, um möglichſt Hilfe bei einer un⸗ 
unterbrochen Verſorgung zu gewähren. Es verſteht ſich von ſelbſt, 
daß die Angelegenheit unter Anpaſſung an die veränderten Verhält⸗ 
niſſe zu erledigen iſt. | 
„Wir ordnen an, daß der Generalgouverneur der beiden Chiang: - 
Provinzen und der Gouverneur von Chiang⸗ſu weiterhin den Taotai 
von Su⸗chou, Sung⸗chiang, T'ai⸗tſ'ang anweiſen, in den Küſten⸗ 
bezirken die Veröffentlichung von Bekanntmachungen zum Aufruf 
der Kaufmannſchaft zu befehlen. Sämtlichen Sandſchiffen, Schiffen 
aus den Wei⸗Bezirken ſowie denen aus Ning⸗po, Fu⸗chien und 
Kuang⸗tung wird geſtattet, aus Shanghai uſw. Reis nach Tientſin 
zu transportieren und dort zu verkaufen; zu gegebener Zeit ſtellen 
die örtlichen Behörden ihnen die Päſſe aus. Um ſie in noch aus⸗ 
gedehnterem Maße anzulocken, wird gleichfalls geſtattet, daß ſie an 
den zu paſſierenden Zollſtationen keine Abgaben entrichten.“ Hierauf⸗ 
hin in Fu⸗chien aus freiwilligen Beiſteuern aufgekaufter Reis wurde 
durch europäiſche Segelſchiffe (30 000 Pikul) und Dampfer (100 000 
Pikul) nach Tientſin transportiert, wobei hinſichtlich der Frachtraten 
zuſw. die für einheimiſche Segelſchiffe geltenden Beſtimmungen An⸗ 
wendung fanden. Während man hier zum erſtenmal die Vorzüge 
des ſchnellen Dampfertransports kennen lernte, verlor andererſeits 
die einheimiſche Schiffahrt den Verdienſt. Beidem begegnend, wurde 
nun 1872 eine Dampfergeſellſchaft unter dem Namen Lun-⸗ch'uan 
chao⸗ſhang⸗chü gegründet, der nach obigem in dieſer Anwendung eine 
gewiſſermaßen permanente „Kommiſſion für Aufruf der Kaufmann⸗ 
ſchaft für Dampfſchiffahrt“ bedeutet. Über dieſe Gründung berichtet 
eine Verordnung von 1872 folgendes: „Bezüglich der zur Dampf⸗ 
ſchiffahrt aufgerufenen Kaufleute wird genehmigt, daß gemäß den 
Beſtimmungen, die bei den Pfandleihern in Chiang⸗ſu und Che 
chiang bei Vorſchüſſen von Soldſummen in Geltung ſind, die bes 
treffenden Kaufleute 200 000 Schnüre (ca. 150 000 Tael) als Handels⸗ 
kapital der gegründeten Geſellſchaft entleihen. Dies tut unſer Ver⸗ 
trauen zu den Kaufleuten dar. Wie ſonſt, wird eine Zinsbeihilfe 
im voraus gegeben. Sämtlicher eintretender Schaden iſt in vollem 
Umfange von den Kaufleuten anzuerkennen und berührt die Behörden 
nicht. Es ſind bereits drei feſte, ſchnelle Dampfer angekauft, und 
hinſichtlich der nötigen Lagerſchuppen und Anlagebrücken in Tientſin 
und Shanghai, der notwendigen Maßnahmen in bezug auf Verſiche⸗ 
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rungsquoten, der über See zu transportierenden Reisquantitäten 
ſind insgeſamt ſchon die einleitenden Vereinbarungen erledigt. Nach 
abgehaltener Erörterung iſt den Generalgouverneuren und Gouver⸗ 
neuren von Chiang⸗ſu und Cheé⸗chiang mitgeteilt, vom Seetransport⸗ 
reis des nächſten Jahres die Beiſeiteſtellung von 200 000 Pikul zur 
Beförderung nach Tientſin durch Dampfer der „aufgerufenen Kauf⸗ 


leute“ zu befehlen. Um allen Einwendungen aus dem Wege zu 


gehen, wird hinſichtlich der Poſten Seefracht, Schwundreis uſw. 
völlig nach den für Sand⸗ und Ning⸗po⸗Schiffe feſtgeſetzten Be⸗ 
ſtimmungen verfahren.“ 

Es iſt intereſſant, zu ſehen, wie das ganze Unternehmen aus 
den gegebenen Verhältniſſen und in Anlehnung an Beſtehendes er⸗ 
wächſt. Die Seefrachtbeſtimmungen mußten natürlich doch modifiziert 
werden, und zwar in folgender Weiſe: 

Wenn bei jetziger Gelegenheit die Dampfer Reis trans⸗ 
Sockleren, verſteht es ſich von ſelbſt, daß nach einer Regel (wie bei 
Segelſchiffen) gezahlt wird. Da jedoch der Umfang des von den 
Dampfern geladenen Reisquantums nicht derſelbe (wie dort) iſt, 


hinſichtlich der Steuerleute, Matroſen uſw. gleichfalls ein Unter⸗ 


ſchied mit den Sand⸗ und Ning⸗po⸗Schiffen beſteht, ſo werden jetzt 
3000 Pikul Reis als Dampferladung feſtgeſetzt, nach welcher Ziffer 
die Berechnungen angeſtellt und die Ausgaben unterſchiedlich an⸗ 
geſetzt werden. Die Beträge für Schwerarbeit der Dampfermatroſen 
ſowie für Ol, Kohlen uſw. werden zu den Summen obiger Poſten 
(ſ. Frachttabelle der Segelſchiffe) ausgezahlt. Die Koſten für Anlege⸗ 
brücken der Dampfer, Hafengelder in Tientſin ſowie die Ausgaben 
in den Fällen, in welchen die Dampfer beim Einlaufen in den Hafen 
von Tientſin zuweilen auf Grund geraden und zum Löſchen genötigt 
ſind, werden insgeſamt von der Kaufmannskommiſſion ſelbſt getragen 
und berühren keine der Seetransportkommiſſionen.“ 

1873 betrug der Anteil der Geſellſchaft an den Transporten 
der Regierung 150000 Pikul, 1874 nur 80000 Pikul. Für den 
Pikul Reis wurde ihr die den Segelſchiffen Beine e höhere 


Frachtrate von 2,7 Tael bezahlt. 
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Die Entwicklung der ſozialiſtiſchen 
Frauenbewegung 


Von Dr. Annemarie Neumann Berlin 


Inhaltsverzeichnis: Einleitung: Die Stellung der ſozialiſtiſchen Theoretiker 
zum Problem der Frauenarbeit S. 195—199. — I. Verſuche der Organiſation 
einer felbſtändigen, proletariſchen Frauenbewegung (bis 1908) S. 199— 211. — 
II. Die Organiſation der Frauen innerhalb der ſozialdemokratiſchen Partei 
S. 211—236. — III. Die proletariſche Frauenbewegung im Kriege S. 236 
bis 242. — IV. Die Frauen in den Gewerkſchaften S. 242—257. 


Einleitung 


ie großinduſtrielle Entwicklung, die in England am Ende des 

18. Jahrhunderts einſetzte, ſich allmählich über den Kontinent 
ausbreitete und in Deutſchland ſeit den ſechziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts zugleich mit der Gewerbefreiheit zum Siege gelangte, 
war für die arbeitende Bevölkerung von weittragender Bedeutung. 
Wie die Induſtrie ihren Weg nur hatte finden können bei einem 
Überangebot von Arbeitskräften, ſo vernichtete ſie andererſeits auf 
ihrer Bahn das Handwerk und die Hausinduſtrie und machte die 
Arbeiterſchaft dieſer Betriebsformen brotlos. Sie zwang nicht nur 
mit eiſerner Fauſt die Männer in die Fabriken, ſie verlegte auch 
die gewerblichen Arbeitsprozeſſe der Frauen aus dem Hauſe und dem 
Handwerk in die Fabrik. Begünſtigt wurde die Heranziehung der 
Frauen in den Arbeitsprozeß durch die mit der Maſchinenarbeit 
verbundene Arbeitsteilung, die eine immer weitergehende Speziali⸗ 
ſierung und Mechaniſierung der Arbeitsweiſe zur Folge hatte und 
die Verwendung unſelbſtändiger und ſchwächerer Arbeitskräfte er⸗ 
möglichte. Dazu kam die beſondere Geſchicklichkeit und Anpaſſungs⸗ 
fähigkeit der Arbeiterin für gewiſſe gewerbliche Verrichtungen und 
die größere Billigkeit der Frauenarbeit. Die Arbeiterin wurde ſo 
unter die gleichen Arbeitsbedingungen geſtellt wie der männliche 
Arbeiter. Sie litt unter denſelben ungünſtigen Lohnbedingungen 
und der Unſicherheit der Anſtellung. Es trafen ſie die geſundheit⸗ 
lichen und die ſittlichen Gefahren der Überarbeit und der langen 
Arbeitsdauer nur noch in verſtärktem Maße. Ihre ganz ungünſtigen 
Lohnverhältniſſe, verbunden mit der Gefügigkeit und der durch fitt⸗ 
liche Anſchauungen verurſachten Gebundenheit der Frau, unter⸗ 
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warfen fie noch mehr dem wirtſchaftlich ſtarken Unternehmer, den 
die liberalen Anſchauungen zunächſt zu keinem Schutz verpflichteten. 
Die ſoziale Kluft zwiſchen Arbeit und Kapital erweiterte ſich immer 
mehr und erweckte in der Arbeiterin die gleichen Intereſſen wie im 
Arbeiter. Die Großſtadtentwicklung, die Konzentrierung der Ar⸗ 
beitermaſſen begünſtigte dieſen Umſtand nur noch. 

Die ungünſtigen Arbeitsverhältniſſe, unter denen die Arbeiter⸗ 
ſchaft zu leiden hatte, wurden für die Arbeiterin als Frau und 
Mutter noch ganz beſonders drückend. Gewiſſe gewerbliche Ver⸗ 
richtungen, wie die Arbeit zur Nachtzeit und kurz vor und nach der 
Entbindung, waren dazu angetan, den weiblichen Organismus zu 
ſchädigen und konnten auch den. Keim zur Vernichtung der kom⸗ 
menden Generation legen. Und was die Frau als Arbeitsgenoſſin 
betrifft, ſo bewirkte der Umſtand, daß ſie vielfach den Lohn des 
Arbeiters unterbot und ihr überhaupt ein geringerer Lohn zuerteilt 
wurde, verheerend auf ihre wirtſchaftliche Lage wie auf die der 
ganzen Arbeiterſchaft. Die Arbeiterin wurde zur „Schmutzkonkur⸗ 
rentin“; durch die Frauenarbeit wurde das Familienleben zerrüttet, 
ihm die Seele genommen; Mann und Kinder wurden geſundheit⸗ 
lichen und ſittlichen Gefahren ausgeſetzt. 

Die Probleme, die ſich aus der Frauenerwerbsarbeit ergeben, 


und die Schäden, die mit ihr für die Geſundheit der Frau und 


das Familienleben verknüpft ſind, ſind wohl auch den Theoretikern 
der Sozialdemokratie, Karl Marx und Friedrich Engels, nicht ver⸗ 
ſchloſſen geblieben. Sie haben durch die Schilderung der Wir⸗ 
kungen der Frauenerwerbsarbeit in England das Elend derſelben 
den Maſſen zum Bewußſein gebracht, und Lily Braun hat durch 
eine allgemeinere Darſtellung der Entwicklung der Frauenarbeit im 
19. Jahrh. und durch packende, fortreißende, agitatoriſch aufreizende 
Schilderungen des Lebens der Induſtriearbeiterin den Wunſch nach 
Abhilfe als dringend empfinden laſſen und ſo theoretiſch die Ent⸗ 
ſtehung einer proletariſchen Frauenbewegung gefördert. . 
Aber im Lichte der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung erſcheint 
den Marxiſten die Frauenarbeit als ein abſolut notwendiges Er⸗ 
gebnis der Entwicklungstendenzen, von denen die kapitaliſtiſche 
Produktionsweiſe beherrſcht wird, und ſie halten ſie für notwendig 
im Intereſſe des Fortſchritts. Fußend auf der philoſophiſchen 
Grundlage des Individualismus, deſſen Gedankengänge die Sozial⸗ 
demokratie von der Naturphiloſophie des 18. Jahrhunderts, von 
dem Gedanken des in der Natur begründeten Anſpruchs des Indi⸗ 
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viduums auf freie Entfaltung herleitet, und beeinflußt durch die 


Theorien der engliſchen und beſonders der franzöſiſchen älteren 


Sozialiſten, die die leitenden Gedanken des liberalen John Stuart 
Mill, des Theoretikers der bürgerlichen Frauenbewegung, ſchon ver⸗ 
treten, begrüßen ſie ſogar die wirtſchaftliche Entwicklung zur 
Frauenarbeit außer dem Hauſe und in der Fabrik als befreiendes 
Moment. Nach ihren Theorien wirken die ökonomiſchen Verhält⸗ 
niſſe darauf hin, zum Heil der Frau die bisherige Grundlage ihres 
Wirkens, die Familie, zu zerſtören, um ſie voller Befreiung ent⸗ 
gegenzuführen. Zur Kennzeichnung ihrer Gedankengänge greifen 
fie die wiſſenſchaftlich angefochtene Mutterrechtstheorie auf 1. In 
Anlehnung an das Werk des Rechts⸗ und Kulturhiſtorikers Johann 


Bachofen „Das Mutterrecht“? und das Werk des amerikaniſchen 


Soziologen Lewis H. Morgan „Ancient Society“ ® haben Friedrich 
Engels und nach ihm Auguſt Bebel und Lily Braun die Theorie 


aufgeſtellt, daß es urſprünglich eine Periode des Mutterrechts ge⸗ 
geben habe, in der kommuniſtiſche Wirtſchaftsweiſe herrſchte und 


die Frauen eine bevorrechtete Stellung genoſſen (Gynäokratie), und 
daß die Entſtehung der monogamen Ehe, der Übergang vom Mutter⸗ 
recht zum Vaterrecht und zur Unterdrückung der Frau auf wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen, nämlich der Entſtehung des Privateigen⸗ 
tums, beruhte. Hierauf bauen ſie nun ihr weiteres Gedanken⸗ 
gebäude auf. Die Aufhebung des Privateigentums und die 
Beſeitigung der ökonomiſchen Grundlage ſoll wiederum die Voraus⸗ 
ſetzung für die künftige Befreiung der Frau ſein, wie ſie zur Zeit 
des Mutterrechts beſtand. Durch die Aufhebung des urſprünglichen 
Familienverhältniſſes und die außerhäusliche Erwerbsarbeit wird 
die Frau auf höherer Kulturſtufe dazu kommen, mit dem Manne 
gleichgewertet und gleichberechtigt zu ſein. Und rein taktiſch wird 
das ihrer Meinung nach auch der Arbeiterbewegung zugute kommen. 
Denn aus der ökonomiſchen Befreiung der Frau vom Manne folge 
m mon als Geſellſchaftsweſen nat a Ar: 


1 Die Mulkerrechtitherrie iſt durch Forſchungen von Dargun 1892, 


Große 1896, Brentano u. a. widerlegt worden. Vgl. Marianne Weber, 


„Ehefrau und Mutter in der Rechtsentwicklung“. Tübingen 1907, S. 1—81. 
2 Vgl. Engels, „Der Urſprung der Familie, des Privateigentums und 
des Staates“ 4. Aufl. 1892, S. XII. 
3 Vgl. Engels, a. a. O. S. XXI. — Mit feinen Studien hatte ſich auch 
ſchon Marx beſchäftigt und ſie auf die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung an⸗ 


gewandt. Engels benutzt ſeine Anmerkungen. 
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beiterin werde ein ebenbürtiges Glied des Proletariats. „Sie kämpft 
mit ihm gemeinſam um die politiſche und rechtliche Befreiung und 
die Umwandlung der bürgerlichen Geſellſchaftsordnung; ſie kämpft 
innerhalb des Proletariats, Hand in Hand mit der proletariſchen 


Männerwelt für alle Maßregeln und Einrichtungen, die die arbeitende 


Frau vor phyſiſcher und moraliſcher Degeneration ſchützen und ihr 
die Fähigkeiten als Mutter und Erzieherin der Kinder ſichern“ !. 
So ſollte der Ruf der Marxiſten nach der außerhäuslichen Frauen⸗ 


erwerbsarbeit das Schibboleth für die Frauen- und Arbeiterinnen 


bewegung innerhalb und mit der Sozialdemokratie, der politiſchen 
Vertreterin des Proletariats, werden, und er iſt von den Führerinnen 
der ſozialiſtiſchen Frauen ſtets hochgehalten worden als Grundlage 
der Perſönlichkeitsentwicklung der Frau und als ein Kulturbedürfnis 
im Intereſſe des Proletariats. 
Während aber die Theoretiker gemäß ihren Grundanſchauungen 
die Frauenerwerbsarbeit fordern mußten, konnte man in der Praxis 


vor ihren Schäden nicht die Augen ſchließen. Und wie ſich einzelne 


Sozialiſten auch heute noch aus ethiſchen Gründen gegen die Fabrik⸗ 
arbeit der Frauen wenden und Vertreter der freien Gewerkſchaften 
aus hygieniſchen Gründen und Gründen des Berufs gegen die 
Frauenarbeit Stellung nehmen, ſo mußten auch die Vertreter der 


Sozialdemokratie, die im praktiſchen Leben ſtehen, verſuchen, den 
verderblichen Wirkungen zu ſteuern. Und zwar erſcheint ihnen der 


Weg dazu die Erkämpfung der ſozialiſtiſchen Geſellſchaftsordnung 
und die Herbeiführung des Sozialismus überhaupt. 

Unter der Herrſchaft des Sozialismus werde die Frau von der 
doppelten Laſt, unter der ſie in der kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
ordnung ſeufzt, von der Laſt der Hausarbeit und der übermäßig 
langen Erwerbsarbeit befreit ſein. Deshalb fordern ſie zur Er⸗ 


leichterung der häuslichen Arbeit die Einrichtung von kommu⸗ 


niſtiſchen Küchen, von Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und die Über⸗ 
nahme der Kindererziehung durch die Geſellſchaft, auf außerhäus⸗ 
lichem Gebiet den Arbeiterinnenſchutz. Durch die Verwirklichung 
der einzelnen Forderungen des Arbeiterinnenſchutzes, Verkürzung der 
Arbeitszeit, Sanierung der Arbeitsbedingungen, Erhöhung des 
Lohnes, der Forderung des gleichen Lohnes für gleiche Leiſtung und 
der gleichen Ausbildung für Mann und Frau ſoll die Frau mit 

1 Bebel, „Die Frau und der Sozialismus“, 1910, S. 7. Vgl. auch 
S. 109, 143, 235, 241. Eh 
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dem männlichen Arbeiter auf die gleiche Stufe geſtellt werden, um 
mit ihm zuſammen für beſſere Arbeitsbedingungen zu kämpfen, und 
in gemeinſamer Organiſation mit ihm die Schäden, die mit der 
Frauenerwerbsarbeit verbunden ſind, beſeitigen. Die Vorausſetzung 
dafür, daß eine längere Ausbildungszeit für die Arbeiterin wirklich 
von Wert iſt, iſt die Verbeſſerung der Arbeitsbedingungen durch die 
Gewerkſchaften, die Regelung von Angebot und Nachfrage durch 
dieſelben. Die Vorausſetzung dafür, daß die ſozialpolitiſchen For⸗ 
derungen ſich erfüllen, iſt der Zuſammenſchluß der männlichen und 
weiblichen Arbeiterſchaft zum gewerkſchaftlichen und politiſchen 
Kampfe. In den Gewerkſchaften ſoll die Arbeiterin mit dem Ar⸗ 
beiter um die Beſſerung der Arbeitsbedingungen kämpfen, in der 
Partei mit ihm zuſammen für die politiſchen Rechte der Frau ein⸗ 
treten zur Beſſerung der ſozialen Verhältniſſe überhaupt. 

Demgemäß wird in den nachfolgenden Ausführungen dar⸗ 
gelegt werden, wie die Arbeiterin in der Arbeiterſchaft organiſiert 
iſt, und wie innerhalb derſelben die Intereſſen der Arbeiterin ge⸗ 
wahrt werden. 


I 


Die theoretiſche Forderung der gemeinſamen Organiſierung der 
Frauen mit den Männern hat ſich in der Praxis nicht ſo leicht 
durchführen laſſen. Hemmniſſe äußerer und innerer Art ſtanden 
dem entgegen. Allerdings zeigten ſich Ende der ſechziger Jahre 
ſchon in Sachſen Anfänge eines Zuſammenſchluſſes der Proletarie⸗ 
rinnen mit den Arbeitern, und zwar ſind ſie auf den Einfluß der 
Internationale und das Wirken des Kommuniſtenbundes zurückzu⸗ 
führen. Den Zentralpunkt bildete die am 10. Februar 1869 ge⸗ 
gründete „Internationale Gewerkgenoſſenſchaft der Manufaktur⸗, 
Fabrik⸗ und Handarbeiter“ in dem Sitz der niedererzgebirgiſchen 
Textilinduſtrie Krimmitſchau — ſpäter in Eßlingen in Württemberg. 
Das eigentliche Rückgrat aber war die im Juli 1867 gegründete 
Spinn⸗ und Webgenoſſenſchaft E. Stehfeſt & Cie. in Krimmitſchau, 
von der aus ſich die Gedanken der Internationale in andere Or⸗ 
ganiſationen Sachſens, in die Konſumvereine, die Vorſchuß⸗ und 
Bildungsvereine und die ſechs Schneidergenoſſenſchaften verbreiteten. 
Die geiſtigen Träger und Führer der Internationale, Bebel“, Julius 


1 Über Beb els Agitation unter den Frauen berichtet er ſelbſt im 2 Bd. 
ſeiner Lebenserinnerungen (Aus meinem Leben“, II, S. 381, Stuttgart 1911), 
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Motteler, Robert Seidel, Wilhelm Stolle u. a., haben auch die 
Frauen in die Organiſation einbezogen; ſie forderten ſowohl auf 
dem Stiftungsfeſt des Arbeiterfortbildungsvereins Glauchau am 
28. Februar 1869 als auch auf dem erſten Verbandstag der ſäch⸗ 
ſiſchen Konſumvereine zu Chemnitz Ende März 1869 die volle ſoziale 
und ſtaatsbürgerliche Gleichberechtigung der Frauen wie ihre Be⸗ 


teiligung an der Arbeiterbewegung zum gemeinſamen Kampf gegen 
die geſellſchaftlichen Verhältniſſe. In dem Organiſationskomitee der 


„J. G. d. M. F. u. H.“ hatten zwei Proletarierinnen Sitz und 


Stimme, und nach dem Statut, das auf der Leipziger Tagung vom 


15. bis 17. Mai 1869 geſchaffen wurde, — die Genoſſenſchaft 
wurde hier in einen Verband umgewandelt — waren nach 8 3 die 
Frauen gleichberechtigte Mitglieder; nach § 4 waren ſie zu jedem 


Amte der Genoſſenſchaft wählbar. Von den 6000 bis 7000 Mit⸗ 


gliedern, die die „J. G. d. M. F. u. H.“ nach dem Bericht auf 
der erſten Generalverſammlung vom 9. bis 11. Juli 1870 hatte, 
waren ein Sechſtel weiblichen Geſchlechts. Auch in bezug auf die 


Beiträge und das Unterſtützungsweſen waren Frauen und Männer 


gleichberechtigt. Die 1870 auf Befürwortung von Genoſſin Peuſchel 
gegründete Krankenkaſſe gewährte allerdings eine beſondere Wöch⸗ 
nerinnenunterſtützung in Form einer Krankenunterſtützung vom 
zehnten Tage der Entbindung an oder vom erſten Tage an, wenn 
ein Arzt hinzugezogen worden war. Dieſe beſondere Unterſtützung 
ſollte zu Meinungsverſchiedenheiten führen und zu Anträgen auf 
der dritten und vierten Generalverſammlung zu Weimar 1872 und 
Chemnitz 1874, die Frauen von den Unterſtützungseinrichtungen 
überhaupt auszuſchließen. Sie wurden aber gemäß dem im Statut 
ausgeſprochenen Prinzip der Gleichberechtigung abgelehnt und ein 
Vermittlungsbeſchluß angenommen, daß jedes Mitglied der Kranken⸗ 
kaſſe wie auch der Sterbekaſſe — letztere war in Weimar gegründet 


worden — auch der Stammgenoſſenſchaft angehören müſſe. Auch 


ſonſtige frauenfeindliche Anträge, wie der von Malech auf dem 


daß vom Anfang ſeiner Agitation an „die Frauen ein nicht unerhebliches Kon⸗ 
tingent zu den Verſammlungsbeſuchern ſtellten, die nachher eifrige Agitatorinnen 
für uns wurden“, und daß bei einer öffentlichen Volksverſammlung im Oktober 
1876, die er zu Beginn des Wahlkampfes in Leipzig einberufen hatte, und in 
der er über „Die Stellung der Frau im heutigen Staat und zum Sozialismus“ 


ſprach, die Frauen ſehr zahlreich vertreten waren. Zum erſten Male ſeien hier 


von ihm und überhaupt Frauen zur politiſchen Beteiligung bei einer ce 
aufgefordert worden. 
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Webertag zu Glauchau vom 28. bis 30. März 1871, die Frauenarbeit 
zu beſeitigen, wurden gemäß dieſem Standpunkt abgelehnt, hier 
auch auf beſondere Veranlaſſung der Genoſſin Peuſchel, die die 
Reſolution Bebels, der die Gleichberechtigung der Frauen bei der 
Entlohnung und Organiſation forderte, mit zur Annahme brachte. 


Wenn auch ein Teil der Proletarierinnen ſich wegen des Unter⸗ 


ſtützungsweſens der Organiſation anſchloß, ſo iſt doch nach 
dem Zeugnis von Julius Motteler eine nicht unbeträchtliche Zahl 
ihr, von prinzipiellen Erwägungen geleitet, beigetreten. Dieſe haben, 
wo ſie, wie in Sachſen, den lokalen Verwaltungen, Ausſchüſſen und 
Komitees der Organiſationen angehörten, mit Eifer und Geſchick 
ihres Amtes gewaltet, ſich an Sitzungen und Verſammlungen be⸗ 
teiligt und bei der Gründung von Filialen mitgewirkt. Beſonders 
von einer Frau, der Näherin Miſſelwitz in Chemnitz, und den 


Frauen Peuſchel, Weber und Colditz in Krimmitſchau wird be⸗ 


richtet, daß ſie ſich eifrigſt der Agitation widmeten und mit Hilfe 
des Organs der Genoſſenſchaft, des „Krimmitſchauer Bürger⸗ und 
Bauernfreundes“, die ſo ſchwierige Organiſation der Frauen anzu⸗ 


bahnen ſuchten. — Mit dem allmählichen Verfall der „J. G. d. M. 


F. u. H.“ hatten auch die Anfänge einer proletariſchen Frauen⸗ 
bewegung ihr Ende erreicht. 

Der deutſch⸗franzöſiſche Krieg mit feinen wirtſchaftlichen Folgen 
wirkte lähmend auf alle Organiſationsverſuche ein, und der 21. Ok⸗ 
tober 1878 brachte das Sozialiſtengeſetz, das bis zum 1. Oktober 
1890 alle politiſchen Beſtrebungen in Deutſchland unmöglich machte, 
aber auch alle wirtſchaftlichen und gewerkſchaftlichen Verſuche, wie 
ſie in der erſten Bewegung in Sachſen zum Ausdruck kamen, hemmte, 
zumal die Trennung von wirtſchaftlichen und politiſchen Intereſſen 
kaum durchführbar war und die Polizeibehörden ſolche Unterſchiede 
nicht gelten ließen. Der politiſche Druck wirkte auf die Organiſations⸗ 
verſuche unter den Frauen beſonders ſchwer ein, da ſie in mehreren 
Staaten Deutſchlands noch kein Koalitionsrecht beſaßen. 

In Preußen durften auf Grund des § 8 des Vereinsgeſetzes 
vom 11. März 1850 politiſche Vereine keine Frauen als Mitglieder 
aufnehmen, und ähnlich war es in anderen Staaten. Nur die 
Hanſaſtädte und einige kleine Bundesſtaaten machten eine Aus⸗ 
nahme. Bayern nahm erſt ſeit 1898 in Vereinen, die wirtſchaftliche, 
hygieniſche und erzieheriſche Ziele verfolgten, Frauen auf. 

In Preußen traten erſt allmählich günſtigere Verhältniſſe ein; 
das Verbot der Teilnahme an politiſchen Verſammlungen wurde 
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durch minifterielle Verfügung vom 5. Mai 1902 gemildert, Anfang 


1903 für geſellige Zuſammenkünfte aufgehoben, bis ſchließlich das 


Reichsvereinsgeſetz vom 19. April 1908 alle Schranken beſeitigte und N 


den Frauen volle Koalitionsfreiheit gewährte. 


Vorerſt aber bewirkten die politiſchen Verhältniſſe, daß die 1 


Arbeiter ſich weigerten, Frauen in ihre Fachverbände aufzunehmen, 
aus Furcht vor polizeilicher Maßregelung und der Auflöſung ihrer 


Vereine, wozu noch für die Frauen erſchwerend die Abneigung der 


männlichen Arbeiterſchaft gegen die Frauenarbeit hinzukam, ihre 


Konkurrenzfurcht und trügeriſche Hoffnung, die Frauen vom Arbeits⸗ 


markt ganz verdrängen zu können. \ 


Schließlich zeigten ſich auch innere Schwierigkeiten bei den 


Arbeiterinnen ſelbſt, die ihrer Organiſierung hinderlich waren. Die 


geringe Organiſationsfähigkeit, über die Gewerkſchaftsvertreter heute 
noch klagen! und die ſie dadurch bedingt ſehen, daß die Arbeiterin 
ungelernte Arbeit leiſtet, daß fie ihren Beruf nicht als Lebensberuß 
anſieht, ſondern nur als Übergangsſtadium vor der Ehe und Neben⸗ 
beſchäftigung in der Ehe, die ſie weiter hervorgerufen ſehen durch 
den häufigen Berufswechſel der Frauen, ihr geringes Solidaritäts⸗ 
gefühl, ihre Abneigung gegen die Beitragszahlung und ihre Doppel⸗ 
belaſtung in Haushalt und Beruf, wie ganz beſonders ihr geringes 


Intereſſe am öffentlichen Leben und am Leſen der Arbeiterpreſſe, 


mußte zu jener Zeit, wo der Organiſationsgedanke noch neu war, 


ganz beſonders ſchwer ins Gewicht fallen. 


Unter dieſen ſchwierigen Umſtänden war es dankenswert, 99 | 
ſich zunächſt bürgerliche Frauen der Arbeiterinnen annahmen und 
vor allem die Begründerin des „Allgemeinen Deutſchen Frauen⸗ 
vereins“ Luiſe Otto-Peters die Arbeiterinnen in die Wohlfahrts⸗ 
beſtrebungen ihres Vereins einbezog, Induſtrie⸗ und Fortbildungs⸗ 
ſchulen und Mädchenherbergen errichtete? und in Berlin den „Verein 


zur Fortbildung und geiſtigen Anregung der Arbeiterfrauen“ gründete, 


in dem ſich bürgerliche Frauen um die Hebung der Bildung der 
Arbeiterinnen bemühten. In ähnlicher Weiſe wirkten das Mit 


1 Vgl. Aufſätze von Girbig, Kloth, Kuntze, G. Hanna, Mahle 


Mattutat, Stühmer, P. Thiede, Umbreit und Weidler, Soz. Monats⸗ 
hefte der letzten Kriegsjahre. 
2 Handbuch der Frauenbewegung I, S. 50 f. 


3 E. Ihrer, „Die Arbeiterinnen im Klaſſenkampf“, Hamburg 1898, S. 7, 4 
vgl. auch A. Berger, „Die 20 jährige Arbeiterinnenbewegung Berlins und ihr 1 


Ergebnis“. Berlin 1889, S. 3 f. 


8 
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825] Die Entwicklung der ſozialiſtiſchen Frauenbewegung 203 


glied des „Allgemeinen Deutſchen Frauenvereins“ Marianne Menzzer 
in Dresden und andere Frauen, Friederike Wecker aus Frankfurt a. M. 
und die Gräfin Guilleaume⸗Schack in Berlin, auf deren Einfluß 
die Gründung des „Vereins zur Vertretung der Intereſſen der 
Arbeiterinnen“ zurückzuführen iſt !, der 1886 polizeilich aufgelöſt 
wurde. 

Aber die bürgerliche e eee die aus rein geiſtigen 


und Bildungsintereſſen entſtanden iſt, und die Arbeiterinnenbewegung 


konnten auf die Dauer nicht zuſammengehen. Wohl haben beide 
Bewegungen Gemeinſames, das in dem Emanzipationsgedanken liegt, 
in der Forderung der freien Perſönlichkeitsentwicklung für die Frau, 
die ſie beide vom philoſophiſchen Individualismus, von der Forderung 
der Menſchenrechte?, herleiten. Aber dieſe Forderungen liegen nur 
ullzuſehr in der Idee; die wirtſchaftliche Entwicklung hat ganz 
verſchiedene Folgeerſcheinungen für die proletariſche und die bürger⸗ 


liche Frau gezeitigt. Die Arbeiterin ſtrebt nach Aufhebung der 


übermäßigen Arbeitslaſt, die bürgerliche Frau dagegen kämpft um 
neue Erwerbsmöglichkeiten, um das Recht auf Arbeit; ſie kämpft 
zugleich getrieben von Erwerbsnot und ſeeliſcher Not um ihre 
Perſönlichkeitsbefreiung durch die Berufsarbeit. — Solche Be⸗ 
ſtrebungen konnten aber für die mit Arbeit überlaſtete Proletarierin 
keine Geltung haben und wurden mißverſtanden, zumal wenn ſie, 
wie es in der franzöſiſchen und engliſchen Frauenbewegung der Fall 
war, in übertriebenem Individualitätsſtreben, das die Gleichwertig⸗ 
keit der Geſchlechter mit Gleichheit verwechſelt, bis zur Ablehnung 
jeglichen Arbeiterinnenſchutzes ausarteten. Die deutſche bürgerliche 


Frauenbewegung hat ſich zwar von ſolchen Auswüchſen freigehalten, 


aber trotzdem iſt die proletariſche Frauenbewegung in einen viel 
ſchärferen Gegenſatz zu ihr getreten als in den ausläundiſchen Be⸗ 


wegungen, wie zum Beiſpiel in England, wo die proletariſche Frauen⸗ 


bewegung anfangs ſtark unter dem Einfluß der bürgerlichen Frauen 
ſtand und infolge des frauenrechtleriſchen Einfluſſes gewerkſchaft⸗ 
liche Frauenvereine mit nur weiblichen Mitgliedern gegründet wurden“. 


1 Handbuch S. 284 f. Über die Wirkſamkeit der G.⸗Schack vgl. auch 
82 G.⸗ Schack“ von Marie en „Gleichheit“ 1904, Nr. 13 u. 14, 
. 99 ff. u. 107 f. 
2 Vgl. über den ſpeziellen Einfluß Rouſſeauiſcher Sehuntengäng auf die 
bürgerliche Frauenbewegung „Handbuch“ S. 5, 7, 8, 10 u. 5 
3 Sie ſchufen eine Organiſationsbaſis, vermittelten = Grundlagen der 
Bildung und weckten das Solidaritätsgefühl in der weiblichen Arbeiterſchaft, 
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Während in den angelſächſiſchen Ländern, in Frankreich, den 
nordiſchen Staaten wie auch in Deutſchland die bürgerliche Frauen⸗ 
bewegung die urſprüngliche war und die Arbeiterinnenbewegung 
anfänglich von ihr getragen wurde, hat ſich umgekehrt in Oſterreich 
die proletariſche Frauenbewegung von Anfang an im Zuſammenhang 
mit der allgemeinen Arbeiterbewegung entwickelt, und der Sozialis⸗ 
mus war dort auch die treibende Kraft für die bürgerliche Frauen⸗ 
bewegung. Die öſterreichiſchen Arbeiterinnen ſind zunächſt nur ge⸗ 
werkſchaftlich organiſiert worden, weil man das wegen der wirt⸗ 
ſchaftlichen Unterſtützung für günſtiger hielt; doch trug dieſe Organi⸗ 
ſationsform — wie die Gewerkſchaftsbewegung in Oſterreich über⸗ 
haupt — immer einen ſtark politiſchen Charakter. — 

Die deutſche proletariſche Frauenbewegung hat nach der 1886 
erfolgten polizeilichen Auflöſung des „Vereins zur Vertretung der 
Intereſſen der Arbeiterinnen“, der, wie ſchon erwähnt, auf Ver⸗ 
anlaſſung von Gräfin Guillaume⸗Schack gegründet worden war, 
immer mehr den ſozialdemokratiſchen Charakter angenommen, den 
die öſterreichiſche Bewegung ſchon von Anfang an hatte. Sie ent⸗ 
fernte ſich immer mehr von der bürgerlichen Frauenbewegung, ſuchte 
die bürgerlichen Elemente abzuſtoßen und ihren Einfluß auszumerzen. 
Die Gründe, die die führenden Sozialdemokratinnen für ihr Ver⸗ 
halten anführen, ſind — kurz zuſammmengefaßt — das geringe Ver⸗ 
ſtändnis der bürgerlichen Frauen für die Bedürfniſſe der Arbeiterinnen, 
ihr unvollkommenes Eintreten für die Intereſſen derſelben, der ge⸗ 
ringe Nutzen der Bildungsbeſtrebungen der bürgerlichen Frauen für 


waren aber im übrigen eher Unterſtützungsvereine, „Benefit societies“, als 
Kampforganiſationen wie die deutſchen Gewerkſchaften. Auch heute noch beſtehen 
beſondere Frauengewerkſchaften neben den gemiſchten „Trade Unions“, und die 
„Women's Labour League“, die auf breiteſter Grundlage ſtehend Arbeiterinnen 
wie Arztinnen, Lehrerinnen uſw. umfaßt, bildet im Innern eine Vermittlung 
der entgegengeſetzteſten Ideenrichtungen. In der proletariſchen Frauenbewegung 
Englands herrſcht überhaupt nicht der ſtrenge Doktrinarismus, wie er in der 
deutſchen Bewegung zum Ausdruck kommt. Feſt auf dem Standpunkt des 
Klaſſenkampfes ſtehen nur die weiblichen Sektionen der lokalen Ortsgruppen der 
Sozialdemokratiſchen Partei, der jetzigen Britiſchen Sozialiſtiſchen Partei. Auch 
in den Vereinigten Staaten herrſcht kein großer Gegenſatz zwiſchen der Arbeite⸗ 
rinnenbewegung und der bürgerlichen Frauenbewegung, und ebenſo hat in 
Belgien und in Frankreich das Klaſſenbewußtſein der Arbeiterin nicht ihrem 
Frauenbewußtſein ſtandhalten können. In den fkandinaviſchen Ländern geht 
die Arbeiterinnenbewegung mit der Arbeiterbewegung zuſammen und ſteht im 
Klafiengegenfah zu ben bürgerlichen Frauen, und dasſelbe iſt auch in Gſter reich 
der Fall. 
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die Arbeiterinnen, der falſche Standpunkt einiger weniger Frauen⸗ 


rechtlerinnen in der Frage des Arbeiterinnenſchutzes und ſchließlich 


ihre Taktik in dem Kampfe um die Erfüllung ihrer Beſtrebungen, 
die ſie mit „Fürſtendienerei“ bezeichnen. — Gemäß dem materiali⸗ 
ſtiſchen Standpunkt werden die Intereſſenunterſchiede nur in ökonomi⸗ 
ſchen Gründen, in der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe geſehen, und 
für die Beſtrebungen der Frauen werden auch nur rein ökonomiſche 
Motive geltend gemacht. Die Frau der oberen Klaſſen kämpfe nur 
um die rechtliche Sicherung des Beſitzes an Vermögen und das 
freie Verfügungsrecht darüber. Die Frau der mittleren Schicht 
kämpfe einen wirtſchaftlichen und politiſchen Kampf um Erweiterung 
ihrer Erwerbstätigkeit und Berufsausbildung für beide Geſchlechter. 
Die Proletarierin dagegen ſtehe im ökonomiſchen Entſcheidungskampf 
nicht gegen die Männer ihrer Klaſſe, ſondern gegen die Kapitaliſten⸗ 
klaſſe. Die proletariſche Frauenbewegung ſei im Gegenſatz zur 
bürgerlichen Frauenbewegung nicht nur eine Emanzipationsbewegung 
des weiblichen Geſchlechts, ſondern ein Teil des . 
kampfes der Arbeiterklaſſe. 

Der Kampf iſt 1894, bei der Gründung des „Bundes deutſcher 
Frauenvereine“, der aus politiſchen Gründen keine Arbeiterinnen 
aufnahm?, zum Austrag gekommen, und auf dem Parteitag zu 
Gotha vom 11. bis 17. Oktober 1896 hat dann Kl. Zetkin den 
grundſätzlichen Charakter der proletariſchen Frauenbewegung und 
ihre ablehnende Haltung gegenüber den bürgerlichen Frauen feſt⸗ 
gelegt. Sie forderte auf dem Parteitag die „Einreihung der modernen 
Proletarierin in den Klaſſenkampf, die Ablehnung der ſpeziellen 
Frauenagitation wie der Berückſichtigung der kleinlichen Augenblicks⸗ 
intereſſen der Frauenwelt“. Dieſen Standpunkt haben die ſozial⸗ 
demokratiſchen Führerinnen in der Folgezeit konſequent gewahrt. 
Wohl haben auch einzelne Sozialiſtinnen die bürgerliche Frauen⸗ 


bewegung anerkannt. Lily Braun zum Beiſpiel hat die feindliche 
Haltung, die ſie auf dem Internationalen Frauenkongreß 1897 — 


nach den Memoiren freilich gezwungen! — eingenommen hatte“, 


5 Kl. Zetkin auf dem Gothaer Parteitag. Reſolution S. 174 f. 
2 „Handbuch“ S. 132 f. Nur vier Stimmen, Frau W. Cauer, L. e 
ſtern, v. Gizycki und Gebauer, ſprachen dagegen. 
3 „Kampfjahre“ von L. Braun („Memoiren einer Sozialiſtin“) S. 167 ff. 
4 „Frauenfrage und Sozialdemokratie, Reden anläßlich des Internationalen 
Frauenkongreſſes au Berlin“ von L. Braun⸗Gizyeki, Berlin 1896, . 
S. 3—5. 
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mehr und mehr aufgegeben, und in ihrem Werk „Die Memoiren 
einer Sozialiſtin“, das in Romanform geſchrieben und in dem 
Dichtung und Wahrheit untermiſcht iſt, kommt es zum Ausdruck, 
wie die Theorien, für die ſie ſelbſt eingetreten war, ihr mehr und 


mehr mit der Praxis unvereinbar ſchienen !. Der ſtärker poſitiv 


gerichtete und den tatſächlichen praktiſchen Verhältniſſen mehr Rechnung 
tragende Standpunkt Lily Brauns iſt von vereinzelten ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Frauen auch nach ihr noch gewahrt und von Henriette 
Fürth, Gertrud David, Wally Zepler und anderen beſonders in 
den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ zum Ausdruck gebracht worden. 
Sie tadeln die „chauviniſtiſche Einſeitigkeit“ und den „Terrorismus 
der Führerinnen“ und erkennen ihrerſeits den Idealismus und die 


Fülle friſcher Tatkraft in den Reihen der bürgerlichen Frauen ſowie 


das zunehmende Verſtändnis für ſoziale Fragen an. Auch die Be⸗ 
deutung der bürgerlichen Frauenbewegung für die Förderung der 
geiſtigen Entwicklung des weiblichen Geſchlechts, für die Eröffnung 
von neuen Bildungs⸗ und Berufsmöglichkeiten für dasſelbe geben 
ſie zu. Sie ſehen wie Eduard Bernſtein? „in der bürgerlichen Frauen⸗ 
bewegung“ die Vorläuferin und Parallelbewegung der proletariſchen 
Emanzipationsbewegung und halten deshalb eine Zuſammenarbeit 
mit den bürgerlichen Frauen im Intereſſe des Sieges des Sozialis⸗ 
mus über die bürgerlichen Anſchauungen für günſtig. Die Führe⸗ 
rinnen der proletariſchen Frauenbewegung aber haben nur zögernd 
gelegentlich der Kongreſſe Fortſchritte bei den bürgerlichen Frauen 
zugeſtanden. Sie und die große Maſſe der Sozialdemokratinnen, 


die hinter ihnen ſteht, haben wenigſtens bis zum Kriege jede gemein⸗ 


ſame Arbeit mit bürgerlichen Frauen abgelehnt und konſequent betont, 
„daß ihr Platz nur innerhalb der Arbeiterbewegung ſei, daß ſie keine 
beſondere Frauenfrage, keine Arbeiterinnenfrage anerkennen!” ? 
Und doch blieben die Verhältniſſe beſtehen, die eine Organi⸗ 
ſierung der Arbeiterinnen mit Hilfe der bürgerlichen Frau hatten 
nötig erſcheinen laſſen. Die Zurückhaltung der männlichen Arbeiter⸗ 
ſchaft ließ ſich nicht fo ſchnell überwinden. Das Vereinsgeſetz 
brachte einen gemeinſamen Zuſammenſchluß in den politiſchen Organi⸗ 
ſationen der Arbeiter in den meiſten Staaten zu Fall, und die 


geringe Organiſationsfähigkeit der Arbeiterinnen ließ eine Agitation 


1 a. a. O. S. 362, 420, 475, 635, 652 f. 
2 E. Bernſtein, „Neue Zeit“, Bd. XV, 2, S. 475 f. 


3 Kl. Zetkin 1889 in Paris „Protokoll des Internationalen Arbeiter⸗ 


kongreſſes zu Paris“ vom 14. bis 20. Juli 1889, Nürnberg 1890, S. 84. 
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nur durch die Frauen erwünſcht erſcheinen. So kam es, daß nach 
Auflöſung aller Frauenvereine doch wieder eine geſonderte Organi⸗ 
ſationsbaſis für die Frauen notwendig wurde. Es mußte ein be⸗ 
ſonderer Mittelpunkt für die Agitation unter den Frauen geſchaffen 
werden. Und ſo wurde auf eine Anregung auf dem Internationalen 
Kongreß zu Paris 1889 in Berlin eine Agitationskommiſſion ge⸗ 
gründet, die aus 7 Frauen beſtand, die in völlig loſer Verbindung 
— die Kommiſſion hatte weder Vorſtand noch Statuten — zuſammen⸗ 
wirkten, Verſammlungen einberiefen, die Agitation leiteten und 
unter anderem es auch durchſetzten, daß nach Vorſtelligwerden bei 
dem Miniſter von Herrfurth (am 10. Mai 1890) endlich die Mög⸗ 
lichkeit gegeben wurde, daß Verſammlungen, auf denen wirtſchaft⸗ 
liche und ſozialpolitiſche Fragen behandelt wurden, ungehindert 
tagen konnten. Auch an anderen Orten wurden nach dem Beiſpiel 
Berlins Frauenagitationskommiſſionen gegründet, wozu eine private 
Beſprechung der männlichen und weiblichen Delegierten anläßlich 
des Parteitages zu Köln 1893 die Anregung gegeben hatte. Der 
Plan für dieſe Zuſammenkunft war in der „Gleichheit“, der von 
Klara Zetkin 1891 gegründeten Frauenzeitung, veröffentlicht worden. 
Auf ihr wurden einige Geſichtspunkte für die Organiſation auf⸗ 
geſtellt. Eine geſonderte Frauenorganiſation ſollte nur aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen geſtattet werden, wenn die Vereinsgeſetze einen 
Anſchluß an die Männerorganiſation hinderten. Zur Ausbreitung 
der ſozialiſtiſchen Agitation unter den Frauen aber wurden jene 
Agitationskommiſſionen vorgeſchlagen, die die Agitation förderten 
und zur Aufklärung in wirtſchaftlichen Fragen beitrugen. — Die 
Berliner Kommiſſion bildete den Mittelpunkt. Aber ſchon 1895 
wurde ſie polizeilich aufgelöſt. Die Organiſationen in den anderen 
Städten erlitten bald dasſelbe Schickſal. | 

Man verſuchte danach durch eine andere loſe Form der Organi⸗ 
ſation für die Frauen einen Zuſammenhalt zu ſchaffen: durch weib⸗ 
liche Vertrauensperſonen. Auf dem Parteitag zu Berlin 1892 war 
auf den Antrag einer Verſammlung von Frauen und Mädchen, die 
in Berlin durch die Frauenagitationskommiſſion einberufen worden 
war, beſchloſſen worden, im Organiſationsſtatut den Ausdruck „Ver⸗ 
trauensmänner“ zu ſtreichen und dafür „Vertrauensperſonen“ zu 
ſetzen; damit war im Prinzip die Aufſtellung weiblicher Vertrauens⸗ 
perſonen angenommen worden. Auf dem Parteitag zu Frankfurt a. M. 
1894 vereinbarte man, „wo es irgend gehe, weibliche Vertrauens⸗ 
perſonen zu ernennen“, und bei einer Beſprechung der „Genoſſinnen“ 
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und „Genoſſen“, die ähnlich wie die Kölner im Anſchluß an den 
Parteitag ſtattfand und mit Rückſicht auf die Vereinsgeſetzgebung 
privat war, wurde vorgeſchlagen, auch ſelbſtändig die Frauen⸗ 


agitationskommiſſionen wegen der Schwierigkeiten der Vereinsgeſetz⸗ 


gebung aufzulöſen und eine weibliche Vertrauensperſon in öffent⸗ 
licher Verſammlung zu wählen, die ein Bindeglied zwiſchen den 
Proletarierinnen und den kämpfenden „Genoſſen“ herſtellen und 
dafür ſorgen ſollte, daß die Rechte der Frauen bei den politiſchen 
und gewerkſchaftlichen Aktionen der „Genoſſen“ genügend berück⸗ 
ſichtigt und die Frauen über ihre Klaſſenlage aufgeklärt würden. 
Nach Auflöſung der Berliner Frauenagitationskommiſſion hat dieſe 
Vertrauensperſon die Bewegung geleitet. Auf den Beſchluß der 
Parteitage von 1895 und 1896 wurden mehrere weibliche Vertrauens⸗ 
perſonen gewählt. Ihre Aufgabe ſollte es ſein, „Aufklärung unter 
den proletariſchen Frauen in politiſcher und gewerkſchaftlicher Hin⸗ 


ſicht zu treiben, ſie zum Klaſſenbewußtſein zu erziehen, dasſelbe zu 


ſtärken und eine entſprechende planmäßige Agitation zu betreiben“. 
Bis 1900 gab es nur in wenigen Orten Deutſchlands weibliche 
Vertrauensperſonen, die die Agitation, ſo gut ſie es vermochten, 
leiteten. Weſentlich beſſer geſtalteten ſich die Verhältniſſe nach der 
Aufſtellung eines „Regulativs“ auf der Frauenkonferenz zu Mainz 
1900. Danach richtete man ein Syſtem von örtlichen und Kreis⸗ 
vertrauensperſonen ein, das in Berlin, dem Sitze der Zentral⸗ 
vertrauensperſon, zentraliſiert wurde. Die örtlichen „Vertrauens⸗ 
perſonen“ wurden auf ein Jahr von den „Genoſſinnen“ nach vorauf⸗ 
gegangener Beſprechung mit den Genoſſen in öffentlichen Ver⸗ 
ſammlungen gewählt und konnten auch wiedergewählt werden. Sie 
mußten als weibliche Vertreterinnen für den Ort dort planmäßig 
agitieren und das weibliche Proletariat heranziehen mittels Ver⸗ 
ſammlungen, in denen politiſche und wirtſchaftliche Fragen behandelt 
wurden, und mittels Flugblätter und Broſchüren. Außerdem mußten 
ſie durch die Tagespreſſe auf die Aufklärung der „Genoſſinnen“ 
hinwirken, Material über die Lage der Arbeiterſchaft ſammeln und 
womöglich für materielle Mittel zur Unterſtützung dieſer Zwecke 


| 1 Protokoll 1896 S. 60 u. 183. Zetkin darüber im Referat S. 166. 
Auer machte in der Debatte S. 71 geltend, daß dieſe Vertrauensperſonen nicht 
als gleichberechtigter Faktor mit dem männlichen Vertrauensmannskörper in 
Verbindung treten könnten, alſo ſchon um des Vereinsgeſetzes willen nicht mit 
den Vertrauensperſonen im Sinne des § 3 des Organiſationsſtatuts . 
werden dürften. 
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| Torgen. Die örtlichen Vertrauensperſonen ſtanden untereinander 


in Verbindung und hatten Fühlung zu nehmen mit der Kreis⸗ 
vertrauensperſon, die jährlich einen Bericht an den Kreis und alle 
ſechs Monate einen ſolchen an die Zentralvertrauensperſon ein⸗ 
ſenden mußte, der in der „Gleichheit“ veröffentlicht wurde. Die 
Zentralvertrauensperſon ſammelte die Einzelberichte und mußte danach 
jährlich einen Geſamtbericht ausarbeiten, der auch in der „Gleichheit“ 
veröffentlicht und in den Tätigkeitsbericht des Parteivorſtandes auf⸗ 


genommen wurde. Außerdem hatte ſie die Agitation zu unterſtuzen; 


ſie mußte ſie einleiten und für gute Flugblätter ſorgen. 

Mit der Annahme des „Regulativs“ gaben die „Genoſſinnen⸗ 
zum Ausdruck, daß ſie das Syſtem der weiblichen Vertrauensperſonen 
beibehalten wollten, obwohl die Partei ihrerſeits ſeit dem Mainzer 
Parteitag 1900 dieſe Inſtitution für die „Genoſſen“ aufgab, weil 
durch Reichsgeſetz das Koalitionsverbot für politiſche Vereine auf⸗ 
gehoben war. Die „Genoſſinnen“ ſtellten auf dem Parteitag den 
Antrag, das Syſtem weiblicher Vertrauensperſonen noch in den 
Bundesſtaaten beizubehalten, in denen das Vereinsgeſetz politiſche 
Frauenvereine verbiete; dieſer Antrag wurde von Frau Zietz in 
München im Intereſſe der Frauen 1902 noch dahin ausgelegt, „daß 
weibliche Vertrauensperſonen die Agitation auch in den Staaten 
in ihrer Hand behalten ſollten, in denen die Frauen ſogar Mitglieder 
der politiſchen Vereine der Männer werden dürften“. Auch auf dem 
Parteitag zu Jena 1905 wurden bei der Anderung des Organiſations⸗ 
ſtatuts dieſe Sonderrechte der Frauen gewahrt. Nach § 14 ſoll die 
planmäßige Agitation unter dem weiblichen Proletariat durch weib⸗ 
liche Vertrauensperſonen betrieben werden, die möglichſt in allen 
Orten im Einvernehmen mit den Parteiinſtanzen gewählt werden. 
Die Wahl weiblicher Vertrauensperſonen hat ſich gut bewährt. 
Die Zahl der Vertrauensperſonen betrug 1901 bereits 25, 1902 
ſchon 54. Sie iſt bis Ende 1903 auf 78, 1904 auf 100, 1905 
bereits auf 190 geſtiegen. 1906 wirkten 325 Vertrauensperſonen, 


unter denen ſich für verſchiedene Gegenden Kreisvertrauensperſonen 


befanden; 1907 betrug die Zahl der Orte, in denen Vertrauens⸗ 
perſonen ſtändig agitierten, ſchon 407. Mit dem Jahre 1908 fand 
das Wirken der weiblichen Vertrauensperſonen ein Ende. Das 
Reichsvereinsgeſetz gab den Frauen das gleiche Vereins⸗ und Ver⸗ 
ſammlungsrecht wie den Männern, und ſomit war die Möglichkeit 
gegeben, die 55 zu einem Bestandteil der zn 


partei zu machen. E | 
Schmollers Jahrbuch XLV 3. N 14 


Bis dahin hatten die Frauen ihren Anteil an der allgemeinen 
Arbeiterbewegung nur dadurch gewahrt, daß ſie als Delegierte an 
den Parteitagen teilnahmen. Schon auf dem erſten Parteitag zu 
Halle 1890 waren 4 Frauen vertreten, und ihre Mandate wurden ohne 
Diskuſſion für gültig erklärt. Das dort beſchloſſene Organiſations⸗ 
ſtatut beſagte überdies in ſeinem § 9, „daß, ſoweit ſich nicht unter 
den gewählten Vertretern des Wahlkreiſes Frauen befinden, weib⸗ 
liche Vertreter in beſonderen Frauenverſammlungen gewählt werden 
können“. Als ein „Vorrecht“ verwarfen die „Genoſſinnen“ dieſe Be⸗ 
ſtimmung auf dem „Berliner Parteitag“ 1892 und forderten die 
Streichung des betreffenden Abſatzes im Organiſationsſtatut, weil 
ſie nur gleichberechtigt ſein wollten. Aber 1894 in Frankfurt a. M. 
wurde die Notwendigkeit ſeiner Aufrechterhaltung anerkannt wegen 
der Rechtloſigkeit der Frauen und der allgemeinen Verhältniſſe, durch 
die ſie in ihrer Bewegungsfreiheit gehemmt würden, und ſo wurde 
der Beſchluß von Halle wiederhergeſtellt. Dasſelbe geſchah auch 
in Hannover 1898, und auch das in Jena 1905 aufgeſtellte 
Organiſationsſtatut hielt in § 15 Abſatz 1 das Sonderrecht der 
Frau, weibliche Delegierte wählen zu können, aufrecht. Die „Ge⸗ 
noſſinnen“ haben demgemäß in den verſchiedenſten Kommiſſionen mit⸗ 
gewirkt. — Zum Teil waren die Frauen auch ſchon vor 1908 
Mitglieder der politiſchen Organiſationen der Männer. Seit Ende 
der 80 er und Anfang der 90 er Jahre waren fie ſchon Mitglieder 
von ſolchen Männerorganiſationen, — abgeſehen von den Gewerk⸗ 
ſchaften —, die im weſentlichen zur Bildung und Unterhaltung 
dienten, wie die „Arbeiterbildungsſchule“ oder die „Freie Volks⸗ 
bühne“ uſw. 1892 wurde ihnen dieſes Recht von der Partei aus 
zugeſtanden und ihnen überdies die Möglichkeit gegeben, in den 
Gegenden, wo das Vereinsgeſetz den Frauen keine Schwierigkeiten 
bereitete, der Partei beizutreten. Das erwies ſich in der Folgezeit 
als günſtig. 1902 hatten die drei Hamburger Wahlkreiſe 902 weib⸗ 


liche Mitglieder, die 1903 ſchon auf 1100 ſtiegen. In Leipzig ge⸗ i 5 


hörten 1903 der politiſchen Organiſation 700, in Dresden 500 „Ge⸗ 
noſſinnen“ an, und der Wahlkreis Reichenbach i. V. wies 344 politiſch 
organiſierte Frauen auf. 1905 betrug die Zahl der „Genoſſinnen“, 
die mit den „Genoſſen“ zuſammen in Deutſchland politiſch organiſiert 
waren, ungefähr 4000; ſie ſtieg bis 1906 auf 6460, bis 1907 
auf 10 500. | 


Der Parteitag zu Jena 1905 förderte die Frauenorganiſation 8 


auch inſofern, als er auch die loſe Organiſierten in nähere Ver⸗ 
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bindung mit der Partei brachte. In den Abſatz 2 des § 10 des 
Organiſationsſtatuts hatte er eine Beſtimmung aufgenommen, die die 
Vertrauensperſonen berechtigte, freiwillige Beiträge entgegenzunehmen 
und durch Marken zu quittieren!. Damit war den Frauen die 
Möglichkeit gegeben, in den Staaten, in denen ſie ſich nicht politiſch 
organiſieren durften, doch durch Zahlung regelmäßiger freiwilliger 
Parteibeiträge den Beweis ihrer Zugehörigkeit zur ſozialdemokratiſchen 
Partei zu geben. Vor 1905 war das auch ſchon gelegentlich ge⸗ 
ſchehen; nach 1905 wurde es zur feſten Einrichtung und zeitigte 
damit auch ſteigende Erfolge. Die Zahl der Frauen, die freiwillige 
Beiträge entrichteten, ſtieg von kaum 1000 im Jahre 1905 auf 4933 
im Jahre 1906 und wuchs bis 1907 auf 8751 an. Rückſchauend 
auf die Zeit der Organiſation vor 1908 müſſen noch kurz die 


Frauenbildungsvereine erwähnt werden, deren Gründung beſonders 


ſeit der Frauenkonferenz 1900 befürwortet worden war. Vor dem 
Zuſammenſchluß mit der Partei bildeten auch ſie einen Mittelpunkt 
für die Frauen und meiſtens einen Erſatz für die politiſche Organiſation. 
Die Zahl der in Bildungsvereinen organiſierten Frauen und Mädchen 
betrug 1905 ungefähr 3000, 1906 ſchon 8890; 1907 gab es 94 un⸗ 
politiſche Bildungsvereine mit 10 302 Mitgliedern. 


U 

Bei dem Zuſammenſchluß mit der Partei 1908 handelt es ſich 
um die Frage, ob die beſonderen Frauenorganiſationen preisgegeben 
werden ſollten, und wie in Zukunft innerhalb der Partei die Rechte 
der Frauen und ihre beſonderen Intereſſen gewahrt werden könnten. 
Die Partei, die in der Theorie die Gleichberechtigung der Frauen 
voll anerkannte, und deren Programm „die Abſchaffung aller Geſetze, 
welche die Frau in öffentlicher und privatrechtlicher Beziehung gegen⸗ 
über dem Manne benachteiligen,“ fordert, hatte bisher auch im 
Organiſationsſtatut die Rechte der Frau zu wahren geſucht, ja 
ihr Vorrechte zugebilligt. In der Praxis hatten die Frauen aller⸗ 
dings ſchwer um ihre Stellung ringen müſſen. Die erſten Anfänge 
der Bewegung, gelegentliche Außerungen in der „Gleichheit“ und 


ı 8 1 des Statuts beſtimmte: „Zur Partei gehörig wird jede Perſon bes 
trachtet, die ſich zu den Grundſätzen des Parteiprogramms bekennt und die Partei 
dauernd durch Geldmittel unterſtützt.“ | 
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die Diskuſſionen auf den Parteitagen! und den Frauenkonferenzen 
erzählen von den Widerſtänden, die die „Genoſſinnen“ gerade den 
einzelnen männlichen Parteimitgliedern gegenüber zu überwinden 
hatten, und wie ſie bedacht ſein mußten, auch weiterhin als Frauen 
die Agitation zu beeinfluſſen, damit ſie Frauen als Mitglieder für 
ihre Partei gewinnen könnten. Die Frauen wußten daher auch in 
Zukunft bei der Leitung der Parteigeſchäfte einen entſcheidenden 
Einfluß haben. b 
Das iſt auch bei der Aufſtellung des neuen Organiſationsſtatut 

1908 berückſichtigt worden. Der Parteivorſtand arbeitete auf einer 
Konferenz mit Vertreterinnen der Frauenbewegung am 9. Mai 1908 
Vorſchläge aus, die als Grundlage für die Beratung auf den Nürn⸗ 
berger Tagungen 1908 dienen ſollten. Eine Kommiſſion arbeitete den 
Entwurf aus und legte das neue Organiſationsſtatut dem Leipziger 
Parteitag 1909 vor. Hiernach wurde das bei der Agitation be⸗ 
währte Syſtem der Vertrauensperſonen als beſondere Organiſations⸗ 
form für die Frauen aufgegeben, den Frauen aber in § 4 des neuen 
Statuts der Vorzug gewährt, daß Organiſationen mit weiblichen 
Mitgliedern eine Frau im Vorſtand haben ſollten, die im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Geſamtvorſtand die Frauenagitation betreibe. 
Damit wurde den Frauen auch bei geringer Mitgliederzahl im 
Wahlkreis uſw. ein Einfluß geſichert. Auch die Leitung der Agitation 
blieb in den Händen einer Frau. Eine der beiden Sekretärinnen 
des Zentralfrauenbureaus — die Nürnberger Konferenz ſtellte wegen 
der geſteigerten Bedürfniſſe der Agitation im Frauenbureau eine 
zweite Sekretärin an — wurde zunächſt als Beiſitzerin in den Partei⸗ 
vorſtand gewählt, und das Zentralfrauenbureau blieb beſtehen. Nach 
dem Bericht des Parteivorſtandes an den Jenaer Parteitag 1911 
iſt es dann allerdings mit dem Vorſtandsbureau der Partei vereinigt 
worden, nachdem auf dem Magdeburger Parteitag 1910 ein dies⸗ 
bezüglicher Antrag geſtellt worden war mit der Begründung, eine 
Einheitlichkeit in der Aktion herbeiführen und Streitigkeiten ver⸗ 
meiden zu wollen. Das Frauenbureau, das vorher die ſelbſtändig 
arbeitende Zentrale der proletariſchen Frauenbewegung geweſen war, 


1 Man vgl. die Klagen von Frau Steinbach auf dem Parteitag zu Halle 
1890, Protokoll S. 233. Dieſelbe auf der Mainzer Frauenkonferenz 1900, 
Protokoll S. 250; auf der Bremer Frauenkonferenz 1904. Frau Greifenberg, 
Protokoll S. 337. Dieſelbe auf der Nürnberger Frauenkonferenz 1908, Protokoll 
S. 496, dort auch K. Duncker, S. 517 und „Gleichheit“ 1917/18, Nr. 6 „Aus 
der Bewegung“ S. 45 f. 
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wurde ſomit zu einer Unterabteilung des Parteivorſtandes, fand 
allerdings dafür auch die Unterſtützung der Geſamtpartei. Nach dem 
Bericht von Luiſe Zietz an die Jenaer Konferenz 1911 hat die Be⸗ 
wegung dadurch, daß die Autorität der Partei jetzt hinter ihr ſtand, 
an Werbekraft gewonnen. Auf dem Chemnitzer Parteitag 1912 


‚it durch Annahme eines neuen Organiſationsſtatuts das Zentral- 


frauenbureau ganz aufgehoben und die Vertreterin im Parteivor⸗ 
ſtand als beſoldete Sekretärin angeſtellt worden. Auf dem Jenaer 
Parteitag 1911 wurde in einem Antrag auf die Notwendigkeit hin⸗ 
gewieſen, überhaupt weibliche Parteiſekretäre anzuſtellen, und in der 
Diskuſſion auf der Frauenkonferenz die Forderung nach weiblichen 
Kräften lebhaft unterſtützt. Auf den Parteitagen 1912 und 1913 


wird von der Anſtellung von Partei⸗, Bezirks⸗ und Kreisſekretärinnen 


berichtet. Nach dem Organiſationsſtatut iſt ſeit 1908 „jede Ge⸗ 
noſſin genau ſo wie der Genoſſe verpflichtet, der ſozialdemokratiſchen 
Parteiorganiſation des Ortes .. beizutreten“. Politiſche Sonder⸗ 
organiſationen für die Frauen ſind nicht geſtattet. Hier hat man 
nun aber wieder auf die Agitation unter den proletariſchen Frauen 
Rückſicht genommen und die unpolitiſchen Bildungsvereine für die 


Frauen beibehalten, um ſich zunächſt einmal dem Ideenkreis der 


Frauen in der Agitation anzupaſſen und fie über falſche Anſchauungen, 
die ſie durch die Erziehung in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft ge⸗ 
wonnen hätten, aufzuklären. Allerdings galten dieſe Bildungsvereine 
nun nicht mehr als Erſatz für die politiſche Organiſation: „die 
Mitgliedſchaft enthebt jedoch die Genoſſinnen nicht der Verpflichtung, 
den ſozialdemokratiſchen Parteiorganiſationen anzugehören“ !“. Aus 
„Zweckmäßigkeitsgründen“ hat man auch die übrigen Frauenveran⸗ 
ſtaltungen, die Frauen⸗Leſe⸗ und ⸗diskuſſionsabende uſw., beibehalten. 
Was die Delegation zu den Parteitagen anbetrifft, ſo wurde aller⸗ 
dings das alte „Sonderrecht“ der Frauen, in Frauenverſammlungen 
eine Vertreterin wählen zu können, falls nicht unter den Vertretern 
des Wahlkreiſes Frauen ſeien, aufgehoben. Aber dafür wurde in 
das Statut die Beſtimmung aufgenommen, daß, wo mehrere Delegierte 
zu wählen ſeien, alſo in Wahlkreiſen mit über 1500 Mitgliedern, 


unter den Delegierten möglichſt eine Genoſſin ſein ſolle. Auf dem 


Parteitag zu Jena 1911 wurde der Antrag geſtellt, dieſen Satz aus 
dem § 7 des Organiſationsſtatuts als „undemokratiſch“ zu ſtreichen, 


aber von Luiſe Zietz mit der Begründung zurückgewieſen, daß die 


Protokoll 1908, S. 485. 


ei 
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„Genoſſen“ anderenfalls die Frauen bei der Vertretung vergeſſen 
und dieſe ihr Recht nicht ausnützen würden. — Auch bei der Be⸗ 
meſſung der Mitgliederbeiträge trug man der wirtſchaftlichen Stellung 
der Frau und ihren häuslichen Verpflichtungen Rechnung und ſetzte 
die Beiträge der Frauen erheblich niedriger an. Damit ſollte auch 
eine Doppelbelaſtung der Familie vermieden werden. Die Mitglieder⸗ 
beiträge — die im Reich je nach den ökonomiſchen Verhältniſſen 
ſchwanken und im Oſten niedriger als im induſtriellen Weſten ſind — 
betrugen als Mindeſtſatz für die Männer 30 Pf. monatlich, für die 
Frauen 15 Pf. Nach dem Parteibericht für 1914 war in 5 Kreiſen 
der Mindeſtbeitrag noch nicht erreicht. Für Berlin betrug er 1917 
30 Pf. für die Frauen; das war die Höchſtgrenze. Die weibliche 
Mitgliederzahl hat ſich nach dem Zuſammenſchluß mit der Geſamtpartei 
bis 1914 ſtetig gehoben. Sie betrug 1909 62259, 1913 141151, 
1914 = 174754. Weibliche Vorſtandsmitglieder in den Organiſationen 
gab es 1909 in 257 Orten, 1912 in 646 Orten, 1913 in 228 Kreiſen, 
1914 ſchon in 236 Kreiſen, und zwar waren es 1914 = 936 weib⸗ 
liche Vorſtandsmitglieder. 

Die Organiſationen bilden in ihren verſchiedenen Formen die 
Grundlage für die Aufklärung und Schulung unter den Frauen und 
die Agitation unter ihnen. Als ein Mittel, die Frauen geiſtig zu 
heben und die ſozialiſtiſchen Lehren unter ihnen zu verbreiten, hatte 
man ſchon früh eine eigene Zeitung für die proletariſchen Frauen 
für notwendig erachtet. „Die Staatsbürgerin“, die Frau Guillaume⸗ 
Schack herausgab, hatte ſich unter dem Ausnahmegeſetz nicht lange 
halten können. Auf dem Parteitag zu Halle 1890 wies daher Frau 
Ihrer auf die ſo notwendige Herausgabe einer Frauenzeitung hin — 
Beilagen in der Form von Unterhaltungsblättern hätten keinen Er⸗ 
folg gehabt — und erbat die Unterſtützung der Genoſſen bei der 
Anregung der Frauen zum Bezug der Zeitung. Sie berichtete auch, 
daß die Vorarbeiten zur Herausgabe einer Frauenzeitung nahezu 
abgeſchloſſen ſeien, und bald darauf, am 20. Dezember 1890, erſchien 
auch die erſte Nummer der „Arbeiterin“, der „Zeitſchrift für die 
Intereſſen der Frauen und Mädchen des arbeitenden Volkes“, des 
Organs „aller auf dem Boden der modernen Arbeiterbewegung 
ſtehenden Vereinigungen der Arbeiterinnen“. Mitarbeiterinnen des 
Blattes wurden Frau Zetkin, Frau Marx⸗Aveling⸗London, Frau 
Kautsky und Frau Guillaume⸗Schack. Es brachte Berichte über 
die Bewegung und Forderungen derſelben, Wiſſenswertes für Küche 
und Hauswirtſchaft und Unterhaltungsbeilagen mit ſtark aufreizender 
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Tendenz. Das Blatt hat fih aus Mangel an materiellen Mitteln 
nicht lange halten kännen. Da griff Heinrich Dietz aus Stuttgart 
ein und übernahm die Frauenzeitung in ſeinen Verlag und übertrug 
die Redaktion Frau Zetkin. So wird nun die „Gleichheit“, die ſeit 
dem 28. Dezember 1891 erſcheint, das geiſtige Band für die prole⸗ 
tariſchen Frauen. Sie vertritt in ihrem Inhalt — ſeien es nun poli⸗ 
tiſche Tagesfragen oder wirtſchaftliche und ſozialpolitiſche Forderungen 
oder auch theoretiſche und praktiſche Auseinanderſetzungen — das 
Dogma, das ihre Redakteurin, Frau Zetkin, hochhält, das Programm 
der proletariſchen Frauenbewegung, die ſcharfe Trennung von der 
bürgerlichen Frauenbewegung, den gemeinſamen Klaſſenkampf mit dem 
Proletariat. Die Zeitſchrift hat in den erſten Jahren ihres Bes 
ſtehens nur eine geringe Zahl von Leſerinnen gehabt und hat ſchwere 
Kämpfe beſtehen müſſen. Auch gerade innerhalb der Partei iſt ſie 
oftmals angegriffen worden, weil ihr Inhalt zu hoch und für die 
Gewinnung der Maſſe der Arbeiterinnen ungeeignet ſei. Seit dem 
Parteitag zu Gotha 1896 ertönt immer wieder der Ruf nach populärer 
Ausgeſtaltung der „Gleichheit“. Zur Gewinnung der großen Maſſe 
der Arbeiterfrauen ſchlägt man vor, daß ſie im Inhalt mehr den 
praktiſchen Bedürfniſſen der Hausfrau Rechnung tragen, z. B. Schnitt⸗ 
muſterbeilagen bringen müſſe, zumal dadurch die bürgerlichen Mode⸗ 
zeitungen mit ihrem „bigotten und chauviniſtiſchen Einfluß“ aus⸗ 
geſchaltet würden. Klara Zetkin hat all dieſe Forderungen zurück⸗ 
gewieſen und dagegen geltend gemacht, die „Gleichheit“ könne keine 
Arbeiterinnenbewegung ins Leben rufen. Sie könne nur innerhalb der 
Bewegung ſchulend und fördernd wirken. Werde der „wiſſenſchaftliche“ 
Charakter der Zeitſchrift geändert, ſo verliere ſie ihre Bedeutung für 
die leitenden Genoſſinnen und Genoſſen, ohne doch in die Maſſe der 
Frauen zu dringen. 

Trotzdem hat die „Gleichheit“ allmählich die allgemeinen Inter⸗ 
eſſen der Frauen mehr berückſichtigt. 1904 und 1908 wird ſie 
erweitert und bringt auch Lektüre für die Jugend, „die im Dienſte 
des hohen Ideals ſtehen ſoll, die leiblichen und geiſtigen Kräfte der 
proletariſchen Kinder zu harmoniſcher, kraftvoller Entfaltung zu 
bringen, auf daß dieſe zu Perſönlichkeiten heranreifen, welche eines 
Tages die große geſchichtliche Aufgabe ihrer Klaſſe begreifen und 


1 Vgl. die „Einladungen zum Abonnement“, zum Beiſpiel am Anfang 
jedes Jahrgangs. 
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erfüllen können“ !. Infolgedeſſen hat ſich auch ihr Abonnenten: 
ſtand gehoben, abgeſehen davon, daß der Parteitagsbeſchluß von 
Eſſen 1907 die Genoſſen und Genoſſinnen verpflichtete, für die 
Ausbreitung der „Gleichheit“ zu werben. Die Zahl der Abonnenten 
betrug am 31. Dezember = 28 700, am 30. Juni 1907 = 67 000, 
am 30. Juni 1908 = 84000 und nach dem Bericht für den Würz⸗ 
burger Parteitag 1914 = 125000. Aus der Zahl der Abonnenten 
kann man nun allerdings nicht auf die Werbekraft der „Gleichheit“ 
und das ſozialiſtiſche Intereſſe ihrer Leſerinnen ſchließen, ſondern 
ſie iſt ein Beleg für die Mitgliedſchaften in den einzelnen Bezirken, 
da viele derſelben die „Gleichheit“ obligatoriſch liefern. Auf der 
Nürnberger Frauenkonferenz 1908 wurde beantragt, dieſe Ein⸗ 
richtung allgemein einzuführen, aber dieſe Forderung abgelehnt, 
weil durch perſönliche Verbreitung der „Gleichheit“ der ſozialiſtiſche 
Einfluß bedeutender und wirkſamer werde und nur ſo ſeine Aus⸗ 


breitung gemeſſen werden könne. Eher hat man die obligatoriſche 


Einführung der Zeitſchrift bei den Gewerkſchaften befürwortet, weil 
dadurch auch ſolche Frauen für den Sozialismus gewonnen würden, 
die ihm noch fern ſtünden. Den Gewerkſchaften iſt nun aber die 
Lieferung der „Gleichheit“, die im Widerſpruch zu ihrem Neutrali⸗ 
tätsſtandpunkt ſteht, zum Verhängnis geworden, weil die Polizei 
ihnen hinderlich wurde; und es erhoben ſich darum unter den Ge⸗ 
werkſchaften Stimmen, die die „Gleichheit“ ablehnten. Anderer⸗ 
feit3 machte man der „Gleichheit“ zum Vorwurf, daß fie die ge⸗ 
werkſchaftlichen Intereſſen nicht genügend berückſichtige, und es 
wurde der Wunſch laut, eine gewerkſchaftliche een zu 
gründen. 

Während des Krieges iſt dann in der Tat eine „Gewerkſchaft⸗ 
liche Frauenzeitung“ gegründet worden, die ſeit Anfang 1916 er⸗ 
ſchien. — Sie wird von Gertrud Hanna redigiert und bringt Be⸗ 
richte über gewerkſchaftliche, politiſche, insbeſondere ſozialpolitiſche, 
und genoſſenſchaftliche Fragen, Anregungen für die Hauswirtſchaft 
und Erziehung und trägt dem Bedürfnis nach Bildung und Unter; 
haltung Rechnung. — Sie iſt zum Teil der „Gleichheit“ vorgezogen 
worden 2. Klara Zetkin hat während des Krieges ihre grundſätzliche 


— nn 


1 Auf der Jenaer Frauenkonferenz 1911 berichtete Genoffin Grünberg, 
die Kinderbeilage habe die „Gleichheit“ beliebt gemacht. Protokoll S. 422. 
2 „Gleichheit“ 1916/17 Nr. 6 „Konferenz der württembergiſchen Genoſſinnen“ 
am 26. November in Stuttgart S. 40. Man vgl. auch die Berichte in der 


„Gleichheit“. „Gleichheit“ 1916/17 Nr. 9, 10 ff. 
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Haltung bewahrt. Ihrem ſozialiſtiſchen Standpunkt gemäß hielt 
ſie „ein Paktieren zwiſchen dem Sozialismus und der kapitaliſtiſchen 
Weltmachtspolitik“ für unmöglich und bekämpfte die Haltung der 
Mehrheitspartei und⸗ fraktion in der Kreditbewilligungsfrage. Dieſe 
Stellungnahme brachte ſie auch in der „Gleichheit“ zum Ausdruck 
und wirkte in dieſem Sinne auf die weiblichen Parteimitglieder ein. 
Da das der Mehrheitspartei verhängnisvoll erſchien, zumal die 
„Gleichheit“ oft die einzige geiftige Nahrungsquelle der Pro⸗ 
letarierin fei!, fo wurde fie im Juni 1917 ihres Amtes entſetzt 
und die Redaktion Heinrich Schulz und Marie Juchacz, ſeit der 
Revolution Klara Bohm⸗Schuch und Marie Juchacz übertragen?. 
Klara Zetkin ſchrieb dann zunächſt für die Frauenbeilage der „Leip⸗ 
ziger Volkszeitung“, heute in der „Kommuniſtin“. Das Blatt für 
die unabhängigen Frauen iſt die „Kämpferin“. 

Als Ergänzung zu der Belehrung und Schulung durch die 
„Gleichheit“, die von Klara Zetkin für die fortgeſchrittenen „Ge⸗ 
noſſinnen“ beſtimmt war, dient die ſchriftliche Agitation durch Flug⸗ 
blätter und Broſchüren. „Die Flugblätter ſollen die indifferenten 
und rückſtändigen Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen, die Hausfrauen 
und Mütter gewinnen, die Broſchüren ſie weiter belehren und 


ſchulen “s. Eine entſprechende Reſolution wurde auf dem Partei⸗ 
tag zu Gotha 1896 und der Mainzer Frauenkonferenz 1900 an⸗ 


genommen. Mit der Herausgabe der Flugblätter allgemeinen 
Charakters — die lokalen Charakters blieb den örtlichen Organi⸗ 
ſationen überlaſſen — wurde eine fünfgliedrige Kommiſſion betraut. 
Später hat dieſe Aufgabe das Frauenbureau übernommen, das die 
weiblichen Vorſtandsmitglieder mit Material verſorgt, Flugblätter 
über Frauenintereſſen ſelbſt entwirft und ſolche allgemeinen Inhalts 
im Namen des Parteivorſtandes herausgibt. Letztere umfaſſen 
wichtige Tagesfragen und ihre Wirkung auf die Frauen, wie z. B. 
Zoll⸗ und Lebensmittelwucher, Koalitionsverbot“ und Anleitungen 
zum Wahlkampf. Eine Reihe von Broſchüren, die den Frauen 


1 Soz. Mon. 1915, H. 14; 22. Juli 1915, S. ale „Unjer Frauen: 

ane erden; (2. Bd.) 
2 „In eigner Sache“, „Gleichheit“ 1916/17 Nr. 18, E 117 f. .; 1918/19 

Nr. 14 und Soz. Mon. 1917, H. 19, 26. N 8. ee © 999 ff „Sozial- 
demokratiſches Frauenorgan“. 

3 „Gleichheit“ 1904 Nr. 19 „Zur e S. 146 2 

4 Zum Beiſpiel wurde auf dem Parteitag zu Hannover 1899 eine Bro⸗ 
ſchüre beſchloſſen, die die Frauen über die . der e be⸗ 
lehren ſollte. S. 66 u. 84. ö 


be BETH. Se Te du a e Be 
\ wi BE EN 
— 7 


218 Annemarie Neumann | | [888 | 


theoretiſche und praktiſche Belehrung bieten, erſcheinen ſeit 1911 im 
„Vorwärts“⸗Verlag unter dem Titel „Sozialdemokratiſche Frauen⸗ 
bibliothek“. Auch in den Arbeiterblättern wird auf die Intereſſen 
der weiblichen Mitglieder Rückſicht genommen. Die Unterſtützung 
der Frauenbeſtrebungen durch die Arbeiterpreſſe iſt auf verſchiedenen 
Parteitagen und Konferenzen gefordert worden, und es wurden 
dementſprechend Beſchlüͤſſe gefaßt. | 

Die erſte geiſtige Anregung wurde den proletariſchen Frauen 
in den ſchon erwähnten Bildungsvereinen gegeben. Man ſah ihren 
Wert darin, daß fie die Frauen ſchulten, fie über ihre Lage auf: 
klärten, das Solidaritätsgefühl in ihnen weckten und damit die 
Vorbedingungen für den Klaſſenkampf ſchufen!. Es wurden Bor: 
träge über politiſche und wiſſenſchaftliche Themata gehalten, die 
Naturwiſſenſchaften gepflegt, Schulfragen und religiöſe Fragen be: 
ſprochen, hygieniſche Anweiſungen erteilt, Samariterkurſe abgehalten 
und in wirtſchaftlichen Fragen Belehrung gegeben?. Bei Mangel 
an leitenden Kräften las man aus Parteibroſchüren und aus Ar⸗ 
tikeln der Parteipreſſe vor, Das Fehlen geſchulter Kräfte machte 
ſich überhaupt ſehr ſtark geltend und bildete den Gegenſtand ſteter 
Klagen. Immer wieder wurde in der „Gleichheit“ und auch auf 
den Konferenzen darauf hingewieſen, daß Bildungsvereine nur dort 
gegründet werden ſollten, wo die erforderlichen Kräfte dafür vor⸗ 
handen ſeiens. Von weſentlichen Erfolgen berichtet allein der 
„Berliner Verein der Frauen und Mädchen der Arbeiterklaſſe“, der 
ſich aus dem von Luiſe⸗Otto⸗Peters gegründeten Verein nach wieder⸗ 
holten Auflöſungen immer wieder gebildet hat. Er verfolgte aber 
auch weniger parteipolitiſche Zwecke, ſondern von Anfang an war 
es ſein Beſtreben, wie W. Zepler bei ſeiner Neugründung 1899 
darlegte“, den Arbeiterinnen, die von Berufs⸗ und Hausarbeit 
überlaſtet waren, ſeeliſche und geiſtige Erfriſchung zu bieten und 
ihnen allerdings auch dadurch „den Blick für das wirtſchaftliche und 
politiſche Geſchehen zu ſtärken“ °. 


1 „Gleichheit“ 1908 Nr. 17 „Frauenbildungsvereine“ S. 151 f. 

2 Vgl. die Berichte in den Jahrgängen der „Gleichheit“ von 1892 an 
„Aus der Bewegung“. 

3 „Gleichheit“ 1893 Nr. 23 und 1894 Nr. 23 „Den Genoſſen und Ge⸗ 
noffinnen zur Beachtung“ und Mainzer Frauenkongreß S. 255 f. 

4 Vgl. die Broſchüre „Welchen Wert hat die Bildung für die Arbeiterin?“ 
(13. Februar 1899). 

5 Über den Wert der Bildung für die Proletarierin gerade als Hausfrau 
und Mutter ſprach fi Kl. Zetkin in Gotha mit folgenden Worten aus (Pro⸗ 
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In der Folgezeit haben ſich die Vereine in dieſer Form ent 
wickelt, beſonders nach 1900, wo ſie als Organiſationsmittelpunkte 
ſtatt der politiſchen Organiſationen anerkannt wurden. Sie er⸗ 
hielten einen mehr wiſſenſchaftlichen Charakter, griffen aber auch 
wiederholt ins gewerkſchaftliche und politiſche Gebiet hinüber, wie 
es die polizeilichen Auflöſungen bezeugen“. Den Zwittercharakter, 
halb politiſche, halb wiſſenſchaftliche Ziele zu verfolgen, gaben die 
Frauenbildungsvereine erſt nach dem Zuſammenſchluß mit der 
Partei auf, wo die Frauen wirtſchaftliche und politiſche Schulung 
in den Organiſationen der Männer fanden. Sie ſollten jetzt ein 
Mittel bilden, die geiſtige Entwicklung der proletariſchen Frauen zu 
fördern und mehr als bisher die Frauen zu ſozialiſtiſchen Er⸗ 
zieherinnen ihrer Kinder und der Jugend machen, die durch das 
Vereinsgeſetz noch vom politiſchen Leben ferngehalten wurde?. So 
haben die Frauen z. B. in Berlin weibliche Jugendabteilungen an 
ihre Frauenbildungsvereine angegliedert. 

Während die Bildungsvereine die Grundlagen des ſozialiſiſchen 
Denkens überhaupt vermitteln ſollten, wurden für die fortgeſchrit⸗ 
tenen Frauen Leſe⸗ und Diskuſſionsabende eingerichtet, um ſie 
weiter zu ſchulen und ſie gegebenenfalls zu Leiterinnen zu machen. 
Sie wurden zuerſt nach dem Gothaer Parteitag eingerichtet, als es 
ſich darum handelte, durchgebildete ſozialiſtiſche Kräfte zu gewinnen, 
die als Vertrauensperſonen wirken könnten. Als die Bewegung 
ſich mehr ausdehnte, machte ſich die Notwendigkeit geſchulter Agi⸗ 
tatorinnen immer mehr geltend, und auf der Frauenkonferenz zu 
München 1902 wurde deshalb wieder auf die Schaffung regel⸗ 


tokoll S. 166): „Je mehr die Frau die Erzieherin und Bildnerin ihrer Kinder 
jein kann, um fo mehr kann ſie fie aufklären, kann fie dafür forgen, daß fie mit 
der gleichen Begeiſterung und Opferfreudigkeit wie wir in Reih und Glied 
kämpfen für die Befreiung des Proletariats — wenn der Proletarier ſagt: mein 
Weib! — daß er dann in Gedanken hinzuſetzt: die Genoſſin meiner Ideale, die 
Gefährtin meiner Kinder — zum Zukunftskampfe! So manche Mutter, ſo 
manche Gattin, die Mann und Kinder mit Klaſſenbewußtſein erfüllt, leiſtet 
genau ſo viel wie die Genoſſinnen, die wir in unſeren Verſammlungen ſehen.“ 

1 Nürnberger Frauenkonferenz 1908. O. Baader, S. 468: „Uns kommt 
es ja vor allem darauf an, die Köpfe zu revolutionieren; die Frauen ſollen wiſſen, 
was der Sozialismus will.“ 

2 Daſelbſt: Antrag des „Vereins der Frauen und Mädchen der Arbeiter⸗ 
klaſſe“ zu Berlin, S. 486; Zietz, S. 487 u. 111; vgl. Soz. Mon. 1906, Sept. 
W. Zepler, „Jugenderganiſationen“ S. 769 und „Gleichheit“ 1909/10, Nr. 26. 
L. Radloff, „Unſere Frauen in den Jugendbildungsorganiſationen“, S. 206 ff, 
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mäßiger Leſe⸗ und Diskuſſionsabende als auf ein geeignetes Mittel 
hingewieſen. Auch nach dem Zuſammenſchluß mit der Geſamt⸗ 
partei 1908 wurden die Frauenleſe⸗ und Diskuſſionsabende bei⸗ 
behalten, weil man beſondere Aufklärungsarbeit unter den Frauen 
für notwendig hielt. 1907 gab es in 120 Orten Leſeabende, die 
teils vierzehntägig, teils alle vier Wochen ſtattfanden; 1913 ſchon 
in 162 Kreiſen 309 monatliche Leſeabende; der Parteibericht von 
1914 gibt das Vorhandenſein von Leſeabenden in 166 Kreiſen an. 
Die Handhabung der Leſeabende iſt verſchieden. Mehr als in den 
Bildungsvereinen kommt in dem Lehrſtoff der Diskuſſionsabende 
der prinzipielle Standpunkt der proletariſchen Frauenbewegung in 
ihrer Geſamtheit zum Ausdruck. Es wurden hier von Anfang an 
die Werke von Engels, Marx, Laſſalle und Bebel geleſen. Die 
Frauen ſollten mit den theoretiſchen Grundlagen und dem ſozia⸗ 
liſtiſchen Programm vertraut gemacht, aber auch praktiſch geſchult 
und in ihrer geiſtigen Gewandtheit gefördert werden. Dieſe Me⸗ 
thode hat nicht überall den gleichen Anklang gefunden. Es wurde 
darauf hingewieſen, daß man die Arbeiterinnen durch theoretiſche 
Auseinanderſetzungen nicht gewinnen könne, man müſſe ſie auf 
praktiſche Beiſpiele hinweiſen. Dieſe Abweichungen in der Meinung, 
ob grundſätzliche Schulung, ob Tatſachenlehre, zeigte ſich auch auf 
der Frauenkonferenz zu Jena 1911. Ein feſtes Programm wurde 


hier nicht aufgeſtellt, doch wurde hier wie auf dem Chemnitzer 


Parteitag 1912 auf die günſtigen Erfolge bei Errichtung von Kurſen 
für Leiterinnen von Leſeabenden hingewieſen wie auch darauf, daß 
die „Genoſſinnen“ an den Wanderkurſen des Bildungsausſchuſſes 
der Partei wie überhaupt an ihren Bildungsbeſtrebungen teilnehmen 
ſollten. Mehr und mehr haben die Frauen daher an den allgemeinen 
Kurſen der Partei teilgenommen 1. 1913 allein 4529 Frauen und 
Mädchen. Neuerdings ſind beſondere Frauenabende eingerichtet 
worden, in denen Vorträge gehalten werden, an die ſich eine Dis⸗ 
kuſſion anſchließt. Sie ſind für einen größeren Kreis beſtimmt und 
finden alle 14 Tage ſtatt. 

Die Bildungsvereine und Leſeabende bieten Belehrung, Schulung 
und Weckung zum Sozialismus. Aufklärung über die praktiſchen 


a ieh, „Neue Zeit · Bd. 31, 2 S. 885; „Gleichheit“ 1911/12 Nr. 3. 


Vom Hamburger Arbeiterbildungsweſen war ſchon 1909 eine Zentrale geſchaffen 


worden, die halbjährige Kurſe über Nationalökonomie und Geſchichte abhielt, an 
denen auch Frauen und Mädchen beteiligt waren. Die Teilnehmer wurden zur 
Hälfte von der Partei, zur Hälfte von den Gewerkſchaften delegiert (S. 42 f.). 
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Forderungen der Sozialdemokratie finden die Frauen in den Volks⸗ 
und Agitationsverſammlungen, die man auch gern von Frauen für 
die Frauen beſonders abhalten läßt, um Verſtändnis und Intereſſe 
beſſer wecken zu können. Die Agitation erſtreckt ſich hier einerſeits 
auf politiſche und wirtſchaftliche Forderungen, die die Arbeiterklaſſe 
und Partei als ſolche aufſtellt, andererſeits auf Fragen, die ſich auf 
die Frauen beſonders beziehen und deren Erfüllung ſie vor öffentlich⸗ 
und privatrechtlicher Benachteiligung gegenüber dem Manne bewahren 
ſoll. Den Inhalt der Agitation unter den Frauen kennzeichnet die 
Reſulation, die auf Befürwortung von Klara Zetkin auf dem Partei⸗ 
tag zu Gotha 1896 angenommen wurde. „Soweit beſtimmte dringende 
Aufgaben nicht vorliegen, iſt in der Agitation für Reformen ein⸗ 
zutreten, die im Intereſſe der Proletarierin als Arbeiterin und Frau 
liegen. Insbeſondere iſt zu agitieren: 1. für Ausdehnung des ge⸗ 


ſetzlichen Arbeiterinnenſchutzes, namenlich für Einführung des geſetz⸗ 


lichen Achtſtundentages, zunächſt wenigſtens für die weiblichen Arbeiter; 
2. für Anſtellung weiblicher Fabrikinſpektoren; 3. für aktives und 
paſſives Wahlrecht der Arbeiterinnen und weiblichen Angeſtellten zu 
den Gewerbegerichten; 4. für gleichen Lohn bei gleicher Leiſtung 
ohne Unterſchied des Geſchlechts; 5. für volle politiſche Gleich: 
berechtigung der Frauen mit den Männern, ſpeziell für unein⸗ 
geſchränktes Vereins⸗, Verſammlungs⸗ und Koalitionsrecht; 6. für 
gleiche Bildung und freie Berufstätigkeit der beiden Geſchlechter; 
7. für die privatrechtliche Gleichſtellung der Geſchlechter; 8. für die 
Beſeitigung der Geſindeordnungen.“ In dieſem Rahmen hat ſich 
die Agitation unter den Frauen gehalten, und je nach den außer⸗ 
und innerpolitiſchen Verhältniſſen tritt die eine oder andere Forderung 
ſtärker hervor und kommen noch andere hinzu. | 

Um den beſonderen Forderungen für die Frauen den rechten 
Nachdruck zu verleihen und der Agitation dafür eine größere Ein⸗ 
heitlichkeit und Stärke zu geben, haben die ſozialdemokratiſchen 
Frauen beſchloſſen, beſondere Zuſammenkünfte, Frauenkonferenzen, 
abzuhalten. Die Keime dieſer Frauenkonferenzen bilden die privaten 
Beſprechungen, die gelegentlich der Parteitage zu Köln und Frank⸗ 


furt a. M. 1893 und 1894 ſtattfanden, und in denen die „Ge⸗ 


noſſinnen“ Agitationsfragen erörterten. Auch ſpäter fanden ſolche 
geſonderten Zuſammenkünfte ſtatt, allerdings erſt in den Abend⸗ 
ſtunden, wenn die Frauen ſchon müde waren, und wegen des 
Vereinsgeſetzes konnte es auch immer nur ein „privater Meinungs⸗ 
austauſch“ fen. Schon damals verwahrten ſich die Sozial⸗ 


P 


beſtand ein dreijähriger Zwiſchenraum, weil 1910 die 2. Jui 
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demokratinnen dagegen, daß ſie die ſozialiſtiſche re 99 0 
von der allgemeinen Arbeiterbewegung loslöſen und eine men 
rechtleriſch angekränkelte Sonderbewegung“ ſchaffen wollten. ie 
wollten vielmehr umgekehrt ſie immer inniger mit dieſer zuſamme te | 
ſchließen, einer Zerſplitterung ihrer Kräfte vorbeugen und ihr neue 
Kräfte zuführen. Das war noch mehr der Fall, als 1900, zwei a” 
Tage vor dem Mainzer Parteitag, die erſte Reichs⸗ Nauen * 
auf den Vorſchlag der Berliner Frauen einberufen wurde. Die 
Veranſtaltung der Konferenz wurde wieder mit der Sonderſtellung, 
den Sondercharakterzügen der Frauen begründet, die durch die geſel⸗ 
ſchaftlichen Bedingungen, die ſeit Jahrhunderten die freie Entwick⸗ 
lung des weiblichen Geſchlechts hemmten, ſich erklären ließen, aber 
deshalb auch Sonderpflichten der Frauen verlangten. Die Frauen⸗ 
konferenz ſollte Mittel und Wege zur Förderung der Arbeiterinnen⸗ 
bewegung, eine planmäßige Regelung auf Grund engerer Fühlung 
ſchaffen. Auf der 1. Konferenz 1900 ſah man von der Feſtlegung 
einer alljährlich ſtattfindenden Konferenz ab; ſie fanden dann in der 
Folgezeit alle zwei Jahre, 1902, 1904, 1906 und 1908, ſtatt. Nur 
zwiſchen der 5. Frauenkonferenz 1908 und der 6. Konferenz 1911 


nationale Frauenkonferenz zu Kopenhagen tagte — die erſte hatte 
1907 in Stuttgart ſtattgefunden — und man bei der doppelten 
Beſchickung die Koſten fürchtete und die Vorbereitungen für die 
Wahlagitation des nächſten Jahres durch die Konferenz noch als 
verfrüht erachtete. In der „Gleichheit“ und auf den Konferenz 
ſelbſt iſt von den Frauen ſtets der Wert dieſer Zuſammenkünfte be⸗ 
tont worden. Die Agitation ſei durch ſie belebt und planmäßig ge⸗ 
ſtaltet worden. Die grundſätzliche und praktiſche Schulung der 
Frauen ſei noch gefördert worden!; die Möglichkeit des perſönlichen 
„Sichkennenlernens“ und „Sichhelfens“ wird für günſtig erachtet. 
Auf der Nürnberger Frauenkonferenz 1908 bei der Beratung des 
neuen Organiſationsſtatuts führte Luiſe Zietz aus: „Die Konferenzen 1 
haben ihren Wert darin, daß auf ihnen aus unſerem Parteiprogramm n 
heraus Fragen, die die Frauen beſonders intereſſieren, in den Mittel- 
punkt der Diskuſſion geſtellt werden. Auf den Parteitagen können 
ſolche Fragen nicht mit genügender Gründlichkeit erörtert werden, 


„Gleichheit“ 1904, Nr. 21 „Die Frauenkonferenz zu Bremen“, 6. % ö 
Im übrigen „Gleichheit“ 1906, Nr. 18 „Zur Frauenkonferenz in Wan vn 
S. 110 und beſonders „Gleichheit“ 1908, Nr. 18 „Die politifche DOrganifation ben ee 
Frauen unter dem Reichsvereinsgeſetz“, S. 160. 3 
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weil die Parteitage ſchon ohnehin überlaſtet ſind, und weil die 
„Genoſſen“ für dieſe Fragen doch nicht das notwendige lebendige 
Intereſſe haben. Die Frauenkonferenzen ſind ſo ein vorbereitender 
Ausſchuß für dieſe beſonderen Fragen. Es würde die Frauen⸗ 
bewegung außerordentlich zurückwerfen, wenn die Frauenkonferenzen 
aufgehoben würden.“ In der Debatte wurden ihre Darlegungen 
von anderen unterſtützt. Aber gerade deshalb, weil die Frauen⸗ 
konferenzen nur einen „vorbereitenden Ausſchuß“ bildeten und dem 
Parteitag nur Vorſchläge machen durften, ſind ſie von anderer Seite 
— in den „Scszialiſtiſchen Monatsheften“ — als zwecklos erachtet 
worden!“. Man hat auch wieder hierin ein „Sonderrecht“, einen 
„Rückſchlag in das Gebiet der Frauenrechtelei“ geſehen, zumal nach 
dem Erlaß des Reichsvereinsgeſetzes. Man ſah jetzt eine geſonderte 
Frauenkonferenz als unberechtigt an, weil die Zugehörigkeit der 
Frauen zu den politiſchen Vereinen die gemeinſame Arbeit und die 
Unterordnung unter die gemeinſamen Beratungen auf den Partei⸗ 
tagen jetzt möglich mache. Dann wird betont, daß auf dieſen 
Konferenzen gar keine genügende Diskuſſion ſtattfinde, wodurch die 
politiſchen Anſichten der Genoſſinnen geklärt würden, und daß ſie 
ihnen keine praktiſchen Anhaltspunkte gäben. Die Frauenkonferenzen 
bildeten nur eine Art „Volksverſammlung für einen beſchränkten 
Kreis gläubig lauſchender Genoſſinnen aus allen Teilen Deutſch⸗ 
lands“. Die Genoſſinnen, die nicht den prinzipiellen Standpunkt 
teilten, würden von der Mitarbeit ferngehalten. Wally Zepler ſagt 
hierzu: „Auf dieſe Art erſcheint die proletariſche Frauenbewegung 
freilich in vollkommener Einigkeit nach außen. Es fragt ſich nur, 
ob denn die Konferenzen auch nur im mindeſten die wirklich vor⸗ 
handenen Anſchauungen widerſpiegeln ..“? Außer den Reichs⸗Frauen⸗ 
konferenzen haben noch beſondere Landes⸗, Bezirks⸗ und Kreis⸗Frauen⸗ 
konferenzen ſtattgefunden, auf denen Agitations⸗ und Organiſations⸗ 
fragen unter weiteſtgehender Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe 
beſprochen wurden. Sie fügten ſich mehr in den Rahmen der 
Organiſationen ein als die Reichskonferenzen. | | 

Wenn auch die Konferenzen nicht allſeitige Billigung finden, ſo 


| liegt ihr Wert doch darin, daß fie ein Bild von den Beſtrebungen 


der ſozialdemokratiſchen Frauen und ihren beſonderen Forderungen, 
zumal in ſozialpolitiſcher Hinſicht, geben. Auf den Frauenkonferenzen 
1 Soz. Mon. 1911, H. 23 (9. Nov. 1911), S. 1499 f.; 1904 Sept. Bd. 2, 


S. 763; 1910, H. 14, Juli Bd. 3, S. 918. 
2 Soz. Mon. 1911, H. 23, Nov. 3. Bd., S. 1499. 
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find neben den allgemeinen Organiſations⸗ und Agitationsfragen 
vor allem die des Arbeiterinnen⸗ und Kinderſchutzes, des Vereins⸗ 
und Verſammlungsrechtes und des Frauenwahlrechts verhandelt 
worden. 

Eine der Fragen, die im Mittelpunkt des Intereſſes ſteht, weil 
ſie aufs engſte mit der Frauenerwerbsarbeit verknüpft iſt und der 
Wunſch, ſie zu erreichen, ein treibendes Moment der Arbeiterinnen⸗ 
bewegung bildet, iſt die des Arbeiterinnenſchutzes. Die ſozial⸗ 
demokratiſchen Frauen haben ein feſtumriſſenes Programm aufgeſtellt, 
in dem ſie, die anfangs — wie ja noch auf dem Parteitag zu Halle 
18901 — einen beſonderen Frauenſchutz ablehnten, den Bedürfniſſen 
der Arbeiterin als Frau und Mutter Rechnung getragen haben. 
Eine der erſten Forderungen iſt die nach weiblichen Fabrikinſpektoren, 
die von Emma Ihrer ſchon 1885 erhoben wurde und ſpäter in ver⸗ 
ſchiedenen Anträgen der Frauen an die Parteitage Aufnahme fand. 
Auf dem Parteitag zu Gotha 1896 trat nur in einigen knappen 
Theſen die Forderung auf Einführung des geſetzlichen Achtſtunden⸗ 
tages, zunächſt wenigſtens für die weiblichen Arbeiter, und das aktive 
und paſſive Wahlrecht zu den Gewerbeſchiedsgerichten hinzu. In 
Hannover 1899 wurde außerdem: abſolutes Verbot der Nachtarbeit 
für die Frauen; Verbot der Verwendung von Frauen bei allen Be⸗ 
ſchäftigungsarten, welche dem weiblichen Organismus beſonders ſchäd⸗ 
lich ſind; Freigabe des Sonnabendnachmittages, Ausdehnung der 
Schutzbeſtimmungen für Schwangere und Wöchnerinnen auf mindeſtens 
einen Monat vor und zwei Monate nach der Entbindung; Beſeitigung 
der Ausnahmebewilligungen von dieſen Beſtimmungen auf Grund 
eines ärztlichen Zeugniſſes; Ausdehnung der geſetzlichen Schutz⸗ 
beſtimmungen auf die Hausinduſtrie; Sicherung völliger Koalitions⸗ 
freiheit für die Arbeiterinnen beſchloſſen. Auf der Mainzer Frauen⸗ 
konferenz 1900. wurden die Beſtimmungen ſpeziell für den Wöchnerinnen⸗ 
ſchutz ausgebaut. Die geſetzliche Schutzfriſt für die Wöchnerinnen von 
vier Wochen vor bis ſechs Wochen nach der Geburt wird aufrecht⸗ 
erhalten, Erhöhung des Krankengeldes auf die volle Höhe des durch⸗ 
ſchnittlichen Tagelohnes und obligatoriſche Ausdehnung der Kranken⸗ 


1 Zetkin 1889 in Paris am 19. Juli, Protokoll S. 84: „Wir ver: 
langen keinen anderen Schutz als den, welchen die Arbeit im allgemeinen gegen 
das Kapital fordert.“ — Auch auf dem Parteitag zu Halle 1890 ſtellten die 
Frauen den Antrag, daß Beſchränkung aller die Geſundheit beſonders 
ſchädigender Arbeit auf höchſtens 6 Stunden zu fordern fei, nicht nur für die 
Frauen. Protokoll S. 184 u. 196. 
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unterſtützung der Wöchnerinnen auf die Frauen der Mitglieder ge⸗ 
fordert!. Die Münchener Frauenkonferenz 1902 brachte eine ver⸗ 
vollſtändigte und ſchärfer umgrenzte Faſſung der früher erhobenen 
Schutzforderungen und außerdem für die jugendlichen Arbeiterinnen 
die Herabſetzung der täglichen Maximalarbeitszeit auf vier bzw. 
ſechs Stunden, Erhöhung der Altersgrenze auf 18 Jahre und Ein⸗ 
führung des obligatoriſchen Fortbildungsunterrichts, in deſſen Schul⸗ 
plan Haushaltungsunterricht, Geſundheitslehre und Säuglingspflege 
einzubeziehen ſind. Die geſetzliche Schutzfriſt für Schwangere und 
Wöchnerinnen galt als noch nicht genügend, und demgemäß wurde 
jetzt das Recht auf kündigungsloſe Einſtellung der Arbeit vier Wochen 
vor der Niederkunft und Verlängerung der Schutzfriſt auf Grund 
eines ärztlichen Zeugniſſes verlangt. Außerdem trat der Wunſch 
hervor, für die Frauen während der Zeit des Erwerbsausfalles zu 
ſorgen, und es wurde von den Krankenkaſſen „Zubilligung eines 
Pflegegeldes an Schwangere und Wöchnerinnen für die Dauer der 
Schutzfriſt in der vollen Höhe des durchſchnittlichen Tagesverdienſtes“ 
gefordert. Zur Durchführung der Leiſtungen wird „Vereinheitlichung 
der Krankenverſicherung, Zuſammenſchluß der Kaſſen zu kapitalkräftigen 
Verbänden“, weitgehendes Selbſtverwaltungsrecht der Verſicherten und 
Zuſchußleiſtungen vom Staate erſtrebt. Außerdem ſollten Entbindungs⸗ 
anſtalten, Schwangeren⸗ und Wöchnerinnenheime, Beſchäftigungs⸗ 
anſtalten für ſtillende Mütter durch die Gemeinden errichtet und 
eine Wöchnerinnenhauspflege organiſiert werden. Eine beſondere 
Mutterſchaftsverſicherung, für die Lily Braun eintrat?, und für 
die die Mittel durch Staatszuſchuß aus einer progreſſiven Ein⸗ 
kommenſteuer aufgebracht werden ſollten, wurde abgelehnt, und 
Kl. Zetkin unterſtützte den Antrag auf Fürſorge für Mutter und 


1 Die Reſolution bildet ein Kompromiß für mehrere Meinungsäußerungen, 
die bei der Debatte über den Antrag von Frau Duncker⸗Leipzig zutage traten. 
Sie forderte „Erweiterung des geſetzlichen Wöchnerinnenſchutzes der Arbeiterinnen 
und Sicherung materieller Unterhaltsmittel während der feſtgeſetzten Ruhezeit 
durch Reform des Krankenverſicherungsgeſetzes. Ein Antrag der Leipziger Ge⸗ 
noffinnen beſchloß, „dem Reichstag einen Geſetzentwurf zu unterbreiten, der die 
Schutzfriſt für Schwangere und Wöchnerinnen auf 6 Wochen vor und 3 Wochen 
nach der Entbindung feſtſetzt und den Wöchnerinnen eine wöchentliche Unter⸗ 
ſtützung in der Höhe des Durchſchnittslohnes des letzten Jahres ſichert“. 

2 Protokoll 1902, S. 299. Vgl. 8. Braun, „Mutterſchaftsverſicherung 
und Krankenkaſſen“, 1. Bd. S. 265 ff. in Soz. Mon. 1903. L. Braun, „Die 
Frauenfrage“, S. 547 in Soz. Mon. 1907 Okt. Fr. Kleeis, „Mutterſchafts⸗ 
verſicherung“, 2. Bd. S. 868 ff. 
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Säugling durch die Krankenverſicherung, weil dadurch die „bürger⸗ 
liche Welt auf dem Wege vorwärtsgedrängt würde, den ſie zögernd 
und widerwillig, mit den kleinſten und erbärmlichſten Schritten be⸗ 
reits betreten habe“ !. Auf der Mannheimer Frauenkonferenz 1906 
wurde eine Reſolution angenommen, die neben den alten Forderungen 
die obligatoriſche Gewährung einer Schwangerenunterſtützung, die 
das Krankenverſicherungsgeſetz bis jetzt in das freie Ermeſſen der 
Kaſſe ſtellte, im Fall der durch die Schwangerſchaft verurſachten Er⸗ 
werbsloſigkeit auf die Dauer von acht Wochen, freie Gewährung der 
Hebammendienſte und freie ärztliche Behandlung der Schwanger⸗ 
ſchaftsbeſchwerden, Ausdehnung der Wöchnerinnenunterſtützung von 
ſechs auf acht Wochen, falls das Kind lebt, und, wenn die Mutter 
fähig und willens iſt, ihr Kind ſelbſt zu ſtillen, auf die Dauer von 
mindeſtens 13 Wochen fordert. Die Krankenverſicherungspflicht ſoll 
ſich auf alle lohnarbeitenden Frauen, auch die Land⸗ und Heim⸗ 
arbeiterinnen und Dienſtboten ſowie überhaupt auf alle Frauen, 
deren jährliches Familieneinkommen 3000 Mark nicht überſteigt, er⸗ 
ſtrecken. Die Jenaer Frauenkonferenz 1911 ſetzte die Höchſtgrenze 
des Familieneinkommens auf 5000 Mark feſt. Von den Gemeinden 
ſoll nach der Mannheimer Reſolution neben der Errichtung von 
Entbindungsanſtalten uſw. die Beſchaffung guter keimfreier Kinder⸗ 
milch und die Gewährung von Stillprämien — Jena verlangte ſie 
für 26 Wochen in der Höhe des Krankengeldes —, ſolange dieſe 
Periode noch nicht in die Unterſtützungsfriſt einbezogen iſt, gefordert 
werden. Außerdem ſollten zur Aufklärung die Säuglingspflege in 
den Schulplan der obligatoriſchen Fortbildungsſchulen aufgenommen 
und Merkblätter mit Regeln für die Pflege und Ernährung des 
Säuglings und die Pflege der Wöchnerinnen verteilt werden. In 
Jena iſt die Schwangeren⸗ und Wöchnerinnenunterſtützung in der 
Höhe des verſicherten Lohnes, für die übrigen Frauen in der Höhe 
des durchſchnittlichen Tagelohnes für weibliche Arbeiter feſtgeſetzt 
worden. 

Die ſozialdemokratiſchen Frauen haben mehrfach die Ausdehnung | 
des Arbeiterſchutzes und insbeſondere der Gewerbeinſpektion auf die 
Heimarbeit erſtrebt. Zugleich liegt es auch hier in ihrem Intereſſe, 
die Heimarbeiterinnen zu organiſieren und das Heimarbeiterinnen⸗ 


Auch beſondere Mutterſchaftskaſſen, wie fie zum Beiſpiel O. Baader 
auf der Mainzer Konferenz (Protokoll 1900, S. 254) und H. Fürth in Mann⸗ 
heim 1906 (Protokoll S. 467 f.) vorſchlugen, wurden abgelehnt. 
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elend zu bekämpfen. Der Kampf gegen die Schädigungen durch die 
Heimarbeit fällt vielfach zuſammen mit dem Schutz der Kinder vor 
Ausnützung durch ihre Heranziehung zur Erwerbsarbeit. Seit 1902 
wird das Verbot jeglicher Erwerbsarbeit ſchulpflichtiger Kinder im 


Gewerbe, der Land⸗ und Forſtwirtſchaft, bei häuslicher Arbeit und 


im Geſindedienſt und Ausdehnung der Schulpflicht auf das vollendete 


14. Lebensjahr gefordert. 1904 wurde der Kinderſchutz auf den 


Botendienſt ausgedehnt. Kinder unter 14 Jahren durften auch nicht 
als Austräger von Parteizeitungen verwandt werden. Auch wird 
das Verbot der Beſchäftigung von Kindern in öffentlichen und 
privaten Erziehungs⸗ und Fürſorgeanſtalten gefordert. Dagegen 
ſollte an die Stelle der „einſeitigen geiſttötenden Erwerbsarbeit“ 
Handfertigkeitsunterricht in der Schule treten, damit die Arbeit bei 
der Erziehung nicht vernachläſſigt werde!. Auf der Bremer und 
Mannheimer Konferenz wurde zur Kontrolle über die Durchführung 
des Kinderſchutzes die Wahl von Gewerbeaufſichtsbeamten aus 
Arbeiter⸗ und Arbeiterinnenkreiſen in größerer Zahl gefordert. Die 
Frauen wurden darauf hingewieſen, auch ſelbſt für die Durchführung 
zu ſorgen, Material zu ſammeln, dasſelbe agitatoriſch zu verwerten 
und zuſammen mit den Arbeiterorganiſationen gegen Kindermißhand⸗ 
lung und »verwahrloſung durch Eltern, Pfleger und Erzieher auf⸗ 
zutreten. Der Mannheimer Parteitag nahm eine entſprechende 
Reſolution der „Genoſſinnen“ an. Auf dieſe Anregung? iſt die 
Gründung von Kinderſchutzkommiſſionen zurückzuführen, die Verſtöße 
gegen das Kinderſchutzgeſetz aufdeckten und der Erwerbsarbeit der 
Kinder entgegenzuwirken ſuchten, indem ſie gegebenenfalls bei den 
Behörden Anzeige erſtatteten. Sie haben ſich außerdem der ver⸗ 
wahrloſten Kinder angenommen und in ſteigendem Maße für ſie 
Nachmittagsſpaziergänge, Tagesausflüge und Ferienwanderungen 
veranſtaltet. Die Kinder ſollten „auf dieſen Ausflügen zu praktiſcher 
Solidarität erzogen werden“. Die Kinderferienwanderungen hatten 


1 H. Duncker in Jena 1911, S. 436. Mannheim S. 468. 

2 Der Leipziger Parteitag 1900 ſtimmte nach kurzer Erörterung einer 
Reſolution von Kl. Zetkin zu: „Der Parteitag legt es den Parteigenoſſen ans 
Herz, allerorten durch Gründung von Kinderſchutzkommiſſionen den Schutz der 
Kinder vor jeglicher Ausbeutung, Verwahrloſung und Mißhandlung zu betreiben. 
Die Mitglieder der Partei in öffentlichen Verwaltungskörpern und Vereinigungen 
allerart werden verpflichtet, dieſe Tätigkeit nach Kräften zu fördern.“ S. 514. 

s „Gleichheit“ 1913/14 Nr. 22: „Wanderungen und Ausflüge für Schul⸗ 
kinder“, S. 339 ff. | 5 5 | a 
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bis 1914 guten Aufſchwung genommen, während des Krieges mußten 
ſie dann zum großen Teil wegen Mangels an Zeit ausfallen. 
Neben Arbeiterinnen⸗ und Kinderſchutz⸗ und gewerkſchaftlichen 
Fragen iſt die Hauptfrage, die auf den Konferenzen verhandelt 
wurde, die Erlangung des Frauenwahlrechts. Das Wahlrecht ſoll 
den Frauen die Möglichkeit geben, ſelbſt für ihre weitgehenden 
Forderungen einzutreten und ſie praktiſch durchzuführen. Es gilt 
ihnen als Mittel zur politiſchen Erziehung und zur politiſchen Macht 
der Proletarierinnen, als Mittel zur unbeſchränkten Beteiligung am 
Befreiungskampf ihrer Klaſſe !. Die Berechtigung des Frauenwahl⸗ 
rechts leitet die Sozialdemokratie aus der kapitaliſtiſchen Produk⸗ 
tionsweiſe ab. Es ſei ein ſoziales Recht, deſſen Grundlage nicht 
in irgendwelchen naturrechtlichen Erwägungen zu ſuchen iſt, ſondern 
in den weſentlich gewandelten ſozialen Bedingungen. Es gelangt 
zum Ausdruck in der Erwerbsarbeit der Frauen und im beſonderen 
Maße in der Eingliederung der Proletarierinnen in die Induſtrie. 
„Die Maſchineninduſtrie legte nicht nur den Grund zur wirtſchaft⸗ 
lichen Emanzipation der Frau von der Familie und dem Haushalt, 
ſondern auch zu ihrer politiſchen Gleichberechtigung“ 2. Das Wahl⸗ 
recht ſichere ihnen den Einfluß auf die Geſetzgebung. Das Frauen⸗ 
wahlrecht gilt als Forderung der Gerechtigkeit, als eine Forderung 
des Rechts der Perſönlichkeit der Frau, als Anerkennung ihrer 
ſozialen Tätigkeit als Mutter und als Sicherung ihrer Mitarbeit 
zum Wohle der Geſellſchaft. | 
Dieſe Bedeutung hat das Wahlrecht für alle Frauen in gleicher 
Weiſe. Aber die Forderungen der Frauen des Proletariats gehen noch 
darüber hinaus. Die Frauen der höheren Geſellſchaftsſchichten bedürfen 
nach der Meinung der ſozialiſtiſchen Frauen des Wahlrechts nicht, da 
fie durch ihr Vermögen ökonomiſch ſichergeſtellt ſeien. Für die Frauen 
der mittleren Schichten bedeute das Wahlrecht eine Endforderung, 
weil das, was ſie mit ihm erreichten, mit ihrem Streben nach 
Bildung und Berufstätigkeit im Rahmen der kapitaliſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaftsordnung im Einklang ſtehe. Für die Proletarierinnen aber 
ſei das Wahlrecht nur Mittel zum Zweck. Sie verlangten gleiche 
politiſche Rechte mit dem Manne, damit fie ungehemmt durch geſetz⸗ 
liche Schranken mitarbeiten, mitkämpfen könnten, um dieſe Geſell⸗ 


a Reſolution auf der Frauenkonferenz zu München 1902. Protokoll S. 302. 
Zetkin, S. 303. 
2 Zetkin, „Zur Frage des Frauenwahlrechts“. „Vorwärts“ 1907, S. 7. 


v.r- 000" 


Fi. 4 — 7 


A IT I KR 7m. eee eee N en 


849] Die Entwicklung der ſozialiſtiſchen Frauenbewegung 229 


ſchaft zu ſtürzen. Aus dieſem Intereſſengegenſatze folge auch die 
verſchiedenartige Begrenzung des Wahlrechtes. Die bürgerlichen 
Frauen kämpften um ein beſchränktes Frauenwahlrecht, um ihre 
Macht und die der beſitzenden Klaſſen zu ſtärken, die Proletarierinnen 
kämpften um ein allgemeines Wahlrecht für alle Mitglieder ihrer 
Klaſſe als Ausgangspunkt zu ihrem Befreiungskampfe. 1 

Als ein Mittel zum Klaſſenkampf und als ein Recht, das den 
Frauen auf Grund ihrer Erwerbstätigkeit gebührt, hat darum die 
Sozialdemokratie nach anfänglichem Zögern das Frauenwahlrecht 
in ihr Programm aufgenommen. Auf dem Eiſenacher Arbeiter⸗ 
kongreß 1869 wurde noch ein Antrag, der die Erteilung des all⸗ 
gemeinen, gleichen direkten und geheimen Wahlrechts an alle 
„mündigen Staatsangehörigen“ anſtatt an alle „mündigen Männer“ 
forderte, abgelehnt. Auch auf dem Gothaer Einigungskongreß 1875 
wurde die Forderung, das Wahlrecht auch auf die Frauen auszudehnen, 
verworfen. Der Sozialdemokrat Haſſelmann führte dazu aus, daß 
die Frau im allgemeinen noch weiter zurück ſei als der Mann, und 
daß auch ihre Erziehung ſchlechter ſei als die des Mannes. Obwohl 
ſich Bebel für das Frauenwahlrecht einſetzte, weil die Frauen da⸗ 
durch gebildeter würden und Liebknecht geltend machte, daß auch 
die Männer bei den Wahlen oft Stimmvieh bildeten und eine Partei, 
die die „Gleichheit“ auf ihre Banner ſchreibe, ſich ſelbſt ins Geſicht 
ſchlüge, wenn fie der Hälfte des Menſchengeſchlechts die politiſchen 


Rechte verſagte, und ſich auch Auer prinzipiell für das Stimmrecht 


der Frau erklärte, wurde doch nur die Forderung des allgemeinen 
Wahlrechts aller Männer vom 21. Lebensjahre ab in das Programm 
aufgenommen. Auf dem erſten Parteitag zu Halle 1890 wurde das 
Wahlrecht auf alle „Staatsangehörigen“ vom 20. Lebensjahre ab 
ausgedehnt, und Liebknecht führte zur Erläuterung deſſen, daß nicht 
direkt die Gleichberechtigung der Frauen ausgeſprochen war, aus, 
daß ſich die Gleichberechtigung der Frau mit dem Manne einfach 
von ſelbſt verſtünde. Für die Sozialdemokratie gebe es überhaupt 
keine Frauenfrage. Die Frauenfrage ſei in der ſozialen Frage ein⸗ 
fach einbegriffen, ſie ſei ein Teil der ſozialen Frage, die mit der 
Umgeſtaltung der heutigen Geſellſchafts⸗ und Produktionsverhält⸗ 
niſſe von ſelbſt gelöſt werde. In dem Erfurter Programm von 
1891 iſt dann die Gleichberechtigung der Frau poſitiv ausgeſprochen 
worden in der een „Allgemeines, * und direktes 


= Zetkin, a. a. O. S. 11, 12, 15 ff. 
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Wahlrecht mit geheimer Stimmabgabe aller über 20 Jahre alten 
Staatsangehörigen ohne Unterſchied des Geſchlechts für alle Wahlen 
und Abſtimmungen. „1895 hat die ſozialdemokratiſche Partei zum 
erſten Male im Reichstag den Antrag geſtellt, daß in allen Bundes⸗ 
ſtaaten die Parlamente auf dem allgemeinen, gleichen, direkten und 
geheimen Wahlrecht ohne Unterſchied des Geſchlechts beruhen müſſen. 
Auch die ſozialdemokratiſchen Frauen haben ſich naturgemäß für 
dieſe Forderung eingeſetzt, daß „bei den Kämpfen, welche das 
Proletariat für die Eroberung des allgemeinen, gleichen, geheimen 
und direkten Wahlrechts in Staat und Gemeinde führt, das Frauen⸗ 
wahlrecht gefordert, in der Agitation grundſätzlich feſtgehalten und 
mit allem Nachdruck vertreten werde. Auf der Münchener Frauen⸗ 
konferenz 1902 wurde beſchloſſen, daß dieſe Forderung nur als aus⸗ 
ſchlaggebender Punkt des jeweiligen Aktionsprogramms in dieſen 
Kämpfen mit in den Vordergrund geſtellt werden könne, wenn da⸗ 
durch die Erweiterung und Sicherung des politiſchen Rechts der 
Arbeiterklaſſe nicht gefährdet werde. Die praktiſche Notwendigkeit 
des Kampfes zwinge dazu, das höhere Intereſſe des Proletariats 
den Forderungen des weiblichen Geſchlechts voranzuſtellen. Politiſche 
Forderungen dürften nicht deshalb abgelehnt werden, weil ſie nicht 
verknüpft ſeien mit der Verwirklichung des Frauenſtimmrechts. Dieſes 
Zugeſtändnis an das höhere Parteiintereſſe iſt dann in ſpäteren Be⸗ 
ſchlüſſen fallen gelaſſen?. Damit wurde aber nicht das Frauen⸗ 
intereſſe vorangeſtellt. Klara Zetkin lehnte es auf dem Dresdener 
Parteitag 1903 ab, das Frauenwahlrecht als einen beſonderen Punkt 
auf die Tagesordnung des nächſten internationalen Sozialiſten⸗ 
kongreſſes zu Amſterdam vom Jahre 1904 zu ſetzen, wie es von 
„Genoſſen“ des Wahlkreiſes Frankfurt⸗Lebus beantragt und z. B. 
auch von der Oſterreicherin Thereſe Schleſinger⸗Eckſtein und vom 
Oſterreichiſchen Frauenreichskomitee als wünſchenswert erachtet 
wurde?. Man könne ſolche Forderungen nicht iſoliert erheben, 


1 Protokoll München 1902, S. 302; Dresden 1903, S. 297; Amſterdam 
1904, S. 54 dieſelbe Reſolution. 

2 Dresden 1903, Protokoll S. 117. 

3 Th. Schleſinger⸗Eckſtein, „Das Frauenwahlrecht auf ſozialiſtiſchen 
Kongreſſen“, Soz. Mon. 1904, I, Märzheft S. 225 ff. Vgl. über die Haltung 
derſelben Münchener Protokoll 1902, S. 304, wo ſie eine ſchärfere Formulierung 
der Reſolution forderte, weil ſonſt die Genoſſen vielleicht nicht ihren Verpflich⸗ 
tungen nachkommen würden. Dieſelbe auch „Neue Zeit“ Bd. 21, 2 (1908), 
S. 739 ff. „Der internationale Sozialiſtenkongreß zu Amſterdam und das Frauen⸗ 
wahlsecht“. 
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ſondern nur im Zuſammenhang mit dem allgemeinen Kampfe des 
Proletariats für die Demokratiſierung des Wahlrechts. Die Führerin 
der ſozialdemokratiſchen Frauenbewegung hat, als in anderen Ländern 
wenigſtens das Frauenwahlrecht zur praktiſchen Forderung wurde, 
eine prinzipielle Taktik als die praktiſch zweckmäßigſte befürwortet. 
Die Frauenrechte ſollten nicht vorangeſtellt, aber auch nicht zurück⸗ 
geſtellt werden, ſondern das Wahlrecht der Frauen ſollte zuſammen 
mit den übrigen Reformen im Intereſſe der Demokratiſierung zum 
Wohle der geſamten Arbeiterklaſſe gefordert werden. So hat ſie 
die Haltung von ausländiſchen ſozialiſtiſchen Parteien, die aus tak⸗ 


tiſchen Gründen die Forderung des Frauenwahlrechts für den Augen⸗ 


blick in den Hintergrund rückten, mißbilligt. Holländiſche Sozialiſten 
hatten nämlich bei ihren Wahlkämpfen zunächſt das Frauenwahlrecht 
ausgeſchaltet, weil fie erſt einmal das allgemeine Wahlrecht für die 
Männer durchbringen wollten, das durch eine Bindung an das 
Frauenwahlrecht gefährdet worden wäre!, zumal die Frauen in ihrer 
Mehrzahl reaktionärer ſeien und unter dem Einfluß der Geiſtlichkeit 
und der Kirche ſtänden. Ahnlich äußerten ſich auch belgiſche 
Sozialiſten, und ſelbſt die belgiſchen Frauen ſind für die Ver⸗ 


tagung des Frauenſtimmrechts bis zum Siege des Männerwahl⸗ 


rechts eingetreten. Auch in Schweden wollten die Frauen nicht, 
daß das Frauenſtimmrecht als Vorwand zu einer neuen Ver⸗ 
ſchleppung der Wahlrechtsreform mißbraucht werdes. Und in 


Oſterreich iſt während der Kämpfe um eine Wahlreform 1905 / 6 das 


Frauenwahlrecht von der Partei ausgeſchaltet worden, und auch 
hier haben die ſozialdemokratiſchen Frauen das Frauenintereſſe hinter 
das Klaſſenintereſſe zurückgeſtellt“. Klara Zetkin hat dieſe Haltung 


1 „Gleichheit“ 1902 Nr. 24: „Frauenwahlrecht und holländiſche Sozial⸗ 
demokratie“, S. 191 f.; „Gleichheit“ 1906 Nr. 12: „Frauenwahlrecht und 
Sozialdemokratie“ von H. Rolland⸗Holſt, S. 78f. 

2 Soz. Mon. 1906, Emilie Vandervelde, Das Frauenſtimmrecht in 
Belgien“, Februarheft S. 136 ff. (Bd. 1). 

3 „Gleichheit“ 1906 Nr. 14: „Frauenſtimmrecht und Sozialdemokratie in 
Schweden“ von Hjalmar Branting, S. 92 f. — „Gleichheit“ 1906 Nr. 6: 
„Stellungnahme der ſchwediſchen Sozialdemokratie zum Frauenſtimmrecht“. 
S. 39. | ä N 
1 Soz. Mon. 1906, Aprilheft, A. Popp, „Die öſterreichiſche Wahlreform 


und das Frauenwahlrecht“, S. 301 ff. Dieſelbe, „Gleichheit“ 1906 Nr. 21: 

„Der Wahlrechtskampf in Öfterreih”, S. 144 ff. Vgl. im übrigen über die 

Haltung der ausländiſchen Parteien Soz. Mon. 1907, Auguſtheft: Hjalmar 
Branting, „Das Wahlrecht der Frauen“, Bd. 2, S. 654 ff. u. a. 
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weil dieſes auch den Arbeiterinnen zugute komme und eine erſte note 
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der Sozialiſtinnen mißbilligt, weil von vornherein das Fra ba able 
recht ausgeſchaltet worden ſei, das doch anderenfalls die Maſſen ge⸗ 
ſammelt, organiſiert zur politiſchen Reife erzogen und die gegneriſchen 
Parteien zerſplittert hätte. Wie ſie hier den prinzipiellen St te and⸗ 
punkt vertritt, ſo lehnt ſie es andererſeits ab, für ein beſchrän ö 
Frauenwahlrecht einzutreten, nur weil es den Frauen zugute 1 01 
foll, wie es engliſche Sozialiſten getan haben. Insbeſondere die 
Independant Labour-Party iſt mit ihrem parlamentariſchen Führe EN 
Keir Hardie! an der Spitze wiederholt auf ihren Jahreskongreſſen 10 
und im Parlament für ein beſchränktes Frauenwahlrecht eingetreten, 


wendige Etappe auf dem Wege zum Fortſchritt und zum allgemeiner 1 
Wahlrecht bilde, und ſie und die Fabian Society beſchloſſen, ein „ 
jede Wahlreform abzulehnen, die die Frauen nicht mit einſchließe. = 

Klara Zetkin tadelt die engliſchen Frauen, die als Mitglieder der 
„Women's Social and Political Union“ — auch die dalung 
der weiblichen Mitglieder der „Women's Labour League“ und 
der „Women's Cooperative Guild“ iſt nicht eindeutig — di 1 
Taktik der bürgerlichen Frauen mitmachten und dadurch die Mach ht 
der Beſitzenden ſtärkten und das Parteiintereſſe verrieten. Die 
politiſche Emanzipation des weiblichen Geſchlechts könne nur durch 
den Kampf für die volle politiſche Gleichberechtigung des Proletariats 
überhaupt verwirklicht werden?. Dieſe Haltung hat die deutſe 50 
ſozialdemokratiſche Frauenbewegung in ihrer Geſamtheit auch weiter 
hin eingenommen, und auf der Mannheimer Konferenz 1906 wurden t 
die weiblichen Parteimitglieder aufgefordert, in dieſem Sinne bei 
den Wahlrechtskämpfen für das Frauenwahlrecht einzutreten; den 
prinzipiellen Standpunkt haben die deutſchen Sozialdemokratinnen 
auch auf den internationalen Zuſammenkünften vertreten. Wie ar uf 
dem internationalen Kongreß zu Amſterdam 1904 die Reſolution 
des Dresdener Parteitages 1903 angenommen wurde, die bei allen n 
Kämpfen für das allgemeine Wahlrecht die grundſätzliche nene | 
des Frauenwahlrechts forderte, ſo iſt auch auf der Internationalen 


€; > 


1 Vgl. „The Reformer's Year Book“ 1908, S. 187 und Keir Hardi ie. 
„Zur Haltung der engliſchen Sozialiſten in der Frauenſtimmrechtsfrage“, Soz. 
Mon. Auguſt 1908, S. 1006 f. Dieſelbe Haltung bei M. E. Macdonald, 
„Die gegenwärtige Lage in der engliſchen Frauenſtimmrechtsbewegung ' N 
Mon. Okt. 1908, S. 1280 ff. 1 | 
2 Zetkin, a. a. O. ©. 32/33 u. 36, 29 f. u. 37. „Neue Zeit“ Bb. 81,1 17 
S. 665 ff., 722 ff. und beſonders S. 726. | 13 
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ſozialiſtiſchen Frauenkonferenz zu Stuttgart 1907 eine Reſolution 
der deutſchen Frauen angenommen worden, die die ſozialiſtiſchen 
Parteien in ihren Wahlrechtskämpfen verpflichtete, die grundſätzliche 
Forderung des Frauenwahlrechts ohne Rückſicht auf Zweckmäßigkeits⸗ 
gründe zu erheben und zu vertreten und jedes Zuſammengehen mit 
bürgerlichen Elementen wie eine aus taktiſchen Gründen ſich er⸗ 
gebende Zurückſtellung der Forderung ablehnt. Gegen dieſen Be⸗ 
ſchluß wandten ſich die weiblichen Delegierten der „I. L. P.“, der 
„L. P.“ und der „F. S.“, die ſelbſt ein beſchränktes Frauenwahl⸗ 
recht und ein Zuſammengehen mit den bürgerlichen Frauen billigten 
und forderten, daß die Taktik des Kampfes den Organiſationen der 
einzelnen Länder überlaſſen werde. Auch Oſterreicherinnen haben 
ſich gegen die prinzipielle Bindung, die Wahlrechtskämpfe auch als 
Kämpfe für das Frauenwahlrecht zu führen, gewandt. Der Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen den engliſchen und den deutſchen Frauen zeigte ſich 
auch auf der zweiten Internationalen Konferenz ſozialiſtiſcher Frauen 
zu Kopenhagen 1910, wo wieder die prinzipielle Reſolution der 


Deutſchen angenommen wurde mit einem Zuſatzantrag der Oſter⸗ 


reicherinnen, der das Frauenwahlrecht für die Kommunen und die 
Landesparlamente befürwortete. Hier wurden auch Vorſchläge zur 
praktiſchen Arbeit für die Einführung des Frauenwahlrechts gemacht, 
und zwar wurde auf Antrag von Klara Zetkin beſchloſſen, alljähr⸗ 
lich einen Frauentag ſtattfinden zu laſſen, an dem die ſozialiſtiſchen 
Frauen aller Länder an ein und demſelben Tage für das Frauen⸗ 
wahlrecht eintreten und demonſtrieren ſollten. Die Anregung ging 
von Amerika aus, wo ſeit 1909 am letzten Sonntag des Februar 
in allen Staaten der Union Maſſenverſammlungen ſtattfanden, die 
die Forderung nach dem Frauenwahlrecht erheben. Dieſe Einrich⸗ 
tung wurde nun auch für Deutſchland und andere Länder getroffen. 
Bei den früheren Wahlkämpfen war das Frauenwahlrecht hinter dem 
der Männer zurückgetreten, die Frauen hatten ſich im allgemeinen 
Parteiintereſſe an der Wahl beteiligt, Stimmzettel und Flugblätter 
verteilt, Wählerliſten geführt, Adreſſen geſchrieben, in Verſamm⸗ 
lungen agitiert, und auch geſchäftlichen Boykott angewandt. Auch 
beſondere Frauenwahlvereine waren zur allgemeinen Agitation 1903 
für die Reichs⸗ und Landtagswahlen und 1908 für die Dauer der 
Wahlperiode gegründet worden. Ein größeres Intereſſe wurde nur 
dem Frauenwahlrecht zu den Kommunen und insbeſondere den ge⸗ 
werblichen Schiedsgerichten, den Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten 
entgegengebracht, und die Frauen aufgefordert, ſich an den Wahlen 
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zu den Krankenkaſſen, der einzigen Körperſchaft, für die fie das 
aktive und paſſive Wahlrecht beſaßen, dem ſie aber wenig Intereſſe 
entgegenbrachten, zu beteiligen. Durch den Frauentag wurde die 
Agitation für das Frauenwahlrecht mehr in den Vordergrund ge⸗ 
ſtellt und den Frauen ſelbſt größere Bewegungsfreiheit für den 
Kampf gegeben. Der Frauentag wurde durch die Partei und die 
Generalkommiſſion vorbereitet. In den Verſammlungen wurden 
überall dieſelben Beſchlüſſe gefaßt, in denen der ſozialiſtiſchen Auf⸗ 
faſſung gemäß die Berechtigung des Frauenwahlrechts 
begründet und ſein Ziel, die Eroberung der politiſchen Macht zur 
Aufhebung der Klaſſenherrſchaft, hervorgehoben wurde. Die Berichte 
über die Erfolge der Frauentage lauten günſtig, und man beſchloß, 
die Veranſtaltungen zu wiederholen. An demſelben Tage oder in 
kurzem Zwiſchenraum vorher oder nachher demonſtrierten in allen 
Ländern — ein Zeichen internationaler Solidarität — in Oſterreich⸗ 
Ungarn, der Schweiz, in Holland und den ſkandinaviſchen Ländern 
wie in den Vereinigten Staaten die ſozialiſtiſchen Frauen für die⸗ 
ſelbe Forderung, 1913 kam noch Rußland dazu, 1914 Frankreich, 
wo auch 1917 wieder von den Sozialiſtinnen ein Frauentag ver: 
anſtaltet wurde. Während des Krieges ſind die Veranſtaltungen 
mehr in den Hintergrund getreten. In der Schweiz, in Holland 
und in den ſkandinaviſchen Ländern tft in der Hauptſache das Thema 
„Die Frau und der Krieg“ beſprochen und neben dem Frauenwahl⸗ 
recht der Frieden gefordert worden. In Deutſchland und Oſterreich 
wurden kleinere Verſammlungen über wirtſchaftliche und ſoziale 
Maßnahmen, Frauenerwerbsarbeit und ſtaatsbürgerliche Rechte ab⸗ 
gehalten. 1917 wurde ein Frauentag von der Unabhängigen Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei gemäß dem Beſchluß der Einigungskonferenz 
zu Gotha veranſtaltet. In Oſterreich hat während der ganzen Kriegs⸗ 
jahre ein Frauentag ſtattgefunden. Allerdings fanden nur geſchloſſene 
Verſammlungen ſtatt, zu denen die Mitglieder geladen wurden. 

Im Gegenſatz zu der Führerin der proletariſchen Frauen⸗ 
bewegung und der großen Maſſe der Sozialdemokratinnnen billigt 
Wally Zepler wie die Mitglieder der „I. L. P.“ das Eintreten für 
ein beſchränktes Frauenwahlrecht, um dann im Sinne des 
allgemeinen und gleichen Wahlrechts“ weiter zu agitieren. Sie hat 

demgemäß auch die Haltung der deutſchen Sozialdemokratinnen auf 


den internationalen Frauenkonferenzeu getadelt und die Feſtlegung 


einer prinzipiellen Taktik für die Organiſation aller Länder für un⸗ 
möglich erklärt. Auch das beſchränkte Wahlrecht bedeute einen 
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politiſchen und kulturellen Fortſchritt. Die Frauen würden dadurch 
in den Wahlkampf mit hineingeriſſen und das geſamte Proletariat 
könne geſchloſſen weiterkämpfen. Schrittweiſe auf dem Wege der 
Reform ſollten die Frauen zunächſt zur Erlangung des kommunalen 
Wahlrechts und dann des Wahlrechts für die übrigen Körperſchaften 
gelangen!. W. Zepler nimmt damit einen gegenſätzlichen Stand⸗ 


punkt nicht nur zu den revolutionären Sozialdemokratinnen, ſondern 


auch zu den linksſtehenden bürgerlichen Frauen ein, die unter der 
Führung von Minna Cauer für das allgemeine Wahlrecht eingetreten 
ſind. Sie befürwortet auch ein Zuſammengehen der bürgerlichen und 
ſozialdemokratiſchen Frauen, damit alle Kräfte zuſammengeſchweißt 
würden zu einem großzügigen gemeinf amen Agitationsfeldzug für das 
Frauenwahlrecht. Beſonders im Kriege iſt ſie für den gemeinſamen 
Kampf der bürgerlichen und proletariſchen Frauen in der Wahl⸗ 
rechtsfrage eingetreten. Sie gab auch auf der Frauenkonferenz im 
Sommer 1917 die Anregung, bei den Kämpfen um das Frauen⸗ 
wahlrecht ſich nicht auf die Arbeit in der eigenen Partei zu be⸗ 
ſchränken, ſondern gegebenenfalls mit den Stimmrechtsverbänden 
zuſammenzugehen. Dieſe Forderung iſt in der Praxis auch durch⸗ 
geführt worden; verſchiedentlich haben während des Krieges bürger⸗ 
liche und ſozialdemokratiſche Frauen in Verſammlungen gemeinſam 
für das allgemeine Frauenwahlrecht gekämpft. Eine Deputation 
aus Vertreterinnen der bürgerlichen Stimmrechtsorganiſationen, des 
„Deutſchen Verbandes für das Frauenſtimmrecht“ und des „Deutſchen 
Frauenſtimmrechtsbundes“, einer Sozialdemokratin und einer Ver⸗ 


treterin der „Unabhängigen Sozialdemokratiſchen Partei“ hat ſich 
an die Vertreter der verſchiedenen Fraktionen des Abgeordneten⸗ 
hauſes gewandt, um das Frauenwahlrecht für dieſe Körperſchaft zu 


erlangen. Dieſelben ſind auch — die Vertreterin der „Unabhängigen“ 


ſchloß ſich allerdings aus — in einer öffentlichen Erklärung für 


dieſelbe Forderung eingetreten. Am 25. Oktober 1918 haben die 
Frauen faſt aller Parteirichtungen ſich an den Reichskanzler um die 


Bewilligung des Frauenwahlrechts gewandt. Auch hier ſchließt ſich 


Luiſe Zietz aus. Sie erwartet die Erfüllung der Forderungen nur 


durch den Kampf der proletariſchen Maſſen. Durch die Revolution 


iſt dann tatſächlich das Frauenwahlrecht eingeführt worden. Auf 
1 Soz. Mon. 1907, Maiheft S. 411; Oktoberheft Bd. 2, S. 890. 1909, 


Juliheſt Bd. 2, S. 864. 1910, Auguſtheft Bd. 2, S. 1130; Ottoberheft Bd. 3, 


S. 1454 ff. 1911, Märzheft S. 3538 f 1918, Jannarheft S. 53 ff.; Dezember⸗ 
Heft S. 1649 ff. 


ENTER. 
we 
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der Frauenkonferenz zu Weimar 1919 hat Marie Juchacz ausgeführt: 
„Um der Wahrheit willen muß man ſagen, daß die Frauen die 
Waffe nicht ſo ſchneidig geführt haben, daß das nunmehr errungene 
Wahlrecht als Erfolg ihrer Arbeit zu betrachten wäre. Das Wahl⸗ 
recht iſt uns geworden durch die Revolution und durch die ſozial⸗ 
demokratiſche Partei. Sie kam durch die Revolution zur Macht 
und gab ihrer demokratiſchen Weltanſchauung den reinſten Aus⸗ 
druck durch die Schaffung der politiſchen Gleichberechtigung für 
Frauen und Männer.“ 

Die ſozialdemokratiſchen Frauen haben in der Tat vor dem 
Kriege die Forderung des Frauenwahlrechts bei ihrer Agitation ganz 
prinzipiell als Punkt des ſozialdemokratiſchen Parteiprogramms ver⸗ 
treten, ohne von dieſem nur ein wenig abzuweichen und ſelbſt 
politiſche Schritte zu ſeiner Durchführung zu tun. Erſt im Kriege 
beginnt ihre praktiſche Arbeit dafür zuſammen mit den bürgerlichen 
Frauen, und auch hier noch verhielt ſich Luiſe Zietz, die Führerin 
der „unabhängigen“ Sozialdemokratinnen ablehnend, weil ſie alles 
vom revolutionären Klaſſenkampf erwartete. 


III 


Auch auf anderen Gebieten hat die ſozialdemokratiſche Frauen⸗ 
bewegung während des Krieges poſitive praktiſche Arbeit geleiſtet, 
und hier zeigt ſich ein weſentlicher Fortſchritt gegenüber ihrer früheren 
ſtarren, nur parteipolitiſch orientierten Haltung n. Rein zahlenmäßig 
hat die Bewegung im Kriege allerdings ſehr gelitten. Während 
im Kriege die gewaltige Steigerung der Erwerbsarbeit der Frauen, 
die größere Selbſtändigkeit, das eigene Ringen mit der Not des 
Lebens bei der Knappheit der Lebensmittel und der großen Teuerung 
gemäß der ſozialiſtiſchen Theorie die Frauen für das Bewußtſein 


ihrer Klaſſenlage hätte ſchulen und der ſozialdemokratiſchen Partei 


hätte geneigt machen müſſen, iſt nach dem Parteibericht von 1917 
die Zahl der weiblichen Mitglieder von 174754 am 31. März 1914 
auf 66608 am 31. März 1917, alſo auf nur noch mehr als ein 
Drittel von der Zahl vor dem Kriege geſunken. Die Gründe für 
den Rückgang ſind mancherlei Art. Zum Teil werden ſie darauf 
zurückgeführt, daß die weiblichen Mitglieder zu Kriegsbeginn in vielen 
»Orten von den Parteibeiträgen befreit wurden, was dann zur 


Köhl in Weimar 1819, S. 474. 
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Folge hatte, daß ſie auch nicht zu den Veranſtaltungen herangezogen 
wurden und die innere Fühlung ganz verloren ging. Dann fehlte 
die Führung; die männlichen Parteifunktionäre waren eingezogen, 
und Frauen übernahmen nur zum Teil ihre Arbeit. Auch der Be⸗ 
lagerungszuſtand beeinflußte die Agitation ungünſtig. Schließlich 
aber hat die Spaltung der Partei, die infolge der Bewilligung der 
Kriegskredite im September 1916 eintrat, auf die Mitgliederzahl 
der Frauen beſonders verhängnisvoll eingewirkt. Die Führerin, 
Klara Zetkin, war eine leidenſchaftliche Gegnerin des Krieges. Schon 
am 15. April 1914 hatte in Berlin eine Rieſenverſammlung ſozialiſti⸗ 
ſcher Frauen ſtattgefunden, die eine internationale Kundgebung für 
den Weltfrieden bedeuten ſollte. Neben einer Engländerin, einer 
Holländerin und zwei Oſterreicherinnen agitierten Frau Zietz und 
Zetkin gegen den Krieg und begrüßten den Sozialismus als Friedens⸗ 
bringer. Auch die „Gleichheit“ hat ſtets den Krieg bekämpft und 
die internationale Solidarität gefordert. Sie berichtet in den erſten 
Jahrgängen während des Krieges von Sympathie⸗ und Friedens⸗ 
kundgebungen ausländiſcher ſozialiſtiſcher Frauen aus England, Frank⸗ 
reich, Oſterreich, Holland und der Schweiz, den ſkandivaniſchen 
Ländern und den Vereinigten Staaten und erwidert ſie. Ende 
März 1915 hat Klara Zetkin als internationale Sekretärin eine 
Frauenkonferenz nach Bern einberufen, an der Sozialiſtinnen aus 
Deutſchland, Frankreich, England, Rußland, Polen, der Schweiz 
und Holland teilnahmen. Der Hauptgegenſtand war die internationale 
Friedensaktion der ſozialiſtiſchen Frauen, außerdem beſchloſſen ſie 
noch eine Reſolution gegen den Kriegs⸗ und Lebensmittelwucher 
der Kapitaliſten. Die Vorbereitung und Einberufung der Konferenz 
wurde aber von der deutſchen Parteiorganiſation verurteilt, die 
beſchloß, ſich nicht offiziell an ihr zu beteiligen oder ſich auf ihr 
vertreten zu laſſen. — Der Gegenſatz, der ſich hier ſchon zeigte, 
ſpitzte ſich auf der Reichskonferenz der deutſchen Sozialdemokratie 
und der Konferenz der Parteifunktionärinnen von Groß⸗Berlin Ende 
September 1916 zu, wo die Haltung des Parteivorſtandes mißbilligt 
wurde. Die Reichskonferenz war auch inſofern noch von Bedeutung, 
als auf ihr Käte Duncker den Standpunkt der linken Seite der 
Minderheit darlegte, den der Internationale, die ſich durch 
die Ablehnung jedes Opportunismus und in ihrer mit der ſo⸗ 
zialiſtiſchen Weltanſchauung übereinſtimmenden Handlungsweiſe nicht 
nur von der Mehrheitspartei, ſondern auch von der Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft ſcheide. Es iſt dann bald zur Spaltung gekommen. Luiſe 
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Zietz, die ſich auf den Standpunkt der Oppoſition geſtellt hatte, 
wurde vom Parteivorſtand ihres Amtes im Parteibureau entſetzt, 
und ebenſo geſchah es bald darauf mit der Redakteurin der „Gleich⸗ 
heit“, Klara Zetkin. Beide wandten ſich nun auch offiziell der 
Minderheit zu, die ſich als „Unabhängige ſozialdemokratiſche Partei 
Deutſchlands“ Oſtern 1917 in Gotha konſtituierte, und Klara Zetkin 
iſt heute die Führerin der Frauen in der „Kommuniſtiſchen Partei 
Deutſchlands“ l. 

Die U. S. P. D. übernahm das Statut der ſozialdemokratiſchen 
Partei, nur wurden die Parteigenoſſen verpflichtet, allen wichtigen 
Entſcheidungen eine mehr demokratiſche Grundlage zu geben. Um 
nun demgemäß der Frau nicht nur die gleiche Stellung, ſondern 
auch volle Gleichberechtigung innerhalb der Partei zu verſchaffen, 
wurde beſtimmt, daß in jeder Bezirksleitung und auch in dem 
Aktionskomitee, das mit dem Beirat zuſammen die Zentralleitung 
bildete, eine Frau ſein müſſe. Außerdem wurde den Sonderbedürf⸗ 
niſſen der Frauen inſofern Rechnung getragen, als ein beſonderer 
Frauenreichsausſchuß aus den weiblichen Mitgliedern der Bezirks⸗ 
leitungen gegründet wurde, der von der Zentralleitung nach Bedarf 
einberufen wird, um Maßnahmen zur Förderung der Frauen⸗ 
bewegung zu beraten und anzuregen. Die Beratung erfolgt, wenn 
ein Drittel der Mitglieder ſie beantragt. | 

Für die Frauenbewegung der Mehrheitspartei iſt trotz des 
großen Mitgliederverluſtes die Spaltung doch von Vorteil geweſen, 
weil ſie ſich nun poſitiven Aufgaben im Innern und dem Aufbau 
der Bewegung widmen konnte. Wie die einzelnen Frauen mehr 


Gegenwartsſorgen, die Sorgen um die Lebensmittelbeſchaffung und 


1 Die „Vereinigte Kommuniſtiſche Partei Deutſchlands“ hat ſich am 
4. Dezember 1920 auf dem Parteitag zu Berlin gebildet. Hier wurden Richt⸗ 
linien für die Frauenagitation aufgeſtellt. Es beſtehen beſondere Formen und 
Organe der Frauenagitation zur Erfaſſung und Erziehung der Frauen. An der 
Spitze ſteht ein Frauenreichsſekretariat, deſſen Leitung vom Parteitag gewählt 
wird und das zur Heranziehung und Schulung von geeigneten Frauen für die 
Frauenagitation dient. In den Bezirken wird in allen Vertrauensmanns⸗ 
körperſchaften der Bezirke, Unterbezirke und Ortsgruppen eine Frau gewählt, die 


die Agitation in die Hand nimmt und ihrerſeits befondere Frauenagitations⸗ 


kommiſſionen ſchafft. Es beſtehen auch beſondere Frauenverſammlungen, poli⸗ 
tiſche Frauenabende, Frauenbildungskurſe und Frauenkonferenzen für die Bezirke 
und das Reich. Anderſeits werden zur Mitarbeit in allen anderen Partei⸗ 
organiſationen Frauen zugezogen. Wie in der Sozialdemokratie beſteht auch 
hier eine beſondere Frauenliteratur. | 
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die Angehörigen im Felde beſchäftigten als die um das Endziel und 
bei ihnen nur geringes Intereſſe für die politiſche Organiſation vor⸗ 


handen war, ſo zeigte ſich auch im Leben der Geſamtpartei während 
des Krieges, in der Agitation und der praktiſchen Betätigung weit 
mehr Sorge um die Gegenwart. Unter dem Druck der allgemeinen 
Not am Anfang des Krieges hatte auch Luiſe Zietz ſolche Arbeit 
nicht abgelehnt und befürwortet !, daß ſozialdemokratiſche Frauen 
ſich an der Kriegshilfe und ⸗fürſorge beteiligten, teils bei der kom⸗ 


munalen Hilfsaktion, teils ſelbſtändig in Verbindung mit Partei 


und Gewerkſchaften, teils zuſammen mit den bürgerlichen Frauen. 
Sie begründete es damit, daß die Frauen der Arbeiterklaſſe es 
nicht verſtanden hätten, wenn die Sozialdemokratinnen ſich nicht be⸗ 
teiligten, daß der prinzipiellen Auffaſſung gemäß die Arbeiterſchaft 
geſund an Körper und Geiſt erhalten und fähig gemacht werden 
müſſe für die Erfüllung ihrer geſchichtlichen Aufgaben, und ſchließ⸗ 
lich, daß auch die bürgerlichen Frauen im ſozialiſtiſchen Sinne be⸗ 
einflußt werden ſollten. Nach dem Parteibericht von 1917 waren 


von 47 Parteibezirken in 31 die ſozialdemokratiſchen Frauen in Preis⸗ 


prüfungsſtellen, Lebensmittelkommiſſionen und ⸗ämtern, in Volks⸗ 
küchenausſchüſſen und Kriegsfürſorgekommiſſionen, in der Kriegs⸗ 


beſthädigten⸗ und Hinterbliebenenfürſorge, im Säuglings-, Kinder⸗ 


und Mutterſchutz und der Jugendfürſorge, als Kontrolleurinnen auf 
dem Lebensmittelmarkt und in den Beſchwerdekommiſſionen tätig. 
Sie arbeiteten als Sachverſtändige mit in der Frauenarbeitszentrale 
und waren Beratende in den Kriegsamtsſtellen und arbeiteten im 
Beirat der Frauenreferate in den Frauenarbeitsmeldeſtellen und in 
den von der Frauenarbeitszentrale geſchaffenen Fürſorgevermittlungs⸗ 
ſtellen, die dazu dienen ſollten, den lohnarbeitenden Frauen ihre Lage 
zu erleichtern. Beſonders die Heranziehung der Frauen zu kommu⸗ 
nalen Amtern hat großen Anklang gefunden, bedeutete doch dieſe 
Arbeit einen Schritt zur Verwirklichung eines Wunſches, den die 


1 „Gleichheit“ 1914/15, Nr. 1: „Unfere Aufgaben in der Organiſation“. 
Vgl. W. Zepler, „Der Krieg und die Frau“, Soz. Mon. 1914, Heft 19, Bd. 2, 
Novemberheſt S. 1184 ff. Während L. Zietz auch ſchon dieſe Arbeit vom 
parteipolitiſchen! Standpunkt aus getan wiſſen will, haben Frauen, die der 
Anſchauung nach zur Internationale gehörten, ſie ganz und gar verworfen. 
Roſa Luxemburg tadelt, daß die ſozialdemokratiſchen Frauen ihre Kraft der 
Agitation entzögen und mit bürgerlichen Frauen zuſammenarbeiteten. R. Luxem⸗ 
burg, Der Wiederaufbau der Internationalen“ in der „Internationalen“ 1915, 
S. 3. Ebenſo ablehnend K. Duncker, „Unſere Frauen und 8 N 
Frauendienſt“, „Internationale“ 1915, S. 25 ff. 
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ſozialdemokratiſchen Frauen ſchon lange hegten. Denn auf der 
Jenaer Frauenkonferenz 1911 war ein Antrag von Klara Weyl, 
Berlin, angenommen worden, der von den Gemeindeverwaltungen 
ſtärkere Heranziehung der Frauen zur Selbſtverwaltung, insbeſondere 
Zuziehung der Frauen zu den oberſten Behörden der Armen⸗ und 
Waiſenverwaltung forderte und die Frauen aufforderte, dafür zu 
ſorgen, daß die Teilnahme an der Gemeindeverwaltung nicht nur 
Recht, ſondern auch Pflicht der Frauen ſei. In dem Parteibericht 
von 1914 wird auch ſchon berichtet, daß 329 Sozialdemokratinnen 
als Armen⸗ und Waiſenpflegerinnen, als Mitglieder der Schul⸗ 
kommiſſionen und in der Wohnungs⸗ und Wohlfahrtspflege be⸗ 
ſchäftigt waren und in drei Bezirken Kurſe zur theoretiſchen Schulung 
für diejenigen eingerichtet wurden, die Luſt und Zeit zu ſolcher Arbeit 
hätten. Der Bericht von 1917 ſtellt feſt, daß die Arbeit der Sozial⸗ 
demokratinnen auf dieſem Gebiete ſich ſehr vermehrt habe. Neue 
Anregungen zu ſolchem poſitiven Wirken bot die Frauenkonferenz, 
die proviſoriſch vom Parteivorſtand am 7. und 8. Juli 1917 nach 
Berlin einberufen wurde, um nach der erfolgten Spaltung die weib⸗ 
lichen Kräfte der Mehrheitspartei zu ſammeln und ihnen Ratſchläge 
für die Weiterarbeit zu geben. Es wurde hier von mehreren Seiten 
der Fortſchritt gegenüber dem einſeitigen Betonen der Grundprinzipien 
des Sozialismus auf früheren Konferenzen hervorgehoben . Die 
Konferenz billigte die Arbeit in der Kriegsfürſorge und beſchloß, 
die Fürſorgeeinrichtungen noch mehr auszubauen. Ebenſo wurde 
die Zuſammenarbeit mit den bürgerlichen Frauen und den öffent⸗ 
lichen Behörden anerkannt. Hier wie 1919 in Weimar wurde ſchon 
der Gedanke ausgeſprochen, danach zu ſtreben, Frauen der Arbeiter⸗ 
klaſſe für die Arbeit in der ſozialen Wohlfahrtspflege zu ſchulen, 
um die Mitarbeit der bürgerlichen Frauen ausſchalten zu können, 
weil man doch Konzeſſionen an dieſe fürchtete. Die Heranziehung 
von Volksſchülerinnen an die ſozialen Frauenſchulen oder die An⸗ 
gliederung einer ſozialen Frauenſchule an die Parteiſchule, was 
auf der Weimarer Konferenz 1919 gefordert wurde, ſoll der erſte 
Schritt dazu ſein. Die Konferenz hatte auch rein äußerlich einen 
guten Erfolg. Nach den Berichten hob ſich die weibliche Mitglieder⸗ 
zahl, zumal die Partei ſie auch durch ausgedehnte Werbemaßnahmen 
an ſich zu feſſeln ſuchte. Im übrigen haben ſich die ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Frauen im Kriege bevölkerungspolitiſchen Fragen zugewandt, 


1 Bericht in der „Gleichheit“ 1916/17, Nr. 21 Sonderbeilage. 
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und beſonders den Schutz des unehelichen Kindes, den von Mutter 
und Kind überhaupt, und die allgemeine Hebung der ſozialen Lage 
der Arbeiterklaſſe gefordert. Der Schutz von Mutter und Kind, 

das war während des Krieges neben dem allgemeinen Arbeiterinnen⸗ 
und Jugendſchutz, der in der Forderung der Aufhebung der Not⸗ 
geſetze vom 4. Auguſt 1914 zum Ausdruck kam!, die Hauptſorge 
der ſozialdemokratiſchen Frauen. Die alte Regierung hatte während 
des Krieges die Mutterſchaftsfürſorge ſehr gefördert durch die Ein⸗ 
führung der Reichswochenhilfe. Sie fand Anklang bei den ſozial⸗ 
demokratiſchen Frauen, und fie forderten ihren Ausbau und ihre 
Ausdehnung zu einer allgemeinen Mutterſchaftsverſicherung. Der 
Parteitag zu Würzburg hat ein parteipolitiſches Programm für die 
Reichsgeſetzgebung aufgeſtellt, das die alten ſozialpolitiſchen Forde⸗ 
rungen bringt, nur die Arbeitszeit für die Arbeiterinnen an den 
Sonnabenden und den Tagen vor den Feſttagen auf vier Stunden 
herabgeſetzt und das Verbot der Beſchäftigung von Frauen von ſechs 
Wochen vor der Entbindung bis 26 Wochen danach fordert und 
für weitere 26 Wochen die Arbeitszeit auf vier Stunden beſchränkt. 
Hier wird auch auf eine allgemeine obligatoriſche Familienverſicherung, 
Mutterſchaftsverſicherung und Kinderfürſorge für die minderbemittelte 
Bevölkerung Wert gelegt. Die Verſicherungspflicht wird auf Ein⸗ 
kommen von mindeſtens 3600 Mk. ausgedehnt, das Krankengeld auf 
den Mindeſtbetrag von 60 % des auf 12 Mk. erhöhten Grundlohnes 
feſtgeſetzt. Der Ausbau der Mutterſchaftsfürſorge iſt auch das 


| Wirkungsfeld, das den ſozialdemokratiſchen Frauen noch blieb, nach⸗ 


dem ein Teil ihrer früher erhobenen Forderungen, das Frauenwahl⸗ 
recht, die Abſchaffung der Geſindeordnung und die Ausnahmerechte 
für die Landarbeiterſchaft, der Achtſtundentag uſw. durch die 
Revolution erfüllt wurde. 

Das Streben der Sozialdemokratinnen iſt es jetzt, zur politiſchen 
noch die wirtſchaftliche und perſönliche Freiheit zu erlangen. Und 
dazu ſoll künftig die größere Anerkennung der Mutterſchaftsleiſtung 
der Frau dienen und ihre völlige wirtſchaftliche Unabhängigkeit bei 
dieſer Aufgabe. Wie einſt L. Braun, ſo hat auch auf der Frauen⸗ 
konferenz zu Weimar 1919 Adele Schreiber, die im November 1918 
der ſozialdemokratiſchen Partei beigetreten iſt, eine allgemeine Mutter⸗ 
ſchaftsverſicherung gefordert. Eine reichsgeſetzliche Mutterſchafts⸗ 


1 Vgl. Petition der ſozialdemokratiſchen Frauen an den Reichstag vom 
24. März 1916, „Gleichheit“ 1915/16, Nr. 16, S. 119 f. 
Schmollers Jahrbuch XLV 38. 16 
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verfiherung, die weit über die Grenzen der Krankenverſicherung 
hinausgeht, und zu der die Reichswochenhilfe ſchon den Grund legte, 
ſoll, von der Allgemeinheit getragen, künftighin jede Wöchnerin von 
materiellen Sorgen befreien. Die Aufgabe der Sozialdemokratinnen 
iſt es, für die Durchführung der Mutterſchaftsfürſorge zu wirken. 
Es iſt nach den Beſchlüſſen der Weimarer Konferenz weiterhin ihre 
Pflicht, danach zu ſtreben, in ſozialen Amtern mitzuwirken und 
leitende Stellen in der Gemeinde einzunehmen und für die Erreichung 
von Frauenrechten in Reich, Staat und Gemeinde einzutreten. Eduard 
Bernſtein hatte 1906 über ſeine Stellungnahme zum Frauenwahlrecht 
ſich folgendermaßen geäußert!: „Ich muß geſtehen, daß ich noch 


freudiger den Tag begrüße, an welchem die Frau in die geſetz⸗ 
gebenden und verwaltenden Körperſchaften einzieht, als den anderen, 


wo ſie das Recht zu wählen erhält. Der Frau eignet ſehr viel Sinn 
für die Realitäten des Lebens. Sie erfaßt ſehr raſch den Unter⸗ 
grund der Fragen, die man ihr vorlegt; ſie iſt arbeitſam und un⸗ 
ermüdlich, und überall, wo fie bisher in Verwaltungskörperſchaften. 
eingetreten iſt, hat ihre Tätigkeit dieſen zum Vorteil gereicht.“ Viel⸗ 
leicht iſt dies ein Fingerzeig auch für die Zukunft der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Frauenbewegung, daß ihre Stärke weniger im politiſchen 
Kampfe als in pofitiver aufbauender Gegenwartsarbeit beruht. 


IV 


Die wirtſchaftliche Freiheit und Gleichberechtigung müſſen ſich 
die Sozialdemokratinnen in der Zukunft noch erringen, das war 
das Geleitwort, das ſie ſich auf der Weimarer Frauenkonferenz 1919 
für den weiteren Befreiungskampf mitgaben. Ein Mittel, dieſes 
Ziel zu erreichen, waren und ſind heute noch die wirtſchaftlichen 


Intereſſenverbände, die Gewerkſchaften. Die ſozialdemokratiſche Partei 
hat am Anfang die Gewerkſchaften nicht als geeignete Mittel zur 


Befreiung von der Klaſſenherrſchaft angeſehen?, und ebenſo haben 
die Führerinnen der ſozialdemokratiſchen Frauen den Hauptwert auf 
die Erringung der politiſchen Macht in der Partei gelegt. Die Ge⸗ 
werkſchaften ſahen ſie nur als Mittel zur Erhaltung und Steigerung 
der Kampfestüchtigkeit der Proletarierinnen für die Erringung des 


1 Angeführt bei Kl. Zetkin, „Zur Frage des Frauenwahlrechts“, S. 82. 


2 Legien, „Die deutſche Gewerkſchaftsbewegung“, 2. Aufl. 1911, S. 10 
und 25. H. Herkner, „Die Arbeiterfrage“ 1919, Bd. 1, S. 198 f.; * 2, 
©. 832 f. und 352 f: 
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Endziels an !. Als ſolches aber, als Mittel zur Erringung augen⸗ 
blicklicher Erfolge, haben ſie ſie doch als notwendig anerkannt. In 
der „Gleichheit“ heißt es: „Nicht, daß die Macht der gewerkſchaft⸗ 
lichen Organiſation die Ketten ſprengen kann, welche die Arbeiterin 


belaſten. Wohl aber vermag ſie dieſelben zu lockern. Nicht, daß 
ſie imſtande wäre, die kapitaliſtiſche Geſellſchaft fortzufegen und damit 


der Proletarierin ihre volle Befreiung zu bieten. Wohl aber räumt 
ſie ihrem Befreiungskampfe zahlreiche Hinderniſſe vom Schlachtfelde, 


wohl reicht fie ihr in Geſtalt beſſerer Arbeitsbedingungen Wegzehrung, 
welche ihre Kraft für die „Schlacht am Birkenbaume ſtählt. Die 


gewerkſchaftliche Organiſation bedeutet für die Arbeiterin mehr Brot, 
mehr Zeit, mehr Freiheit, ſie bedeutet für ſie Erweckung des Soli⸗ 
daritätsgefühls und Schulung des Klaſſenbewußtſeins, und mit dem 
allem ein höheres Menſchentum, eine höhere Kampfesfähigkeit für 
den Sturm von Klaſſe zu Klaſſe, der gewaltig einherbrauſt und 
machtvoll Jahrtauſende altes Unrecht auf den Kehrichthaufen der 
Geſchichte fegt.“ Seit dem Parteitag zu Berlin 1892 beſchloß man, 
ſeitens der ſozialdemokratiſchen Partei eine rege Agitation zu ent⸗ 
falten zur Einbeziehung der Proletarierinnen in die gewerkſchaft⸗ 
lichen Organiſationen der Arbeiter, und zwar machte man als Grund 
dafür die den Frauen ungünſtige Vereinsgeſetzgebung in den meiſten 
Staaten Deutſchlands geltend. Die Sozialdemokratie bildete zwar 
die politiſche Vertretung der Gewerkſchaften und die Gewerkſchaften 
waren auch meiſtens von ſozialdemokratiſchen Führern gegründet und 
gerade die in den Gewerkſchaften tätigen Frauen ſpielten in der 


politiſchen Bewegung eine bedeutende Rolle. Dennoch wollten die 


Gewerkſchaften politiſch neutral ſein und brachten das auch äußer⸗ 
lich in der zentralen Organiſationsform, für die ſich der erſte Ge⸗ 
werkſchaftskongreß 1892 zu Halberſtadt ſtatt der lokalen politiſchen 
Organiſationen entſchied, zum Ausdruck. Dieſer Standpunkt wurde 
auch gerade um der Frauen willen gewahrt, und Helma Steinbach 
zum Beiſpiel, eine der Führerinnen in der Gewerkſchaftsbewegung, 
hat wiederholt auf dieſe Notwendigkeit hingewieſen?. Die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Frauen haben daher in Ermangelung eines Beſſeren rege 
für die gewerkſchaftliche Organiſation gewirkt. Die Gewerkſchaften 
ſollten mehr als bisher die Arbeiterinnen berückſichtigen, weibliche 


1 Kl. Zetkin auf dem Kölner Parteitag 1893, Protokoll S. 208. 

2 H. Steinbach in Halberſtadt, Protokoll S. 52 f. Dieſelbe in Mainz, 
S. 252. Dieſelbe in „Nicht oder, ſondern: und“, Soz. Mon. 1900, Auguſtheft 
S. 483 ff. | es 
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Angeſtellte zu den Verwaltungspoſten heranziehen und weibliche 
Agitatoren verwenden, damit ſie allmählich unter der Leitung der 
erfahrenen männlichen Mitglieder eine ſelbſtändige Tätigkeit im 
Dienſte der Organiſation entfalten lernten. Man ſuchte auch durch 
ſtatiſtiſche Feſtſtellungen über die Arbeits⸗, Lohn⸗ und Lebensverhält⸗ 
niſſe der Frauen und Mädchen die Kritik wachzurufen und ſo die 
Organiſation der Frauen zu fördern. Nach einer Reſolution auf 
der Mainzer Frauenkonferenz 1900 ſollten die „Genoſſinnen“ in 
Verbindung mit der Generalkommiſſion und den Gewerkſchaften die 
weiblichen Mitglieder zu engerer Mitarbeit innerhalb der Organiſation 
und beſonders zur Kleinarbeit heranziehen, d. h. zur perſönlichen 
Agitation in Gruppen in den Betrieben und zur Werkſtubenagitation. 
Von den in der ſozialdemokratiſchen Partei organiſierten Frauen 
wurde auch die Errichtung von Beſchwerdekommiſſionen im Ein⸗ 
vernehmen mit den Gewerkſchaftsorganiſationen und Kartellen befür⸗ 
wortet, um den Arbeiterinnen die nötige Kenntnis von den geſetzlichen 
Schutzbeſtimmungen zum Beiſpiel durch Vortragskurſe zu vermitteln 
und ihnen die größte Möglichkeit zur rückhaltloſen Beſchwerdeführung 
über geſetzwidrige Arbeitsbedingungen zu geben, die dann der Ge⸗ 
werbeinſpektion übermittelt werden ſollten. Dieſe Einrichtung, die 
eine Vermittlung zwiſchen der Fabrikinſpektion und den Arbeiterinnen 
bildet, beſtand in kleinen Anfängen ſeit Ende der 90 er Jahre, wo 
zuerſt in Berlin und dann in anderen Städten weibliche Vertrauens⸗ 
perſonen zur Entgegennahme von Beſchwerden aufgeſtellt wurden. 
Seit der Münchener Frauenkonferenz 1902 wurde ſie offiziell der 
Organiſation eingegliedert, man regte eine Zentraliſierung der Kom⸗ 
miſſionen an, und auf ſpäteren Konferenzen in Bremen 1904 und 
Jena 1911 iſt auf die erweiterte Tätigkeit in den Kommiſſionen hin⸗ 
gewirkt worden, die, wie hervorgehoben wurde, in enger Fühlung⸗ 
nahme mit den Gewerkſchaften zuſammenwirken ſollten. Das ſozial⸗ 
demokratiſche Frauenbureau hat ſeinerſeits auch durch Zirkulare zur 
Errichtung von Beſchwerdekommiſſionen aufgefordert. 1911 be⸗ 
ſtanden an 50 Orten in Deutſchland ſolche Stellen. Von Gewerk⸗ 
ſchaftsſeite aus haben auf Anregung des Arbeiterinnenſekretariats 
die Kartelle ſolche Beſchwerdeſtellen ins Leben gerufen. Sie er⸗ 
wieſen ſich aber allmählich als überflüſſig, da die Einzelorganiſationen 
die Beſeitigung von Mißſtänden und Ungeſetzlichkeiten in die Hand 
nahmen. Sie gaben aber „die Anregung zur Gründung von 
Arbeiterinnenkommiſſionen in verſchiedenen Orten und waren ſomit 
kein Mißerfolg“. Auch die Gründung von Arbeiterinnenkommiſſionen 
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iſt von der Partei aus angeregt worden. Durch einen Beſchluß der 
Bremer Frauenkonferenz 1904 wurde es den Vertrauensperſonen 
zur Pflicht gemacht, „überall da, wo dies möglich iſt, eine Kommiſſion 
zu wählen, die mit Hilfe des Gewerkſchaftskartells die Organiſierung 
der Arbeiterinnen zu fördern hat“. Sie ſollten ſich Einblick in die 
Arbeits⸗ und Lebensbedingungen des weiblichen Lohnproletariats am 
Orte zu verſchaffen ſuchen und mittels des geſammelten Materials 
die Agitation unter den Arbeiterinnen vorbereiten und fördern, be⸗ 
ſonders auch durch Hausagitation bei den verheirateten Frauen. 

Inzwiſchen hatten die Gewerkſchaften ihrerſeits ſchon lebhaft 
die Organiſierung der Arbeiterinnen in Angriff genommen. Seit 
Mitte der 80 er Jahre nahmen einzelne Berufsverbände, die die 
Bedenken wegen der Konkurrenz der Frauenarbeit und der Vereins⸗ 
geſetzgebung hatten fallen laſſen, Arbeiterinnen auf. Dieſe nahmen 
jetzt an der allgemeinen Gewerkſchaftsbewegung teil und gewannen 


ſo durch die gemeinſchaftliche Organiſation mit den Arbeitern größere 


wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit — eine Erſparnis an Zeit, Kraft 
und materiellen Mitteln für beide Teile !. Von der Zentralſtelle 
der Gewerkſchaften, der Generalkommiſſion, wurde ſeit ihrer Gründung 
die Aufnahme von Arbeiterinnen in die Gewerkſchaftsverbände be⸗ 
fürwortet. Schon auf der erſten Gewerkſchaftskonferenz zu Berlin 
am 16. und 17. November 1890 befanden ſich unter 77 Teilnehmern 
9 Frauen. Frau Ihrer wurde als Mitglied in die Generalkommiſſion 
aufgenommen. In einer Reſolution wurde hier den männlichen und 
weiblichen Arbeitern derſelben Branchen zur Pflicht gemacht, ſich 
tunlichſt gemeinſam zu organiſieren, um möglichſt ſtarke Organiſationen 
herzuſtellen. Auf der Konferenz der Gewerkſchaftsverbände am 7. 
und 8. September 1891 in Halberſtadt wurden die Vorſtände der 
beſtehenden Organiſationen durch einen Antrag der drei Frauen 
Kähler, Wolter und Steinbach aufgefordert, dahin zu wirken, daß 
durch ihre Statuten auch den im Beruf beſchäftigten Frauen der 
Beitritt zu denſelben ermöglicht werde. Die Agitation zur Aus⸗ 
breitung der Organiſätion habe ſich bei allen Berufen, in welchen 
Frauen tätig ſind, auch auf deren Heranziehung zu erſtrecken. Die 
Generalkommiſſion hat denn auch durch Verteilung von Flugblättern, 
die Veranſtaltung von Agitationstouren und die Stellung von 
Referentinnen beſonders im Sommer 1895 verſucht, die Arbeiterinnen 


1 Vgl. „Gleichheit“ 1896, Nr. 8, S. 57 f. „Wie ſollten fich Arbeiterinnen 


organiſieren?“ Soz. Mon. 1906, Maiheft, E. Ihrer, „Form oder Inhalt e) 
Zur Arbeiterinnenorganifation, Bb. 10, 1, S. 402 ff. 
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zu gewinnen. Auch auf dem Berliner Gewerkſchaftskongreß 1896 


wurde dieſe Agitation unter den Arbeiterinnen wieder eingehend 


behandelt. Eine weſentliche Förderung erfuhr die Agitation unter 
den Frauen durch die Beſchlüſſe auf dem Gewerkſchaftskongreß 1902. 
Während man bisher im weſentlichen nur darauf geſehen hatte, die 
Frauen überhaupt zu den Gewerkſchaften heranzuziehen und ihnen 
den Eintritt zu erleichtern, ſuchte man ſie jetzt innerhalb der Organi⸗ 
ſationen zu feſſeln. Dazu ſollten, wie die Reſolution Göller beſagte, 
Unterſtützungseinrichtungen dienen, „welche den Verhältniſſen der 
Arbeiterinnen entſprechen, namentlich Zuſchüſſe bei Krankheiten, 
Wöchnerinnenunterſtützung, Hauspflege für Schwerkranke uſw.“ Es 


wird die Agitation unter den weiblichen Familienangehörigen zum 


Anſchluß an die gewerkſchaftlichen Organiſationen gefordert, die ſich 
nach den Beſchlüſſen der ſpäteren Kongreſſe 1905 und 1908 beſonders 
auf die in den gewerblichen Betrieben oder in der Heimarbeit, 
Konfektion, Tabakinduſtrie uſw. Beſchäftigten erſtrecken ſoll. Im 
übrigen befürwortete man 1902 Haus⸗ und Werkſtubenagitation, 
durch die die Arbeiterinnen über die Beſtimmungen der G.⸗O. und 
des Arbeiterſchutzes aufgeklärt würden, und zwar nach den großen 
Agitationsverſammlungen. Den Gewerkſchaften, die Berufe mit zahl⸗ 
reicher weiblicher Arbeiterſchaft vertreten, wird empfohlen, einen 
Beamten ſpeziell mit der Agitation unter den Arbeiterinnen zu be⸗ 
trauen, weil durch unorganiſierte, ungelernte Arbeitskräfte die Lohn⸗ 
und Arbeitsbedingungen der übrigen Arbeiterſchaft ſehr verſchlechtert 
würden. Die Generalkommiſſion ihrerſeits verpflichtet ſich, die 
Agitation unter den Arbeiterinnen durch Frauen betreiben zu laſſen 
und übernimmt die Unkoſten für Verſammlungen uſw., falls die 
Gewerkſchaften dazu nicht imſtande ſeien !. Auf dieſem Kongreß trat 
auch Paula Thiede, die Vorſitzende des „Verbandes der Buchdruckerei⸗ 
hilfsarbeiter und ⸗arbeiterinnen“, für die Bildung einer beſonderen, 
aus Frauen beſtehenden Agitationskommiſſion ein. Dieſer Wunſch 


wurde bald erfüllt; in Berlin taten ſich die Frauen Ihrer, Hofmann, 


Altmann, Tietz uud Thiede zuſammen, um ein Agitationskomitee zu 
gründen, und die Generalkommiſſion ſtellte dieſen dann einen Raum 
der Generalkommiſſion zur Verfügung?. Der Zweck des Komitees 


1 Reſolution A. Rudolph, Metallarbeiter Nürnberg und Genoſſen. Pro⸗ 
tokoll 1902, S. 112. 

2 „Gleichheit“ 1904, Nr. 16, S. 128. Vgl. den 55 der 
Generalkommiſſion 1905, S. 86, 127, 129 und e . S. 108 ff. 
J. Altmann über das 8 8 
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ſollte ſein, die Zuſchriften nach Referentinnen und die Agitations⸗ 
materialien an einer Stelle zu ſammeln, um fie der Agitation aus⸗ 
reichend dienſtbar zu machen. Seit dem 1. Oktober 1905 gingen 


die Obliegenheiten des Agitationskomitees an das Arbeiterinnen⸗ 


ſekretariat über, an deſſen Spitze zunächſt Ida Altmann, ſeit dem 
1. März 1909 die „Genoſſin“ Gertrud Hanna wirkte, deren Tätig⸗ 
keit von Gewerkſchaftsſeite aus volle Billigung fand. Das private 
Agitationskomitee blieb daneben beſtehen. Das Arbeiterinnenſekretariat 
ſuchte, wie der Rechenſchaftsbericht der Sekretärin an den 6. Gewerk⸗ 
ſchaftskongreß zu Hamburg 1908 beſagt, „immer mehr die im Arbeits⸗ 
leben ſtehenden Frauen und Mädchen den für ſie zuſtändigen Ge⸗ 


werkſchaften zuzuführen, die ſchon Organiſierten zu klaren Begriffen 


und beſſerem Verſtändnis heranzubilden und zwiſchen männlichen und 
weiblichen Arbeitern ein gegenſeitiges gründliches Verſtehen und 
Verſtändnis anzubahnen an Stelle der noch vielfach vorhandenen 
Gegenſätzlichkeit, die als Folge des Konkurrenzverhältniſſes zwiſchen 
dem Manne und der ihn bedrängenden, weil billiger arbeitenden, 
Frau bei mangelhaft aufgeklärten Arbeiterſchichten rechte Kollegialität 


und ſolidariſches Verhalten nicht aufkommen läßt. 


Das Sekretariat hat beſonders die Beſtimmungen des Arbeiter⸗ 


ſchutzes und der Arbeiterverſicherung zur Agitation verarbeitet, auf 
die Wahlen zu den Krankenkaſſen eingewirkt und das Frauen⸗ 


wahlrecht zu den Gewerbegerichten befürwortet“. Im Kriege 
hat das Arbeiterinnenſekretariat ebenſo wie die politiſch organiſierten 
Frauen die Betätigung in der Kriegsfürſorge befürwortet. Die 
Sekretärin des Arbeiterinnenſekretariates wurde Mitarbeiterin im 
Vorſtande des „Nationalen Frauendienſtes“ und beteiligte ſich an 
den Arbeiten des „Arbeitsausſchuſſes für Kriegerwitwen⸗ und 
⸗Waiſenfürſorge“, und an den Konferenzen und Tagungen anderer 
Fürſorgeorganiſationen. 

Sie vertrat die Intereſſen der Arbeiterinnen im „Nationalen 
Ausſchuß für Frauenarbeit im Kriege“ und regte auch die Gewerk⸗ 


ſchaftskartelle zur Mitarbeit an. Die Leiterin des Arbeiterinnen⸗ 
ſekretariats richtete im Januar 1917 eine Eingabe an das Kriegs⸗ 
amt, in der die Kontrolle der Beſchäftigung und Ernährung der 


Arbeiterinnen in den Heeresbetrieben ſowie der Unterbringung und 


Verſorgung der N derſelben gefordert wurde. Dazu ſollten 


1. Vgl. den Bericht über das Arbeiterinnenſekretariat S. 116 im Protokoll 


1908; besgl. Protokoll 1911, S. 115 ff. und Protokoll 1914, S. 116 ff. u. 192 ff. 
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ſozial geſchulte weibliche Perſonen möglichſt aus Arbeiter⸗ und 
. Angeftelltenfreifen herangezogen werden, die mit den Arbeiter⸗ und 
Angeſtelltenausſchüſſen zuſammenwirken ſollten !. Sie iſt auch für 
die Regelung der Arbeitsvermittlung eingetreten, ſchon im Hinblick 
auf die Zeit nach dem Kriege, und zwar für öffentliche Nachweiſe 
unter paritätiſcher Verwaltung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 
An dieſe ſollten Berufsberatungsſtellen und Lehrwerkſtätten zur Vor⸗ 
bereitung für den Beruf angeſchloſſen werden. Die Sekretärin hat 
auch für Wiederherſtellung des Arbeiterſchutzes geſorgt, wie durch 
die im Einvernehmen mit dem Frauenbureau verfaßte Eingabe an 
den Reichstag im März 1916 bezeugt wird. Im übrigen hat das 
Arbeiterinnenſekretariat ſich auf ſeine eigentlichen Aufgaben, die 
Förderung der Agitation unter den Arbeiterinnen konzentriert, wie 
es in dem vom Münchener Gewerkſchaftskongreß 1914 aufgeſtellten 
Regulativ feſtgelegt wurde. 

Seit 1905 war die Agitationsarbeit, abgeſehen von der Tätig⸗ 
keit des Arbeiterinnenſekretariats, ſehr gefördert worden durch den 
Beſchluß, weibliche Vertrauensperſonen aus den Reihen der Arbeiterinnen 
in allen Organiſationen anzuſtellen, „um einerſeits die bereits für 
die Organiſation gewonnenen weiblichen Mitglieder dauernd an dieſe 
zu feſſeln, andererſeits die Werbearbeit in geeigneter Weiſe unter 
den Kolleginnen fortzuſetzen“. Im Juli 1905 wurde die erſte weib⸗ 
liche Gewerkſchaftsbeamtin, Helene Grünberg, als Arbeiterſekretärin 
von dem Geverkſchaftskartell in Nürnberg angeſtellt. Von der 
Generalkommiſſion wurden ſeit September 1906 neue junge 
agitatoriſche Kräfte durch Errichtung von gewerkſchaftlichen Unterrichts⸗ 
kurſen zu Funktionären ausgebildet, zu denen auch Arbeiterinnen zu⸗ 
gelaſſen wurden. Demſelben Zweck dienten auch gewerkſchaftliche 
Übungsabende für Arbeiterinnen, in denen nach dem Bericht von 
Gertrud Hanna auf dem Münchener Gewerkſchaftskongreß 1914 
„Teilnehmerinnen — in der Agitation tätige Arbeiterinnen und 


1 Mit dem Ergebnis der Eingabe, der Einſtellung von weiblichen Fabrik⸗ 
pflegerinnen aus bürgerlichen Kreiſen hat ſich dann das Arbeiterinnenſekretariat 
— wie auch ſchon an anderer Stelle erwähnt wurde — allerdings nicht zufrieden 
erklärt, und G. Hanna begrüßte auf dem Gewerkſchaftskongreß 1919 den 
größeren Einfluß, den die Arbeiterſchaft durch die Revolution in den Betrieben 
gewonnen habe, und der die Gefahr, „die in der Einſtellung von Fabrik⸗ 
pflegerinnen im Sinne der Frauenreferate beim Kriegsamt für die gewerkſchaft⸗ 
lichen Organiſationen und die gewerkſchaftlichen Intereſſen der Arbeiterinnen 
liegt, beſeitigt hat“. Bericht von Hanna S. BAT: u. 251. 


2 — — 
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ſolche, die ſich der Agitation widmen wollen — ſich mit den gewerk⸗ 
ſchaftlichen Einrichtungen vertraut machen, über gegneriſche Be⸗ 
ſtrebungen, die Sozialgeſetzgebung uſw. informieren und gleichzeitig 
in freier Rede und ſchriftlicher Wiedergabe des Gehörten üben können“. 
Seit 1911 wird den für die Gewerkſchaften tätigen Arbeiterinnen 
im Zwiſchenraum von 14 Tagen geeignetes Material zur Agitation 
zugeſandt. Im übrigen dienten der Agitation die Verteilung von 
Flugblättern, die Herausgabe von Broſchüren und ſchließlich die ſchon 
erwähnte, ſeit 1916 erſcheinende „Gewerkſchaftliche Frauenzeitung“, 
die 1919 eine Auflage von ſchon 347000 Exemplaren hatte!. Sie 
erſcheint neben den Fachzeitungen und wird den Gewerkſchaftsverbänden 
für ihre weiblichen Mitglieder und die Frauen ihrer Mitglieder zum 
Selbſtkoſtenpreis geliefert. 


Um die bisherigen Darlegungen nee ſo hat fi 
auch in der gewerkſchaftlichen Agitation genau jo wie in der 
politiſchen gezeigt, daß beſondere Einrichtungen erforderlich wurden, 
die keine „Sonderorganiſation“ bilden ſollten, die aber allein von 
Frauen geleitet wurden, weil nur dieſe der Weſensart der Arbeiterin 
als Frau Rechnung tragen könnten?. In ſteigendem Maße hatte 
es ſich bei der wachſenden Ausdehnung der Frauenarbeit als not⸗ 
wendig erwieſen, daß trotz der inneren Geſchloſſenheit, die in der 
Gewerkſchaftsbewegung ſtärker als in der politiſchen Organiſation zum 
Ausdruck kommt, weibliche Gewerkſchaftsbeamte angeſtellt werden 
mußten, ſowohl in dem Arbeiterinnenſekretariat, deſſen Aufgaben 
mehr allgemeiner Natur find®, als auch für die eigentliche Agitation 
in den Einzelorganiſationen. Hauptſächlich mußte das in den 
Berufsverbänden geſchehen, die Berufe mit einer beſonders großen 
Anzahl weiblicher Arbeiter vertreten und dementſprechend im Gegen⸗ 
ſatz zu den übrigen auch eine relativ und abſolut hohe Zahl weib⸗ 

licher Organiſierter umfaſſen und umfaſſen wollen. 


So hat zum Beiſpiel der „Verband der Buchdruckereihilfsarbeiter und 
⸗ arbeiterinnen“ beſtimmte Einrichtungen getroffen, die den Arbeiterinnen 
als Frauen Rechnung tragen. Seinen N bildete eine reine 


ı Hann a, Bericht, Protokol 1919, S. 252 — es waren 50 000 bei der 
Gründung. 
2 Zum Beiſpiel Protokoll 1902, Frau Tietz S. 108. 


3 Protokoll 1911, S. 114: . und 1914, Hann a, 
S. 297f. | 
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Frauenorganiſation! der am 5. März 1890 entſtandene „Verein der 
Arbeiterinnen an Buch⸗ und Steindruckſchnellpreſſen“, der ſich kurz 
vor dem „Intereſſenverein der Buchdruckereihilfsarbeiter für Berlin“, 
dem nur männliche Mitglieder beitraten, zuſammenſchloß. Aus dieſen 
beiden Zahlſtellen — als ſelbſtändige Zahlſtelle blieb die urſprüng⸗ 
liche Frauenorganiſation auch noch bis 1908 beſtehen, wo ſie mit 
der anderen Berliner Zahlſtelle verſchmolzen wurde — und den in 
anderen Städten entſtandenen Buchdruckereihilfsarbeiterorganiſationen 
bildete ſich am 30. Mai 1898 ein Zentralverband, eben der jetzige 
„Verband der Buchdruckereihilfsarbeiter und arbeiterinnen Deutſch⸗ 
lands“. An ſeine Spitze trat eine Frau, Paula Thiede, die bis 
zu ihrem Tode 1919 tatkräftig die Verbandsgeſchäfte geleitet hat. 
1905 wurde ſie angeſtellt. 

Wie im Vorſtand, ſo ſtehen auch ſonſt an verantwortungsreichen 
Stellen der Organiſation Frauen und leiten die Geſchäfte. 1916 be⸗ 
fanden ſich in 15 von 52 Zahlſtellen weibliche Mitglieder als Vor⸗ 
ſitzende oder Kaſſiererinnen, und unter 21 Angeſtellten waren 5 Frauen. 
Nebenbei wirkten weibliche Mitglieder in den Einzelbetrieben als 
Vertrauensperſonen oder in den Agitationskommiſſionen — im Buch⸗ 
druckereihilfsarbeiterverband beſtehen beide Formen für die Agitation — 
als Schriftführerinnen, Beiſitzerinnen oder als Vertreterinnen in den 
Tarifinſtanzen?. Auf der Generalverſammlung 1905 wurde den 
Bedürfniſſen der Frauen inſofern Rechnung getragen, als Staffel⸗ 
beiträge und eine Krankenunterſtützung eingeführt wurden, die einen 
Zuſchuß zum Krankengeld bilden ſollte. Es wurde der Anfang zu 
einer Gleichſtellung der Arbeiterinnen durch Einſetzung von Beitrags⸗ 
und Unterſtützungsſätzen, die den Lohnklaſſen entſprechen?, gemacht, 
und die Möglichkeit gegeben, mit Steigen der Löhne in eine höhere 
Klaſſe aufzurücken. Der 4. Verbandstag 1908 beſchloß, eine 
Wöchnerinnenunterſtützung in Form eines einmaligen Beitrages zu 
bewilligen. Eine Beſtimmung in den Organiſationsſtatuten beſagt 


1 „Gleichheit“ 1908 /, Nr. 16: „Eine gewerkſchaftliche Organiſation“, 
S. 1246 ff.; ebenſo „Gleichheit“ 1909/10, Nr. 12: „Zur Geſchichte einer gewerl⸗ 
ſchaftlichen Frauenorganiſation“, S. 182 ff. ö 

„Gewerkſchaftliche Frauenzeitung“ 1916, Nr. 1, S. 5 ff.: „Der Wert der 

Mitarbeit der Frauen in der Organifation“. 

3 Sie waren für männliche und weibliche Mitglieder alſo gleich hoch. So 
iſt vom Buchdruckereihilfsarbeiterverband eine Forderung durchgeführt worden, 
die auch auf dem Gewerkſchaftskongreß zu Köln 1905 aufgeſtellt und abgelehnt 
wurde, weil man eine Erſchwerung der Agitation unter den Arbeiterinnen in⸗ 
folge der hohen Beiträge fürchtete. Protokoll 1905, S. 20 u. 117 ff. 
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überdies mit Rückſicht auf die doppelten Pflichten der Frau, der 


Erwerbsarbeit und der Haushalts⸗ und Mutterſchaftspflichten: „Weib⸗ 


iche Mitglieder, die ihrer Verheiratung oder Familienverhältniſſe 


halber gezwungen ſind, ihre Beſchäftigung zeitweiſe aufzugeben, können 
bei ordnungsgemäßer vorläufiger Abmeldung bis zu einem Jahr von 
der Beitragsleiſtung entbunden werden 

Eine beſondere Berückſichtigung finden die Frauen auch in 
dem 1891 gegründeten Textilarbeiterverband, der die Arbeiterſchaft 
eines Berufszweiges umfaßt, in dem ſchon von jeher Frauen tätig 
waren. Die Agitation hat ſich hier als beſonders ſchwierig er⸗ 
wieſen wegen der großen Ausdehnung der Hausinduſtrie, bei den 
niedrigen Löhnen und der Beſchäftigung jugendlicher Arbeitskräfte. 
Erſt allmählich iſt man durch den Ausbau der Agitation dazu ge⸗ 
kommen, den Mitgliederſtand der Organiſation der großen Zahl der 
weiblichen Beſchäftigten anzupaſſen. Unter den Agitationsformen 
iſt ganz beſonders die Hausagitation befürwortet worden, der ſich 
die Frauen in den Agitationskommiſſionen widmen. Daneben iſt 
ebenſo wie bei dem Buchdruckereihilfsarbeiterverband die Agitation 
weiblichen Vertrauensperſonen übertragen worden. Außerdem dienten 
der Aufklärung gewerkſchaftliche Schulungsabende und Beſchwerde⸗ 
kommiſſionen. Der Textilarbeiterverband führte als erſte Gewerk⸗ 
ſchaftsorganiſation für ſeine weiblichen Mitglieder die „Gleichheit“ 
ein, die in Familien mit mehreren Verbandsmitgliedern neben dem 
Verbandsorgan geliefert wurde. Zur Belebung der Agitation dienten 


auch ſeit 1910 beſondere Arbeiterinnenkonferenzen, die für das ganze 


1 Vgl. Soz. Mon. 1917, Bd. 1, H. 7, S. 356 ff. P. Thiede, „Erwerbs⸗ 
‚arbeit, Entlohnung und Organifation der Frauen“, S. 358. — Der Buch⸗ 
druckereihilfsarbeiterverband hat auch in der allgemeinen Gewerkſchaftsbewegung 
auf die Berückſichtigung der Frauen hingewirkt. Auf ſeine Anregung iſt die 
ſchon beſprochene Gründung des Frauenagitationskomitees und des Arbeiterinnen⸗ 
ſekretariats zurückzuführen, und auf dem Gewerkſchaftskongreß zu Dresden 1911 


wurde auf den Antrag des Buchdruckereihilfsarbeiterverbandes und des gewerk⸗ 
ſchaftlichen Arbeiterkomitees beſchloſſen, das Frauenwahlrecht zu den Arbeiter⸗ 


verſicherungskörperſchaften — außer zu der Krankenverſicherung — zu fordern. 


Die Frauen ſollten zur Verwaltung der Ehrenämter der Arbeiterverſicherung 


herangezogen werden. Auch 1908 hatte er bei Beſprechung des Geſetzentwurfs 
zu den Arbeiterkammern zuſammen mit dem gewerkſchaftlichen Arbeiterinnen 
komitee und dem Verband der Blumenarbeiter — Emma Ihrer begründete die 
Forderung — das Frauenwahlrecht zu dieſen Körperſchaften verlangt, wie über⸗ 


haupt, „daß in jedem Geſetzentwurf, betreffend eine geſetzliche Vertretung der 
Arbeiterklaſſe, das gleiche Recht für Arbeiter und Arbeiterinnen zur nn 


kommt“. 
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Reich und einzelne Bezirke zur Beſprechung von ſrnialpolſt ie hen 
Themen einberufen wurden 1. Auch im Textilarbeiterverband fı ſuch | 
die Frauen als Mitarbeiterinnen in die leitenden Stellen er heran⸗ 0 
gezogen zu werden, als Mitglieder der Gau- und Filialvorſtände , der 
Arbeitsausſchüſſe, der Branchen-, Lohn⸗ und Agitationskommiſſit onen, 
als Reviſorinnen und Kartelldelegierte. Im Kriege hat ICH die dal hi 


der männlichen Funktionäre noch gefteigert. Nach dem Jahresber 0 
von 1917 waren über 3000 Frauen für den Verband tätig; zwei 
davon ſind angeſtellt und zwei ſind Beiſitzerinnen im Zentralvorſtar id. 
Auch im Textilarbeiterverband hat man, um eine allmähliche Gleich⸗ 
ſtellung in den Unterſtützungsſätzen herbeizuführen, ſchon 1906 8 die 
Einführung von Staffelbeiträgen beſchloſſen. Allerdings wird h ier 
zwiſchen männlichen und weiblichen Mitgliedern unterſchieden, für 
die Frauen gelten nur die niedrigſten Sätze. Um die Frauen an den 
Verband zu feſſeln, wird ſchon ſeit 1900, ſeit der Konferenz in 
Gößnitz, eine Wöchnerinnenunterſtützung gewährt neben den ſonſtige * 
gewerkſchaftlichen Unterſtützungen, die in allen Verbänden allen Mit⸗ 
gliedern zuteil werden. — Ahnliche Verhältniſſe beſtehen in den 
übrigen Gewerkſchaftsorganiſationen, die eine zahlreiche weibliche 
Arbeiterſchaft vertreten, im Tabakarbeiterverband, der ſeit 1903 
ſeinen weiblichen Mitgliedern Kranken- und Wöchnerinnenunterſtüzu 1, 
gewährt, bei den Schneidern und den Buchbindern. Im Buchbinder⸗ 
verband beantragte der Vorſtand 1904, den weiblichen d 
außer der Wöchnerinnenunterſtützung eine Beihilfe zur Brautausſtattun 
in Form eines einmaligen Beitrages zu gewähren, ein Vorschuß „ 
der auch ſchon 1902 auf dem allgemeinen Gewerkſchaftskongreß zu 
Stuttgart von der Referentin nach engliſchem Vorbild gemacht wo! den 
war. Dem Vorſchlag ſtand man auf der Tagung des Butan ee 
verbandes 1904 nicht ſympathiſch gegenüber, ſtatt deſſen wurde fi 
die weiblichen Mitglieder eine Krankenunterſtützung eingeführt, die 
erſt ſeit 1907 auch auf die Männer ausgedehnt wurde. Auch in 

dieſen Verbänden hat man zum Ausgleich der Beiträge und der 
Unterſtützungsſätze Staffelbeiträge eingeführt. Was die Fordert 15 
des Lohnausgleiches anbetrifft, ſo iſt der Anfang dazu durch die 
Aufnahme der Lohnforderungen der Arbeiterinnen in die Tat riß 


* BR 
En = 


1 Jahrbuch des deutſchen Teilllurbelterp d 1910, S. 145 f. 5 
„Gleichheit“ 1909/10, Nr. 17, S. 258 f.; „Gleichheit“ 1910/11, Nr. 1, 85 0 Ka 
„Gleichheit“ 191112, Nr. 18, S. 204. 6, 
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verträge gemacht worden. Im Kriege ſind wenigſtens in den von 
den Militärbehörden feſtgeſetzten Lohntarifen für die Frauen Mindeſt⸗ 
löhne vereinbart worden, ſo auf Antrag des Sattler⸗ und Porte⸗ 
feuillerverbandes! für Handnäherinnen im Sattlergewerbe, und im 
Schneidergewerbe wurden die Stücklöhne für Heeresarbeiten bei 
Männern und Frauen gleich bezahlt?. In der Geſchoßbranche ſind 
für die Frauen auch Mindeſtlöhne feſtgeſetzt worden, und der Holz⸗ 
arbeiterverband hat auf die Bewilligung von Teuerungszulagen auch 
für die Frauen hingewirkt. In den Lohnbewegungen, die der 
Verband aber zum Beiſpiel im Jahre 1917 führte, ſind für die Frauen 
Löhne durchgeſetzt worden, die nur zwei Drittel bis drei Viertel der 
Männerlöhne betrugen ®. 

Während des Krieges hat auch der Gedanke, daß innerhalb der 
Organiſationen beſondere Unterſtützungszweige für die Frauen ein⸗ 
geführt werden ſollen, neue Nahrung bekommen, als es ſich darum 
handelte, die während des Krieges zahlreich beſchäftigten Arbeiterinnen 
in die Berufsverbände aufzunehmen. Denn während der Anteil der 
Frauen an der Berufsarbeit während des Krieges immer mehr ſtieg, 
hatten die Berufsorganiſationen zunächſt große Verluſte, und erſt 
allmählich hat ſich die Zahl der weiblichen Organiſierten der Zahl 
der Beſchäftigten angenähert. 

Vor dem Kriege war die weibliche Mitgliedſchaft der Gewerk⸗ 
ſchaften im Steigen begriffen geweſen; ſeit 1892, dem erſten Jahre, 
aus dem Mitgliederzahlen bekannt ſind, war die Zahl der Arbeiterinnen 
von 4355 aufwärts geſtiegen, um mit mehrmaligen Rückgängen in 
den Jahren 1894, 1897 und 1898, die einen Rückſchlag nach Zeiten 
günſtigſter Konjunktur bedeuteten, und 1909, einer Zeit der Kriſe, 
durch die gerade die Induſtrien mit weiblicher Arbeiterſchaft hart 
mitgenommen wurden, bis 1913 dauernd anzuſteigen, und zwar auf 
223 676 weibliche Mitglieder im Jahresdurchſchnitt. Das Jahr 1914 
brachte infolge der ungünſtigen Wirſchaftslage ſchon einen Rückſchlag 


1 Quarck, „Organiſation und Lohnpolitik der Frauenberufsarbeit“, Soz. 
Mon. 1917, 1. Bd., Heft 1, S. 24 ff., S. 31. Vgl. „Gewerkſchaftliche Frauen⸗ 
zeitung“ 1916, Nr. 13, S. 26 f. und 1917, Nr. 21, S. 21 ff. 

2 H. Stühmer, Soz. Mon. 1917, Bd. 1, H. 9, S. 480 ff. „Ein Kapitel 


aus der Frauenberuſsarbeit“, S. 483 und Kuntze, „Die Frauenarbeit und die 


Arbeiterorganiſation“, Soz. Mon. 1918, Bd. 2, S. 839. 

3 „Gewerkſchaftliche Frauenzeitung“ 1916, Nr. 10, S. 76; 1917, Nr. 18, 
S. 140 f.; 1918, Nr. 16, S. 123 f. und F. Schlemminger, „Die e 
in der Holzindustrie , Soz. Mon. 1918, Bd. 2, S. ee 
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im erften Halbjahr. Am 30. Juni 1914 betrug die Zahl der weib⸗ 
lichen Mitglieder in den Gewerkſchaften 221071, im Jahresdurch⸗ 
ſchnitt 1914 betrug ſie nur noch 203 648, weil der Krieg infolge 
Rohſtoffmangels in einzelnen Induſtriezweigen, zum Beiſpiel in der 
Textilinduſtrie — im Textilarbeiterverband hat allerdings trotzdem die 
Zahl der weiblichen Mitglieder zugenommen —, in der Papierinduſtrie, 
der Süßwareninduſtrie uſw. einen Rückgang in der Beſchäftigung. 
brachte. Dazu kam auch, genau wie in der politiſchen Organiſation, 
der Mangel an Funktionären, die ungünſtige Werbearbeit infolge des 
Belagerungszuſtandes, die wirtſchaftlichen und ſeeliſchen Sorgen der 
Arbeiterinnen und nicht zuletzt der ſich gleichbleibende Mangel an 
In tereſſe für die Organiſation bei den Frauen überhaupt. Die 
Zahl ſank bis Ende 1915 auf 169 907 weibliche Mitglieder. Erſt 
mit dem Beginn des Jahres 1916 hat ſich die Zahl der weiblichen 
Mitglieder — der Geſamtmitgliederſtand erſt mit Beginn des 
Jahres 1917 — wieder gehoben. Die Zahl der weiblichen Mitglieder 
iſt bis zum zweiten Quartal 1918 auf 362 617 geſtiegen bei ins⸗ 
geſamt 1 369 799 Mitgliedern. Damit hat der Prozentſatz der weib⸗ 
lichen Mitglieder an der Geſamtmitgliederſchaft, der vor dem Kriege 
von 1,8% im Jahre 1892 auf 9,9% im Jahre 1914 geſtiegen war, 
während des Krieges die Höhe von 27 erreicht, wobei natürlich 
die Zahl der einberufenen männlichen Mitglieder zu beachten iſt. 
Seit Kriegsausbruch iſt die Zahl der weiblichen Mitglieder von 
221071 auf 362 617 geſtiegen, alſo um 64%. Trotzdem iſt im 
Verhältnis zu der Zahl der Beſchäftigten der Anteil der weiblichen 
Organiſierten noch unbefriedigend. Nach einer Statiſtik im Reichs⸗ 
arbeitsblatt vom 28. Januar 1919, iſt die Zahl der weiblichen 
Krankenkaſſenmitglieder von Mitte 1914 bis Mitte 1918, dem Höhe: 
punkt der Frauenerwerbsarbeit im Kriege, von rund 3,5 Mill. auf 
4,1 Mill. geſtiegen oder um rund 17%. Der Prozentſatz der weiblichen 
Gewerkſchaftsmitglieder hat ſich danach von 6,2 auf 8,8% an den 
weiblichen Krankenkaſſenmitgliedern geſteigert. Deshalb iſt es den 
Gewerkſchaftsvertretern mehr als je im Kriege zum Bewußtſein ge⸗ 
kommen, daß fie auf die Organiſierung der Frauen mehr Rückſicht nehmen 
und nach Möglichkeiten ſuchen ſollten, um die Frauen dauernd an 
den Verband zu feſſeln. Als ſolche ſind in der Hauptſache der 
Ausbau des Unterſtützungsweſens im Intereſſe der Frauen von 
ihnen anerkannt worden, da die Frauen den Beſtrebungen, gleichen 
Lohn für gleiche Leiſtung zu bekommen, noch zu indifferent gegen⸗ 
überſtänden: So haben ſie die Gewährung von Wöchnerinnen⸗ 
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unterſtützung, Stillgeld, Erziehungsbeihilfe und Ausſteuergeld befür⸗ 
wortet. Die Errichtung von Kinderheimen und ⸗horten ſeitens der 
Gewerkſchaften ſoll demſelben Zweck dienen!. Felix Weidler? zum 
Beiſpiel empfiehlt es, da der häufige Berufswechſel „Schwierigkeiten 
bei dem Übergang in andere Organiſationen wegen der Karenzzeiten, 
der verſchiedenen Beitragszahlung und der Unterſtützungsgelder 
bringe, daß Sonderunterſtützungen für die Arbeiterinnen auf ein⸗ 
heitlicher Grundlage in allen Verbänden eingeführt werden ſollten, 
zum Beiſpiel beſondere Mutterſchaftskaſſen, für die in allen Gewerk⸗ 
ſchaften gleiche Beiträge und gleiche Unterſtützungsſätze feſtgelegt 
werden ſollten. Dadurch würde der Anſchluß der Frauen an die 
Organiſationen erleichtert und die Fluktuation vermindert werden, 
weil die Frauen auch bei einer Arbeitsunterbrechung Mitglieder 
ſolcher Sonderkaſſen bleiben könnten.“ Auch ſonſt ſollten die Ge⸗ 
werkſchaften noch mehr auf die Frauen zugeſchnitten ſein. Frauen 


ſollten in den Vorſtänden ihres Amtes walten, die Ausbildung der 
Arbeiterinnen in die Hand nehmen, ſie aufklären, praktiſch anleiten 


und demſelben Zweck ſollten auch gewerkſchaftliche Frauenzeitungen 
dienen. | | 
Während hier aber in der Kriegszeit Gewerkſchaftsvertreter 


theoretiſch eine größere Berückſichtigung der Arbeiterinnen innerhalb 


der Organiſationen forderten, hat die Praxis dem nicht ſtandgehalten. 


Die wirtſchaftliche Not, die mit dem Ende des Krieges das deutſche 


Volk traf, hat beſonders ungünſtig auf die Frauen eingewirkt, weil 
an fie insbeſondere die Notwendigkeit herantrat, ihre Arbeitsſtätte 
zu verlaſſen und ſie den zurückkehrenden Männern einzuräumen. 
Jetzt gilt es für die Arbeiterin, ihren Arbeitsplatz zu behaupten 


oder ſich einen neuen zu erkämpfen. Die Frau kämpft um ihr 


Recht auf Arbeit. Und oftmals hat ſich bei den Männern, die 


„durch die Revolution an die Spitze kamen, bei den Arbeiter⸗ und 
Soldatenräten und auch bei Gewerkſchaftsvertretern bei der Ent⸗ 


laſſung und Einſtellung von Arbeitskräften eine große Frauen⸗ 


feindlichkeit geltend gemacht“. Die Leiterin des Arbeiterinnen⸗ 


1 Vgl. R. Schmidt, „Die Stellung der Gewerkſchaften zur Frauen⸗ 
berufsarbeit“, Soz. Mon. 1917, Bd. 2, H. 13, S. 690 ff. und Theodor 
Thomas, Soz. Mon. 1918, H. 23, S. 1014 ff. „Hemmniſſe auf dem Wege 
zur geiſtigen Schulung der Frau“, S. 1018. 

2 Felix Weidler, „Zur Frage der Frauenberufsarbeit mit beſonderer 
Berückſichtigung des Bäckerberufs“, Soz. Mon. 1918, Bd. 1, H. 4 u. 5, S. 148. 

5 G. Hanna, Gewerkſchaftskongreß 1919, Bericht S. 411 ff. 
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ſekretariats und Vertreterin der gewerkſchaftlich organiſierten Ar⸗ 
beiterinnen, die „Genoſſin“ Gertrud Hanna, erhebt auf dem Ger 
werkſchaftskongreß zu Nürnberg 1919 dieſelben Vorwürfe, die der 
ſozialdemokratiſche Abgeordnete Max Quarck während des Krieges 
in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ den männlichen Gewerk⸗ 
ſchaftlern machte, daß ſie ſich von Konkurrenzrückſichten den Frauen 
gegenüber leiten ließen, und daß ſie bei Lohnforderungen den 
Intereſſen der Arbeiterinnen nicht genügend Rechnung trügen!. 
Ahnliche Vorwürfe werden auch von anderer Seite erhoben. Die 
Frauenfrage ſei von den Gewerkſchaftsführern vernachläſſigt worden. 
Es bleibt, wie Gertrud Hanna auf der Weimarer Frauenkonferenz 
1919 ausführte, für die Gewerkſchaften im Intereſſe der Frauen 
noch viel zu tun übrig, und die Mitarbeit der Frauen und ihre 
Mitbeſtimmung in den Gewerkſchaftsorganiſationen erſcheint gerade 
wegen des Kampfes gegen die Frauenarbeit nötiger denn je. Die 
Ausbildung der Frau für den Beruf entſprechend der des Mannes 
ſei eine Aufgabe der Zukunft. Die Zukunft ſoll auch den vollen 
Ausgleich der Lohndifferenzen zwiſchen Männer⸗ und Frauenarbeit 
bringen, die Erfüllung des Grundſatzes des „gleichen Lohnes für 
gleiche Leiſtung“. Sie ſoll auch innerhalb der Gewerkſchaften den 
Frauen volle Gleichberechtigung einräumen, bei der Vertretung auf 
den Tagungen der Gewerkſchaften, bei der Beitragsleiſtung und bei 
der Gewährung von Unterſtützungen, eine Gleichberechtigung, deren 
Ideal dann erreicht wäre, wenn jede Sonderunterſtützung und 
Sondereinrichtung für die Frauen wegfiele, die gleichen Beſtimmungen 
für ſie wie für die Männer beſtünden und ſie als volle, gleich⸗ 
berechtigte Mitglieder innerhalb der Gewerkſchaften anerkannt würden. 

Die Beſchlüſſe auf dem Gewerkſchaftskongreß zu Nürnberg 1919 
gaben die Richtſchnur für die weitere Arbeit in der Zukunft. Sie 
verpflichteten die Arbeiter erneut, ihre weiblichen Familienmitglieder 
zu den Organiſationen heranzuziehen. Sie forderten intenfivfte 
Aufklärungsarbeit zur Gewinnung der weiblichen Arbeitskräfte für 
die gewerkſchaftlichen Organiſationen, wobei die grundſätzliche Er⸗ 
ziehung im Sinne des Sozialismus hervorgehoben wurde. Der 
Kongreß forderte die Mitarbeit der Frauen, um die Intereſſen⸗ 


1 M. Quarck, „Ausdehnung und Bewährung der Frauenberufsarbeit“, 
Soz. Mon. 1916, Bd. 3, H. 23, S. 1209 ff. Derſelbe, „Die Unterentlohnung 
der Frauenarbeit“, Soz. Mon. 1916, Bd. 3, H. 26, S. 1359 ff. — G. Hanna 
1919 auf dem 10. Gewerkſchaftskongreß, Protokoll S. 416. 
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gegenſätze auszugleichen, und er erkannte das Recht der Frauen auf 
Arbeit an. 


Eines der Ziele, das die deutſche Sozialdemokratie erſtrebt hat 
und das ſie mit der geſamten deutſchen Arbeiterſchaft eint, iſt 
erreicht worden. Durch die Revolution iſt die Sozialdemokratie, 
die Vertreterin der Arbeiterſchaft, die führende Macht im deutſchen 
Staate geworden. Damit iſt auch eines der ſpezifiſchen Frauenziele 
der Sozialdemokratie verwirklicht. Die Frau hat das Recht der Mit⸗ 
beſtimmung in Reich, Staat und Gemeinde erlangt, ſie hat das 
Recht, mitzubeſtimmen im großen Rädergetriebe des Staates. Ihre 
Aufgabe iſt es, dieſes Recht auch zu nützen. Noch nicht erreicht iſt 
das andere Ziel der ſozialdemokratiſchen Frauenbewegung: die 
Anerkennung der Gleichwertigkeit der Frau im Beruf, die An⸗ 
erkennung der Frau im Wirtſchaftsleben, die Anerkennung der Frau 
als gleichberechtigter Perſönlichkeit. Hier muß einerſeits die Frau 
an ihrer Stelle durch intenſive Ausbildung, die der des Mannes 
gleichwertig iſt, danach ſtreben, die volle Anerkennung im Berufs⸗ 
leben zu erlangen. Die Aufgabe der Vertreter der Sozialdemokratie 
andererſeits iſt es, ihren Theorien gemäß den Weg zur Erlangung 
dieſer Gleichberechtigung offenzuhalten. Die Wertung der Frau als 
Gattin und Mutter liegt wohl auf anderer Bahn als die Sozial⸗ 
demokratinnen es ſehen. Es iſt nicht das Sehnen der Arbeiterin 
und nicht die Aufgabe der verheirateten Frau, Erwerbsarbeit zu 
tun und die Erziehung der Kinder der Allgemeinheit zu überlaſſen. 
Es kann und ſoll nicht das Streben der Frauen ſein, in wirtſchaft⸗ 
licher Sicherſtellung die Grundlage ihrer Perſönlichkeitswertung zu 
ſehen. Aus vollſter, innerſter Kraft heraus im Ringen um eigene 
Vollkommenheit und im Streben nach Ausbildung aller ihrer Fähig⸗ 
keiten gerade auch zum Beruf — ihre Kinder zu Perſönlichkeiten und 
nützlichen Gliedern des Staatsganzen zu erziehen —, darin liegt für 
mich der Perſönlichkeitswert der deutſchen Frau und Mutter. 


Schmollers Jahrbuch XLV S. g 17 
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Beſprechungen 


Hatſchek, Julius: Britiſches und römiſches Weltreich. 
Eine ſozialwiſſenſchaftliche Parallele. München und 
Berlin, R. Oldenbourg 1921. | 


Britiſches und römiſches Weltreich find neuerdings öfters mitein- 
ander verglichen worden; aber wenn der ausgezeichnete Kenner der 
engliſchen Verfaſſung und Verwaltung dieſem Gegenſtande ein Buch 
von 374 Seiten widmet, mit ziemlich gleichmäßiger Berückſichtigung 
der beiden verglichenen Staatsbildungen, ſtatt (was mancher wohl vor⸗ 
gezogen hätte) eine überſichtliche Darſtellung der britiſchen Reichsverwaltung 
allein mit gelegentlichen Seitenblicken auf die römiſche zu geben, ſo iſt 
man berechtigt, auf ein beſonderes Motiv zu ſchließen, das den Anreiz 
zu dieſer Behandlungsweiſe gegeben hat, Der Verfaſſer hat ſich darüber 
nicht ausgeſprochen; ohne Vorrede und Einleitung geht er gleich in 
medias res; aber man wird kaum irren, wenn man ſein Unternehmen 
in Zuſammenhang bringt mit dem ſtarken Eindruck, den die bahn⸗ 
brechenden Forſchungen Max Webers über antike Wirtſchaft und Ver⸗ 
waltung, insbeſondere über die römiſche Agrargeſchichte, auf einen 
ſoziologiſch gerichteten Rechtshiſtoriker notwendigerweiſe machen müſſen. 
Max Weber hatte gezeigt, wie das antike Staats⸗ und Wirtſchaftsleben, 
das im Römiſchen Reich zu einer großen Einheit zuſammengefaßt war, auf 
einer eigenartigen Küſtenkultur beruhte, die die Randländer des Mittelmeers 
mit einem geldwirtſchaftlichen Verkehrsnetz umſpannte, wie dieſes aber 
zerriß, als der Verſuch gemacht wurde, es auch auf die dahinter liegenden 
großen Binnenländer auszudehnen. Dieſe Idee einer Küſtenkultur ſteht 
für den Verfaſſer auch bei der Betrachtung des britiſchen Weltreichs 
beherrſchend im Mittelpunkt. Von hier aus muſtert er die Ahnlich⸗ 
keiten und Verſchiedenheiten in den Lebensformen der beiden großen 
Staatsbildungen, die trotz des Größenunterſchiedes dadurch doch ein 
Fundament der Vergleichbarkeit gewinnen. | 

Die weſentlichſte Ahnlichkeit befteht darin, daß der Hauptverkehr 
ſich zwiſchen den Küſtenſtädten des Reiches vollzieht. Dabei ergibt ſich 
aber ſofort ein charakteriſtiſcher Unterſchied: Rom iſt, wie die meiſten 
antiken Städte überhaupt, bloß Konſumtionsſtadt, ein Schröpfkopf, der 
die Provinzen ausſaugt; London iſt das große Clearinghouse zum 
Ausgleich von Werten, die durch die Arbeit des Mutterlandes und 
der Kolonien erzeugt werden; Rom herrſcht adminiſtrativ⸗politiſch; 
London vorzugsweiſe als finanzielles Geſchäftszentrum. Im britiſchen 
wie im römiſchen Reich entwickeln ſich die Küſtenſtädte der Kolonien 
und Provinzen raſcher als das Hinterland, das noch großenteils im 
Zuſtand der geſchloſſenen Hauswirtſchaft verharrt und erſt allmählich 
lokale Arbeitsteilung erhält, womit es dann zur Binnenlandkultur 
übergeht. Charakteriſtiſch für die Küſtenkultur iſt die unfreie Arbeit 
durch Sklaven und Kolonen, die auch in der modernen Zeit des 
Kapitalismus und des freien Vertragsrechts ihr Analogon findet, Da⸗ 
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bei iſt zu unterſcheiden zwiſchen den Dominions und den tropiſchen 
Kolonien, dem „zweiten Empire“ nach Lord Milners Bezeichnung. In 
dieſen tropiſchen Kolonien finden ſich auf dem vierten Teile des Geſamt⸗ 
gebietes des Empire mit ſeinen 409 Millionen Menſchen 350 Millionen 
zuſammengedrängt, bei denen von Freizügigkeit tatſächlich nicht die Rede 
ſein kann, und deren niedrig gelohnte Arbeit die Erzeugung billiger 
Rohſtoffe für das Mutterland ermöglicht. Sie haften tatſächlich am 
Boden, ſoweit ſie nicht als billige Wanderarbeiter neben den chineſiſchen 
Kulis in andere überſeeiſche Tropenkolonien überführt werden; von den 
Selbſtverwaltungskolonien ſind ſie ausgeſchloſſen, mit Ausnahme von 
Südafrika, wo die weißen Arbeiter hauptſächlich gegen die eingeborenen 
Farbigen eine Politik der Abſonderung und Einſchränkung durchzuſetzen 
beſtrebt ſind. Der Verfaſſer redet in dieſem Zuſammenhange von einer 
„Kaſernierung im Oikos“ — wobei er dieſem Begriffe des „Oikos“ 
und der „Oikenwirtſchaft“, wie auch ſonſt noch vielfach, eine Deutung 
oder Anwendung zuteil werden läßt, die ihn auf ganze große Länder 
ausdehnt, was mir im Intereſſe einer feſten und eindeutigen Termino⸗ 
logie nicht zuläſſig erſcheint. | 

Bedenklich iſt auch die Anwendung, die er von dem Begriff der 
„Polis“ macht. Er faßt die „Polis“ ſchlechtweg als das verfaſſungs⸗ 
rechtliche Gewand der Küſtenkultur auf und ſieht ihr Weſen vornehm⸗ 
lich in der Beherrſchung von Untertanengebiet ohne Repräſentations⸗ 
recht der Untertanen. Mir ſcheint, daß er dabei gewiſſe antike Groß⸗ 
ſtaatserſcheinungen, wie ſie namentlich in Athen und Rom hervortreten, 
mit dem eigentlichen Weſen der „Polis“ verwechſelt hat. Jedenfalls 
kann ich ihm nicht in der Anſicht folgen, daß England ſelbſt, das 
Mutterland, ſeit dem 14. Jahrhundert als eine „Polis“ anzuſehen ſei. 
Das iſt ebenſowenig der Fall, wie die Kultur des mittelalterlichen 
England überhaupt als eigentliche Küſtenkultur betrachtet werden kann. 
Es iſt verwunderlich, daß der ausgezeichnete Kenner der engliſchen Ver⸗ 
faſſungsgeſchichte den bekannten Tatſachen der frühen Entfeudalifierung 
Englands, des Zuſammenſchluſſes von Stadt und Land in der Graf⸗ 
ſchaft, der Verbindung von Elementen des Adels und des Bürgertums 
in der Gentry eine ſolche Deutung zu geben verſucht hat. Daß man 
in England im 15. Jahrhundert ſelbſt ſo geurteilt habe, geht aus der 
von ihm zitierten Stelle des „Libell of English Policye“ feineswegs 
hervor. Zur Erklärung des kriegeriſchen Expanſionsdrangs bedarf es 
der Polis⸗Motive nicht; übrigens iſt der kaufmänniſche Zug, den dieſer 
in England ſeit dem 16. Jahrhundert trägt, und der die Handelsgeſell⸗ 
ſchaften beherrſcht, doch von Grund aus verſchieden von dem Geld⸗ 
intereſſe des römiſchen Publikanen, die mit ihrer Steuerpacht die 
Provinzen ausſaugen. Hier Mars, dort Merkur: nichts hat in Rom 
mehr zum Cäſarismus gedrängt als die Notwendigkeit, große ſtehende 
Armeen in den unterworfenen Provinzen zu unterhalten; nichts i 
für den engliſchen Parlamentarismus bezeichnender als der Widerwille 
gegen den Militarismus. Dieſen wichtigen Punkt hat der Verfaſſer 
ganz außer acht gelaſſen. Sein Augenmerk iſt faſt ganz auf die 
Schädlichkeit des Großgrundbeſitzes und der privaten Guts herrſchaft im 
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römiſchen Reiche gerichtet, der er den öffentlich⸗ rechtlichen Geiſt der auf 
Kleinbeſitz beruhenden puritaniſchen Selbſtverwaltung gegenüberſtellt. 
Seine Ausführungen darüber ſind treffend und lehrreich; ſie können 
hier im einzelnen nicht näher gewürdigt werden; nur ſcheint mir bei 
all dieſen an ſich ſehr intereſſanten ſozial⸗ und wirtſchaftsgeſchichtlichen 
Erörterungen doch der große welthiſtoriſche Hintergrund nicht genügend 
berückſichtigt, der in der verſchiedenartigen Konſtellation der allgemeinen 
Weltverhältniſſe im Altertum und in der neueren Zeit gegeben iſt: 
das römiſche Imperium füllte den damaligen Umkreis der ziviliſierten 
Welt faſt vollſtändig aus; das britiſche hat ſich gebildet und beſteht 
heute noch im Rahmen eines Staatenſyſtems, wie es das Altertum 
nicht gekannt hat; es iſt nicht wie das römiſche das Weltreich ſchlecht⸗ 
weg, ſondern ein Reich neben anderen, wenn auch vielleicht das einzige, 
das wirklich Anſpruch auf den Namen eines Weltreichs machen kann. 
Ob ihm beſchieden iſt, dereinſt wirklich den Weltkreis zu beherrſchen wie 
ſein römiſcher Vorfahr, das ſteht doch ſehr dahin; vorläufig hat es 
mit anderen gleichgeordneten Weltmächten zu rechnen, ganz anders als 
einſt das Imperium Romanum. Aus dieſem Unterſchied, den der Ver⸗ 
faſſer nirgends berührt hat, erklärt ſich vieles in den Lebenserſcheinungen 
der beiden großen Staatenbildungen: die Starrheit und Lebloſigkeit, 
der das römiſche Reich im Lauf der Jahrhunderte anheimfiel, gegenüber 
der in Konkurrenz⸗ und Rivalitätskämpfen mit anderen Mächten ſich 
ſteigernden Vitalität und Geſchmeidigkeit des britiſchen Empire; die 
Unmöglichkeit eines Merkantilismus im römiſchen, ſeine fördernde Rolle 
im britiſchen Reich; die ganz andere Bedeutung von Freihandel und 
Schutzzoll, von Föderalismus und Unitarismus, von Repräſentation 
und Abſolutismus, von Selbſtverwaltung und Zentralismus hier und 
dort. Der puritaniſche Geiſt, dem der Verfaſſer mit Recht eine ſo 
große Bedeutung für die Einrichtung einer demokratiſchen Lokal⸗ 
verwaltung und Repräſentation im britiſchen Reiche zuweiſt, wäre nicht 
denkbar in einem Univerſalreiche, wie das römiſche war, in dem das 
Jus sacrum als ein Teil des jus publicum galt und der weltliche 
Machthaber auch die geiſtliche Gewalt in Abhängigkeit von ſich zu 
bringen gewußt hat. Er ſetzt die Reformation des 16. Jahrhunderts 
voraus, und dieſe wäre nicht möglich geweſen ohne das rivaliſierende 
Gegenüberſtehen verſchiedener Staatsgewalten in der abendländiſchen 
Chriſtenheit und ohne die Spannung zwiſchen Ständen und Monarchie, 
die ebenfalls wieder durch die Exiſtenz eines Staatenſyſtems in Kraft 
und Wirkſamkeit erhalten wurde. | 
Veon beſonderer Bedeutung find die Ausführungen des Verfaſſers 
über Indien und Agypten als unentbehrliche „Fußſchemel imperialer 
Kultur“. Hier wie dort dieſelbe wirtſchaftliche Ausbeutung, dieſelben 
politiſchen Machtmittel zur Erreichung dieſes Endziels. Die britiſche 
Herrſchaft in Indien folgte dem Syſtem des Großmoguls. Formal⸗ 
rechtlich wurde die Ausbeutung der Landbevölkerung durch Zwangs⸗ 
leiſtungen und Fronden zwar abgeſchafft, aber der zugrunde liegende 
Sozialmechanismus der paraſitiſchen Zwiſchenglieder, die die Ausſaugung 
beſorgen, nicht beſeitigt, ſo daß der kapitaliſtiſche Exporteur hier an die 
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Stelle des Staates treten konnte. Die neue Repräſentation mit ihrem 
Scheinparlamentarismus und ihren Landtagen entbehrt des Fundaments 
einer lokalen Selbſtverwaltung, deren wirtſchaftliche Vorausſetzung: die 
Stadt als Zentrum freier gewerblicher Arbeit, in Indien fehlt. Das 
Kaſtenweſen verhindert die Ausbildung einer nationalen Solidarität. 
Die Maxime der bureaukratiſchen Regierung iſt hier wie in Rom: 
divide et impera! Der Anteil des Eingeborenen an den höheren 
Stellen wird auch in Zukunft 25 oder 30% p nicht überſchreiten. Die 
Vaſallenſtaaten vergleicht der Verfaſſer mit den römiſchen Föderierten 
der Grenze. 

Faßt man die Dominions ins Auge, ſo ergibt ſich ein auffälliger 
Gegenſatz in der Tendenz der Staatsbildung zwiſchen dem britiſchen 
und dem römiſchen Reich: Rom beginnt mit Föderation und endet im 
Zentralismus; England beginnt mit Zentraliſation, und ſein Empire 
iſt heute im Staatenbund. Auch das Common law verfällt bei ſeiner 
Verbreitung über die Welt einer ſtarken, in ſeinem Weſen begründeten 
Differenzierung, im Gegenſatz zum römiſchen Recht. Es gibt kein eng⸗ 
liſches Jus gentium als allgemeines Reichsverkehrsrecht; man behilft 
ſich ſtatt deſſen mit internationalem Privatrecht. Die Dominions haben 
ihre eigenen oberſten Gerichtshöfe. In bezug auf die Wehrverfaſſung 
(ſelbſt die Flotte mit einbegriffen) ſteht das britiſche Empire heute, wie 
der Verfaſſer feſtſtellt, etwa auf dem Standpunkt wie Rom im Jahre 
89 v. Chr., zur Zeit des italiſchen Bundes. Eine Zuzugspflicht der 
Dominien bei Kriegen des Mutterlandes iſt noch nicht feſtgeſtellt. Und 
trotzdem der Zuſammenhalt im Weltkrieg! Rom ging unter trotz ſeiner 
Zentraliſation, England behauptete ſich trotz ſeiner lockeren Reichs⸗ 
verfaſſung ſiegreich an der Spitze der Weltmächte! Der konſequente 
Imperialismus, wie ihn etwa Neu⸗Seeland (Ward) 1911 vertrat, er⸗ 
ſtrebt eine Art von parlamentariſchem Cäſarismus, wobei ein Reichs⸗ 
parlament, das natürlich nur eine Vertretung der weißen Raſſe wäre, 
das Mutterland fo. gut wie die Kolonien regieren und die ſtaatsrecht⸗ 
lichen Unterſchiede zwiſchen ihnen auslöſchen würde. Er hat aber wenig 
Ausſicht auf Verwirklichung wegen der Widerſtände im Mutterlande 
wie in den größeren Dominions. Eher wäre an ein Reichskabinett 
mit Einbeziehung von Kolonialminiſtern, etwa nach dem Muſter der 
heutigen Reichskonferenz, zu denken. Doch weiſt der Verfaſſer auch 
dieſes Projekt mit guten Gründen zurück. Das jetzige Syſtem gleicht 
mehr der römiſchen Optimatenherrſchaft auf Grund der alten Traditionen, 
nur mit Beteiligung der Dominions. Es beruht nicht auf Rechts⸗ 
normen, ſondern auf Konventionalregeln, und dieſe wieder beruhen 
auf dem wirtſchaftlichen Zwang, den die finanzielle Abhängigkeit der 
Kolonien vom Mutterlande mit ſich bringt. Die „Marktvergemein⸗ 
ſchaftung“ iſt die eigentliche Grundlage der Reichsverfaſſung. Dieſe 
aber ſcheint ſich zu lockern infolge der fortſchreitenden Entwicklung der 
Küſten⸗ zur Binnenlandkultur in den Tochterſtaaten. So könnte es 
zur Auflöſung kommen; aber ſie würde ein anderes Reſultat ergeben 
als einſt die des römiſchen Reiches. 

Berlin O. Hintze 
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Schmitt⸗Dorotié, Carl: Politiſche Romantik. Duncker & Hum⸗ 
blot, München und Leipzig 1919. VI u. 162 S. 


Das Buch will Weſen und Struktur der politiſchen Romantik 
ergründen. Der Verfaſſer ſtellt zunächſt den Unterſchied feſt, der 
zwiſchen der deutſchen und der franzöſiſchen Auffaſſung obwaltet. In 


jener erſcheint die politiſche Romantik als Ideologie der reaktionären 


Reſtauration, in dieſer als revolutionäres Prinzip. Beides iſt falſch. 
Die Romantik iſt niemals ein „tonique“ politiſcher Kraft geweſen; 
ſie hat auch keinen ſpezifiſchen Zuſammenhang mit der Revolution, die 
auf den Romantiker wirkt wie jedes andere eindrucksvolle Ereignis, 
ein Krieg, eine Feuersbrunſt; im übrigen iſt ſie geneigt, mit dem 
Könige, d. h. mit der jeweiligen Macht, zu gehen, freilich auch das 
unter allen ſubjektiviſtiſchen Verhalten. Die Romantik hat ſich wohl 
urſprünglich ſelbſt als etwas Revolutionäres empfunden; aber ſie hatte 
nichts mit revolutionärer Politik zu tun; denn dazu würde eine 
Aktivität gehören, die ihr nie zu eigen war. Aber auch die deutſche 
Auffaſſung der politiſchen Romantik iſt nicht richtig. Denn ſie hat 
das von der politiſchen Tagespolitik am meiſten bemerkte Akzidentale, 
den Zuſammenhang mit der damals ſtärkſten Macht, der katholiſchen 
Reſtauration, zum Eſſentiale gemacht und dadurch ſo heterogene Fak⸗ 
toren wie Maiſtre, Bonald und Haller mit Friedrich Schlegel und 
Adam Müller in die gleiche Kategorie gebracht. Aus dieſer durch eine 
fehlerhafte Terminologie entſtandenen Begriffsverwirrung ſucht der Autor 
den Weg zu einer korrekten Definition. 

Um zu einer ſolchen zu gelangen, unterſucht er zuerſt die äußere 
Situation, in der ſich die politiſchen Romantiker betätigten. Neben 
Friedrich Schlegel, deſſen politiſche Bedeutungsloſigkeit feſtgeſtellt wird, 
wird dabei inſonderheit Adam Müller berückſichtigt. Nach Schmitt⸗ 
Dorotit iſt Müller deshalb ein reinerer Typus des politiſchen Romantiker, 
„weil er in höherem Maße als Schlegel oder die anderen Romantiker 
eine ſpezifiſche Begabung hatte, die ihm die Technik der politiſchen 
Romantiſierung ſogar nahelegte: feine faculté' maitresse iſt das Red⸗ 
neriſche“. Nach dieſem vorbereitenden Paſſus geht der Verfaſſer an 
ſein eigentliches Thema. Aus den großen ſyſtematiſchen und ideen⸗ 
geſchichtlichen Zuſammenhängen ermittelt er die Struktur des roman⸗ 
tiſchen Geiſtes. Als Ausgangspunkt dient ihm das philoſophiſche 
Problem des Zeitalters, der Gegenſatz von Denken und Sein und die 
Irrationalität des Seins. An die Stelle des tranſzendenten Gottes 
als der höchſten Realität der alten Metaphyſik treten zwei neue dies⸗ 
ſeitige Realitäten, die eine neue Ontologie durchſetzen: „Völlig irra⸗ 
tional, wenn man ſie mit der Logik des 18. Jahrhundert betrachtet, 
aber objektiv und evident in ihrer überindividuellen Geltung, beherrſchten 
ſie in realitate das Denken der Menſchheit als die beiden neuen Demi⸗ 
urgen.“ Die erſte war die Gemeinſchaft, die in verſchiedenen Ge⸗ 
ſtalten als Volk, Geſellſchaft, Menſchheit, aber immer in derſelben 
Funktion wirkſam wurde. Ihre Allmacht war bereits durch Rouſſeau 
proklamiert worden; an ſich iſt ſie „ein revolutionärer Gott, der alle 
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ſozialen und politiſchen Schranken beſeitigt und allgemeine Brüderlichkeit 
der ganzen Menſchheit proklamiert“. Dieſe revolutionäre Schranken⸗ 
loſigkeit findet ihr Korrektiv durch den andern, den zweiten Demiurgen, 
die Geſchichte. „Sie iſt der konſervative Gott, der reſtauriert, was der 
andere revolutioniert hat; ſie konſtituiert die allgemeine menſchliche 
Gemeinſchaft zum hiſtoriſch konkretiſierten Volk, das durch dieſe Be⸗ 
grenzung zu einer ſoziologiſchen und hiſtoriſchen Realität wird und 
die Fähigkeit erhält, ein beſonderes Recht und eine beſondere Sprache 
als Außerung ſeines individuellen Nationalgeiſtes zu produzieren.“ 
Das Weſentliche an der geiſtigen Situation des Romantikers beſteht 
nun darin: nachdem er ſich zuerſt unter dem Eindrucke des Fichteſchen 
Individualismus ſtark genug gefühlt hatte, ſelbſt die Rolle des Welt⸗ 
ſchöpfers zu ſpielen und die Realität aus ſich ſelbſt zu produzieren, 
zieht er es ſchließlich vor, ſich im Kampfe dieſer beiden Faktoren, Ge⸗ 

meinſchaft und Geſchichte, mit ſeiner Perſönlichkeit zu reſervieren. Er 
weicht der Wirklichkeit aus, aber ironiſch und mit der Geſinnung der 
Intrige. Die romantiſche Ironie iſt ihrem Weſen nach das Mittel 
des vor der geſuchten Objektivität ſich reſervierenden Subjektes. Das 
Ergebnis ſolchen ſubjektiviſtiſchen Vorbehaltes beſtand darin, daß der 
Romantiker die Realität, die er ſuchte, weder in ſich ſelbſt noch in der 
Gemeinſchaft, noch in der weltgeſchichtlichen Entwicklung, noch auch, 
ſolange er Romantiker blieb, im Gott der alten Metaphyſik finden 
konnte. Aber die Sehnſucht nach der Realität verlangte eine Erfüllung; 
da ſie nun ſubjektiviſtiſch nicht zu erringen war, unterſchob ſich ihr 
beim Romantiker etwas anderes, ſcheinbar noch Größeres, die Totalität; 
ſo ſicherte er ſich die Herrſchaft über die Realität. So wurde die Welt 
in eine Konſtruktion entwirklicht, und dadurch wurden auch die beiden 
neuen Realitäten zu Figuren, die man „handhaben“ konnte. Die Ge⸗ 
meinſchaft iſt ein erweitertes Individuum, das Individuum eine kon⸗ 
zentrierte Gemeinſchaft; die Gegenwart iſt ein Punkt in der großen 
geſchichtsphiloſophiſchen Konſtruktion, mit der man über Völker und 
Aonen disponiert, und ſie enthält gleichzeitig die ganze Weltgeſchichte 
in ſich geballt. Alles wird auf das eigene Ich bezogen; das All 
ſpiegelt ſich im Selbſt. Der Umgang mit der Natur iſt beim Roman⸗ 
tiker Umgang mit ſich ſelbſt; weder der Kosmos noch der Staat, noch 
das Volk, noch die geſchichtliche Entwicklung intereſſieren ihn ihrer 
ſelbſt willen. „So kann jeder Gegenſtand Alles werden.“ Allerdings 
endet ſo der Wille zur Realität im Willen zum Schein. Die Roman⸗ 
tiker erreichten es, daß ſie der Realität der Dinge entglitten; dafür 
waren ihnen nun auch die Dinge entglitten. 

Das war nun freilich ein Schlußergebnis, das im Romantiker ein 
Gefühl der Desilluſion und der Ohnmacht erzeugte. Das Subjekt 
empfindet ſich als Werkzeug einer fremden höheren Macht; es wird 
das Werkzeug ſeiner ſoziologiſchen Umgebung, oder des weltgeſchichtlich 
ſich entwickelnden Weltgeiſtes, oder der verſchiedenartigſten Kombinationen 
jener beiden Faktoren, Gemeinſchaſt und Geſchichte. Schließlich iſt 
alles nur die Emanation einer höchſten Macht, welche die wahre Ur⸗ 
ſache iſt. Erklärt wird dieſes Spiel im Sinne des Okkaſionalismus; 
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Daraus ergibt ſich als letztes Weſen der Romantik die Bassi Die 
Aktivität löſt ſich auf in Affekt, Stimmung; fie wird zum consen- 
tement, und das heißt für die Politik: zur Unterwerfung unter den 
Willen der Regierung, die allein tätig ſein darf, aber doch wieder im 


Sinne des Okkaſionalismus, indem ſie nichts „Willkürliches“, „Mecha⸗ 
niſches“, „Abſolutes“ tun darf, ſondern ſich einfach der „hiſtoriſchen“ 


oder „organiſchen“ Entwicklung überlaſſen ſoll. „Geſchichte, Entwick⸗ 
lung, ſchließlich die Vorſehung Gottes ſind die Inſtanzen, denen auch 
die Regierung alle wirkliche Tätigkeit überlaſſen muß. Alle menſch⸗ 


liche Aktivität löſt ſich in ein „teilnehmendes Mitdenken“ auf, wird 
zum Erlebnis, das künſtleriſch geſtaltet wird, — das iſt der pſychiſche 


Sachverhalt, der einer äſthetiſchen Weltanſchauung zugrunde liegt. Alle 
Produktivität der Romantik wird do zur „räſonierenden Reſonanz“. 
Praktiſche Romantik iſt alſo „Begleitaffekt zu einem politiſchen Vor⸗ 
gang, der ſich in einem Räſonnement mit intellektualiſtiſchem Material 
formt ... Es gibt keine romantische Aktivität, und Romantik iſt nie- 


mals ein ‚tonique‘ politiſcher Kraft geweſen“. Charakteriſtiſch iſt für 


die politiſche Romantik die ſachliche Intereſſeloſigkeit, weiterhin Mangel 
an Konſequenz und amoraliſche Hilfloſigkeit gegen jeden neuen Ein⸗ 
druck. Politik iſt ihr ſo fremd wie Ethik und Logik. 

Wir brechen hier mit der Wiedergabe des Gedankenganges des 
Buches ab. Denn wir ſind bei dem Ziele angelangt, auf das der 
Autor losſteuerte, nämlich bei der Begriffsbeſtimmung deſſen, was er 
unter politiſcher Romantik verſteht. Wohlgemerkt, unter politiſcher 
Romantik, — er ſcheidet ſelbſt ſehr ſorgfältig zwiſchen politiſcher Ro⸗ 
mantik und romantiſcher Politik, zwiſchen politiſchen Romantikern und 
romantiſchen Politikern. Wenn der Hiſtoriker ſich mit dem Verhältnis 
von Romantik und Politik beſchäftigt, wird er ſeinen Blick noch auf 
anderes zu richten haben als auf die ſublimſten Gedankengänge be⸗ 
ſtimmter Ideologen aus dem Kreiſe der Romantiker; er wird von jener 
Auffaſſung ausgehen müſſen, die unter Romantik ſchlechthin jene 


geiſtige Bewegung begreift, die gegenüber dem Rationalismus und der 


unhiſtoriſchen, abſtrakt⸗naturrechtlichen Betrachtungsweiſe der Erſcheinungen 
in Staat, Geſellſchaft, Religion und Kultur im allgemeinen, wie ſie 
die bisherige Generation beherrſcht hatten, auf die ihres Erachtens beſſere 
Vergangenheit zurückgeht und aus dieſer ſich neue Ideale für die 
Gegenwart und Zukunft holt, die früheren Inſtitutionen zu repriſti⸗ 
nieren unternimmt; die Spekulationen und Argumentationen, welche 
die Denker der Romantik im einzelnen vorbrachten, haben für ihn eine 
nur ſekundäre Bedeutung. Selbſt die Lehre vom „Volksgeiſt“, wie 
wichtig ſie auch immer für die Geſchichte der Romantik an ſich it, A 
für ihn nicht ein konſtitutives Element, um Begriff und Umfang der 
Romantik, ſowie ihren Einfluß auf die politiſche Entwicklung Deutſch⸗ 
lands im 19. Jahrhundert abzugrenzen. Trotz des Widerſpruches von 
Schmitt-Dorotid wird er Haller, mochten deſſen Konſtruktionen auch in 

das Gebiet des alten deduktiven Naturrechtes hineinragen (S. 16), zur 
Romantik rechnen, eben wegen ſeiner Anknüpfung an die Einrichtungen 
des Mittelalters, wie falſch und unhiſtoriſch auch ſeine Auffaſſung und 
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ſeine Ausführungen im einzelnen waren, — vor dem Prüfſtein metho⸗ 
diſcher und ſachlicher Geſchichtskritik können auch Anſichten ſolcher 
Romantiker, die Schmitt⸗Dorotic als ſolche anerkennen würde, ebenſo⸗ 
wenig beſtehen. Hiſtoriſche Korrektheit iſt überhaupt nicht das Kriterium 
der Romantik, die ſich ja eben in einer Verherrlichung des Früheren 
gefiel. Aber auch das, was Schmitt⸗Dorotic „politiſche Romantik“ 
nennt, ſteckt, wie er ſelbſt (S. 111) auseinanderſetzt, in Hallers Staats⸗ 
lehre, nämlich durch Rezeption aus Adam Müller. Er wirft dort die 
Frage auf, was denn „der Staat“ nach Adam Müller ſei, und gibt 
darauf die Antwort: „Eine Projektion des romantiſchen Subjekts ins 
Politiſche, ein Überindividuum, deſſen naturhafte Funktion das einzelne 
Individuum werden ſoll, der ‚Gegenſtand unendlicher Liebe‘ zu fein 
beanſprucht und in allen erdenkbaren Gegenſätzen und Polaritäten 
ſpielt, Mann und Weib, Adel und Bürgertum, Krieg und Frieden, 
Recht und Nutzen, Stadt und Land, kurz, die romantiſche Auftreibung 
der geſuchten Realität, die infolgedeſſen 1810 ohne weiteres in den 
Bonaldſchen Familienſtaat und 1819 ſogar in den ganz privat⸗ 
rechtlich konſtruierten Staat Hallers übergehen kann.“ 
Nach Schmitt⸗Dorotic beſteht der Fehler der deutſchen Terminologie, 
wie wir ſchon gehört haben, darin, daß ſie das von der Tagespreſſe 
am meiſten bemerkte Akzidentale, den Zuſammenhang mit der damals 
ſtärkſten Macht, der katholiſchen Reſtauration, zum Eſſentiale der Ro⸗ 
mantik gemacht habe. Aber dieſer Zuſammenhang iſt nun doch ein— 
mal, ſelbſt wenn er als Akzidentale erklärt wird, vorhanden, und man 
darf fragen, ob nicht das vom Verfaſſer behauptete Eſſentiale ein 
ſolches nur für gewiſſe Richtungen der unter dem Einfluſſe der Romantik 
ſtehenden Politik iſt, nämlich gerade für die Friedrich Schlegels und 
Adam Müllers. Der Zuſammenhang mit der katholiſchen Reſtauration 
mag tatſächlich ein Akzidentale ſein; aber jedenfalls iſt er ein Ausfluß 
des für die Romantik in ihrem ganzen Umfange Eſſentialen, nämlich 
der Anknüpfung an die Vergangenheit und der Verneinung der Gegen— 
wart. Die politiſche Romantik war das Arſenal, aus dem ſich die 
romantiſche Politik Waffen holte; aber in der Politik wird alles Ideen⸗ 
hafte vergröbert und nach den praktiſchen Bedürfniſſen zurechtgeſtutzt. 
Natürlich ſpielen in die romantiſche Politik die ſchon erwähnten jub- 
limen Ideen der politiſchen Romantik, Geſchichte, Gemeinſchaft, objektiv 
hypoſtaſierter Volksgeiſt, auch ihr äſthetiſcher Zug hinein. Man nahm 
aus dieſem Schatze eben ſo viel heraus, als man ſozuſagen für den 
praktiſch⸗ politiſchen Hausbedarf brauchte; ; das Weſentliche war die 
äſthetiſch wirkende Verklärung der Vergangenheit und deren angebliche 
Wiederherſtellung im Sinne derjenigen, die davon für ihre aktuellen 
politiſchen Ziele Nutzen zu haben hofften. Es geht ſicher zu weit und 
iſt aus des Verfaſſers Begriffsbeſtimmung zu erklären, wenn er unter 
Hinweis darauf, daß es überhaupt keine romantiſche Ethik gäbe, die 
Anſicht (S. 117 f.) äußert: „Das, was den Gedichten Arndts ihre 
Kraft gibt, der politiſche Haß, die Empörung über das e = 
Fremdherrſchaft, fehlt in jeder romantischen Äußerung,” — wen 

weiterhin (S. 115 f.) behauptet: „Das neue hiſtoriſche Gefühl, 05 
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erwachende Nationalgefühl ſind nicht der Romantik zuzurechnen; es iſt 
ſo wenig von den Romantikern erfunden oder entdeckt oder maßgebend 
beeinflußt worden, wie ſie den Katholizismus entdeckt haben.“ Dem⸗ 
gegenüber wird daran feſtzuhalten ſein, daß beide, hiſtoriſches und 
Nationalgefühl, von der Romantik, inſoweit man ſie in dem von uns 
entwickelten Sinne und Umfange verſteht, unzweifelhaft vielfach an⸗ 
geregt und mächtig beeinflußt worden ſind. Man wollte wieder ein 
großes und kräftiges Volk und Reich, wie man es als ideal verklärtes 
Vorbild aus der Vergangenheit entnahm; man durchſtöberte, um mich 
ſo auszudrücken, die Inſtitutionen der deutſchen Geſchichte daraufhin, 
welche Heilmittel man aus ihr für die kranke Gegenwart entnehmen 
könnte. Der hiſtoriſchen Forſchung erwuchſen, wie auch der vater⸗ 
ländiſchen Begeiſterung, aus der Romantik gewaltige Triebfedern; die 
damals gleichzeitig ſich ausbildende neue hiſtoriſche Methode einer 
ſyſtematiſchen Quellenkritik hat dann freilich dazu geführt, an die Stelle 
des romantiſchen Überſchwangs in der Auffaſſung der Vergangenheit 
ſachlich verifizierte Ergebniſſe im Sinne einer realiſtiſch⸗empiriſchen, 
rein wiſſenſchaftlichen Erkenntnis zu ſetzen. | 

Es iſt nicht die Abſicht dieſer Bemerkungen, eine Kritik der ideen⸗ 
geſchichtlichen Deduktionen des Verfaſſers an und für ſich zu geben; 
ſie ſollen als Ergänzungen vom Standpunkte des Hiſtorikers dienen, 
der ſein Auge nicht nur auf den Idealtypus des Romantikers, ſondern 
auf die Romantik als eine geſchichtliche Geſamterſcheinung lenkt. Wir 
ſind dem Verfaſſer für ſeine geiſtreichen und eine Fülle der Anregungen 
bietenden Ausführungen aufrichtig dankbar. Das Buch iſt ein inter⸗ 
eſſanter und wichtiger Beitrag zur Geſchichte der Romantik und in⸗ 
ſonderheit zur Kenntnis und zum Verſtändnis Adam Müllers, deſſen 
Wirken und Lehre vorzugsweiſe behandelt wird. Wir verweiſen zumal 


auf die feinen Ausführungen über Müllers Stil und Rhetorik (S. 119 ff.). 


Das Schlußurteil des Autors über Müller, ſowohl was dieſen als 


Menſchen und praktiſchen Politiker wie auch was ſeine Staatsphiloſophie 
(S. 132 f.) anbelangt, iſt freilich vernichtend; es gipfelt in dem Satze: 


„Müllers Staatstheorie von einem andern Standpunkte als dem einer 
äſthetiſch⸗ſtiliſtiſchen Betrachtung zu ſchätzen, iſt unmöglich, ſofern auch 
nur die beſcheidenſten Anſprüche an Sachlichkeit und eine elementare 
ſyſtematiſche Konſequenz geſtellt werden.“ Auch ſonſt enthält die Schrift 
des Originellen und Beachtenswerten recht viel, wovon wir den Schluß⸗ 
abſchnitt „Der Romantiker als politiſcher Typus in der Auffaſſung des 
liberalen Bürgertums, exemplifiziert an D. F. Strauß' Julian“ noch 
beſonders hervorheben möchten. 
Freiburg i. Br. | Br F. Rachfahl 


Herrfahrdt, H.: Das Problem der berufsſtändiſchen Ver⸗ 
tretung. (Deutſche Verlags⸗Anſtalt. Stuttgart⸗Berlin 1921.) 
139 S. 8 


Daß in den letzten Jahren der Gedanke der berufsſtändiſchen 
Volksvertretung in Deutſchland ſtarke Kraft gewonnen hat, iſt für den 
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ruhigen Beobachter unſerer öffentlichen Verhältniſſe unzweifelhaft; in 
der Preſſe wie in parlamentariſchen Erörterungen hat er vielfachen 
Ausdruck gefunden. Es hat dies ſeinen Grund einmal in den alles be⸗ 
herrſchenden ſozialen Bewegungen der Zeit, ſodann in dem ſich täglich 
ſteigernden Unbehagen des Volkes über die Unfähigkeit der verfaſſungs⸗ 
mäßig durch die Revolution zur Alleinherrſchaft erhobenen Parlamen⸗ 
tarismus, den großen Aufgaben der Zeit zu genügen. Eingehende wiſſen⸗ 
| ſchaftliche Unterſuchungen über das Problem dagegen hat uns das neuere 
Schrifttum nicht gebracht; mit lebhaftem Danke wird deshalb die Schrift 
von Herrfahrdt begrüßt werden. Der Verfaſſer teilt ſeinen Stoff in 
die Teile: 1. die geſchichtliche Entwicklung des Problems (S. 19 — 141); 
2. ſyſtematiſche Unterſuchung des Problems (S. 141—181); 3. praktiſche 
Folgerungen für die Gegenwart (S. 181—191). Der Schwerpunkt 
der Arbeit liegt alſo äußerlich und — ſo darf gleich hinzugefügt 
werden — auch dem inneren Werte nach im erſten Teile; die beiden 
anderen Teile hätten füglich zuſammengefaßt werden können. Der erſte 
Teil gliedert ſich in die drei Abſchnitte: 1. von der franzöſiſchen Re⸗ 
volution bis 1848; 2. von 1848 bis 1918; 3. die Gegenwart: . 
berufsſtändiſche Gedanke unter dem Einfluß des Räteſyſtems. 

Der Wert des Werkes liegt meines Erachtens hauptſächlich in 
zwei Abſchnitten: einmal in der Überficht der geſamten, ſehr bedeutenden 
und bis jetzt wenig gewürdigten älteren deutſchen Literatur über die 
Frage und ſodann in der erſchöpfenden Darſtellung der Geſchichte 
des Bismarckſchen Volkswirtſchaftsrates; als dritter wertvoller Be⸗ 
ſtandteil darf noch der Abſchnitt über das Räteſyſtem hinzugefügt 
werden. Dieſe Abſchnitte werden dauernden Wert behaupten. Die 
Feſtſtellung, daß der berufsſtändiſche Gedanke ſchon in der erſten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts durch hervorragende Geiſter als die richtige 
„organiſche“ Grundlage der Volksvertretung behauptet und energiſch ge⸗ 
fordert wurde, iſt von hoher Bedeutung auch für die Gegenwart, und 
die ſtaatsmänniſche Größe Bismarcks auch in dieſer Frage erſtrahlt im 
hellſten Lichte. Das Verhältnis des berufsſtändiſchen Gedankens zum 
Räteſyſtem wird zweifellos in der Zukunft nicht allein in Deutſchland, 
ſondern in der ganzen Welt noch den Gegenſtand eindringendſter ſtaats⸗ 
rechtlicher Unterſuchungen bilden müſſen. 

Demgegenüber möchte ich auf zwei Punkte hinweiſen, in denen 
mir die Herrfahrdtſche Unterſuchung in der Ausſchöpfung des Problems 
nicht zu genügen ſcheint, einen hiſtoriſchen und einen ſtaatsrechtlichen; 
beide erſcheinen mir für die praktiſche Politik der Zukunft von hoher 
Bedeutung. 

Der Verfaſſer beginnt mit der franzöſiſchen Revolution; des 
alten deutſchen Ständetums wird nur ganz beiläufig gedacht. Der 
berufsſtändiſche Gedanke iſt aber meines Erachtens nur die moderne 
Geſtaltung des alten ſtändiſchen Gedankens und hat in dieſem ſeine 
ſtarke und ſichere hiſtoriſche Wurzel. Er muß demgemäß auf dieſer 
Grundlage entwickelt und in moderne Form gebracht werden, wie dies 
insbeſondere der Fall war bei dem Reichsfreiherrn vom Stein, und wie 
dies auch den Grundgedanken Bismarcks bildete. Dadurch wird auch 
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der Zuſammenhang gewonnen mit dem neben und nach der Reichs⸗ 
einheit wertvollſten Gedanken der ganzen ſtaatsrechtlichen Entwicklung 
Deutſchlands im 19. Jahrhundert, der deutſchen Selbſtverwaltung. 
Dieſe breite hiſtoriſche Grundlegung gibt dem berufsſtändiſchen Gedanken 
eine ganz andere Kraft, als wenn er wurzellos nur aus dem Gegen⸗ 
ſatze gegen die Unfähigkeit des modernen Parlamentarismus abgeleitet 
wird, und ſie führt zu dem organiſchen Aufbau der Volksvertretung 
von der Gemeinde an bis zur Spitze der „Nationalrepräſentation“, 
wie ihn Stein im Politiſchen Teſtament in großen Zügen entwarf, und 
wie er die ſtaatsrechtliche Zuſammenfaſſung von Selbſtverwaltung und 
Volksvertretung bildet. | 
Damit eng verbunden iſt ein zweites Bedenken gegen die Herr⸗ 
fahrdtſche Darſtellung, wie ſie im zweiten und dritten Teile ſeiner Schrift: 
„Syſtematiſche Unterſuchung und praktiſche Folgerungen“ enthalten iſt. 
Der Verfaſſer kommt in dieſen Abſchnitten nach eingehender kritiſcher 
Beſprechung des Für und Wider zu dem Schlußergebnis: berufsſtändiſche 
Intereſſenvertretung als beratende Vertretung neben der allgemeinen 
Volksvertretung; auch die ſchließlich vorgeſchlagenen „Geſetzgebungs⸗ 
ausſchüſſe“ als Verbindung beider erheben ſich nicht über die Linie 
des beratenden Charakters des berufsſtändiſchen Elementes. Eine kritiſche 
Prüfung der einzelnen vom Verfaſſer aufgeführten Gründe würde hier 
viel zu weit führen. Und ohne weiteres wird natürlich zugegeben, daß 


der Übergang vom heutigen Parlamentarismus zur berufsſtändiſchen 


Volksvertretung geradezu ein ſtaatlicher Neubau wäre und darum nur 
unter ſchwerſten inneren Kämpfen ſich vollziehen kann. Aber daß der 
Artikel 165 der Reichsverfaſſung nur der Anfang einer großen Ent⸗ 
wicklung iſt, iſt doch allgemeine Empfindung, und daß wir inmitten 
ſchwerſter innerer Kämpfe ſtehen, weiß jedermann. Die Unterſcheidung 
aber zwiſchen „allgemeinem Staatswillen“ und „Intereſſen der ver⸗ 
ſchiedenen Volksklaſſen“ iſt hinfällig; der allgemeine Staatswille und 
die ſachgemäße Berückſichtigung der Intereſſen der verſchiedenen 
Volksklaſſen ſind identiſch; Volksvertretung iſt Intereſſenvertretung, ſei 
es der beſonderen Intereſſen der einzelnen Volksgenoſſen als Mitglieder 
eines Berufsſtandes, ſei es der allgemeinen Intereſſen des Ganzen, 
deſſen urteilsfähiges Mitglied jeder einzelne zu gleicher Zeit iſt. Darum 
kann die endgültige Löſung des Problems nur der völlige Erſatz des 
undeutſchen Parlamentarismus durch den geſunden deutſchen Gedanken 


der berufsſtändiſchen Volksvertretung ſein. 


In jedem Falle aber werden die wertvollen Bauſteine, die die 
Herrfahrdtſche Schrift für den Neubau einer wirklichen deutſchen 
Volksvertretung bietet, mit dankbarer Anerkennung gewürdigt werden. 

Ansbach Philipp Zorn 


Mendelsſohn⸗ Bartholdy, Albrecht v.: Der Volks wille. 
Grundzüge einer Verfaſſung. 47 S. München 1919, Verlag „Der 
Neue Merkur“. | 
Von hohem, bisweilen weltfremdem Idealismus emporgetragen 
und in entſchiedener Kampfſtellung gegen links und beſonders rechts 
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entwirft der Würzburger Profeſſor des öffentlichen Rechts hier die 
Umriſſe einer folgerichtig aufgebauten demokratiſchen Idealverfaſſung 
nach drei Seiten hin. Zunächſt bemüht er ſich, den Volkswillen mög⸗ 
lichſt klar und ſicher zum Ausdruck zu bringen. Das geſchieht durch 
zwei Kammern, von denen „die eine in Verhältniswahlen großer Kreiſe, 
die andere in Mehrheitswahlen kleiner Kreiſe“ gewählt wird, und zwar 
zu verſchiedenen Zeiten, im übrigen aber nach demſelben gleichen Wahl⸗ 
recht. Die erſte Kammer ſoll demgemäß für Staatsverträge und äußere 
Politik, die zweite für den Staatshaushalt allein zuſtändig ſein. Im 
Streitfalle entſcheidet ein Referendum. Da das Volk ſomit die letzte 
Entſcheidung hat, ſo kann es, wie im zweiten Abſchnitte ausgeführt 
wird, einen vom Parlament unabhängigen Präſidenten entbehren und 
ſeinen Präſidenten auf den Vorſitzenden des Miniſterrates einſchrumpfen 
laſſen. Was endlich die Aufſicht des Volkes über die Staatsverwaltung 
betrifft, fo müſſe mit der Geheimdiplomatie auch die Geheimbureau— 
kratie fallen und durch ein vernünftiges Räteſyſtem erſetzt werden, wo⸗ 
durch außerdem die verderbliche Herrſchaft der Parteien und der Preſſe 
gebrochen werden könne. Die lichtvolle Schrift, der nur ein etwas 
ſachlicherer Ton zu wünſchen geweſen wäre, kann auch dem politiſchen 
Gegner manche Anregung und Förderung bieten. So iſt die ſcharfe 
Kritik des Proporzes gewiß nicht unberechtigt, und es iſt gewiß richtig, 
daß ein Volk beide Arten von Wahlſyſtemen und die von beiden Arten 
beeinflußte verſchiedene Gattung von Abgeordneten, deren Zuſtändigkeit 
eben deshalb verſchieden zu beſtimmen fein würde, nötig hat. Andere 
Bemerkungen des Verfaſſers fordern zum Widerſpruch heraus, be— 
ſonders ſeine Kritik des ſtändiſchen Wahlrechts, des Staatenhauſes, der 
engliſchen repräſentativen Monarchie, überhaupt der Monarchie und 
anderes. An dem wichtigen Problem der Schaffung eines beſonderen 
Wirtſchaftsparlamentes iſt der Verfaſſer trotz ſeiner ſonſtigen Neigung. 
zur Projektenmacherei achtlos vorübergegangen. 
Bonn J. Hashagen 


Ritter, G.: Die preußiſchen Konſervativen und Bis- 
marcks Politik 1858—1871. (Heidelberger Abhandlungen zur. 
mittleren und neueren Geſchichte. 43.) XIV, 390 S. Heidelberg 
1913, C. Winter. a 


Als Forſchungsziel ſetzt ſich der Verfaſſer, „das Verſtändnis der 
inneren Umwandlung der altpreußiſchen Partikulariſtenpartei zu einer 
nationaldeutſchen Parteigruppe“ zu fördern. Dieſes Ziel hat er in 
ſeiner fleißigen, freilich nur einen begrenzten Zeitabſchnitt behandelnden, 
aber von beſter hiſtoriſch⸗politiſcher Schulung und von einem hohen 
Formtalente zeugenden Arbeit durchaus erreicht. Durch eine geſchickte 
und klar umriſſene Problemſtellung hat er ſich ſelbſt ſeinen Weg vor⸗ 
trefflich gebahnt. Methodiſch bietet der von Ritter durchgeführte Längs⸗ 
ſchnitt, der nur eine Partei und auch dieſe nur in ihrem Verhalten zu 
einem beſtimmten, allerdings überragenden Promblekomplexe behandelt, 


gegenüber vielen neueren Einzelſtudien, die für die Zeit ſeit der Neuen Ara. 
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weſentlich nur Querſchnitte durch die geſamte ſogenannte öffentliche Meinung 
bieten, beträchtliche Vorzüge. Die Gefahr der zur Veräußerlichung 
neigenden Reproduktion oder gar Kompilation, der jene anderen Unter⸗ 
ſuchungen nicht immer entgangen ſind, wird durch die Arbeitsweiſe des 
Verfaſſers völlig unſchädlich gemacht. So iſt der Gewinn für die Ge⸗ 
ſchichte der öffentlichen Meinung und der Parteigeſchichte mit Einſchluß 
der Perſonalgeſchichte beſonders groß, aber auch für die Verfaſſungs⸗ 
geſchichte nicht zu unterſchätzen. Außerordentlich lehrreich in dieſem 
Sinne, vorab für die Leſer dieser Zeitſchrift, ſind deshalb die Kapitel, 
in denen Ritter das Verhältnis der Konſervativen (und der Frei⸗ 
kon ſervativen) zu Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsfragen behandelt, wie 
namentlich zur Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes und zur Vorberatung 
der Reichsverfaſſung, aber auch zur werdenden preußiſchen Verwaltungs⸗ 
reform. Daß dieſe Materien mit der deutſchen Frage überall aufs 
engſte zuſammenhängen, bedarf kaum beſonderer Hervorhebung. Erſt 
bei Ritter gewinnt man auch einen förderlichen Einblick in die mancherlei 
poſitiven, freilich durchweg zum Scheitern verurteilten Reformvorſchläge, 
die von konſervativer (und freikonſervativer) Seite ſogar im Sinne 
einer teils föderaliſtiſchen, teils unitariſchen „Auflöſung“ Preußens 
gemacht worden ſind. 

Man muß das auch deshalb beſonders hervorheben, weil das 
Geſamtergebnis der Arbeit Ritters für die Wertung der „kleinen, aber 
mächtigen Partei“ ſchließlich nicht gerade günſtig ausfällt. Obwohl 
ſich der Verfaſſer durchweg eines ſachlichen Tones befleißigt und mit 
feinem Verſtändnis auf alle Schattierungen konſervativer Velleitäten 
eingeht, auch eine billige Kritik abſtändiger politiſcher Anſchauungen 
mit Recht durchaus vermeidet, ſo gewinnt man doch aus dem Buche 
vor allem einen lebhaften Eindruck einerſeits von den Mängeln konſer⸗ 
vativer Taktik, andererſeits aber vielleicht noch mehr von dem Mangel 
an Initiative, Klarheit, Treffſicherheit, ja ſelbſt Zielſtrebigkeit in den 
Anſchauungen der führenden Parteigrößen. Die einzelnen dafür vom 
Verfaſſer aus einer großen Fülle mit umſichtiger Kritik verwerteten 
Materials gewonnenen Tatſachen ſind gewiß unleugbar. Aber manche 
Schattierung wäre vielleicht etwas günſtiger ausgefallen, wenn die ideen⸗ 
geſchichtlichen Vorausſetzungen noch ſtärkere Berückſichtigung erfahren 
hätten, wie denn überhaupt die Vorgeſchichte im weiteren Sinne etwas 
zu kurz gekommen iſt. Auch iſt es natürlich für die Konſervativen 
ſchwer, ſich in einer ſolchen Darſtellung gegenüber einem Bismarck zu 
behaupten, dem ſie zuerſt nur mit halbem Herzen folgen, dem ſie dann 
nur kurze Zeit wirkliches Vertrauen ſchenken, von dem fie. ſich aber 
ſchon ſeit dem Streite um den hannoverſchen Provinzialfonds immer 
mehr entfernen. Im übrigen aber bringt Ritters Werk ſo reiche Be⸗ 
lehrung und ſo wertvolle neue Beiträge zur Geſchichte der deutſchen 
Einigung, daß der Rezenſent nur mit dem Ausdrucke lebhaften Dankes 
für dieſe wertvolle Gabe ſchließen kann. Auf Einzelheiten einzugehen, 
fehlt hier leider der Raum. Ihre Erörterung würde aber nur Be⸗ 
ſtätigungen des un bringen. 

Bonn J. Hashagen 
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Doeberl, M.: Ein Jahrhundert bayeriſchen Verfaſſungs⸗ 
lebens. 2. Aufl. 165 S. München 1918, J. Lindauer. 


Goldſchmit, Nob.: Geſchichte der badiſchen Verfaſſungs⸗ 
5 1818 — 1918. III und 278 S. Karlsruhe 1918, 
. Braun. 


Das hundertjährige Beſtehen der bayeriſchen und der badiſchen 
Verfaſſung hat zu zwei geſchichtlichen Rückblicken Veranlaſſung ge⸗ 
geben, die wegen ihrer Sachkunde und Gründlichkeit eine Bereicherung 
der Literatur über die deutſche Verfaſſungsgeſchichte des neunzehnten 
Jahrhunderts darſtellen. Der nicht nur als guter Kenner, ſondern 
auch als guter Darſteller der bayeriſchen Geſchichte bekannte Ver⸗ 
faſſer der erſten Schrift bemüht ſich, in einem friſch geſchriebenen, 
verhältnismäßig knapp gehaltenen Überblicke auch weitere Kreiſe für 
den nicht jedem leicht zugänglichen Stoff zu intereſſieren. Gold⸗ 
ſchmits Darſtellung iſt breiter und trockener und nimmt auch die 
Texte der Verfaſſung und ihrer Novellen (nebſt den Entwürfen) 
mit auf. Dadurch hat die Überſichtlichkeit um fo mehr gelitten, als 
Inhaltsverzeichnis und Regiſter fehlen. Beide Autoren hätten ihren 
Bericht noch mehr beleben können, wenn ſie die Parteigeſchichte, die in 
beiden Ländern, auch in Bayern, ſchon gut erforſcht iſt, wenigſtens in 
ihren Grundzügen häufiger berückſichtigt hätten. Insbeſondere hat 
Goldſchmit, obſchon er die Verfaſſungskämpfe der vierziger Jahre ein⸗ 
gehend ſchildert, von der reichen Literatur über die politiſche Geſchichte 
Badens beſonders während der Zeit des Deutſchen Bundes nicht aus⸗ 
giebig genug Gebrauch gemacht. Die Stoffverteilung iſt in beiden 
Büchern inſofern verſchieden, als bei Doeberl der Schwerpunkt durch⸗ 
aus auf der älteren Zeit liegt und die Jahre ſeit 1860 leider nur 
noch ſkizzenhaft behandelt werden, ſo daß man auch von der Rolle des 
Klerikalismus in der bayeriſchen Verfaſſungsgeſchichte keine Vorſtellung 
bekommt. Goldſchmit dagegen hat über die Hälfte ſeines Werkes den 
Verfaſſungsreformen, beſonders den Wahlrechtsdebatten unter Friedrich I. 
gewidmet. In dieſem zweiten Teil ſeiner Arbeit liegt ihr beſonderer 
wiſſenſchaftlicher Wert. Auch verfaſſungsrechtlich und verfaſſungs⸗ 
politiſch iſt er außerordentlich ergiebig. Doch vermißt man eine nähere 
Betrachtung über den Badiſchen Großblock. Da beide Verfaſſer außer 
den Druckſachen der Kammer auch Akten benutzen, ſind ſie, beſonders 
Doeberl, verſchiedentlich zu neuen Ergebniſſen gelangt. 

In der intereſſanten Entſtehungsgeſchichte der bayeriſchen Verfaſſung 
betont Doeberl die ſelbſtändige bayeriſche Initiative. Sachlich⸗ſtaats⸗ 
rechtlich ſind freilich die napoleoniſch⸗weſtfäliſchen Spuren in der erſten 
bayeriſchen Verfaſſung von 1808 unverkennbar. Der plutokratiſche Charakter 
der in ihren Befugniſſen aufs äußerſte eingeſchränkten erſten bayeriſchen 
„Nationalrepräſentation“ wird mit Recht hervorgehoben. Gründlichere 
und beſſere Arbeit leiſtet die vom Verfaſſer gegen tendenziöſe Angriffe 
wirkſam verteidigte Verfaſſungskommiſſion von 1814/15. Aber erſt 
nach der Entlaſſung des Miniſters Freiherrn v. Montgelas und unter 
dem Eindrucke des drohenden Staatsbankerotts kommen die Verhand⸗ 
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lungen ſeit 1817 mehr in Fluß. Im beſonderen fühlt man das Be- 
dürfnis, das klerikale Konkordat dieſes Jahres durch „Organiſche Artikel“ 
dem Bayeriſchen Staatskirchenrechte anzupaſſen, eine Abſicht, die nur 
durch den Erlaß einer Verfaſſung erreicht werden kann. Außerdem ſpielt 
auch „die Sorge für die Erhaltung der bayeriſchen Souveränität“ in 
dieſer letzten entſcheidenden Phaſe der Entſtehungsgeſchichte der Verfaſſung 
nach Doeblers Nachweiſen eine beſtimmende Rolle. Das Vorbild der 
1818 endlich gutgeheißenen Verfaſſung iſt beſonders die franzöſiſche Charte, 
namentlich, was man bisher verkannt hat, bei Aufnahme des für die 
bayeriſche Verfaſſungsgeſchichte ſo bedeutungsvollen „monarchiſchen 
Prinzips“. Die Schickſale der neuen Verfaſſung geſtalten ſich im Gegen⸗ 
ſatze Zu denen der badiſchen verhältnismäßig ruhig und ſtetig. Der 
von Treitſchke aus preußiſchen Geſandtenrelationen entnommenen Mit⸗ 
teilung, als habe die bayeriſche Regierung ſchon 1819 mittelſt eines 
Staatsſtreiches die Beſeitigung der Verfaſſung geplant, wird auf Grund der 
Miniſterialkonferenzprotokolle mit Recht widerſprochen. Weiterhin wird 
das Intereſſe des Leſers beſonders auf die Entwicklung des Verhält⸗ 
niſſes des Königs Ludwigs I. zur Verfaſſung hingelenkt. Anfangs ver⸗ 
faſſungsfreundlich und beſtrebt, „politiſchen Liberalismus mit geſchicht⸗ 
licher, insbeſondere kirchlicher Reſtauration zu paaren“, entwickelt ſich 
der König unter dem Eindrucke der Julirevolution immer mehr zum 
Gegner der in ihren Anfängen von ihm ſelbſt warm befürworteten und 
kräftig geförderten Verfaſſung, zumal da es der radikale, beſonders aus 
Pfälzern gebildete Flügel des Landtags an Herausforderungen des reiz⸗ 
baren Monarchen nicht fehlen läßt. Seinem Sohne, dem König Otto 
von Griechenland, gegenüber bezeichnet Ludwig I. die Verfaſſung einmal 
als „die Höhle des Löwen, aus der keine Fußſtapfen gehen“. Die unter 
dem Miniſterium Abel verſchärfte reaktionäre Verfaſſungspolitik des 
Königs endet dann mit der bekannten Kataſtrophe. Der nun ſolgende 
Umſchwung iſt ſehr plötzlich. Denn der außerordentliche Frühlings⸗ 
landtag von 1848 erledigt in kurzer Zeit die ſeit einem Menſchenalter 
vergebens geforderten zeitgemäßen Verfaſſungsreformen. Erſt jetzt wird 
das für die alte bayeriſche Verfaſſung bezeichnende berufsſtändiſche 


Wahlrecht abgeſchafft. In dem auf Grund dieſes neuen Wahlrechts 


im folgenden Jahre zuſammengetretenen Landtage zeigen ſich dann zum 
erſten Male auch formell die Parteien. Die Reformarbeit wird unter 
dem Miniſterium Ludwigs v. d. Pfordten zunächſt noch fortgeſetzt, hat 
aber bald unter der wachſenden Reaktion zu leiden. Für die Stetigkeit 
der bayeriſchen Verfaſſungsentwicklung iſt es jedoch bezeichnend, daß die 
Märzerrungenſchaften durch die Reaktionszeit im allgemeinen unverſehrt 
hindurchgerettet werden, ja ſogar noch eine Vermehrung erfahren. In 
den letzten Jahrzehnten vom Miniſterium Hohenlohe ab iſt ähnlich wie 
in Baden das Hauptintereſſe auf die 1906 zum Abſchluß gelangte 


Wahlreform gerichtet. Die vortreffliche Schlußwürdigung der Verfaſſung 


und ihrer Schickſale durch Doeberl verdient beſondere Beachtung. Auch 
verfaſſungspolitiſch, im Hinblick auf die Gegenwart, ſind die vor der 
Revolution geſchriebenen letzten Seiten beſonders leſenswert. 

Schmollets Jahrbuch XLV 3. N 18 
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Die Entſtehungsgeſchichte der badiſchen Verfaſſung hat manche Ahnlich⸗ 
keit mit der der bayeriſchen, wenn auch die parallelen Pläne von 1808 
auf dem Papier bleiben. Später, 1814, arbeitet ähnlich wie in Naſſau 
und Frankfurt auch in Baden der Freiherr vom Stein energiſch zu⸗ 


gunſten einer Verfaſſung. Trotz vieler beſonders von den Mediatiſierten 


ausgehenden Widerſtände wird die Verfaſſungsberatung durch die Furcht 
vor dem Staatsbankerott und vor drohender Souveränitätsbeſchränkung 
nach mancherlei Stockungen auch unter ſtärkerer Bewegung der öffent⸗ 
lichen Meinung immer wieder in Gang gebracht. Sie führt 1818 
zum Ziele. Auf die badiſche Verfaſſung hat neben der Charte auch die 
polniſche Verfaſſung von 1815 eingewirkt, wie die Parallelſtellen in den 
Fußnoten unter dem Abdrucke der Verfaſſung erkennen laſſen. Der Vater 
der Verfaſſung iſt der Finanzrat Nebenius, deſſen freilich erſt 1853 nieder⸗ 
geſchriebenen, im Generallandesarchiv beruhenden Aufzeichnungen vom 
Verfaſſer mit Erfolg benutzt werden. Leider begnügt ſich der Verfaſſer 
mit einer Anführung von Preſſeurteilen über die Verfaſſung, unter denen 
ein überhebliches engliſches hervorragt (S. 47), und verſäumt es, eine 
ſtaatsrechtliche Würdigung zu geben. Ohne eine ſolche wird das Ver⸗ 
ſtändnis der im weiteren Verlaufe dargeſtellten Verfaſſungskämpfe er⸗ 
ſchwert. Die Frage einer Beſeitigung oder wenigſtens einer Unſchäd⸗ 
lichmachung der Verfaſſung wird von der gegenüber dem Drucke der reak⸗ 
tionären Bundespolitik weniger widerſtandsfähigen badiſchen Regierung 
von vornherein viel eifriger behandelt als von der bayeriſchen. So 
einflußreiche Verfaſſungsgegner wie Zachariä und v. Blittersdorff ſind 
in Bayern kaum vorhanden oder verfügen wenigſtens über keinen 
nennenswerten verfaſſungspolitiſchen Einfluß. Auch Adreſſen aus ver⸗ 
ſchiedenen Teilen des badiſchen Landes ſprechen ſich bald gegen die Ver⸗ 
faſſung aus. Doch handelt es fi bei ihnen wahrſcheinlich um beſtellte 
Arbeit. Die Politik der Regierung gegenüber dem Landtage nimmt 
in der vormärzlichen Zeit bald immer ſchikanöſere Formen an. Die 
beliebten und wirkſamen Abwehrmittel der Wahlbeeinfluſſung, der 
Urlaubsverweigerung an Beamte und der Maßregelung oppoſitioneller 
Abgeordneter werden beſonders in der Ara Blittersdorff (1839 —1843) 
mit Hochdruck angewandt. Andererſeits läßt die Kammeroppoſition 
politiſche Reife und Sinn für das Erreichbare ähnlich vermiſſen wie 
in Bayern. Die Schattenſeiten des primitiven Parlamentarismus treten 
bei Goldſchmit jedoch ſtärker hervor als bei dem optimiſtiſch glättenden 
Verfaſſer der bayeriſchen Jubiläumsſchrift. Die deutſche Revolution 
bringt dann auch für das badiſche Verfaſſungsleben einen plötzlichen Um⸗ 
ſchwung, nur daß im Gegenſatze zu Bayern die freiheitlichen Verfaſſungs⸗ 
anträge von 1848/49 mitſamt der Bewegung für eine Konſtituante nicht 
mehr in die Wirklichkeit umgeſetzt werden, da der badiſche Aufſtand 
von 1849 alles jäh unterbricht, ſo daß die fünfziger Jahre, die im 
übrigen von kirchenpolitiſchen Kämpfen erfüllt ſind, für die badiſche Ver⸗ 
faſſungsgeſchichte faſt ganz ausfallen. Um ſo dankenswerter iſt die 
ausführliche Darſtellung der badiſchen Verfaſſungsentwicklung ſeit 1860, 
Bonn J. Hashagen 
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Nawiasky, Hans: Die Grundgedanken der Reichsverfaſſung. 
München und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 8. 164 S. 


Stier⸗Somlo, Fritz: Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches 
vom 11. Auguſt 1919. Ein ſyſtematiſcher Überblick. Zweite, 
ergänzte und verbeſſerte Auflage. Bonn 1920, Marcus & Weber. 
8. 208 S. 


Handausgabe der Neichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919. 


Von Dr. Fritz Poetzſch, Geh. Legationsrat, ſächſ. ſtellv. Mit⸗ 
glied des Reichsrats. Zweite, neubearbeitete und ſtark vermehrte 
Auflage. Berlin 1921, Otto Liebmann. 8. 226 S. 


Die Verfaſſung des Deutſchen Neiches vom 11. Auguſt 1919. 
Mit Erläuterungen und Sachregiſter von Dr. Gerhard Anſchütz. 
Berlin 1921, Georg Stilke. 8. 290 ©. | 


Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 11. Auguſt 1919 
Taſchenausgabe. Erläutert von Dr. F. Gieſe. Zweite, verbeſſerte 
Auflage. Berlin 1920, Karl Heymann. 8%. XVI und 456 S. 


Cohn, Nudolf: Die Reichsaufſicht über die Länder nach 
der Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919. Berlin 1921, Karl 
Heymann. 80. VII u. 64 S. 


Das Buch von Nawiasky gibt in der Art allgemeinverſtänd⸗ 
licher akademiſcher Vorleſungen eine Einführung in den politiſchen Ge⸗ 
halt der Reichsverfaſſung von 1919 unter Betonung der weſentlichen 
Unterſchiede gegenüber der von 1871. Juriſtiſche Betrachtungen ſind 
nur vereinzelt eingeflochten, zum Beiſpiel bezüglich der Stellung von 
Reichspräſident und Reichsregierung, worüber weiter unten zu ſprechen 
ſein wird. Das allgemeine Urteil über das neue Verfaſſungswerk wird 


in die Worte zuſammengefaßt: „Niemand hat eine rechte Freude daran“. 


Die neue Verfaſſung iſt, ebenſowenig wie die alte, die ſich dies Ziel 
gar nicht geſetzt hatte, geeignet, ein Rechtsbuch des Volkes zu werden. 
Ihr weſentliches Merkmal ſind Kompromiſſe zwiſchen verſchiedenen Welt⸗ 
anſchauungen und Kompromiſſe zwiſchen dem deutſchen nationalen Einheits⸗ 
willen und dem Vernichtungswillen der Feinde; und vielfach nicht 
einmal Kompromiſſe, ſondern einfach ein Gemiſch von Widerſprüchen. — 
Kann man dieſer allgemeinen Charakteriſierung zuſtimmen, ſo ſind doch 
die Beiſpiele, an denen der Verfaſſer die praktiſche Unbrauchbarkeit der 
„Grundrechte“ nachzuweiſen ſucht, nicht immer glücklich gewählt. Es 
iſt zuviel verlangt, aus programmatiſchen Sätzen verſchiedener geiſtiger 
Herkunft unmittelbar praktiſch⸗juriſtiſche Folgerungen ziehen zu wollen. 
Wenn zum Beiſpiel Artikel 119 die Ehe unter den beſonderen Schutz 
der Verfaſſung ſtellt und Artikel 121 andrerſeits die Aufhebung der 
Benachteiligung unehelicher Kinder verheißt, ſo iſt damit allerdings un⸗ 
mittelbar praktiſch nichts anzufangen. Es iſt aber doch nicht un⸗ 
berechtigt, daß die Verfaſſung in dieſer Weiſe dem künftigen Geſetz⸗ 
geber Aufgaben ſtellt, zu deren Löſung eine neue ſchöpferiſche Tat ge⸗ 
hört. Ob unſere Geſetzgebungsorgane und ihr Verfahren zu ſolcher 
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Tat imftande fein werden, iſt allerdings eine andere Frage. Auch in 
der Miſchung freiwirtſchaftlicher und ſozialiſtiſcher Gedanken in den 
Verfaſſungsſätzen über das Wirtſchaftsleben braucht man nicht unbedingt 
einen unlösbaren Widerſpruch zu ſehen, ſondern kann ſynthetiſche Neu⸗ 
ſchöpfungen, die aus jeder der bisherigen Weltanſchauungen einen be⸗ 
rechtigten Kern herausſchälen, für möglich halten. Die Verfaſſung 
ſelbſt hat allerdings dieſe Syntheſe noch nicht gebracht, und ſo ſieht 
Nawiasky in den Beſtimmungen über das Wirtſchaftsleben mit Recht 
den „Beweis für die Unmöglichkeit des Unterfangens“, „in einer Zeit 
der größten Gegenſätze eine einheitliche, geſchloſſene, grundſätzliche Regelung 
der rechtlichen Stellung des Einzelnen in Staat und Geſellſchaft durch⸗ 
zuführen“ (S. 151). | ! 
Stier⸗Somlos Bud, das in zweiter Auflage durch Beifügung 


des Verfaſſungstextes ergänzt iſt, will, unter Verzicht auf Unterſuchung | 


der die Verfaſſung beherrſchenden politiſchen Strömungen wie auch auf 
praktiſch⸗juriſtiſche Kleinarbeit, „den Inhalt der Reichsverfaſſung, in 
ein wiſſenſchaftliches Syſtem des Staatsrechts eingegliedert, in großen 
- Zügen vorführen“. Es zeichnet ſich aus durch reichhaltige Literatur⸗ 
nachweiſe, ferner durch eine gründliche Darſtellung der Vorgeſchichte 
der Reichsverfaſſung vom September 1918 ab, enthaltend die Rätezeit, 
den Zuſammentritt der Nationalverſammlung, die amtlichen Verfaſſungs⸗ 
entwürfe, das Geſetz über die vorläufige Reichsgewalt, das Übergangs⸗ 
geſetz und den Gang der Beratungen über die Reichsverfaſſung. — Auf⸗ 
fallend iſt nach den Erfahrungen der letzten Jahre der Optimismus, 
mit dem Stier⸗Somlo die Ausſichten der parlamentariſchen Regierungs⸗ 
form anſieht. So Seite 87: „Zwiſchen Volksvertretung und Volks⸗ 
regierung ergibt ſich eine leichtere und fruchtbarere Zuſammenarbeit als 
früher, die auf Offenheit, gegenſeitiger Förderung und Gleichberechtigung 
beruht.“ „Die Gewähr für die Durchſetzung des politiſchen Willens 
der Mehrheit des deutſchen Volkes iſt ſtärker als bei jedem anderen 
Syſtem. Im Schlußwort ſagt Stier⸗Somlo, die Verfaſſung ſei „der 
„Niederſchlag des politiſchen Geiſtes eines Volkes, der hauptſächlichſten 
Strömungen, die in ihm zur Zeit ſeiner Entſtehung walten“. Sind 
in unſerem Fall nicht im weſentlichen nur diejenigen Strömungen zu 
Wort gekommen, die bereits zu Formeln erſtarrt ſind, während im 
- lebendigen Volksbewußtſein ſchon ganz andere Ideen wirke? 
Poetzſchs Handausgabe der Reichsverfaſſung iſt in zweiter Auf⸗ 
lage erheblich vermehrt, namentlich durch Berückſichtigung der neueſten, 
teilweiſe bereits verfaſſungändernden Geſetzgebung. Ein großer Vor⸗ 
zug des Buches ſind die den einzelnen Abſchnitten der Verfaſſung voraus⸗ 
geſchickten zuſammenfaſſenden Überſichten. Die enge Fühlung des Ver⸗ 
faſſers mit dem wirklichen politiſchen Leben macht ſein Werk auch für 
den praktiſchen Gebrauch beſonders geeignet. Die Vorgeſchichte der 
Reichsverfaſſung iſt eingehend behandelt, vor allem der Kampf zwiſchen 
Unitarismus und Föderalismus, und die Grundfragen der bundes⸗ 


ſtaatlichen Organiſation. Der Verfaſſer kommt, im Gegenſatz zu Stier⸗ 


Somlo, der die Staatsnatur der Länder im neuen Reich betont, zu 
dem Ergebnis, daß ſie ihren Funktionen nach nur noch Träger höchſt 
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potenzierter Selbſtverwaltung ſind, da ihre Verfaſſungsautonomie und 
Gebietshoheit ſtark beſchränkt iſt und dem Reiche eine — nicht nur 
rechtlich, ſondern auch politiſch — unbegrenzte Kompetenz⸗Kompetenz 
zuſteht. So ſieht er im neuen Reich die Brücke vom alten Föderativ⸗ 
ſtaat zu dem ſich dezentraliſtiſch organiſierenden Einheitsſtaat. Während 
der erſte Hauptteil mit eingehenden Erläuterungen verſehen iſt, iſt im 
zweiten Teil mit guten Gründen auf ins einzelne gehende Auslegungs⸗ 
arbeit verzichtet worden. Der Verfaſſer ſagt dazu: „Das Fehlen einer 
geſchloſſenen Mehrheit und der Mangel an Zeit für eine gründliche 
Beratung ſind, wenn auch im einzelnen Wertvolles geleiſtet ſein mag, 
für das Gelingen des Ganzen verhängnisvoll geworden. Die Not⸗ 
wendigkeit, Kompromiſſe zu ſchließen, und die Sorge vor Folgen, die 
nicht ausreichend überſehen und durchdacht werden konnten, hat zu Ein⸗ 
ſchränkungen und Verklauſulierungen führen müſſen. Jeder ſtarke Ge⸗ 
danke iſt hieran zugrunde gegangen, ein geſchloſſenes Syſtem unmöglich 
geworden“ (S. 166 f.). 

Die Verfaſſungsausgabe von Anſchütz bietet ebenfalls, über den 
Rahmen eines Kommentars hinaus, eine klare, allgemeinverſtändliche, 

in die geſchichtlichen Zuſammenhänge einführende Darſtellung, getragen 
ai dem Gefühl für nationale Würde ohne parteipolitiſche Einengung. 
Auf polemiſche Auseinanderſetzungen iſt verzichtet; den Erläuterungen 
iſt hauptſächlich das parlamentariſche Material (Verhandlungen des 
Verfaſſungsausſchuſſes uſw.) zugrunde gelegt worden. 

Gieſes Kommentar berückſichtigt eingehender die Buch⸗ und Zeit⸗ 
ſchriftenliteratur. Inhaltlich iſt zu bemerken, daß er das bisherige 
deutſche Reich als durch die Revolution untergegangen anſieht und das 
Reich der neuen Verfaſſung als einen neuen Staat bezeichnet, da das 
weſentliche Merkmal des alten Reiches, der Aufbau auf den ver⸗ 
bündeten Regierungen“, fortgefallen ſei (S. 10 f.) 1. 

Eine Frage bedarf noch beſonderer Behandlung, weil in ihr unter 
den verſchiedenen Bearbeitern Meinungsverſchiedenheiten von höchſter 
praktiſcher Bedeutung herrſchen: die Stellung von Reichspräſident 
und Reichsregierung und die Frage der Kabinettsbildung. 
Der Verfaſſungstext ſelbſt iſt in dieſem Punkte ſo unbeſtimmt und 
lückenhaft, daß er für die allerverſchiedenſten Auslegungen Raum läßt. 
Die Frage iſt, wo wir die Grundſätze für die Auslegung herholen 
ſollen. Stier⸗ Somlo antwortet darauf, daß wir ſie „aus dem 
Grundgedanken der parlamentariſcheen Regierungsweiſe“ herleiten müſſen 
(S. 141), während Nawiasky im Gegenſatz dazu es für den einzig zu⸗ 


läſſigen Weg hält, „unter Beiſeitelaſſung aller mit Rückſicht auf fremde 


Muſter vorgefaßten Meinungen, von den poſitiv ausgeſprochenen Rechts⸗ 
ſätzen auszugehen, aus dieſen die einzelnen Befugniſſe und Gebunden⸗ 
heiten des Amtes zu entwickeln und erſt dann aus dem ſo geſicherten 
Beſtand von Einzelzügen das Geſamtbild zuſammenzuſetzen“ (S. 82). 
Stier⸗Somlo gelangt mit Hilfe ſeiner Methode i im einzelnen zu folgenden 


2 Vgl. dazu die kritiſchen Bemerkungen von Anf 40.35 a. a. O. 8 S. 12 
von Otto May er im Archiv des öffentlichen Rechts, 40. Bd., 1. Heft, S . 127 f. 
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Sätzen: „Die Mehrheit des Parlaments iſt entſcheidend für die Zus 
ſammenſetzung der Reichsregierung“ (S. 86). Dieſe iſt „der aktive 
Ausſchuß der Mehrheit der Volksvertretung. Reichskanzler und Reichs⸗ 
regierung ſind nicht dem Reichspräſidenten, ſondern dem Reichstag 
gegenüber verantwortlich“ (S. 141). Das Ernennungsrecht des Reichs⸗ 
präſidenten iſt „nur ein formales, weil die politiſche Lage ihn zur 
Berufung des die Mehrheit in der Volksvertretung leitenden Politikers 
führen muß“ (S. 146). In ähnlichem Sinne, teilweiſe noch deutlicher, 
äußert ſich Gieſe; ſo Seite 131, daß die Miniſter „auf dem Stand⸗ 
punkt der Reichstagsmehrheit ſtehen müſſen“ und Seite 191: „Das 
parlamentariſche Prinzip betrachtet das Miniſterium als geſchäftsführenden, 
wenn auch nicht notwendig aus ihrem Schoße hervorgegangenen Aus⸗ 
ſchuß der Volksvertretung. Geſamtpolitik und alle einzelnen Funktionen 
des Miniſteriums müſſen der Auffaſſung und dem Willen der Parlaments- 
mehrheit entſprechen“. „Das Vertrauen gründet ſich darauf, daß das 
Miniſterium die Reichsgeſchäfte im Sinne und Geiſte der Reichstags⸗ 
mehrheit führt. Dieſes Vertrauen iſt jedenfalls dann geſichert, wenn 
Angehörige der Mehrheitsparteien des Reichstags die Amter des Reichs⸗ 
kanzlers und der Reichsminiſter innehaben, bei anderen Miniſtern nur 
dann, wenn ſie — ohne Abgeordnete zu ſein — auf dem Standpunkt 
des Programms der Mehrheit des Reichstags ſtehen.“ Im Gegenſatz 
zu Stier-Somlo nimmt Gieſe aber an, daß die Miniſter nicht bloß 
dem Reichstag, ſondern zunächſt als Beamte dem Reichspräſidenten 
verantwortlich ſind (S. 185)“. Hierin iſt ihm recht zu geben; denn 
wenn auch die Verantwortlichkeit gegenüber dem Reichspräſidenten nicht 
beſonders in der Verfaſſung erwähnt iſt, ſo ergibt ſie ſich doch von 
ſelbſt aus dem Recht des Reichspräſidenten, die Miniſter zu entlaſſen. 
Im Gegenſatz zu Stier-Somlo und Gieſe betonen Nawiasky 
und Poetzſch die ſelbſtändige Stellung des Reichspräſidenten, nament⸗ 
lich in der Frage der Miniſterernennung und ⸗entlaſſung. Poetzſch 
ſagt ausdrücklich: „Das Vorſchlagsrecht des Reichskanzlers und das 
Ernennungsrecht des Reichspräſidenten ſollen nicht bloß formelle Be⸗ 
fugniſſe ſein. Es widerſpricht dem Geiſte der Verfaſſung, wenn Reichs⸗ 
kanzler und Reichsminiſter von der Reichstagsmehrheit oder gar nach 
dem Schlüſſel der numeriſchen Stärke von den Fraktionen aus ihrer 
Mitte präſentiert werden. In dem Ernennungsrecht des Präſidenten 
ſoll ein Gegengewicht gegen die Macht des Parlaments liegen. Es 
darf nicht aus Sorge vor einem möglichen Mißtraueusvotum (Art. 54) 
zu einem bloßen Schein herabgedrückt werden“ (S. 105 f.). 
Methodologiſch iſt zunächſt folgendes zu bemerken: Soweit für 
die Abgrenzung der Befugniſſe von Reichspräſident und Reichstag aus 
der Verfaſſung ſelbſt nicht zu entnehmen iſt, darf jedenfalls zur Aus⸗ 
legung nicht der allgemeine Begriff der „parlamentariſchen Regierungs⸗ 
weiſe“ herangezogen werden. Einen ſolchen allgemein anerkannten Be⸗ 
griff gibt es überhaupt nicht, und die Verfaſſung ſagt auch nirgends, 
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ihren Einzelbeſtimmungen Beſtandteile aus verſchiedenen Syſtemen. Es 
liegt alſo gar kein Grund vor, die Rechte des Reichspräſidenten bei 
der Miniſterernennung und zentlaſſung über die Beſtimmungen des 
Artikels 54 hinans noch weiter einzuſchränken. Der Reichstag hat 
verfaſſungsmäßig nicht das Recht, die Ernennung einer beſtimmten 
Perſönlichkeit zu verlangen. Erklärt der Reichstag, daß er alle anderen 
Kandidaten ablehnen würde, ſo iſt der Reichspräſident keineswegs ver⸗ 
pflichtet, den vom Reichstag präſentierten zu ernennen. Er kann, wenn 
er infolgedeſſen von der Ernennung ganz abſieht und die Geſchäfte 
durch einen Staatsſekretär weiterführen läßt, die Verantwortung für 
dieſen verfaſſungswidrigeu Zuſtand mit vollem Recht dem Reichstag 
überlaſſen. 

Es iſt auch falſch, aus Artikel 54 zu folgern, daß Reichskanzler 
und Reichsminiſter auf dem politiſchen Standpunkt der Mehrheitsparteien 
ſtehen müßten. Die Forderung, daß die Miniſter des Vertrauens des 
Reichstags bedürfen, kann doch vernünftigerweiſe nur bedeuten, daß 
ſie Vertrauensleute des Volkes ſein ſollen, und zwar nicht bloß eines 
Volksteils, ſondern nach Möglichkeit des ganzen Volkes. Der Reichs⸗ 
gag kann zwar eine ausdrückliche Stellungnahme zu einem Miniſter 
nur in der unvollkommenen Form des Mehrheitsbeſchluſſes kundgeben. 
Solange er das aber nicht tut, hat der Reichspräſident keinen Grund, 
Reichstagsmehrheit und Volkswillen gleichzuſetzen. Seine Aufgabe als 
Unparteiiſcher über den Volksteilen und Parteien würde es vielmehr 


ſein, bei Ernennung der oberſten Beamten dafür zu ſorgen, daß ſie 


auch über den Kreis der Mehrheitsparteien hinaus Vertrauen genießen. 
Das wird aber viel eher der Fall ſein bei Perſönlichkeiten, die ſich 


lediglich durch eigene Tüchtigkeit hervorgetan haben, als bei denen, die 


als Parteileute der Mehrheit bekannt geworden ſind und daher, bei 
der Schärfe unſerer Parteigegenſätze, gerade einem erheblichen Teil des 
Volkes als erklärte Feinde erſcheinen. 

| Die kleine Schrift von Cohn ftellt einen wohlgelungenen Verſuch 
dar, das Reichsaufſichtsrecht der neuen Reichsverfaſſung ſyſtematiſch zu 
verarbeiten. Ihr wichtigſtes Ergebnis iſt, daß das Hauptwerk der 
bisherigen Literatur über die Reichsaufſicht, das von Triepel, durch 
die geſetzgeberiſche Neuordnung des Stoffes nicht an Wert eingebüßt 
hat. Die an Hand der alten Reichsverfaſſung von Triepel geſchaffenen 
Grundbegriffe des Reichsaufſichtsrechts können auch der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Verarbeitung der neuen Verfaſſungsbeſtimmungen zugrunde ge⸗ 
legt werden. Der Gedankengang von Cohn bewegt ſich demgemäß in 
engſter Anlehnung an das Triepelſche Werk. In bezug auf die Funk⸗ 
tionen der Reichsaufſicht wird zunächſt feſtgeſtellt, daß wir außer der 
bei Triepel zugrunde gelegten Beobachtungs⸗ und Berichtigungsfunktion 
nach Art. 15, Abſ. 2 der Verfaſſung noch eine „vorbeugende Funktion“ 
annehmen müffen, die in dem Recht der Reichsregierung, allgemeine 
Anweiſungen zu erlaſſen, zum Ausdruck kommt. Der Form nach iſt 
die Reichsaufſicht im allgemeinen „Oberaufſicht“, d. h. Aufſicht über 
die Landeszentralregierungen (Art. 15, Abſ. 1). Auf Grund beſonderer 
Beſtimmungen kann ſie aber auch „unmittelbare Behördenaufſicht“ oder 
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gar „unmittelbare Unteraufſicht“ ſein; Behördenaufſicht namentlich nach 
Art. 15, Abſ. 2 u. 3 auf den Gebieten, wo Reichsgeſetze von Landes⸗ 
behörden auszuführen ſind. Beſonders behandelt wird dann die Reichs⸗ 
aufſicht durch höchſte Gerichtsbarkeit (Reichsgericht, Reichsoberverwaltungs⸗ 
gericht, Staatsgerichtshof, Reichsfinanzhof). — Hinſichtlich des Umfangs 
der Reichsaufſicht unterſcheidet Cohn im Anſchluß an Triepel zunächſt 
die Aufſicht auf dem Gebiet der Reichsgeſetzgebung und die ſogenannte 
„unparteiiſche Reichsaufſicht“, innerhalb der erſteren wieder die „ab⸗ 
hängige“ und „ſelbſtändige“ Aufſicht. Schließlich wird die Durch⸗ 
führung der Reichsaufſicht behandelt, wobei als Aufſichtsorgane des 
Reiches genannt werden: die Reichsregierung als allgemeines Aufſichts⸗ 
organ nach Art. 15, der Reichsrat mit ſeinem Zuſtimmungs⸗ und 
Informationsrecht nach Art. 77 und 67, der Reichspräſident als Voll⸗ 
zugsorgan nach Art. 48, und die Unterſuchungsausſchüſſe des Reichs⸗ 
tags nach Art. 34. Zum Schluß ſtellt der Verfaſſer feſt, daß die 
neue Reichsverfaſſung in der Frage der Reichsaufſicht nicht ſelbſt⸗ 
ſchöpferiſch geweſen iſt; ſie hat vielmehr nur unter Verwertung der 
wiſſenſchaftlichen Forſchungen und der Praxis der letzten 50 Jahre das 
Reichsaufſichtsrecht von den alten Grundlagen aus weiter entwickelt. 
Berlin Heinrich Herrfahrdt N 


Koppers, Wilh., Dr. phil. S. V. D.: Die Anfänge des menſch⸗ 
lichen Geſellſchaftslebens im Spiegel der Neueren 
Völkerkunde. M.⸗Gladbach 1921. Kl.⸗8. 185 S. 


Dieſe kleine Sammlung von ſieben Vorträgen, die mit wohl den 
meiſten Leſern recht ſympathiſchen Betrachtungen über den Wert der 
Völkerkunde eingeleitet wird, iſt ein intereſſanter Beweis dafür, wie die 
beiden bisher ſonſt noch wenig anerkannten Wiſſenſchaften: die Anthro⸗ 
pologie und die Ethnologie und ihre Ergebniſſe, auch in den großen 
Kreiſen, die ſich um das Banner der rn Kirche ſcharen, ſteigende 
Beachtung erfahren. 

Koppers hatte vor einiger Zeit in einer ausführlichen und außer⸗ 
ordentlich fleißigen Arbeit im Anthropos (Jahrg. X und XI, 1915/16, 
Seite 611—51, 971 — 1079; Sonderausgabe Wien 1917), dem neuen 
Organ, das ſein Mitarbeiter und Führer auf dieſem Gebiet, P. Wil⸗ 
helm Schmidt, für dieſe Kreiſe bereits längere Zeit vor dem Kriege 
geſchaffen hatte, eine eindringende und ſorgſame Beſprechung der 
neueren und wichtigeren Leiſtungen der Wiſſenſchaft auf dieſem Gebiet 
herausgebracht, zum Teil natürlich mit einer eingehenden Kritik geg⸗ 
neriſcher Auffaſſungen vom eigenen Standpunkt aus. Schon damals 
hatte Koppers angekündigt, P. Wilhelm Schmidt und er würden ein 
umfaſſendes und grundlegendes Werk über die Urgeſchichte nach ihrer 
Auffaſſung und nach der ihnen ſo wertvollen hiſtoriſch⸗ethnologiſchen 
Methode geben, von dem jetzt der erſte einleitende Band der „Völker 
und Kulturen“ bald erſcheinen ſoll. 

Trotz des ausgeſprochenen Parteiſtandpunktes ift aber auch dieſe 
kleinere en die wohl die Anſichten beider Herren 


N 
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vertritt, nicht ohne Wert und Intereſſe auch für nationalökonomiſche 
Fachkreiſe, da ſich in der Hauptſache eine ſcharfe Abſage an den poli⸗ 
tiſchen Sozialismus und eine vom heutigen wiſſenſchaftlichen Stand⸗ 
punkt aus ja leicht verſtändliche einſchneidende Zerpflückung der Welt⸗ 
anſchauungen, die er heute vertritt, unter dem ſcheinbar unparteiiſchen 
Titel verbirgt. 

Für uns, die Vertreter einer weniger parteipolitiſch eingeſtellten 
Wiſſenſchaft, ift das Werkchen gerade deshalb beſonders intereſſant, weil 
ſich in dieſer gedrängten und auf einen größeren Hörerkreis berechneten 
Vortragsreihe die neuen grundlegenden, vielfach aber doch auf die neuen, 
heute gültigen Anſichten der Wiſſenſchaft aufgebauten und nun für 


weitere Kreiſe beſtimmten Anſchauungen vielleicht deutlicher herausheben, 


als dies das umfaſſendere, große und ja ohne Zweifel bei der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Stellung der beiden Verfaſſer auch ſehr eingehende und 
deshalb vielſeitige Hauptwerk für alle geſchichtlichen und völkerkund⸗ 
lichen Gebiete tun könnte, das hier aus der Feder der beiden Herren 
P. W. Schmidt und Koppers angekündigt wird, auch wenn wir dieſem 
mit Spannung entgegenſehen. 

Nach der kurzen Zuſammenfaſſung, die ſich im letzten Vortrage 
findet, legen Schmidt und Koppers der Menſchheit der Urſtufe, für die 
fie auch eine Stufe der Sammelwirtſchaft in Anſpruch nehmen, bereits 
einen ſtark ausgeſprochenen Altruismus bei, der auch mit einer höheren, 
geiſtigen und ſittlichen Richtung zuſammengeht, die ſich im Monotheismus 
und in der monogamiſchen Ehe der Urvölker darſtellt. 

Es iſt intereſſant, wenn Koppers auf die beſondere Vortrefflich⸗ 
keit, den Altruismus der Urgeſellſchaft, auch den Kommunismus dieſer 
Urſtufe zurückführt. Ich weiß aber nicht, ob or jo weit geht wie ich 
und das Unheil unſerer augenblicklichen Zuſtände, auch der deutſchen, 
darin ſieht, daß die neuen Mächte für die unleugbaren und wirklich im 
Ernſt auch von niemandem geleugneten Schäden, die unſere Kultur⸗ 
entwicklung (Geſellſchaftsentwicklung) für die überwiegende Menge unſerer 
Maſſen herbeigeführt hat, dem Staate ganz falſch die Schuld geben 
und ihm mit ihrer Beſeitigung auch ganz falſche Aufgaben ſtellen. Für 
mich handelt es ſich nicht um Staatsaufgaben, ſondern um Erſcheinungen 
der Geſellſchafts anſchauung, die hier eine falſche Ausbildung er⸗ 
fahren hat. 

Auf einer zweiten, der totemiftifchen Stufe auch bei Koppers, 
entwickelt ſich dann die Seßhaftigkeit durch die Hütte mit Kegeldach im 
Gegenſatz zum Windſchirm, der die frühere Stufe bezeichnet. Das 
führt zur erſten Andeutung des Staates, der ſich hier durch Ausbildung 
der Totemklaſſen und der Altersklaſſen der jungen Männer einen 
feſteren Unter⸗ und Aufbau verſchafft. So werden hier auch die jungen 
Männer für Jagd⸗ und Kriegszwecke eigens ausgebildet und eingeübt. 
Für das höchſte gute Weſen tritt hier nun weiterhin die Sonne als 
Hauptgott ein. 

Als die zweite der primären Kulturen iſt neben der totemiſtiſchen, 
deren Bedeutung ich weniger ausgesprochen finde, auch hier in Überein⸗ 
ſtimmung mit mir die mutterrechtliche Ackerbaukultur anerkannt, für 
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die ſich auch ein⸗ oder zweimal der von mir aufgeſtellte Fachausdruck 
„Hackbau“ findet. Auf dieſer Stufe ſetzt nun nach Koppers eine ver- 
derbliche Unterordnung der Männer ein, trotz gewiſſer wirtſchaftlicher 
Fortſchritte, und hier werden — wenigſtens zunächſt; es kommt 
mir doch faſt ſo vor, als ob ſich das ändern könnte — mit der Aus⸗ 
bildung dieſer mutterrechtlichen Kultur neben dem Vorwalten des 
Mondes als Hauptgottheit allerlei andere Verſchlimmerungen gegen 
die alte vollkommenere Urkultur verknüpft, ſo die Ausbildung der 
Polygamie und der Frauenkauf. Wir hätten hier alſo eine ſehr eigen- 
artige Ausgeſtaltung eines Fortſchrittes, den doch auch Schmidt und 
Koppers der Frau zugeſtehen wollen, zu ihren Ungunſten. Die eigen⸗ 
artigſte und im Gegenſatz zu meiner vor einem Vierteljahrhundert 
aufgeſtellten Wirtſchaftstheorie hier wieder in neuer Begründung ein= 
gefügte Aufſtellung iſt nun die dritte Kulturſtufe, die des viehzüchtenden 
Nomadismus. Ich denke, dieſe Erweiterung hängt nicht nur mit ge— 
wiſſen, der eigenen Richtung einigermaßen unbequemen Teilen meiner 
Hypotheſe zuſammen, ſondern auch mit dem ſtarken Eindruck, den die ſo 
eigenartigen Höhlenzeichnungen und Schnitzereien der älteſten Zeit, be⸗ 
ſonders in Südfrankreich und Spanien, auch auf gute und nüchterne 
Beobachter machen können und gemacht haben. So mag es kommen, 
daß Schmidt und Koppers die ſehr gegründeten Einwände, die die 
Fachzoologie und namentlich auch die Erfahrung der zoologiſchen Gärten 
in Übereinſtimmung mit den Beobachtungen draußen gegen eine allzu 
leichte Herleitung der Hirtenſtufe aus dem Jägertum erheben müſſen, 
doch wieder beiſeiteſchieben und hier wieder den Verſuch machen, 
das Hirtentum ſich doch nach den alten Anſchauungen im Gegenſatz zu 
meiner Theorie ſelbſtändig entwickeln laſſen. Sie vergeſſen nur, daß 
ſie dann die wiſſenſchaftliche Aufgabe übernehmen, zu erklären, wie es 
möglich war, daß die Nomaden, deren wichtige Rolle ich ganz gewiß 
nicht herabſetzen will, in der Geſchichte der Kulturmenſchheit erſt auf 
dem durch den Getreidebau geſchaffenen Boden handelnd eingreifen. 
War dieſe Stufe der Hirten älter, fo hätte ſich der Kreis des Getreide- 
baues von Marokko bis Nordchina und von Irland bis Nordindien 
nie ſo geſchloſſen ausgeſtalten können, wie er uns vorliegt. Dann 
hätte das in ſeiner ungeheuren geographiſchen Ausdehnung etwas ein— 
tönige Bild ſich nicht ſo allgemein einführen und durchſetzen können, 
da ſich doch durch das ganze Gebiet die wenigen Getreidearten und 
die wenigen Geräte überall in faſt derſelben Form bis in unſere Tage 
wiederfanden, zugleich mit einer großartigen, aber etwas erdrückenden 
Eintönigkeit in Gebräuchen, Feſten, geiſtigen Vorſtellungen, Aberglauben, 
namentlich auch in dem durch alle klimatiſchen Gebiete doch ſo ganz 
gleichen Kalender! Die Nomaden mit ihrem unruhigen Charakter 
und mit den fortwährend wiederkehrenden drängenden Nöten, in die 
klimatiſche Unbilden, namentlich aber auch Krankheiten ihrer Herden 
ſie nur allzuoft verſetzen, hätten eine ſo großzügige und folgenreiche 
„ Entwicklung gewiß ganz und gar nicht geſtattet. 
Stufe des Getreidebaues, die in der Reihe dieſer Vorträge, 
die wohl ihre beſondere Bedeutung im Geiſte der Miſſionsgeſellſchaft 
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vom göttlichen Worte haben — denn das bedeuten die Buchſtaben S. V. D., 
die ſich hinter dem Namen unſeres Autors finden —, dieſer beſonderen 
Aufgabe entſprechend wenig zur Geltung kommt, kann auf europäiſch⸗ 
aſiatiſchem Boden nur dann richtig verſtanden werden, wenn man be⸗ 
denkt, daß ohne Getreidebau der Hackbau wohl auch hier eine hohe 
Kulturſtufe erreichen konnte, aber keine Großſtaaten und keine Welt⸗ 
heere im Sinne unſerer alten Geſchichte ſchaffen und ernähren konnte, 
namentlich wenn ſie in der Zeit ihrer Entſtehung ſchon kriegeriſchen 
Nomadenvölkern gegenübergeſtanden hätten. 

Sachlich iſt mir aufgefallen, daß Koppers von der Bedeutung der 
Bewäſſerung nichts ſagt, die gerade für die Gebiete, die Schmidt und 
er dieſem Nomadismus zuweiſen wollen, eine ungeheure Bedeutung 
hat. Schon der Amerikaner Draper hatte darauf hingewieſen, daß 
die Urgebiete der Kultur für Indien und für China ſo gut wie für 
Babylonien und für Agypten und — da ich mich auch gerade mit der 
Bedeutung des Weihrauchs für die Alte Welt beſchäftige, darf ich wohl 
nachtragen —: auch Yemen — Südarabien — die Bewäſſerung als 
eine Urbedingung der Kultur mit gutem Grunde angeſehen. 

Dann ſcheint auch Koppers noch wieder Agypten für das älteſte 
Land unſerer Pflugkultur anzuſehen. Ich kann aber auch hier nur 
wieder darauf aufmerkſam machen, daß die gleichmäßig über das ganze 
Gebiet verbreitete Jahreseinteilung unſeres Kalenders, die auch für 
Agypten gilt, hier gar nicht ſtimmt. So iſt weder im Juli die 
Nilſchwelle, die das Ausſehen des Landes ſo ungeheuer verändert, noch 
das für die Beſtellung ſo bedeutungsvolle Auftauchen des überſchwemmten 
Landes im Spätoktober durch ein Feſt des allgemeinen Kalenders ge⸗ 
kennzeichnet, der alſo nicht auf Agypten zurückgehen kann; dagegen 
ſtimmen alle größeren Feſte des Ackerbaues, die im ganzen Gebiet ja 
die gleichen ſind, mit der Frühlingsüberſchwemmung Babyloniens, die 
vor Oſtern einſetzt, gut zuſammen. Dies letzte Argument hat in ſeiner 
Wichtigkeit auch der berufene Vertreter ägyptiſcher Intereſſen, Schwein⸗ 
furth, in ſeiner weitreichenden Bedeutung anerkannt (in ſeiner Be⸗ 
ſprechung von „Hacke und Pflug“, Dtſch. Literatur⸗Ztg. 1916, Nr. 28, 
S. 1259 f.), i 

Berlin Ed. Hahn 


Bornhak, Conrad: Grundriß des Deutſchen Landwirt⸗ 
ſchafts rechtes. | | 


Neuere Bücher, welche die unter der Bezeichnung Landwirtſchafts⸗ 
recht zuſammengefaßten Einrichtungen behandeln, haben bisher gefehlt. 
Das bekannte „Landwirtſchaftsrecht“ von Schumacher iſt in ſeiner 
letzten (zweiten) Auflage bereits 1901 erſchienen; auch iſt es ſo um⸗ 
fangreich, daß es vor allem als Nachſchlagebuch in Betracht kommt. 
Demgegenüber will das Bornhakſche Werk breite Kreiſe der Land⸗ 
wirtſchaft und auch Studierende in das Landwirtſchaftsrecht einführen, 
indem es bei der Behandlung der einzelnen Materien nach einem kurzen 
geſchichtlichen Rückblick eine unkritiſche Überficht über die neuere Geſetz⸗ 
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gebung darbietet. Daß dabei in einem Grundriß nicht alle für den 
Landwirt in Betracht kommenden Zweige des privaten und öffentlichen 
Rechts behandelt werden können, liegt auf der Hand. Denn einerſeits 
iſt die Zahl der Geſetze und Verordnungen, deren Geltungsbereich ſich 
ausſchließlich auf das Land erſtreckt, im letzten Jahrhundert immer 
geringer und eine Abgrenzung des Landwirtſchaftsrechts, welche Hage⸗ 
mann in ſeinem „Handbuch des Landwirtſchaftsrechts“ (1807) wenig 
Mühe machte, immer ſchwieriger geworden, andererſeits iſt das Land⸗ 
wirtſchaftsrecht zum überwiegenden Teile noch Gegenſtand der Landes⸗ 
geſetzgebung geblieben. Bornhak nun hat ſich auf die wichtigſten Zweige 
des Landwirtſchaftsrechts im engeren Sinne beſchränkt und auch hier 
die der Vergangenheit angehörigen oder in Auflöſung begriffenen Rechts⸗ 
formen ausgeſchieden. Dabei dürfte er jedoch zuweilen etwas zu weit 
gegangen ſein, denn es wäre wohl zweckmäßiger geweſen, wenn bei⸗ 
ſpielsweiſe die in Bayern und Sachſen nicht bedeutungsloſen Landes⸗ 
kulturrentenbanken erwähnt und wenn den Fideikommiſſen einige aus⸗ 
führlichere Sätze gewidmet wären; nötigenfalls hätte dafür der verhält⸗ 
nismäßig breite Raum, welcher der geſchichtlichen Entwicklung etlicher 
Gebiete, wie der Feuerverſicherung, zugeſtanden iſt, eingeengt werden 
können. — Daß ein derartiges Buch heutzutage ſchon im Augenblicke 
des Erſcheinens nicht mehr dem neueſten Stande entſprechen kann, be⸗ 
darf keiner Begründung. Immerhin nimmt es ſehr wunder, daß in 
dem Bornhakſchen Grundriß, deſſen Vorwort im Dezember 1920 ge⸗ 
ſchrieben wurde, auch weiter zurückliegende äußerſt wichtige Geſetze und 
Verordnungen unberückſichtigt gelaſſen ſind. So iſt die Vorläufige 
Landarbeitsordnung vom 24. Januar 1919 und das Reichsſiedlungs⸗ 
geſetz vom 11. Auguſt 1919 mit keinem Worte erwähnt. Auch wäre 
es zweckmäßig, wenn die Pachtſchutzordnung vom 9. Juli 1920 ans 
geſichts ihrer weitgehenden Bedeutung kurz behandelt wäre. Die 
Ausführungen über die landwirtſchaftlichen Berufsvertretungen ent⸗ 
ſprechen nicht dem neueſten Stande, ganz abgeſehen davon, daß die im 
§ 22 und im § 23 vorgenommene Trennung in Landwirtſchafts kammern 
und „Oberſte Vertretungen“ ſachlich nicht zu rechtfertigen iſt — wie 
überhaupt der ganzen Stoffgliederung des Buches kaum zugeſtimmt 
werden kann. Die neueſte preußiſche Landwirtſchaftskammer⸗Geſetz⸗ 
gebung iſt zwar zum Teil berückſichtigt (jedoch unrichtige Angaben über 
Aufbringung der für den Geſchäftsumfang der Landwirtſchaftskammern 
entſtehenden Koſten), hingegen ſind die Anderungen in außerpreußiſchen 
Ländern völlig außer acht gelaſſen; ſo die „Errichtung der Württem⸗ 
bergiſchen Landwirtſchaftskammer am 23. Juni 1919, der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer für Sachſen⸗Meinigen am 29. Juli 1919 und vor allem 
der Bauernkammern in Bayern am 20. März 1920. — Der Durch⸗ 
ſicht bedürftig iſt auch das Kapitel über den landwirtſchaftlichen Unter⸗ 
richt. Ein paar Hinweiſe: Nicht an zwei, ſondern an vier Land⸗ 
wirtſchaftsſchulen ſind pädagogiſche Seminare eingerichtet. Die Be⸗ 
deutung der „landwirtſchaftlichen Schulen“ — die Bezeichnung „Winter⸗ 
ſchule“ iſt abgeſchafft — und die Tätigkeit der an ihnen beſchäftigten 
Lehrer als Wirtſchaftsberater iſt ins rechte Licht zu rücken; die zukunfts⸗ 
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reichen „Höheren Lehranſtalten für praktiſche Landwirte“, von denen 


unlängſt die dritte in Caſſel⸗Wolfsanger errichtet wurde, müſſen er⸗ 
wähnt werden. Auf die durch die Reichsverfaſſung eingeführte Fort⸗ 
bildungsſchulpflicht iſt Rückſicht zu nehmen. Auch die Ausführungen 
über das landwirtſchaftliche Hochſchulweſen müſſen richtiggeſtellt werden: 


In Roſtock beſteht kein landwirtſchaftliches Inſtitut; das Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 


Inſtitut in Bromberg (jetzt Landsberg a. d. W.) iſt nie eine landwirt⸗ 


ſchaftliche Hochſchule geweſen. Die von den übrigen Hochſchulen ab⸗ 


weichende Stellung der Hochſchule (nicht mehr „Akademie“) in Weihen⸗ 
ſtephan iſt zu charakteriſieren. Die Angabe, daß die landwirtſchaftlichen 
Hochſchulen kein Promotionsrecht hätten, iſt zu ſtreichen, denn ſolches 
wurde an Berlin am 20. September 1918, an Hohenheim am 20. No⸗ 
vember 1918, an Bonn⸗Poppelsdorf am 8. April 1920 verliehen. — 
Werden in der nächſten Auflage derartige den neueſten Geſetzen und 
Verordnungen entſprechende Veränderungen ſowie etliche Ergänzungen 


vorgenommen und einige ſinnentſtellende Druckfehler und Ungenauig⸗ 


keiten (zum Beiſpiel: die Fruchtfolge der Dreifelderwirtſchaft iſt Winterung, 
Sommerung, Brache; nicht Sommerſaat, Winterſaat, Brache) beſeitigt, 
ſo kann das Buch unbedingt empfohlen werden, denn es füllt eine 
Lücke in der Literatur über das Landwirtſchaftsrecht aus und iſt dank 
der leichtverſtändlichen Art, in der es geſchrieben iſt, für den in Aus⸗ 
ſicht genommenen Leſerkreis beſonders geeignet. Ä 


Berlin⸗Wilmersdorf Dr. Kurt Ritter 


Boerger, Dr. Albert: Sieben La Plata⸗Jahre. Arbeits⸗ 
bericht und wirtſchaftspolitiſcher Ausblick auf die 

Wieltkornkammer am Rio de La Plata. 447 S. Berlin 
1921, Verlag von Paul Parey. f 


Dias Buch bietet eine wertvolle Bereicherung der Literatur über 
die ackerbaulichen Verhältniſſe in den La Plata⸗Staaten. Es unter⸗ 


ſcheidet ſich auf das vorteilhafteſte von der bisherigen Literatur auf 


dieſem Gebiete, da Dr. Boerger im Gegenſatz zu der Mehrzahl der 
Verfaſſer früherer Schriften ſich auf die Erfahrungen mehrjähriger 
praktiſcher Arbeit im dortigen Landwirtſchaftsbetriebe zu ſtützen in der 
Lage iſt und er dieſe Erfahrungen und ſeine zahlreichen Beobachtungen 


beſtens auszuwerten gewußt hat. Obwohl das Buch im weſentlichen 


einen Arbeitsbericht über die Tätigkeit des Verfaſſers als Leiter der 
ſtaatlich uruguayiſchen Saatzuchtanſtalt darſtellt, ſo geht es durch ge⸗ 
ſchickte Heranziehung der argentiniſchen Ackerbauſtatiſtik und durch die 
Verarbeitung des Vergleichsmaterials aus Argentinien über den engeren 
Rahmen der uruguayiſchen Landwirtſchaft hinaus. Das Buch wird 


daher den Landwirten beider Länder, Argentiniens und Uruguays, ein 


Wegweiſer ſein, ſoweit ſie es zu nutzen wiſſen. Nicht minder aber 
dürfte es vielen deutſchen Leſern willkommen ſein, da es einen guten 
Einblick in die Eigenart des uruguayiſch⸗argentiniſchen Ackerbaubetriebes 


mit ſeinen vielen Licht⸗ und Schattenſeiten gewährt und ſich als Haupt⸗ 
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ergebnis mit dem den dortigen Verhältniſſen ganz neuen Forſchungs⸗ 
i der Pflanzenzüchtung, beſchäftigt. 

Obwohl in Uruguay wie auch in Argentinien ſeit Jahrzehnten 
Weizen, Leinſaat und andere Kulturpflanzen in ſteigendem Maße an⸗ 
gebaut werden, war der Begriff einer ſyſtematiſch betriebenen Saatgut⸗ 
auswahl oder gar der einer Pflanzenveredlung und ⸗züchtung bisher 
jo gut wie unbekannt. Die große Maſſe der Ackerbauer ſäte wahllos 
das Erzeugnis der eigenen Wirtſchaft Jahr für Jahr nach. Nicht 
ſelten geſchah es (und es geſchieht wohl auch noch), daß die kleineren 
Ackerbaupächter aus Sparſamkeit die kleinen, leichten Körner zur Saat 
verwandten, da, wie ſie meinten, ſie mehr ausgäben und natürlich auch 
ſchlechter verkäuflich waren. Einer ſolchen Beſchaffenheit des Saatgutes 
entſprechen denn auch die ungewöhnlich niedrigen Erträge, ſo daß ein 
Wandel dringend geboten iſt. 


Faſt gleichzeitig mit den gleichartigen Beſtrebungen in Argentinien, 


die trotz Aufwendung großer Geldmittel zu keinem befriedigenden Er— 
gebniſſe führten, lenkte der damals als Generalinſpektor der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Verſuchsſtationen in Uruguay tätige deutſche Profeſſor Back— 
haus die Aufmerkſamkeit des Landwirtſchaftsminiſteriums auf die Frage 
der methodiſchen Pflanzenzüchtung als eines der Mittel zur Steigerung. 
der Ernteerträge. 

Dr. Boerger, ſeit Anfang März 1912 mit der Aufgabe der Pflanzen⸗ 
züchtung in Uruguay betraut, ſah ſich von Anbeginn mannigfachen 
Schwierigkeiten gegenübergeſtellt. Monate dauerte es, bis er die erſte 
Ausſaat beginnen konnte, zweimaliger Ortswechſel mußte geſchehen, bis 
ihm endlich nach zweijährigem Verweilen im Lande auf der „La Eſtan⸗ 
zuela“ eine dauernde und dann erſt wohl geeignete Stätte für ſeine 
Arbeiten zugewieſen wurde. Nicht minder groß waren die finanziellen 
Schwierigkeiten, die die Durchführung der Arbeiten jahrelang be— 
hinderten. 

Hinſichtlich der Beſchaffung des Saatgutes galt es natürlich von 
Grund auf aufzubauen. Saaten der verſchiedenſten Herkunftsländer 
ausgeſät, erbrachten den Beweis, daß nur die Züchtungen, dieaus affli= 
matiſierten, heimiſchen Samen gewonnen wurden, allen gerechten An⸗ 
forderungen an Höchſterträge, Beſtändigkeit, Widerſtandsfähigkeit gegen 
die Unbilden und die Unbeſtändigkeit des Klimas, gegen Pflanzenkrank⸗ 
heiten u. a. m. entſprachen. 

In erſter Linie erſtreckten ſich d die Zuchtungsarbeiten auf die Haupt⸗ 
frucht des Landes, den Weizen. Im Laufe weniger Jahre gelang es, 
mehrere Typen heranzuzüchten, die, allerdings vorwiegend unter der 
Vorausſetzung einer verbeſſerten Bodenbearbeitung, die Erträge gegen⸗ 
über den ſonſtigen Erträgen des Landes faſt verdoppelten. Als weſent⸗ 
lichſter praktiſcher Erfolg kann vermerkt werden, daß es bereits in den 
beiden letzten Anbaujahren der Eſtanzuela und deren Abbauern mög- 
lich geweſen iſt, größere Mengen der verbeſſerten Weizenſorten den 


uruguayiſchen Landwirten zuzuführen, wodurch die züchteriſchen Arbeiten 


ihren vollen Erfolg erwieſen haben. 
Mehrfach haben die Züchtungs⸗ und Anbauverſuche unter klima⸗ 
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tischen, tieriſchen und pflanzenparaſitären Störungen gelitten, da lang⸗ 
andauernde Trockenheit, übermäßige Regen, plötzliche Klimaſchwankungen, 
Heuſchreckeneinfälle und manches andere oft erheblichen Schaden machten. 
Das iſt beſonders ſtark auch bei den Leinſaat⸗ und Maisanbauverſuchen 
in die Erſcheinung getreten. 

Syſtematiſch angeſtellte und ſorgfältig durchgeführte Verſuche haben 
die zuvor für die beſſeren argentiniſchen Böden bereits bekannte Tat⸗ 
ſache erwieſen, daß auch auf den uruguayiſchen Böden die Verwendung 
von künſtlichen Düngern faſt ohne Erfolg und jedenfalls ohne wirt⸗ 
ſchaftlichen Nutzungswert iſt. | 

Saatzeiten⸗ und Saatmengenverſuche beftätigten im weſentlichen 
die bisherigen Erfahrungen der Praxis. 

Die mit Hafer, Gerſte, Mais und anderen Futterpflanzen an⸗ 
geſtellten Anbauverſuche von Grünfutterpflanzen, die an Stelle der in 
Uruguay weniger gut als in Argentinien gedeihenden Luzerne (Alfalfa) 
für die Hochſommer⸗ (Grünmais) und für die Winterfutterverſorgung 
mehr und mehr Verbreitung auf den uruguayiſchen Eſtanzien finden, 
haben ohne Düngung oder irgendwelche beſondere Vorbereitung der 
Felder überraſchend hohe Erträge gegeben, ſoweit ſie auf normalen 
Böden und unter gleichfalls normalen Witterungsverhältniſſen ſtatt⸗ 
fanden. Dr. Boerger weiſt an einer Reihe von Verſuchsergebniſſen 
nach, daß mit Hafer, Gerſte und Gemenge Grünfuttermengen erzielt 
wurden, die in guten Jahren die in Deutſchland gewonnenen außer⸗ 
gewöhnlichen Höchſterträge um das Doppelte, bisweilen ſogar um das. 


Dreifache übertrafen und ſelbſt in futterarmen Jahren an die in Deutſch⸗ 


land gewonnenen Höchſterträge heranreichen. 

Neben der wiſſenſchaftlichen Forſchung fanden alſo manche in der 
Praxis gewonnenen Erfahrungsſätze ihrer Erprobung und Beſtätigung 
durch einwandfrei und ſyſtematiſch durchgeführte Verſuche. 

Ein wirtſchaftspolitiſcher Ausblick auf die Weltkornkammer des 
Rio de La Plata führt zu dem Ergebnis, daß die Weizen⸗ und viel⸗ 
leicht auch die Hafergewinnung unter günſtigen Umſtänden noch weiter 
geſteigert werden können, daß aber mit einer Überſchwemmung des 
Weltmarktes mit La Plata⸗Getreide, die dem deutſchen Landmanne 
verhängnisvoll werden könne, nicht mehr zu rechnen ſei. 

Alles in allem iſt das Boergerſche Buch ein Werk, das von gründ⸗ 
licher Arbeit und von deutſchem Können Zeugnis ablegt, wenn es auch 
bisweilen von dem vorgezeichneten Thema abirrt, ohne dadurch an. 
Intereſſe für den Leſer zu verlieren. 

Berlin⸗Zehlendorf | Dr. E. n 


Matſchoß, C.: Preußens Seeber und ihre 
großen Männer. Berlin 1921. Verlag des en deutſcher 
Ingenieure. Gr. 8“. 165 S. 


Die Veranlaſſung zu der vorliegenden Schrift a die Jahrhundert⸗ 
feier des Vereins zur Beförderung des Gewerbfleißes, die im Januar 


dieſes Jahres ſtattfand, und deſſen Mitgliedern das Buch gewidmet: 
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iſt. Dem Verfaſſer ſtand bei der Bearbeitung eine nur ungenügende 
Zeit zur Verfügung. Er war dazu gezwungen, Raumrückſichten zu 
nehmen. 

’ Von dieſen Gründen und Bedingungen aus erklärt ſich das Buch. 

Es iſt als Feſtſchrift in gehobenem Stil geſchrieben. Es konnte 
weder erſchöpfend noch gründlich ausfallen und mußte ſich zum Beiſpiel 
bei der Behandlung der Perſönlichkeiten auf wenige lexikaliſche Notizen 
beſchränken. Es mußte auf weitere Kreiſe Rückſicht nehmen und daher 
ſehr viel bringen, was wiſſenſchaftlich längſt bekannt iſt. Die Arbeiten 
von Matſchoß find überhaupt beſonders nach ihrer techniſch⸗hiſtoriſchen 
Seite hin ſehr wertvoll und ſehr verdienſtlich; nach der wirtſchafts⸗ 
hiſtoriſchen ſind ſie entweder Wiederholungen oder Darbietungen von 
Einzelmaterial, dem die wirtſchaftswiſſenſchaftliche Durchdringung und 
Einſchätzung fehlt. 

Ein weſentlicher Teil des Buches iſt mit Recht der Tätigkeit des 
Rheinländers Beuth und den Verdienſten des Vereins gewidmet. Auch 
die zahlreichen kleinen Lebensbeſchreibungen ſind in dem Gedanken 
an den Verein zuſammengeſtellt, der das geiſtige Band liefert. Von 
ihm aus geſehen, fallen manche lehrreiche Lichter auf die Geſchichte der 
deutſchen Wirtſchaft und viel mehr noch der Technik; denn auf die 
letztere iſt eben wie der Verfaſſer auch der Verein vorwiegend eingeſtellt. 

Den Schluß bildet ein Anhang von Briefen, die ſich hauptſächlich 
um Beuth und Schinkel gruppieren und hübſche Einzelheiten aus dem 
techniſchen und induſtriellen Leben der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
in verſchiedenen Gegenden Deutſchlands und Weſteuropas bieten. 

Wertvoll ſind beſonders die vielen Bilder der beſchriebenen Männer, 
die ſich da alle um den Aufbau der neueren deutſchen Wirtſchaft be⸗ 
müht haben. 

Das Quellenverzeichnis iſt etwas beſchränkt ausgefallen. Auch 
wenn man in kurzer Friſt etwas über die Induſtriepolitik Friedrichs II. 
und über Oberſchleſien ſagen muß, kann man zum Beiſpiel an Konrad 
Wutkes verdienſtlichen und umfangreichen Arbeiten kaum vorbeigehen. 

Auf Seite 37 hätte für Laien und Kritiker ganz klar angedeutet 
werden können, daß der dort als Mitglied des Vereins gemeinſam mit 
Gneiſenau namhaft gemachte und mit dieſem als Organiſator des 
preußiſchen Heeres bezeichnete General Scharnhorſt nicht etwa der im 
Jahre 1813 gebliebene Vater, ſondern vermutlich wohl der Sohn ſein ſoll. 

Köln B. Kuske 


Schwann, M.: F. W. Brügelmann Söhne. 1820—1920. 
Denkſchrift. Köln 1920. Gr. 8%. 78 S. 


Die Kölner Firma F. W. Brügelmann Söhne geht, wie das ſehr 
häufig in Köln der Fall iſt, in ihrer Gründung auf bergiſch⸗evangeliſchen 
Urſprung zurück. Ein Zweig der aus Elberfeld ſtammenden Familie 
gründet die in der Geſchichte der deutſchen Textilinduſtrie bemerkens⸗ 
werte Spinnerei in Cromford bei Düſſeldorf⸗Ratingen; der andere ge⸗ 
langt, vertreten durch Friedrich Wilhelm Brügelmann, nach Köln, der 
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hier nach einem Vorſpiel draußen in der Landwirtſchaft zuerſt eine 
Gerberei, darnach eine Lackmetallwarenfabrik und ſeit 1820 ſchließlich 
eine Baumwoll- und Wollſpinnerei betreibt. Um deren Schickſale handelt 
es ſich in der Denkſchrift. Das Unternehmen ergänzt ſich durch Strickerei 
und Wattefabrikation. Nach dem Tode eines techniſch orientierten 
Brügelmann im Jahre 1860, ferner infolge des Wettbewerbs größer⸗ 
kapitaliſtiſcher Spinnereien ſowie der Baumwollnot der 60er Jahre 
wird die Fabrikation abgeſtoßen und nur noch ein Garn⸗ und Watte⸗ 


handel betrieben. Seit Ende der 1880er Jahre wird die Fabrikation 


auf Grund einer wieder mit techniſchem Sinne verſehenen Perſönlichkeit 
erneuert und richtet ſich nun zunächſt auf Maſſenkonfektion beſonders 
aus Wirkwaren, von Strid- und Nähgarn, Watte und Wäſche, um 
allmählich ſich durch Qualitätsfabrikation zu ergänzen. Das Endergebnis 


iſt ein Großbetrieb, der vor dem Kriege über 1000 Perſonen teils in 


Fabrik, teils in Heimarbeit beſchäftigte und ſeine Einrichtungen durch 
einen großen Fabrikneubau für weitere 1000 Arbeiter ergänzte, der 
jedoch ſeiner Beſtimmung zunächſt nicht zugeführt werden konnte. 
Schwann behandelt den Stoff in ſeiner lebhaften Art, die zugleich 
einen beſonders ausgeprägten Sinn für den Menſchen hat, feſſelnd und 
anſchaulich, und man erkennt auch hier wieder den geübten Schrift⸗ 
ſteller und Geſchichtſchreiber, der ſich ſpäter nicht ohne Erfolg auch 
mit einem wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Einſchlag verſah. Er bemüht ſich 
auch, die Entwicklung der Firma in allgemeine Vorgänge einzubetten, 
und zwar beſonders in wirtſchaftspolitiſcher Hinſicht. Die Eingliederung 
in allgemeine Zuſtände ſowie beſonders die Klarſtellung des allgemein 
Weſentlichen und des Waltens der allgemeinen Tendenzen in der Firma 
ſcheinen mir jedoch nicht gründlich genug erfolgt und herausgeholt zu 
ſein. Man erfährt auch nicht, mit welchen geſchäftlichen Methoden, 
Gewohnheiten und Grundgedanken die Firma im einzelnen vorging, 
ſich aufbaute und Erfolge hatte; oder wo in dieſer Hinſicht Material 
geboten wird, iſt das nicht genügend zur Vermittlung höherer, über 
die Einzeltatſache hinausgehender Einſicht ausgenützt. Es fehlt auch 
die gründliche Behandlung der inneren Organiſation und der privat⸗ 
wirtſchaftlichen Betätigung. Das Ganze beſchränkt ſich zu 5 auf die 
Produktionsziele. . 
Es wären aber auch bei dieſen das Grundſätzliche und vor allem 


immer die Motive mehr zu betonen geweſen, wie zum Beiſpiel, daß die 


Firma in ihren Anfängen durchaus für ihre Zeit typiſch iſt, wenn ſie 
ſich zugleich auf dem Großhandel aufbaut, Verlag betreibt und ihre 
Produktionsziele nach beſtimmten Abſatzzielen zuſammenſetzt (Vertrieb an 
den Hauſier⸗ und Ladenkleinhandel mit „Manufakturwaren“). Dieſes 
Vorherrſchen des kommerziellen Moments bleibt übrigens für die Firma 
in intereſſanter Weiſe ausſchlaggebend bis auf den heutigen Tag, und 
ſie behält in gewiſſem Sinne den Stil der älteren „Fabrik“ mit ihrer 
Kombination von zentraliſierter und dezentraliſierter Arbeit immer bei. 
Charakteriſtiſch iſt ferner der ausgeſprochene Zug zu einer eigentümlichen 
Spezialiſation: ſchon in der älteren Spinnereizeit produziert die Firma 
Garne im weſentlichen nicht für die Weberei, ſondern zur Herſtellung 
Schmollers Jahrbuch XL 3. 19 
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von Dochten u. dergl., ſowie Strid- und Nähgarne. Es würde die 
Arbeit durch die eingehende Verfolgung dieſer Gedanken, und zwar zu— 
gleich mit gründlicherer Unterſuchung der Bedarfsentwicklung, die gerade 
hier ſehr reizvoll feſtzuſtellen wäre, an Intereſſe ſehr gewonnen haben. 
Dabei hätte zugleich der beſondere Einfluß des Ortes und des Rhein— 
landes auf die Geſtaltung der Produktionsziele unterſucht werden können. 
Kurz, das Ganze mußte von umfaſſenderen und reicher gegliederten 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten und Begriffen aus erledigt werden. 
Dafür konnte manche beſonders auch dem fernerſtehenden Leſer un— 
motiviert und unerläutert auftretende Einzeltatſache der allgemeinen 
Entwicklung unerwähnt bleiben (nicht des beſonderen Stoffes; denn 
es liegt in der Natur der Aufgabe, daß zu dieſem viele einzelne, vom 
Allgemeinen aus geſehen gleichgültige Namen, Daten, Zahlen uſw. nam: 
haft gemacht werden müſſen.) 

Zu einem gewiſſen Mangel an klarer Formung der Wirtſchafts— 
begriffe, an Motivierung und an Charakteriſierung kommt der der 
hiſtoriſchen Grundlegung. Erſcheinungen wie das Häute- und Lack⸗ 
warengeſchäft, das Aufblühen des rheiniſchen Wollhandels, der Kölner 
Wollſpinnerei und⸗wirkerei mußten aus der vorhergehenden Entwicklung 
beſſer verſtändlich gemacht werden. Der rheiniſche Wildhäutehandel 
des Merkantilzeitalters, der beſonders in Köln bis weit ins 19. Jahr⸗ 
hundert in bemerkenswerter Weiſe nachwirkte, iſt erſt verſtändlich aus 
den Rohſtoffausfuhrverboten der Territorialſtaaten, die zum weltwirt⸗ 
ſchaftlichen Bezug beſonders in den ohne eigene Produktion beſtehenden 
Reichsſtädten drängten, und aus dem Kriegsbedarf. Die Neuerungen im 
Wollhandel beruhen zum Teil auf der Aufhebung des Vorkaufsrechtes 
der Weberzünfte auf den Wollmärkten in der Zeit der wirtſchaffs⸗ 
politiſchen Befreiung. 

Die Textilinduſtrie Kölns iſt eine alte, vor allem auch fozial- 
geſchichtlich intereſſante Induſtrie; es ſei nur an die berüchtigten Wirk⸗ 
ſchulen erinnert, die zur Zeit der Gründung der Firma noch ſehr im 
Schwange waren, und auf denen dieſe vielleicht auch zum Teil fußte. 

Auch der Exkurs des Verfaſſers ins Mittelalter in dem Abſchnitt 
über die Mühlengaſſe (dem heutigen Sitz der Firma in Köln) enthält 
manche ſchiefe und unzulängliche allgemeine Behauptung. (Die Müller 
kann man nicht als zünftiges Gewerbe bezeichnen. In dem Kampf 
gegen den Erzbiſchof hatte die Stadt Köln im 13. Jahrhundert nicht 
für die „Erhaltung ihrer alten Freiheiten“ einzutreten, ſie war vielmehr 
Angreifer gegen die alten Rechte des Erzbiſchofs. Wenn im 16. Jahr⸗ 
hundert Kaufleutefamilien ausſterben, jo handelt es ſich hier nicht um. 
den „Niedergang einer Geſellſchaftsklaſſe“, ſondern um einen immer⸗ 
währenden natürlichen Wandel und Erneuerungsprozeß innerhalb des 
kommerziellen Bürgertums, das als Klaſſe durchaus noch jetzt beſteht, 
ja ſogar ſeit dem 16. Jahrhundert auch in Köln immerfort aufſtieg 
und einflußreicher wurde.) 

Schwann hat mit ſeinem Hinweis auf den Wirrwarr in der Dar 
ſtellung der Entſtehung der erſten Spinnmaſchine recht; er vermehrt: 
ihn aber um einen neuen Fall mindeſtens, wenn er die „Jenny“ un⸗ 
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richtig von Crompton ſtatt von Hargreaves ableitet und die Erfindungen 
Arkwrights und Cromptons zeitlich verwechſelt. Auch der Anfang der 
mechaniſchen Baumwollſpinnerei in Deutſchland, den er allgemein auf 
Johann Gottfried Brügelmanns Werk in Cromford zurüdführt, tft in 
dieſer Form unrichtig beſtimmt. Brügelmann war vermutlich der erſte, 
der in Deutſchland Arkwrights Watermaſchine regelmäßig ſeit 1784 oder 
1785 anwandte; dagegen liefen mindeſtens im Jahre 1782, vielleicht 
gar ſchon früher Jennymaſchinen in Thüringen !. Vielfach erklären fi 
die literariſchen Widerſprüche und Ungenauigkeiten über die Zeiten, zu 
denen ſich neue ſtändige Tätigkeiten von zuſtandähnlichem Charakter 
einleiteten, daraus, daß durcheinandergeworfen werden: erſte Verſuche, 
Patentierung, erſte Herſtellung, vereinzelte unterbrochene Anwendung, 
dauernde Inbetriebnahme oder Fabrikation. Mindeſtens empfiehlt ſich, 
daß man das irgendwie vorhandene gedruckte Material eingehend durch⸗ 
ſieht und vergleicht, ehe man verſucht, eine beſtimmtere Auffaſſung 
zu äußern. 
Köln B. Kuske 


Hähnſen, Fritz: Geſchichte der Kieler Handwerksämter. 


Ein Beitrag zur Schleswig⸗Holſteiniſchen Gewerbegeſchichte. Mit⸗ 
teilungen der Geſellſchaft für Kieler Stadtgeſchichte, Nr. 30. Kiel 
1920, Kommiſſionsverlag von Lipſius & Tiſcher. XV und 467 S. 
Dieſe Schrift bietet eine eingehende, durchweg quellenmäßig ge⸗ 
ſtützte Kieler Zunftgeſchichte. Wenn Kiel im Mittelalter eine Stadt 
von nur beſcheidenen Verhältniſſen war und die Nachrichten über 


Zünfte hier ziemlich ſpät einſetzen, jo darf das Buch doch beſondere 


Aufmerkſamkeit beanſpruchen. Erſtens iſt die Zunftgeſchichte bis zur 
Einführung der Gewerbefreiheit durchgeführt, ſo daß wir die ganze 
Entwicklung überſehen. Es wird uns ſo gleicherweiſe die Verwaltung 
des Stadtrats wie die nachfolgende landes herrliche Verwaltung ge⸗ 
ſchildert, wie endlich auch die Überleitung in den Zuſtand der Gewerbe⸗ 
freiheit. An derartigen Darſtellungen für die einzelnen Städte haben 
wir noch keineswegs einen Überfluß. Zweitens bietet die Holſteiner 
Gewerbegeſchichte dadurch ein beſonderes Intereſſe, daß hier außer⸗ 


ordentlich früh, früher als in dem ſonſt meiſtens genannten Beiſpiele 


der Kurpfalz, die Zünfte durch den Landesherrn aufgehoben worden 
ſind (vgl. meine „Probleme der Wirtſchaftsgeſchichte“ S. 551). Von 
1613—28 bzw. 1634 hat tatſächlich Gewerbefreiheit beſtanden. Die 
näheren Mitteilungen, die der Verfaſſer über die Gründe der Zunft⸗ 
aufhebung, über ihre Vorgeſchichte insbeſondere auch über den Erſatz 
des bisherigen Syſtems, endlich über die Wiedereinführung der Zünfte 


macht, ſind ſehr lehrreich. Den von 1634 beginnenden Zuſtand be⸗ 


zeichnet er übereinſtimmend mit meiner Darſtellung („Probleme“ 


Si. 501ff.) als „eine Zeit mittelalterlicher Stadtwirtſchaft unter landes⸗ 


1 Vgl. zum Beiſpiel A. König, Die ſächſiſche Baumwollinduſtrie. 
Leipzig 1899. Ä 
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herrlicher Leitung“. Von dem ſonſtigen wertvollen Inhalt des Buchs 
ſei auf die Nachweiſe über die Freimeiſter und die Hof⸗ und Militär⸗ 
handwerker (S. 260 ff.; vgl. dazu meine „Probleme“ S. 544 und 
S. 569) aufmerkſam gemacht; dieſe ſtellen eine intereſſante allmähliche 
Abbröcklung der Zunftverfaſſung dar. Im Jahre 1706 hatte ein 
Freimeiſter (Schneider) vierzehn Geſellen, während in der ganzen 
Schneiderzunft nur etwa drei bis vier Meiſter einen Geſellen halten 
konnten (S. 260). 

Reichlicher hätte das Sachregiſter ausgeſtaltet ſein können. Der 
Verfaſſer hat nur die für die Entwicklung der einzelnen Amter wichtigeren 
Stellen notiert, iſt aber auch dabei zu knapp vorgegangen. Zu „Schneider“ 
vgl. zum Beispiel S. 46, 47, 49, 73, zu „Tiſchler“ S. 91, 261. 

Freiburg i. B. G. v. Belo w 


Beutler, Albert: Die Entwicklung der ſozialen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage der Weber im ſächſiſchen Vogtland. 


Greifswalder Staats wiſſenſchaftliche Abhandlungen Nr. 6. Greifs⸗ 
S. f 


wald, L. Bamberg. VIII u. 134 


Es handelt ſich um eine Diſſertation, und die Arbeit zeigt alle 


für eine Durchſchnittsdiſſertation charakteriſtiſchen Eigenſchaften. Gegen 
200 Schriften, die im Literaturverzeichnis aufgeführt werden, bezeugen 
den Fleiß des Verfaſſers, und indem er ſelbſt die nebenſächlichſten Be⸗ 
merkungen durch Zitate aus irgendeiner anerkannten nationalökonomiſchen 
Autoriät oder durch Anmerkungen belegt, gibt er der Arbeit ganz die 
äußere Form einer grundgelehrten wiſſenſchaftlichen Unterſuchung. Aber 
wir werden uns dadurch nicht täuſchen laſſen; denn in Wahrheit bleibt 
die Unterſuchung ganz an der Oberfläche. ber die Weberei im all⸗ 
gemeinen iſt ſchon ziemlich viel geſchrieben worden. Die Beutlerſche 
Unterſuchung hätte nur dann rechten Zweck gehabt, wenn ſie nachwies, 
daß die bisherigen Anſchauungen durch die Entwicklung im Vogtland 
beſtätigt werden, oder daß und warum die Entwicklung hier eine andere 
war. Wir wollen doch nicht von der Weberei und den Webern im 
allgemeinen etwas hören, ſondern von den vogtländiſchern Webern; 
wir möchten die Induſtrie und die Menſchen dieſes begrenzten Gebiets 
mit ihrer beſonderen Geſchichte, mit ihren Eigentümlichkeiten vor uns 
erſtehen ſehen. Aber nichts von dem finden wir bei Beutler. Meiſt 
geht aus der Darſtellung garnicht einmal deutlich hervor, ob ſich irgend⸗ 
eine Bemerkung ganz allgemein auf die Weberei oder ob ſie ſich nur 
auf die vogtländiſche Weberei beziehen ſoll. Wer die vogtländiſche 
Weberei noch nicht kennt, wird ſie aus der Beutlerſchen Darſtellung 
auch nicht kennen lernen; wer bereits eine gewiſſe Vorſtellung von ihr 
hat, wird mit Bedauern feſtſtellen müſſen, daß Beutler da aufhört, 
wo die Sache anfängt intereſſant zu werden. Tatſachen und Zahlen, 
wirklich neues Material bringt Beutler nur ſehr ſpärlich. Im ganzen 
iſt nicht recht einzuſehen, warum die Arbeit als Sonderdruck heraus⸗ 
gebracht werden mußte und nicht wie andere Durchſchnittsdiſſertationen 
fern von der Kritik im verborgenen bleiben konnte. 
Gießen Ernſt Günther 


— ga 
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Leiſt, Dr. Ernſt: Die Einwirkungen des Weltkrieges und 
jeiner Folgen auf die deutſche Spiritus produktion. 
Kölner wirtſchafts⸗ und ſozialwiſſenſchaftliche Studien. Heft 1. 
Köln 1921, Paul Neubner. | 


Dieſe Schrift erſcheint in mehr als einer Hinſicht zur rechten Zeit. 
Seitdem die letzte zuſammenfaſſende Arbeit über die Spiritusinduſtrie 
(vom Verfaſſer dieſer Rezenſion) geſchrieben wurde, hat ſich im Ge⸗ 
werbe ungefähr alles geändert. Die Geſetzgebung iſt nach der Reform 
von 1912 durch das Monopol vom Jahre 1918 ſehr erheblich um⸗ 
geſtaltet worden, neue Anderungen ſtehen bevor. Die Verhältniſſe im 
Gewerbe ſelbſt ſind durch Rohſtoffknappheit im Kriege und durch Ge⸗ 
bietsverluſte im Frieden geradezu revolutioniert worden; der ganze 
Aſpekt iſt ein völlig anderer, ſtellt Gewerbepolitik und Fiskus vor einen 
neuen Sachverhalt. So kommt die vorliegende Arbeit zur rechten Zeit. 
Vieles in ihr mußte der Natur der Sache nach Wiederholung deſſen 
ſein, was frühere Arbeiten zutage gefördert haben. Die neuen und 
für den jetzigen Zeitpunkt wertvollen Darlegungen liegen in folgender 
Richtung: Verfaſſer gibt eine ſtatiſtiſch geſtützte Überficht über die Pro⸗ 
duktionshemmungen während des Krieges, geſondert nach Brennerei⸗ 
arten; im Anſchluß daran ſchildert er die Lage des Branntwein⸗ 
verbrauches. Bei der Behandlung der Nachkriegszeit entwickelt er ein 
eindringliches Bild der furchtbaren Verluſte, die gerade dieſes Gewerbe 
durch den Friedensſchluß erlitten hat. Nur zwei bezeichnende Zahlen: 
der Ausfall der Geſamterzeugung beträgt 31% (was aber zu günſtig 
gerechnet iſt); der Verluſt an Brennereien rein zahlenmäßig über 50 %. 
Die große Mehrzahl der verlorenen Brennereien liegt in Elſaß⸗ 
Lothringen, während das vorwiegende Schwergewicht der verlorenen 
Erzeugung in Poſen und Weſtpreußen liegt. Die Minderung der Er⸗ 
zeugung wird weſentlich verſchärft durch den Verluſt der Rohſtoff⸗ 
gebiete (Kartoffel!) und durch fehlende Kaufkraft für fremde Rohſtoffe. 
Wenn das Problem der Vorkriegszeit die Überproduktion war, ſo iſt 


das Problem von heute ein Bedarfsproblem; der Erzeugungsausfall 


betrug im Vorjahre 86 %! 

Verfaſſer unterſucht daran anſchließend die Möglichkeiten der Pro⸗ 
duktionsförderung, zumal in Hinſicht auf den techniſchen Spiritus, 
meines Erachtens etwas ſehr kurſoriſch und obenhin. In Betracht 
kommen eine Reihe von neuen Verfahren, deren Rentabilität gegen⸗ 
wärtig teils fraglich, teils bedingungslos nicht gegeben iſt. Die 
Löſung des Verfaſſers gipfelt in dem Vorſchlag einer Beſeitigung des 
Branntweinmonpols; fiskaliſch hätte an ſeine Stelle eine einfache Um⸗ 
ſatzſteuer für Trinkbranntwein zu treten. Die Erzeugung von Trink⸗ 
branntwein ſolle kontingentiert und konzeſſionspflichtig fein. Getreide⸗ 


brennerei ſei zu verbieten, alle Begünſtigung einzelner Brennereiklaſſen 


ſolle aufhören. Die Erzeugung von ſynthetiſchem Branntwein ſei 
möglichſt zu fördern; im übrigen: Gewerbefreiheit. Davon ſei zu⸗ 
reichende Bedarfsbefriedigung und wohl auch ſtärkſte ſteuerliche Trag⸗ 


kraft zu erwarten. Die Verwirklichung dieſer Vorſchläge würde in der 
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Tat den folgerichtigen Schlußpunkt unter die Entwicklung im Gewerbe 
bedeuten, die ſich ſeit ſeiner Kartellierung ſcharf heraushob: reſtloſer 
Abbau der heute völlig verſteinerten, aber im Monopol tatſächlich 
konſervierten Geſetzgebung von 1887. Dieſer Abbau iſt heute um ſo 
leichter möglich, als das Viehhaltungs⸗ und Landeskulturproblem des 
Oſtens durch den Friedensvertrag leider mehr als gelöſt iſt; deswegen 
fernerhin, weil in ſtarkem Umfang landwirtſchaftliche Brennereien ab- 
montiert wurden. Daß weder das alte Monopolgeſetz noch ſeine vor⸗ 
geſehene Abänderung der neuen Sachlage genügend Rechnung tragen 
— nicht wirtſchaftspolitiſch und nicht fiskaliſch —, iſt heute klarer denn 
je. Die inneren Lebensvorausſetzungen des Monopols in vorliegender 
Form waren in der Tat ſchon zerſtört, ehe es noch in Wirkſamkeit 
trat. Nachdem der Löſungsprozeß des Brenngewerbes vom Gutsbetrieb 
vollzogen iſt, ſteht der Induſtrialiſierung nichts mehr im Wege. In⸗ 
duſtrialiſierung aber bedeutet nach Lage der Dinge Konzentration im 
Großbetrieb und Privatmonopol von chemiſchen Konzernen — vgl. die 
Situation der engliſchen Spiritusinduſtrie! Im Gegenſatz zum Ver⸗ 
faſſer ſcheinen mir alle Vorausſetzungen heute günſtig für ein ſtaat⸗ 
liches Fabrikationsmonopol zu liegen — wenn irgendwo, 
dann in dieſem Gewerbe, das in ſeiner jetzigen Geſtalt, wie kein zweites, 
ein Kind der Geſetzgebung iſt. 
Freiburg i. B. G. Briefs 


Mertens, Dr., Geheimer Regierungsrat: 1882—1911. Dreißig 
Jahre ruſſiſcher Eiſenbahnpolitik und deren wirt⸗ 
ſchaftliche Rückwirkung. Mit einer Karte. 242 S. 8°. 
Berlin 1919, Julius Springer. 


Der Verfaſſer, ein Deutſcher nach Abſtammictz und Geſinnung, 
iſt lange Jahre Direktor der vormaligen Riga⸗Dünaburger Eiſenbahn 
geweſen. Als der ruſſiſche Staat dieſe Bahn Anfang der neunziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts ankaufte und ihre Beamten, ſoweit 
ſie nicht die ruſſiſche Nationalität annehmen wollten, an die Luft ſetzte, 
kehrte der Verfaſſer nach Deutſchland zurück und wurde in die preußiſche 
Staatseiſenbahnverwaltung übernommen, aus der er vor einigen Jahren 
ausgeſchieden iſt. Dr. Mertens gilt mit Recht als vielleicht der beſte 
Kenner der ruſſiſchen Eiſenbahnen in Deutſchland. Er hat bei ihnen 
nicht nur reiche praktiſche Erfahrungen gemacht, ſondern er beherrſcht 
auch die geſamte Fachliteratur und hat ſich das Verdienſt erworben, 
in der Fachpreſſe ſeine Kenntniſſe und Erfahrungen in die weiteſten 
Kreiſe zu verbreiten. Da er auch die ruſſiſche Sprache beherrſcht, ſo 
konnte er weſentlich aus ruſſiſchen Quellen ſchöpfen. Vgl. auch das 
Literaturverzeichnis S. 240 ff. 

Das vorliegende Werk, in dem der Verfaſſer ſeine literariſche 
Tätigkeit gleichſam zuſammenfaßt, enthält eine vollſtändige Geſchichte 
der ruſſiſchen Eiſenbahnen während des dem Weltkrieg unmittelbar 
vorausgegangenen Menſchenalters. Da die Statiſtik der ruſſiſchen Bahnen 
in der Regel den Ereigniſſen einige Jahre nachhinkt und im Kriege 


e 
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die Eiſenbahnliteratur allmählich vollſtändig verſiecht iſt, mußte mit dem 
Jahre 1911 abgeſchloſſen werden, und es finden ſich nur vereinzelte 
Ausblicke auf die ſpätere Zeit. Das Anfangsjahr 1882 iſt gewählt, 
weil in dieſem erſt eine ſyſtematiſche Entwicklung der Eiſenbahngeſchichte 
mit dem erſten taſtenden Verſuch der Staatsbahnpolitik beginnt und 
die erſte Teilſtrecke der mittelaſiatiſchen Bahn gebaut iſt. 

Die erſten Kapitel (bis S. 45) enthalten eine Baugeſchichte 
der ruſſiſchen Eiſenbahnen unter der Herrſchaft der ſtets ſchwankenden 
Staats⸗ und Privatbahnpolitik. Es folgt die Darſtellung der Tarif⸗ 
politik (bis S. 76) und eine kurze Finanzgeſchichte und Verkehrs⸗ 
geſchichte, alsdann werden die Ergebniſſe der Entwicklung zahlenmäßig 
zuſammengefaßt und kritiſch beleuchtet. Der zweite Teil bringt eine 
Schilderung des Einfluſſes der ruſſiſchen Eiſenbahnen auf den Handels⸗ 
verkehr überhaupt, dann auf den Getreidebau mit einem beſonders be⸗ 
achtenswerten Abſchnitt über die Organiſation des Getreideverkehrs 
mit der Entwicklung zum Getreidemonopol auch im Weltkrieg. So⸗ 
dann folgt die Rückwirkung der Eiſenbahnpolitik auf die landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſe (Eier, Butter, Fleiſch, Obſt, Gemüſe), auf Baum- 
wolle und Flachs. Das nächſte Kapitel beſchäftigt ſich mit der Agrar⸗ 
reform und der Überſiedlung des Wirtſchaftslebens nach Aſien. Zuletzt 
wird noch die Rückwirkung der Eiſenbahnen auf die Induſtrie, beſonders 
auf Naphtha, Eiſen und Kohle dargeſtellt. In dem Schlußwort des 
letzten Kapitels äußert ſich der Verfaſſer über den verderblichen Ein⸗ 
fluß des Bolſchewismus auf die in ſo ſchönem Fortſchreiten begriffene 
wirtſchaftliche Entwicklung von Rußland. „Der Krieg“, ſo lautet der 
letzte Satz, „und noch viel mehr die Revolution, in deren Gefolg die 
Bolſchewiki mit ihren kommuniſtiſchen Idealen alles Beſtehende ver⸗ 
wüſteten, haben in kurzer Zeit das vernichet, was in vielen Dezennien 
geſchaffen war.“ 

Ich beſchränke mich darauf, hiermit den Inhalt des Buches kurz 
anzugeben. Es könnte ſcheinen, als wäre dieſe Verkehrs⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsgeſchichte eines vergangenen und in ſich abgeſchloſſenen Zeitraums 
veraltet. Aber nichts wäre unrichtiger als ein ſolches Urteil. Denn 
ganz abgeſehen davon, daß es für den Wirtſchaftspolitiker und den 
Volkswirt immer von größtem Intereſſe ſein muß, die Verkehrs⸗ und 
Wirtſchaftsgeſchichte eines ſo großen Landes, wie es das ruſſiſche Reich 
iſt, mit ihren Erfolgen und Fehlſchlägen kennen zu lernen, dürfen wir 
die Hoffnung nicht aufgeben, daß einmal wieder ein Umſchwung in der 
ruſſiſchen Politik ſtattfindet und dann auch ein neuer Aufſchwung auf 
die jetzigen troſtloſen Zeiten folgt. Und dann hat uns der Verfaſſer 
in dieſem trefflichen Buch ein ungemein ſchätzbares Hilfsmittel an die 
Hand gegeben, um aus den Lehren der Vergangenheit praktiſche Folge⸗ 
rungen für die Zukunft zu ziehen. 

Dem Buch iſt eine ausgezeichnete Karte der ruſſiſchen Eisenbahnen 
nach dem Stande des Jahres 1914 im Vergleich mit dem Jahre 1882 
beigefügt. 

Berlin A. v. der Leyen 


296 Beſprechungen | [916 


Kienitz, N. v.: Technik und Rechtskunde in der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung. Sonderabdruck aus dem Archiv für Eiſenbahn⸗ 
weſen. 30 S. 8. Berlin 1921, Julius Springer. 


In der außerordentlichen Generalverſammlung des Vereins für 
Sozialpolitik in Kiel im September 1920 war der einzige Gegenſtand 
der Verhandlungen die Reform der ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien 1. 
Unter den Zweigen der Verwaltung, über die in den Verhandlungen 
geſprochen iſt, iſt die Staatseiſenbahnverwaltung etwas zu kurz ge⸗ 
kommen. In dem Eingangsbericht des Staatsminiſters Dr. Drews 
iſt von Eiſenbahnbeamten nur kurz die Rede (vgl. bei. S. 55/56) und 
ich ſelbſt habe in Abweſenheit des plötzlich verhinderten Berichterſtatters 
in der letzten Sitzung, als alles zum Schluß drängte, nur kurz die 
hauptſächlich in Frage kommenden Punkte behandeln können. Und 
doch iſt gerade die Vorbildung der höhern Eiſenbahnbeamten ein be⸗ 
ſonders ſchwieriges Kapitel. Dieſe ſind teils juriſtiſch, teils techniſch 
vorgebildet, weil bei der Verwaltung der Eiſenbahnen teils juriſtiſch⸗ 
wirtſchaftliche, teils techniſche Kenntniſſe erforderlich ſind, die Tätigkeit 
der Techniker ſich alſo nicht ausſchließlich auf die Herſtellung der 
Bahn und der Betriebsmittel beſchränken kann. Es liegt in dieſer 
Beziehung ganz anders, als zum Beiſpiel bei der Poſt⸗, der Juſtiz⸗ 
verwaltung uſw., deren Bauten von Bautechnikern hergeſtellt werden, 
die aber der Verwaltung und der Rechtſprechung völlig fernſtehen. Von 
jeher iſt es beſonders ſchwierig geweſen, die Geſchäfte der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung auf die juriſtiſch und die techniſch vorgebildeten Beamten 
richtig zu verteilen. Seit einigen Jahren geht das Beſtreben der 
Techniker mehr und mehr dahin, Geſchäfte zu übernehmen, die von 
den juriſtiſch vorgebildeten Beamten wahrgenommen werden. Es iſt 
zu dieſem Zweck ein eigener Begriff: „Wirtſchaftstechnik“ gebildet 
worden und dieſe Wirtſchaftstechnik ſoll ſozuſagen die Domäne der 
Techniker ſein (vgl. S. 12 ff. der Schrift von Kienitz). Nun gibt es 
dabei zunächſt ein Mißverſtändnis zu beſeitigen. Die Eiſenbahnjuriſten 
— ein längſt verſtorbener Kämpe gegen die Staatsbahnpolitik hat das 
geiſtvolle Wort: Aſſeſſorismus erfunden — ſind nichts weniger als ein⸗ 
ſeitig juriſtiſch vorgebildete Beamte. Einmal verlangt man von ihnen, 
daß ſie auf der Univerſität auch wirtſchaftliche und ſtaats⸗ und ver⸗ 
waltungsrechtliche Vorleſungen hören und ſodann werden die Aſſeſſoren, 
bevor ſie in die Eiſenbahnverwaltung übernommen werden, ein Jahr 
lang in allen Zweigen der Verwaltung vorgebildet, und ihre Ausbildung iſt 
natürlich mit dem Übergang in die Eiſenbahnverwaltung nicht abgeſchloſſen. 
Ob dieſe Vorbildung nicht, wie die der übrigen Verwaltungsbeamten, 
verbeſſert werden kann, iſt eine Frage, die ich hier nicht erörtern will. 
Sicherlich werden die Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik 
mit ihren vielen Anregungen bei den, ſoviel mir bekannt, noch 


1 Der ſtenographiſche Bericht über die Verhandlungen iſt im 161. Band 


der Schriften des Vereins für Sozialpolitik (Leipzig u. München, Duncker & Hum⸗ 
blot) veröffentlicht. | 
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ſchwebenden Erörterungen über die Ausbildung der Gifenbafndenmten 
nicht unbeachtet bleiben. 

Die vorliegende Schrift beſchäftigt ſich mit der Frage der Aus⸗ 
bildung der Eiſenbahnverwaltungs beamten nicht. Der Verfaſſer 
hat ſich vielmehr die Aufgabe geſtellt, zu prüfen, ob die, oft nicht in 
gerade liebenswürdiger und kollegialer Form erhobene Forderung der 


Techniker, ihnen einen weſentlichen Teil der von Juriſten wahr 


genommenen Geſchäfte abzutreten, begründet iſt. Der Verfaſſer weiſt 
dieſe Forderung im allgemeinen zurück, und zwar mit einer meines Er⸗ 
achtens durchaus ſachlichen Begründung. Wer ſeine Schrift mit 


Ruhe und ohne Voreingenommenheit lieſt, wird zugeben, daß ihm der 


Vorwurf einer Unterſchätzung des Berufes der Techniker und gar 
einer perſönlichen Verunglimpfung ſeiner techniſchen Berufsgenoſſen 
ſicherlich nicht gemacht werden kann. Der Ton, in dem er auf die 
Angriffe in techniſchen Zeitſchriften antwortet, iſt durchaus vornehm, 
und es iſt ein Zeichen übergroßer Empfindlichkeit, wenn ihm einzelne 
Wendungen von Technikern übelgenommen werden. 

Die grundſätzliche Verteilung der Geſchäfte iſt folgende (S. 3, 4): 
„Die Behandlung der Rechtsverhältniſſe, die ſich aus der Anlage der 
Eiſenbahn und aus ihrer Transportführung ergeben, das Tarifweſen 
und die Anordnung der Güterbeförderung, die finanzielle Ordnung des 
Haushalts und das Perſonalweſen einſchließlich der Sorge für die 
ſoziale Wohlfahrt der Bedienſteten find den Verwaltungsbeamten zu⸗ 
gewieſen, dagegen die bauliche Anlage der Eiſenbahn ſelbſt und ihrer 
Bauwerke einſchließlich ihrer Unterhaltung und die Führung des Eiſen⸗ 
bahnbetriebes den Technikern des Ingenieurfachs und das Maſchinenweſen 
mit feinen Nebengebieten, wie Elektrotechnik, Beſchaffung der Betriebs⸗ 
mittel und Materialien ſowie das Werkſtattweſen den Technikern des 


Maſchinenbaufachs.“ Ob das Werkſtattweſen überhaupt zur Trans ⸗ 


portanſtalt gehört, iſt dem Verfaſſer zweifelhaft. — Er ſchildert 
hierauf, wie die Techniker und Juriſten auf die Behörden verteilt ſind 
und begründet ſehr eingehend, daß dieſe Verteilung im weſentlichen eine 
richtige, der Vorbildung der Beamten entſprechende iſt. Außerdem 
weiſt er mit großer Gründlichkeit und geſtützt auf eine reiche praktiſche 
Erfahrung nach, warum die Juriſten vollkommen geeignet ſind, die 
ihnen übertragenen Geſchäfte ſachlich wahrzunehmen, und erörtert die 
Bedenken, die ihrer Übertragung an⸗ Techniker entgegenſtehen. Es iſt 
meines Wiſſens das erſte Mal, daß alle dieſe Fragen einmal gründlich 
vom Standpunkt der Juriſten aus beleuchtet werden. Anlaß haben 
dazu, wie bemerkt, die Angriffe der Techniker gegeben. Der Verfaſſer 
verweiſt hier beſonders auf eine im Januar 1921 von techniſcher Seite 


veröffentlichte Denkſchrift, deren Ausführungen er gründlich widerlegt. 


Daß den höheren techniſchen Beamten ſolche Ausführungen nicht 
willkommen ſein würden, war zu erwarten. Es ſind denn auch eine 
Reihe von Erwiderungen erſchienen, die, ſoweit ich ſie geſehen habe, 
die Ausführungen des Verfaſſers nicht widerlegen, ſondern die ganze 
Frage auf das perſönliche Gebiet hinüberfpielen. Ich verweiſe auf 
zwei ſehr ausführliche Erwiderungen, die eine von dem Geheimen 
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Baurat Heinrich im Reichsverkehrsminiſterium (verkehrstechniſche Woche 
vom 5. Mai 1921, S. 150 ff.), die andere unter dem Titel: Herrſch⸗ 
ſucht oder Pflichtbewußtſein? von Regierungsbaumeiſter Rudolphi 
(Zeitſchrift des Vereins deutſcher Ingenieure vom 21. Mai 1921, 
S. 529 ff.). In der letzteren wird, unter Aufwendung tüchtiger 
hiſtoriſcher Kenntniſſe, die hohe Bedeutung der Technik geſchildert 
und der Vorwurf einer Herrſchſucht der Techniker zurückgewieſen, den 
ihnen der Verfaſſer unſerer Schrift gar nicht gemacht hat. In der erſteren 
will der Verfaſſer unterſuchen, ob die Behauptung berechtigt ſei, daß 
„die Techniker ſubjektiv einſeitig ſeien und daß ihnen das freie Urteil 
fehle“. Zu dieſem Zweck werden einzelne aus dem Zuſammenhang 
gerriſſene Sätze aus der Schrift zuſammengeſtellt und daraus Folge⸗ 
rungen gezogen, die ich nicht für richtig halten kann. Wer die ganze 
Abhandlung von Kienitz lieſt, wird ſie mit dem Bewußtſein aus der 
Hand legen, daß dem Verfaſſer ein derartiges allgemeines Urteil über 
die Eiſenbahntechniker völlig fern gelegen hat. 

Mein Urteil über die Schrift wird vielleicht als ſubjektiv verworfen 
werden, denn ich habe auch zu den juriſtiſch vorgebildeten Eiſenbahn⸗ 
beamten gehört. Ich halte es aber für ein anerkennenswertes Verdienſt 
des Verfaſſers, daß er den unſeren ſpeziellen Berufsgenoſſen hingeworfenen 
Handſchuh aufgenommen und den Standpunkt der „Eiſenbahnjuriſten“ 
offen und ehrlich in gewandter Form und mit großer Sachkunde ver- 
teidigt hat. 

Berlin A. v. der Leyen 


Chriſt, Werner, Dr. rer. Schiffshypothekenbanken. 
Greifswald 1920, ee L. Bamberg. 


Der Verfaſſer hat ſich ein großes Verdienſt erworben durch die 
eingehende und gründliche Bearbeitung der intereſſanten Materie, die 
bisher in Deutſchland nicht genug beachtet worden iſt. Als ich 1913 
über die Rechtsverhältniſſe der Schiffshypotheken einen Vortrag halten 
wollte und 1914 der Errichtung einer Schiffshypothekenbank in Bremen 
nähertrat, war es außerordentlich ſchwierig, in der Literatur dafür aus⸗ 
reichendes Material zu finden; es fehlte vor allem eine einigermaßen 
brauchbare Zuſammenſtellung. Das Werk von Werner Chriſt iſt eine 
vorzügliche Zuſammenfaſſung der ganzen Materie, und fehlt hier auch 
nicht eine kritiſche Betrachtung vieler einzelner Punkte. 

Der Verfaſſer macht einleitend den Verſuch, eine Definition der 
Schiffshypothekenbank zu geben. Dieſer Verſuch iſt allerdings nicht 
als beſonders glücklich zu bezeichnen, da die Definition nicht knapp und 
präziſe genug iſt. Sodann wendet ſich der Verfaſſer einer Darlegung 
der Rechtsverhältniſſe der Schiffshypotheken zu. Dieſer Teil des Werkes 
iſt nur kurz ausgefallen, was wohl darauf zurückzuführen iſt, daß es 
ſich bei der Arbeit des Verfaſſers um eine volkswirtſchaftliche und nicht 
um eine juriſtiſche Abhandlung handelt. Den größten Teil der Werkes 
bildet naturgemäß eine Schilderung der holländiſchen Schiffshypotheken⸗ 
banken und der vor einigen Jahren in Deutſchland gegründeten drei 
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deutſchen Schiffshypothekenbanken in Berlin, Sen und Duisburg. 
Der Leſer gewinnt ein anſchauliches Bild über den Gang der Ent⸗ 
wicklung, den die Schiffshypothekenbanken in Holland genommen haben, 
und wird ihm vor allem gezeigt, wie der augenblickliche Beſtand der 
Schiffshypothekenbanken in Holland und in Deutſchland iſt. Leider hat 
der Verfaſſer es unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, welche Schwierigkeiten 


zu überwinden geweſen ſind, um die ſtaatliche Genehmigung für die 


Ausgabe von Pfandbriefen und damit für die Errichtung einer Schiffs⸗ 


hypothekenbank in Deutſchland zu erlangen. Offenbar haben ſolche 


Schwierigkeiten in Holland niemals beſtanden. Ob in Holland eine 
ſtaatliche Genehmigung überhaupt erforderlich iſt, iſt nicht erſichtlich. 
Den Schutz der Pfandbriefinhaber übernehmen in Holland, wie Chriſt 
ſagt, die Truſtgeſellſchaften. Weil ſich der Staat in die Sachen in 
Holland verhältnismäßig wenig einmiſcht, iſt es offenbar viel leichter 
möglich, eine Schiffshypothekenbank zu errichten, als dies in Deutſch⸗ 
land der Fall iſt, und iſt es ſo zu erklären, daß in verhältnismäßig 
kurzer Zeit eine große Zahl, nämlich im ganzen 16, Schiffshypotheken⸗ 
banken entſtanden ſind. Dagegen fehlte es in Deutſchland lange Zeit 


Fanz an Schiffshypothekenbanken, weil es außerordentlich ſchwer hielt, 


die Genehmigung für die Ausgabe von Pfandbriefen zu erlangen. Man 


fürchtete in Deutſchland einmal eine Benachteiligung der Pfandbriefe 


der Grundſtückshypothekenbanken und ſah außerdem in der Ausgabe 
von Schiffshypothekenpfandbriefen eine Gefahr für das anlageſuchende 
Publikum, weil man die Schiffshypotheken wegen der Beweglichkeit der 
Schiffe als eine ausreichende Sicherheit nicht anſah. Die auf allen 
Gebieten in Deutſchland ſich zeigende Bevormundung iſt auch hier feſt⸗ 


zuſtellen. Die Folge davon war, daß die Holländer einen großen Vor⸗ 


ſprung erworben haben und im Laufe der Zeit viele Millionen deutſchen 
Geldes an Zinſen und Proviſionen aus Deutſchland herausgezogen 
und auch auf den deutſchen Schiffsbau ſchädlich eingewirkt haben. 
Heute wird allerdings die Konkurrenz der holländiſchen Banken nicht 
beſonders groß ſein, da infolge der ſchlechten deutſchen Valuta eine 
Beleihung dentſcher Schiffe in holländiſchen Gulden in abſehbarer Zeit 
kaum in Frage kommen wird. In normalen Zeiten wird es ſich aber 
zeigen, daß die freiere Holländische Geſetzgebung dieſen eine gefährliche 
Konkurrenz geſtattet. In Holland brauchen nur 10 %% des Aktien⸗ 
kapitals eingezahlt zu werden und kann der fünfzigfache Betrag in 
Pfandbriefen ausgegeben werden. Dadurch ſind die Holländer in der 


Lage, ſich das für die Darlehen erforderliche Geld weſentlich billiger 


zu beſchaffen, und können ſie infolgedeſſen ihre Darlehen zu günſtigeren 


Bedingungen geben, als dies den Deutſchen möglich iſt. 

Auf die Frage nach der Weiterentwicklung der Schiffshypotheken⸗ 
banken in Deutſchland geht Chriſt leider kaum ein. Vielleicht iſt er 
der Meinung, daß dieſes über den Rahmen dieſes Buches hinausgeht. 
Für die Beantwortung dieſer Frage wird es natürlich auf die Ent⸗ 
wicklung der deutſchen Schiffahrt und auf die Abſatzmöglichkeit der 
Schiffspfandbriefe in Deutſchland ankommen. Zurzeit liegt beides 
ungünſtig. Der Schiffsbau in Deutſchland iſt viel zu teuer, und der 


\ 
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Kapitaliſt muß bei den hohen Steuern und der teueren Lebenshaltung 
heute höher verzinsliche Werte ſuchen, als eine Schiffshypothekenbank 
für ihre Pfandbriefe bezahlen kann. Danach iſt anzunehmen, daß die 
Entwicklung in Deutſchland nur langſam vor ſich gehen wird und immer 
durch die Konkurrenz der Holländer ſtark bedroht bleiben wird. 
GWeern würde man auch einmal gehört haben, wie in England, das 
doch die größte Schiffahrt beſitzt, das Kapitalbedürfnis für Schiffe be⸗ 
friedigt wird. Dies würde um ſo mehr intereſſieren, weil ja England 
gleichzeitig die größte Trampdampferflotte beſitzt. Leider ſagt Chriſt 
hierüber nichts. 
Alles in allem ſtellt das Buch von Chriſt eine wertvolle Arbeit 
dar, die eine Lücke ausfüllt. 

Bremen Papendieck 


Damiris, C. J.: Le système monétaire grec et le 
change. Paris 1920, Giard & Co.; drei Bände, 363, 359 
u. 238 S.; 70 Franken. 


Nachdem bie griechiſche Drachme im Jahre 1895 gegenüber dem 
franzöſiſchen Franken ein Disagio von 80 9% erreicht hatte, beſſerte 
ſich ihr Preisſtand allmählich. Dazu trug wohl die dem Lande 
1898 auferlegte zwiſchenſtaatliche Finanzkontrolle bei. Schließlich be⸗ 
wirkten die günſtige Geſtaltung der Zahlungsbilanz des Landes, die 
Verminderung ſeines Notenumlaufs ſowie die allgemeine Steigerung 
des Goldvorrates der Welt eine Erhöhung des Preisſtandes der Drachme 
bis zu jenem des franzöſiſchen Franken, die einander 1909 in Athen 
eine Zeitlang vollkommen gleichſtanden (Damiris, Band I., S. 48). 
Nun lag es nahe, Mittel zur Feſthaltung dieſes Kurſes zu erwägen, 
um einer Überteuerung des eignen Geldes zu begegnen. Da kam eine 
vom Vizepräſidenten der Bank Valaoritis angeregte und vom Kabinett 
Dragoumis durchgeführte Novelle zum Bankgeſetz zuſtande, die, unter 
dem 19. März 1910, die Bank ermächtigte, ihren Notenumlauf bei 
ertſprechender Vermehrung ihres Goldſchatzes oder ihres Beſitzes an 
Golddeviſen zu erweitern. Sie erwarb beim Parikurs ihrer Währung 
Gold oder auf Gold lautende Deviſen und ſetzte dieſe mit einem Zu⸗ 
ſchlag von 1¼ % ab. Dieſe Vermehrung der Noten bewirkte keine 
Veränderung des Wechſelkurſes, weil die zuſätzlichen Noten nach dem 
gegebenen Kursſtande voll gedeckt waren und ihre Menge zugleich dem 
Bedarfe des Verkehres an Geldmitteln angepaßt war. Das Noten⸗ 
kontigent blieb elaſtiſch — es dehnte ſich zu den der Ausfuhr günſtigen 
Zeitpunkten aus und verringerte ſich zu den Zeiten der Weizeneinfuhr; 
die Währung blieb ſtabil, weil die Bank Guthaben an das Ausland 
zum Parikurſe kaufte und mit dem erwähnten geringen Aufſchlage ab⸗ 
gab. Ihren Goldſchatz erſetzten ſo zum Teil Forderungen ans Ausland. 

m Fall einer dauernden Verſchlechterung der Zahlungsbilanz 
Griechenlands hätten ſich dieſe Guthaben allerdings verflüchtigt, und die 
Einführung des Zwangskurſes in einem der Schuldnerländer 5 die 
Grundlage dieſer Note nausgabe ebenfalls erſchüttert. 
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Während des Balkankrieges 1912—1913 fuhr die Bank fort, 
Auslandswechſel aufzunehmen und gab dagegen an den Staat wie an 


Private Noten aus; der Wechſelkurs erhielt ſich auf Pari. 


Während des Weltkrieges begann es aber an Auslands wechſeln, 
die auf Goldwährung lauteten, zu fehlen, und die Kurſe der Währungen 
der kriegführenden Staaten ſanken gegenüber jenen der neutralen Länder. 
Nun ſtellte die griechiſche Bank ihre Deviſenkurſe auf New Pork ab 
und verringerte ihre Guthaben in Weſteuropa zugunſten ſolcher in der 
nordamerikaniſchen Union. Die Zahlungsbilanz erhielt ſich ihrerſeits 
anfangs günſtig infolge der reichlichen Gewinne, welche die Reedereien 


des Landes machten. Und war der Stand der griechiſchen Noten von 


1914 bis 1919 auf das 3 ½ fache geſtiegen, jo hatte ſich doch der 
Notenumlauf in Frankreich wie in Italien auf das 5 fache erhöht, 


und die zuſätzlichen, auf Grund des Geſetzes von 1910 ausgegebenen 


Noten ermöglichten jederzeit eine Verfügung über Guthaben in Dollars. 
Kritiſch war aber, daß die von den Allierten an Griechenland über⸗ 
wieſenen Beträge auf Franken und auf Pfunde lauteten, deren Kurſe 


gewichen waren, und daß ſie in Gutſchriften beſtanden, über die Griechen⸗ 


land ſelbſt erſt 6 Monate nach Friedensſchluß zu verfügen berechtigt war. 


Da ferner während des Weltkrieges auch Griechenland die Kapitalien⸗ 


ausfuhr ſperrte, der Unterſeebootkrieg die Schiffahrt und den Handel 
beeinträchtigte und infolgedeſſen die Nachfrage des Inlandes nach Gut⸗ 


haben im Auslande abnahm, ſtrömten die zuſätzlichen Noten nicht zur 


Bank zurück, ſondern ihre Flut trieb die Preiſe der Waren empor. 
Nach dem Niederbruch der Mittelmächte mußte Griechenland vollends 
Gewehr bei Fuß bleiben und ſeine Truppen zur Verfügung der Entente 
halten, wodurch die Regierung gezwungen war, ihren Bedarf an Noten 
durch innere Anleihen und durch Bankſchulden zu decken. Der Krieg 


hatte zudem die Entgüterung des Landes bewirkt und hierdurch die 


Handelsbilanz fortſchreitend verſchlechtert. Hinzu kam, daß griechiſche 
Banken es unternahmen, die Warenbezüge der jugoſlawiſchen, der 
rumäniſchen und der in Rußland beſetzten Gebiete zu decken. So 
ſchrumpfte denn die Deckung des Landes in Dollars zuſammen und 
blieb auf die engliſchen und franzöſiſchen Regierungskredite beſchränkt. 


Nun wurde das Geſetz von 1910 grundlegend verändert, und 


in der Folge ſank der Kurs der Drachme und verlor zudem ſeine 


Stabilität. | 

| Auf Grund dieſer Ereigniſſe befürwortet Verfaſſer die Rückkehr 
zu einer verbeſſerten Form des 1910 er Syſtems. Namentlich erſcheint 
ihm für die auf Grund von Auslandsforderungen ausgegebenen Noten 


auch eine zuſätzliche Deckung in effektivem Gold erforderlich. Auch 


ſcheint es ihm zweifelhaft, ob das griechiſche Syſtem, das er mit den 


‚anderen Formen des ſogenannten gold exchange standard vergleicht, 
zur Grundlage eines Syſtems internationaler Noten gemacht werden 


könnte, wie dies von einer Seite angeregt worden war. Für das 


Inland fordert er Rückkehr zu den bewährten Grundlagen der Novelle 
von 1910. 
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Seine eingehende und umſichtige Studie iſt jedenfalls eine ſehr 
erwünſchte Bereicherung der Währungsliteratur und ſtellt dem noch 
jugendlichen Autor, der in Athen ſowie in Paris promoviert hat und 
ſeither in internationalen Dienſten Verwendung fand, eine hervorragende 
Zukunft in Ausſicht. 
Wien E. Schwiedland 


Waſſermann, Nobert von: Volkswirtſchaftliche Betrach⸗ 
tungen zur Steigerung der Tuberkuloſeſterblichkeit 
während des Krieges. Greifswalder ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftliche Abhandlungen, Nr. 4, Greifswald. Verlag: 
Ratsbuchhandlung L. Bamberg. 1920, 88 S., 20 Mk. 


Wir haben es hier mit einer der erſten Arbeiten zu tun, melde 
ſich mit den Ein⸗ und Nachwirkungen des Krieges auf die Bevölkerungs- 
entwicklung in Deutſchland beſchäftigen. Die Unterſuchung ſetzt mit 
der Betrachtung der Steigerung der Tuberkuloſeſterblichkeit gerade an 
einem der wichtigſten Punkte ein, und der Verfaſſer hat es verſtanden, 
auf Grund eines umfaſſenden Materials dieſe Zuſammenhänge in 
gründlicher und ſachkundiger Weiſe darzulegen. Ein erſter Abſchnitt 
beſchäftigt ſich mit der Beſprechung des vorhandenen Materials, ein 
zweiter Abſchnitt ſtellt die während des Krieges eingetretenen Schädi⸗ 
gungen, wobei beſonders Wohnung und Ernährung behandelt werden, 
feſt, ein dritter faßt die Ergebniſſe zuſammen, und in einem letzten 
Abſchnitt werden aus dem Geſagten gewiſſe Lehren und Ergebniſſe ge— 


en. 

Der Verfaſſer hat es vor allem verſtanden, in ſehr klarer und 
anſchaulicher Weiſe den Zuſammenhang zwiſchen Ernährung und Tuber⸗ 
kuloſeſterblichkeit herauszuheben. Es gelingt ihm, vor allem auch 
mittels graphiſcher Darſtellungen, den Nachweis zu führen, daß ſich⸗ 
eine faſt vollkommene Übereinſtimmung zwiſchen dem jedesmaligen Ab⸗ 
ſinken des Kaloriengehaltes der Nahrung während des Krieges und der 
Höhe der Tuberkuloſeſterblichkeit ergibt. Sobald die Nahrungsverhält- 
niſſe ſchlechtere werden, beginnt regelmäßig etwa ein halbes bis ein 
Jahr ſpäter die Tuberkuloſeſterblichkeit zu ſteigen. Dabei hat die weib⸗ 
liche Tuberkuloſeſterblichkeit weit mehr zugenommen als die männliche, 
was der Verfaſſer vor allem darauf zurückführt, daß während des 
Krieges ſo viele Frauen an Stelle der Männer zu ſchwerer Arbeit 
herangezogen worden find. Auch über den Altersaufbau der an Tuber⸗ 
kuloſe Geſtorbenen enthält das Buch intereſſante Angaben. 

In dem letzten Abſchnitt des Buches verſucht der Verfaſſer dann 
auch die Einbuße an Arbeitskraft zu berechnen, welche wir durch die 
von ihm dargeſtellte Unterernährung erlitten haben. Es ſind natur⸗ 
gemäß ſehr ſchwache Unterlagen, auf welchen eine ſolche Berechnung, 
die ja immer nur ſehr approrimativen Charakter tragen kann, möglich 
iſt. Ich habe vor allem Bedenken gegen die Verwendung der Ein- 
kommenſteuerſtatiſtik zu dieſem Zwecke und glaube, daß man auf Grund 
der vorhandenen produktionsſtatiſtiſchen Erhebungen, ſo mangelhaft und 
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dürftig ſie auch ſind, vielleicht zu geſicherteren Ergebniſſen gekommen 
wäre. Der Verfaſſer macht ferner den Verſuch, den wirtſchaftlichen 
Schaden in Geldform auszudrücken, welchen wir durch die Steigerung 
der Tuberkuloſeſterblichkeit erfahren haben. Auch dagegen möchte ich 
gewiſſe Bedenken äußern; denn der uns hierdurch entſtandene Schaden, 
als Ausfall an produktiver Leiſtungsfähigkeit betrachtet, hängt doch in 
ſeiner Höhe ſehr ſtark von den wirtſchaftlichen Verhältniſſen der Nach- 
kriegszeit ab, und man darf darüber gelinde Zweifel hegen, ob wir 
überhaupt nach dem Kriege imſtande geweſen wären, ſo viel mehr 
Menſchen in produktiver Tätigkeit zu beſchäftigen, wenn dieſe Steigerung 
der Tuberkuloſeſterblichkeit nicht eingetreten wäre. Es könnte ja durch— 
aus der Fall ſein, daß wir dann einfach jetzt ein entſprechend größeres 
Heer von Arbeitsloſen hätten, daß alſo dieſes Mehr an Menſchen ſich 
nur als Belaſtung der Volkswirtſchaft, nicht als Ausfall an produktiver 
Kraft darſtellen würde. Das Letztere kann vielleicht, was ſich heute 
noch nicht überſehen läßt, einmal nach einer Reihe von Jahren der 
Fall ſein. 
Freiburg i. Br. P. Mombert 


Grotjahn: Geburtenrückgang und Geburtenregelung. 
Zweite, mit einem Nachwort verſehene Auflage. 
Berlin 1921, Verlag von Oskar Coblenz. 378 S., 25 Mk. 


Abgeſehen von einem Nachwort, iſt das im Jahre 1914 erſchienene 
Buch unverändert geblieben. An manchen Punkten wäre es doch viel— 
leicht auch zweckmäßig geweſen, gewiſſe Ergänzungen auch im Texte 
vorzunehmen. Das gilt nicht nur von den allgemeinen Zuſammen⸗ 
hängen zwiſchen Bevölkerung und Wirtſchaft, welche überhaupt in dem. 
Buche, auch in ihren Beziehungen zum Geburtenrückgang, etwas jtief- 
mütterlich behandelt worden ſind, als beſonders auch von dem Zahlen— 
material, das der Verfaſſer ſeinen Betrachtungen zugrunde gelegt hat. 
Schon nach dem Stande des Jahres 1914, dem Ausgabejahr des 
Buches, war das benutzte Zahlenmaterial an manchen Stellen nicht 
genügend weit fortgeführt, eine Tatſache, die jetzt, ſieben Jahre ſpäter, 
noch ſtörender wirken muß. Ich verweiſe nur darauf, daß der Ver— 
faſſer im Jahre 1914 auf Grund der Heiratsziffern der Jahre 1841 
bis 1905 den Satz aufgeſtellt hat, daß die Eheziffer ungefähr die näm⸗ 
liche geblieben iſt. Es iſt nicht ganz verſtändlich, warum er hierbei. 
die doch jo leicht zugänglichen Ziffern der folgenden Jahre, welche be— 
kanntlich ein ganz anderes Bild zeigen, nicht mitbenutzt hat. Er hätte 
dann jedenfalls auch den engen Zuſammenhang geſehen, welcher in der 
allerneueſten Zeit zwiſchen dem Rückgang der Heiratshäufigkeit und⸗ 
demjenigen der Geburtenhäufigkeit beſtanden hat. Während die all⸗ 
gemeine Heiratsziffer in Deutſchland im Durchſchnitt der Jahre 1895, 
bis 1899 auf 1000 Einwohner 8,3 betrug, ſank ſie in den folgenden 
beiden Jahrfünften auf 8,1 und auf 8,04, um dann in der Periode 
1910 — 1913 auf 7,74 herunterzugehen. Mit dieſer Entwicklung hing es 
dann auch zum Teil zuſammen, daß bei uns der Geburtenrückgang ein jo 
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beſonders ſtarker in dieſer Zeit geweſen iſt. Hätten wir auf 64 Millionen 


Einwohner berechnet in den Jahren 1905 - 1913 mit 8,1 auf 1000 
dieſelbe Heiratsziffer wie in dem vorausgegangenen Jahrfünft gehabt, 
ſo wären in den beiden letztgenannten Perioden 1905—1913 rund 
113000 Ehen mehr geſchloſſen worden, als es tatſächlich der Fall ge⸗ 
weſen iſt, eine Tatſache, die doch ſicherlich auch den Geburtenrückgang 
beeinflußt hat. Mit dieſem Rückgang der Eheſchließungen hängt es 
dann auch ganz zweifellos zuſammen, daß in dieſem betrachteten Zeit⸗ 
raum von 1905—1913 gerade in den letzten Jahren der Geburten⸗ 
rückgang ein ſo beſonders ſtarker geweſen iſt. 

Die Stärke des Buches liegt nun auch weniger in der Darſtellung 
der wirtſchaftlich⸗ſozialen als in derjenigen der hygieniſch⸗mediziniſchen 
Zuſammenhänge. Für Grotjahn iſt der Geburtenrückgang das Zentral⸗ 
problem der ſozialen Hygiene. Manche werden vielleicht der Meinung 
ſein, daß die Bekämpfung der Sterblichkeit für die ſoziale Hygiene das 
Wichtigere, aber auch dankbarere Arbeitsfeld ſein dürfte. Davon jedoch 
abgeſehen, darf man dankbar anerkennen, daß das Buch nach dieſer 


mediziniſch⸗hygieniſchen Seite hin anderen Schriften über den gleichen 


Gegenſtand gegenüber recht wertvolle Ergänzungen bietet, und daß vor 
allem auch der Nationalökonom aus ihm recht wertvolle Belehrungen 
ſchöpfen kann. 

Freilich in manchen und nicht immer in unwichtigen Fragen 
kann ich Grotjahn nicht folgen. Es ſei an dieſer Stelle vor allem 
auf zwei Punkte eingegangen. Einmal auf dasjenige, was er zur 
Erklärung des Geburtenrückganges anführt. Als die Urſache desſelben 
betrachtet er die Anwendung der Präventivmittel. Zweifellos hat er 
dabei in gewiſſem Sinne recht. Denn ohne die Anwendung dieſer 
Präventivmittel, das Wort im weiteſten Sinne genommen, würden 
wir keinen ſolchen Geburtenrückgang erlebt haben. Aber dieſe Tatſache 
als Urſache betrachten wollen, heißt doch, den Kauſalnexus ſehr frühe 
abbrechen, und zwar gerade an dem Punkte, an dem das Problem nach 
ſeiner geſellſchaftlichen und pſychologiſchen Seite hin überhaupt erſt be⸗ 
ginnt. Denn man muß ſich doch auch fragen: Warum wurden in, den 
letzten Jahren gerade, im Gegenſatz zu früher, dieſe Präventivmittel 
in ſo hohem Maße angewandt? Es hat doch auch bei uns lange Zeiten 
gegeben, in denen dieſe Mittel recht wohl bekannt und zugänglich waren, 
ohne daß von ihrer Anwendung in ſolchem Maße die Rede war, wie 
es heute der Fall iſt. Erſt mußte ſich doch in einer Bevölkerung ſo⸗ 
zuſagen pſychologiſch der Boden vorbereitet, der Wille nach dieſer 
Richtung hin eingeſtellt haben, auch ſolche Mittel in größerem Umfange 
anzuwenden, ehe dieſe dann im techniſchen Sinne des Wortes als 
Urſache wirken konnten. Daß Grotjahn dieſer piphologif-geielligeit 
liche Hintergrund im übrigen recht wohl bekannt ift, geht aus zahl⸗ 
reichen Stellen ſeines Buches hervor. Um ſo mehr muß es aber wunder⸗ 
e daß er die Urſache allein in dieſem rein techniſchen Hilfsmittel 
erblickt. 

Ein zweites, das mich von den Anſchauungen Gotjahns trennt, 
it der ſo ſtark ausgeprägte rationaliſtiſche e welcher durch das 
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ganze Buch hindurchgeht. Er will eine Rationalifierung des Fort⸗ 
pflanzungsgeſchäftes unter Anwendung der Eugenik in der Weiſe durch⸗ 
führen, daß z. B. jedes Elternpaar die Pflicht hat, eine Mindeſtzahl 
von drei Kindern über das fünfte Lebensjahr hinaus groß zu bringen. 
Elternpaare, welche ſich durch beſondere Rüſtigkeit auszeichnen, haben 
das Recht, dieſe Mindeſtzahl um das Doppelte zu überſchreiten und 
für jedes dieſe Zahl überſchreitende Kind eine materielle Gegenleiſtung 
in Empfang zu nehmen. Man darf doch nicht vergeſſen, daß man es 
mit wollenden und denkenden Menſchen zu tun hat, und darf doch nicht 
außer acht laſſen, daß man den Menſchen auf dieſe Weiſe zur Maſchine 
herabdrückt. Dabei ſei davon ganz abgeſehen, daß man mit ſolchen 
Maßnahmen den rationaliſtiſchen Geiſt nur verſtärken und auch in noch 
nicht davon berührte Volkskreiſe hereintragen würde, den Geiſt, der 
doch in erſter Linie für den modernen Geburtenrückgang, aber auch 
vielleicht für den neuzeitlichen Rückgang der Ehehäufigkeit als Urſache 
heranzuziehen iſt. Im übrigen müßte man dann auch folgerichtig in 
beſtimmten Fällen zum Heiratszwang und zu Heiratsverboten kommen. 

Vielleicht wäre der Verfaſſer nicht zu ſolchen Vorſchlägen gekommen, 
wenn er mehr die Zuſammenhänge von Bevölkerung und Wirtſchaft 
im Auge gehabt hätte. Man braucht nicht zu den bedingungsloſen 
Anhängern der Malthusſchen Bevölkerungstheorie zu gehören, um ſich 
doch der wirtſchaftlichen Grenzen des Volkswachstums durchaus bewußt 
zu ſein. Wenn Grotjahn einen jährlichen Bevölkerungsüberſchuß von 
10 auf 1000 der Bevölkerung verlangt, ſo überſieht er auch, daß das 
gleiche relative Wachstum einer Bevölkerung zu einer fortdauernden, 
abſoluten Zunahme dieſes Wachstums führen muß, weil eben die gleiche 
relative Zunahme ſich auf einer um die Zunahme des Vorjahres 
breiteren Baſis regelmäßig vollzieht. Bei den Zuſammenhängen zwiſchen 
Bevölkerung und Wirtſchaft kommt es aber ganz allein auf dieſes ab⸗ 
ſolute und nicht auf das relative Wachstum an. Es ſind hier doch 
gewiſſe Widerſprüche zu dem Satze vorhanden, mit welchem Grotjahn 
das Nachwort ſeines Buches beſchließt: „Die Bevölkerungszahl 
den verfügbaren Unterhalts mitteln anzupaſſen, ohne daß 
die Volkswohlfahrt Schaden leidet, das iſt die Aufgabe, die der 
Ausgang des Krieges dem deutſchen Volke geſtellt hat.“ 

Freiburg i. Br. P. Mombert 


Saitzew, Dr. Manuel: Die Bekämpfung der Wohnungs⸗ 
not. Schriften des Schweiz. Verbandes z. F. des gemeinnützigen 
Wohnungsbaus. Zürich 1920, Selbſtverlag des Verbandes. 130 
und 2 S. 8°, 


Die gegenwärtigen Schwierigkeiten im Wohnungswesen, die im 
Gefolge des Weltkrieges nicht nur in den vordem kriegführenden, 
ſondern auch in den neutralen Staaten hervortreten, können, wie Ver⸗ 
faſſer in zutreffender Weiſe ausführt, nicht ohne weiteres mit den 
Wohnungsproblemen der Vorkriegszeit verglichen werden; ſie bedürfen 
vielmehr einer beſonderen Behandlung, die der Eigenart der neueren 
S mollers Jahrbuch XLV 3. 20 
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Entwicklung gerecht wird und neue Mittel der Löſung in Betracht 
zieht. Nur dieſe neuere Geſtaltung der Wohnverhältniſſe, nicht aber 
die Wohnungsfrage als Geſamtproblem will Verfaſſer in ſeiner Unter⸗ 
ſuchung erörtern. Hierbei werden nicht nur die Vorgänge in der Schweiz, 
ie in weitgehendem Umfang die Zuſtände anderer Staaten ge⸗ 
ſchildert. 


Nach Kriegsausbruch ergibt ſich in den größeren Städten der 
Schweiz zunächſt — ganz wie in Deutſchland — ein Abflauen der 
Wohnungsnachfrage, namentlich für die Kleinwohnung. In Zürich 
wie in Baſel findet eine ſtarke Abwanderung der geſtellungspflichtigen 
Ausländer der verſchiedenen Nationen ſtatt; nur die Franzoſen haben 
in Baſel einen Mehrzuzug aufzuweiſen. Zugleich geht die Zahl der 
Eheſchließungen — ein Hauptmoment für den Neubedarf an Klein⸗ 
wohnungen — raſch zurück. Die Bautätigkeit wird allgemein ein⸗ 
geſchränkt, wenn auch der Rückgang kein ſo weitgehender iſt wie in 
Deutſchland. Eine merkliche Senkung der Mietpreiſe tritt ein. Im | 
Jahre 1915 iſt indes der Abwanderungsverluſt in Zürich bereits aus⸗ 5 
geglichen; das Jahr 1916 ſteht ſchon im Zeichen der Wohnungsknapp⸗ 
heit, die ſich im folgenden Jahre verſchärft, bis in den Jahren 1918/19 
die Wohnungsnot in der ſchlimmſten Form zu verzeichnen iſt. In be⸗ 
achtenswerten Darlegungen tritt Verfaſſer der vielverbreiteten Annahme 
entgegen, als ob die Knappheit der Wohnungen in den ſchweizeriſchen 
Städten durch den Zuzug von kriegsflüchtigen oder zugewanderten Aus⸗ 
ländern — ſogenannte „Überfremdung“ — verurſacht ſei. In Zürich 
ging vielmehr der Anteil der Ausländer an der Bevölkerung in den 
Jahren 1914 bis 1920 von 34% auf 24% ‚ͤ in Baſel von 38 % 
auf 28 %% zurück, während die Zahl der Schweizer von 66 auf 76 /o 
beziehungsweiſe von 62 auf 72 % ſtieg. Der Zuſtrom von Aus- 
ländern iſt alſo in der Schweiz nicht für den gegenwärtigen Woh⸗ 
nungsmangel verantwortlich zu machen. [Von größerem Einfluß ſcheint 
allerdings im Wohnungsweſen der ſkandinaviſchen Länder das Aus⸗ 
ländertum, insbeſondere der aus Rußland herrührende Zufluß von 
Kriegs⸗ und Revolutionsflüchtigen, geweſen zu fein.] 

Die Urſachen für die Wohnungsnot ſind vielmehr in dem Nieder⸗ 
gang der Bautätigkeit zu ſuchen, und das Mittel der Abhilfe kann — denn 
alle ſonſtigen Linderungsmaßnahmen haben ſich als unzureichend er⸗ 
wieſen — nur in der Hebung der Bautätigkeit gefunden werden. An 
der Hand der Züricher Statiſtik zeigt Verfaſſer, in welchem Umfang 
die allgemeine und namentlich die private Bautätigkeit zurückgegangen 
iſt; im Jahre 1912 wurden in Zürich noch 1800 Wohnungen neu her⸗ 
geſtellt, im Jahre 1917 407 und im Jahre 1919 492; der Anteil der 
privatgewerblichen Unternehmung dagegen betrug bei dieſen Bauten 
1912 91,8 %, 1917 73,7% und 1919 nur noch 17,5% . In dem 
letztgenannten Jahre entfielen auf die von der Stadtgemeinde aus⸗ 
geführten Wohnungsbauten allein 82,3% der Geſamtzahl. Verfaſſer 
berechnet nunmehr den Geſamtbedarf an Neubauten ſowie die Summe 
der erforderlichen Aufwendungen für die Schweizer Städte und er⸗ 


927 Beſprechungen 307 


örtert weiter die Möglichkeiten der Geldbeſchaffung. Die von boden; 
reformeriſcher Seite auch in Deutſchland aufgeſtellte Forderung, die 
Mittel für den Wohnungsbau durch „Vergrößerung des Notenumlaufs, 
um den für den gegenwärtigen Wohnungsbedarf erforderlichen Betrag“ 
zu beſchaffen, wird vom Verfaſſer in eingehender Begründung ab⸗ 
gelehnt. N | | 
Die eigenen Vorſchläge des Verfaſſers erſtrecken ſich auf zwei ver- 
ſchiedene Maßnahmen, die zeitlich in dem erforderlichen Abſtand auf⸗ 
einander zu folgen haben. Zunächſt iſt, ſolange der Mieterſchutz auf⸗ 
rechterhalten bleibt, eine Mietsausgleichabgabe zu erheben, aus deren 
Ertrag die Neubautätigkeit unterſtützt wird. Haben ſich ſpäterhin die 
allgemeinen Verhältniſſe ſoweit gefeſtigt, daß an den Abbau des Mieter⸗ 
ſchutzes herangegangen werden kann, ſo wäre der ſich alsdann ergebende 
Wertzuwachs der vorhandenen („alten“) Wohngebäude zugunſten der 
Allgemeinheit zu beſteuern (S. 112 f.). Eine beſondere Beachtung ver⸗ 
dienen die mit eingehenden Berechnungen verbundenen Ausführungen 
über die Lage des Hausbeſitzes. Verfaſſer weiſt darauf hin, daß bei 
dem Anſpruch des Hausbeſitzes auf eine hinreichende Verzinſung die 
Verſchuldung der Grundſtücke (in der Schweiz durchſchnittlich 75%) 
in Betracht zu ziehen iſt, und daß dem Beſitzer nur ein entſprechender 
Reinertrag für ſein eigenes Kapital, das ſogenannte Guthaben an 
feinem Grundſtück, zuſteht. | 

Die Arbeit des Verfaſſers zeigt, in welchem Umfang die jüngite 
Entwicklung des Wohnungsweſens allgemein von internationalen Er⸗ 
ſcheinungen beherrſcht wird, und wie andererſeits eine Reihe von Vor⸗ 
gängen nationaler und örtlicher Art in ihrer Verſchiedenheit zu berück⸗ 
ſichtigen iſt. Unter den nationalen Einzelheiten ſei erwähnt, daß, im 
Gegenſatz zu Deutſchland, in der Schweiz auf dem Lande und in den 
kleinen Gemeinden eine Wohnungsnot zum Teil objektiv nicht beſteht 
oder zum mindeſten ſubjektiv nicht empfunden wird (S. 114). Während 
ferner die Zuwanderung von Kriegsflüchtigen in der Schweiz nicht als 
entſcheidender Faktor in den Wohnungsſchwierigkeiten angeſehen werden 
kann, erweiſt ſich in Deutſchland die Rückwanderung von Kriegs⸗ 
verdrängten von weſentlichſtem Einfluß auf die Wohnverhältniſſe 1, 
Die Saitze wſche Schrift bringt ein reiches Material zur neueren Ge» 
ſtaltung der Wohnungsfrage und wird in ihrer ſachlichen, ruhig ab⸗ 
wägenden Beurteilung als Führer durch das ſchwierige Gebiet all⸗ 
gemein willkommen ſein. | 

Berlin | Ruud. Eberſtadt 


1 Vgl. hierzu: Regierungs⸗ und Baurat Engelbrecht, Vorſchlag zur 
ſchnellen Schaffung neuer Wohnungen, Wochenſchrift des Berliner Architekten⸗ 
vereins, Jahrg. 1920, S. 189; Walter Curt Behrendt, Flüchtlingsbewegung, 
Zeitſchr. „Die Volkswohnung“ 24. 8. 1920, S. 281. . 
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Schulte: Fürſtentum und Einheitsſtaat in der deutſchen 
Geſchichte. eu, au Abhandlungen. Herausgegeben 
von Heinrich Triepel, Erich Kaufmann, Rudolf Smend, 
Bd. I, Heft 1. Berlin 1921, Otto Liebmann. 80. 32 S. 


Dieſe neue Sammlung ſetzt ſich zur Aufgabe, durch kleinere Ab⸗ 
handlungen über wichtige Sonderfragen die erforderliche Vorarbeit für 
ſpätere zuſammenfaſſende Darſtellungen zu leiſten, da der neue Rechts⸗ 
ſtoff noch zu ſehr in der Entwicklung begriffen iſt, als daß ſeine voll⸗ 
ſtändige wiſſenſchaftliche Durchdringung heute ſchon möglich wäre. Die 
Abhandlungen ſollen in zwangloſen Heften erſcheinen, von denen etwa 
je 5 zu einem Jahresband von 15—20 Bogen enge 
werden 

Das erſte Heft der Sammlung bringt die am 18. Januar bei 
der Univerſitätsfeier in Bonn gehaltene Rede des Hiſtorikers Aloys 
Schulte über „Fürſtentum und Einheitsſtaat in der deutſchen Ge⸗ 
ſchichte“. Ausgehend von der Frage, warum Deutſchland ein Staat 
mit geteilter Souveränität iſt, führt uns die kleine Schrift in ſcharf 
beleuchteten Einzelbildern von dem früh verlorengegangenen karolingiſchen 
Einheitsſtaat über Lehnsweſen und mittelalterliche Zerſplitterung zur 
Wiedergewinnung ſtaatlicher Kraft im Preußen Friedrichs des Großen, 
zum Bismarckiſchen Reich und zu der gegenwärtig wachſenden Neigung 
zum Einheitsſtaat. An Hand dieſer Entwicklung löſt nun der Ver⸗ 
faſſer ſeine beſondere Aufgabe, an Stelle des von Haß und Gunſt der 
Parteien verzerrten Bildes des deutſchen Fürſtentums, auf Grund ge⸗ 
ſchichtlicher Tatſachen die Bedeutung der Fürſten in Deutſchlands volk⸗ 
licher und ſtaatlicher Entwicklung mit kurzen Strichen gerecht abwägend 
zu zeichnen. 

Berlin Heinrich Herrfahrdt 


Preisaufgabe 


Die von der juriſtiſchen Fakultät der königlichen Friedrichs⸗Uni⸗ 
in in Chriftiania im Juni 1917 geſtellte Preisfrage: In welchem 
Umfange hat das römiſche und das kanoniſche Recht das 
norwegiſche beeinflußt? iſt wiederholt worden. Die Formulierung 
der Neuausſchreibung ſtimmt mit der in dieſem Jahrbuch, 42. Jahrgang, 
Heft 2, Seite 395—96 veröffentlichten genau überein; nur der Termin 
für die Einſendung iſt auf den 31. Dezember 1923 hinausgeſchoben 

worden. 

Schriftleitung. 
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Eingeſendete Bücher 


= bis Mitte Auguſt 1921 = 


1. Allgemeine Politik 


Angell, Norman: Der Friedensvertrag und das wirtſchaftliche Chaos in 
Europa. Aus dem Engliſchen übertragen von A. du Bois⸗ Reymond. 
5 Deutſche Verlagsanſtalt für Politik und Geſchichte m. b. H. 


Oeutſche Weltwirtſchaftliche Geſellſchaft, E, V.: Der Friedens⸗ 
vertrag und Peufſchtande Stellung in der Weltwirtſchaft. 
Beiträge von Moritz Julius Bonn, Hans Bredow, Heinri 
Dade, Auguſt Euler, Franz Eulenburg, Ernſt Francke, Emi 
Guggenheimer, Walther Jung, Herbert Kraus, Alfred Lans⸗ 
burgh, Franz Luſensky, Albrecht Macco, Carl oo Peter 
Stubmann, Guſtav de Thierry, Wather Vogel. Berlin 1921 
Julius Springer. V u. 224 S., 1 Karte. 

Iſay, Hermann: Die privaten Rechte und Intereſſen im Friedensvertrag. 
2. Aufl. Berlin 1921, Franz Vahlen. XVIII u. 256 S. | 
Iwasaki, Uichi: The working forces in japanese politics. A brief account 

of political conflicts 1867—1920. New York 1921, Columbia Uni- 
. „versity.. (Studies in History, Economics and Public Law, Columbia 
University, vol. XCVII, I. Whole Nr. 220.) 141 S. 

Keynes, J. M.: Der Friedensvertrag von Verſailles. Berlin 1921, Verlag 
für Politik und Wirtſchaft G. m. b. H. (Die Europäiſche Bücherei, 
Bd. III.) 52 S. 

Kraus, Herbert: Der Völkerbund und die Friedensverträge. Berlin 1920, 
Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik und Geſchichte m. b. H. 49 S. 

von Lersner, Frhr.: Verſailles. Volkskommentar des Friedensdiktats. 
Berlin 1921, Verlag für Politik und Wirtſchaft. 104 S., 1 Karte. 

Koſenbaum, Eduard: Der Vertrag von Verſailles. Inhalt und Wirkung. 
Zweite, ergänzte Auflage. Leipzig 1921], Ph. Reclam. (Reclams Uni⸗ 
verſalbibliothek, Nr. 6206.) 151 S. | | 

Nühlmann, Paul: Europa am Abgrunde. Die wichtigsten Beſtimmungen 
des Verſailler Friedensvertrages in ihren Wirkungen erläutert. Leipzig 
1919, K. F. Koehler. 99 S., 5 graph. Darſt. u. 1 Karte. 

Schmitt, Franz Auguſt: Die Volkswirtſchaft im neuen Deutſchland. Be⸗ 
trachtungen zur wirtſchaftlichen Lage nach dem Londoner Ultimatum. 
München 1921, Dr. Franz A. Pfeiffer & Co. f 

Schücking, Walter (Herausgeber): Vor veröffentlichung aus dem 
Kommentar zum Friedensvertrage: | 

Kraus, Herbert und Rödiger, Guſtav: Chronik der Friedens⸗ 
verhandlungen nebſt einer Überſicht über die Diplomatie des Weltkrieges. 
Berlin 1920, Franz Vahlen & Hans Robert Engelmann. X u. 155 S. 


Zitelmann, F. C.: Rußland im Friedensvertrag von Verſailles 
(Artikel 116, 117, 292, 293, 433 des Friedensvertrags). Kommentar nebſt 
einſchlägigen Noten. Berlin 1920. XII u. 125 S. 

Eckart, Paul und Kuttig, Ewald: Das internationale Arbeits⸗ 
recht im Friedensvertrage. Kommentar zum Teil XIII des Friedens⸗ 
vertrags von Verſailles. Nebſt Anhang: Die ſoziale Verſicherung in den 
abgetretenen Gebieten, von Alfred Manes. Berlin 1920. X u. 133 S. 

i Albert: Gewerblicher Rechtsſchutz (unlauterer Wettbewerb) 
und Urheberrecht im Friedensvertrag von Verſailles (Artikel 306 —311 
ſowie 274 und 275 des Friedensvertrags). Berlin 1920. XV u. 80 S. 


* 
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Bruck, E.: Die Behandlung der Verſicherungsverträge im Friedens⸗ 
vertrag zu Verſailles (Art. 303 Anlage 8 8—24 des Friedensvertrags). 
Kommentar. Berlin 1920. XII u. 43 S. 

Wolff, Ernſt: Privatrechtliche Beziehungen zwiſchen früheren Feinden 
nach dem SFriedensverteag, (Verträge, 1 x Urfeile (Ariſtel 299 
bis 303 FV.) Berlin 1921, Franz Vahlen u. Deutſche Verlagsgeſellſchaft 
für Politik und Geſchichte m. b. H. XII u. 53 S. 

Laun, Rudolf: Deutſchöſterreich im Friedensvertrag von Verſailles 
(Artikel 80 des Friedensvertrags). Kommentar nebſt einſchlägigen Noten. 
Berlin 1921. Vu. 65 S. 


Schücking, Walter (Herausgeber): Kommentar zum Friedens⸗ 
vertrage. Ergänzungsband. 


Kraus, Herbert und Rödiger, Guſtav: Urkunden zum Friedens⸗ 
vertrage von Verſailles vom 28. Juni 1919. Berlin 1920 u. 1921, Franz 
Vahlen & Hans Robert Engelmann. I. Teil, XX u. 765 S.; II. Teil, 
X u. S. 769 —1453. 


Schulte, Aloys: Fürſtentum und Einheitsſtaat in der deutſchen Geſchichte. 
Berlin 1921, Otto Liebmann. (Offentlich⸗rechtliche Abhandlungen, herausg. 
von Heinrich Triepel, Erich Kaufmann und Rudolf Smend. 
I. Jahrg., Heft 1.) 32 S. 

Schwertfeger, Bernhard: Der Fehlſpruch von Verſailles. Deutſchlands 
fang der Wal belgiſchen Dokumenten 1871—1914 Abſchließende Prü⸗ 
ung der Brüſſeler Aktenſtücke. Berlin 1921, Deutſche Verlagsanſtalt für 
Politik und Geſchichte m. b. H. XVI u. 215 S. 

Seitz, Fr. X.: Was haben wir unterſchrieben? Das Londoner Ultimatum 
über die Pflicht Deutſchlands zur een und Entwaffnung. 
München 1921, Dr. Franz A. Pfeiffer & Co. (Politiſche Zeitfragen, 
Jahrg. 3, Heft 5/6. 40 S. 

Stier⸗Somlo, Fritz: Politik. Fünfte, vielfach ergänzte Auflage (21. bis 
25. Tauſend.) Seipaig 1921, Quelle & Meyer. (Sammlung „Wiſſenſchaft 
und Bildung“, Bd. 4.) 182 S. | 

Strutz, G.: Der ſteuerrechtliche Inhalt des e München o. J., 
Deutſcher Steuerſchriften⸗Verlag (Robert Achenbach). 5 chenbachs Steuer⸗ 
ee herausg. von A. Bauckner und H. Rheinſtrom, 15. Bd.) 


Vanderlip, Frank A.: Was Europa geſchehen iſt. Deutſch herausg. von 

R. von Scholtz. München 1921, Drei Masken Verlag 217 S. 

Wertheimer, Ludwig: 1 Wirkungen des Friedensvertrags. 
Gotha 1920, Friedrich Andreas ne 50 A. G. („Das neue Reich“, 
Perthes' Schriften zum Weltkrieg neue Folge, 8. Heft.) 29 S. 

Die Wirkungen von Verſailles heute und morgen. Wo en wir? — 

Wie helfen wir uns? Ein Handbuch für Politiker, Wir 
Vortragsredner und Laien. Berlin 1921, Deutſche Verlagsanſtalt für 
Politik und Geſchichte m. b. H. 82 S. 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 
Billerbeck, Gerhard: Die Kündigung und Entlaſſung von Arbeitern nach 


dem Bürgerlichen Geſetzbuch, der Gewerbeordnung, dem Betriebsräte⸗ 


geſetz, dem Schwerbeſchädigtengeſetz und den geltenden Demobilmachungs⸗ 
verordnungen. Berlin 1921, Reimar Hobbing (Bücherei des Arbeitsrechts, 
herausg. von F. Syrup und O. Weigert, Bd. 2.) 118 S. 
Cohn, Nudolf: Die Reichsaufſicht über die Länder nach der Reichsverfaſſung 
vom 11. Auguſt 1919. Berlin 1921, Carl Heymann. VII u. 64 S. 
Ehlert, Friedrich: Geſetzgebende, ausführende und ernennende Macht. 
Greifswald 1921, Selbſtverlag des Verfaſſers. 163 S. 


chaftspolitiker, 
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Frachon, Alfred: Les opinions allemandes sur la reconstruction du droit 
international. Paris [1921], Editions de la „Vie Universitaire“. 
XIV u. 422 S. | 

Laſſar, Gerhard: Der Erſtattungsanſpruch im Verwaltungs⸗ und Finanz⸗ 

recht. Berlin 1921, Otto Liebmann. (Offentlich⸗rechtliche Abhandlungen, 
herausg. von Heinrich Triepel — Erich Kaufmann — Rudolf 
Smend, Heft 2.) VIII u. 234 S. 

Lorenz, Fritz: Geſetz zur Entlaſtung der Gerichte vom 11. März 1921 nebſt 
der amtlichen Begründung und den für Preußen and Ausführungs⸗ 
beſtimmungen. Berlin 1921, Georg Stilke (Stilkes Rechtsbibliothek, 

Bb. 5). 163 S. 

o Fritz: Handausgabe der Reichsverfaſſung. Zweite, neubearb. und 
1 2 Au Berlin 1921, Otto Liebmann. 226 S. | 
Schmidt, Richard: Einführung in die Rechtswiſſenſchaft. Erſter Teil: 

” se der Rechtslehre und Grundzüge des geltenden Rechts. 

Leipzig 1921, Felix Meiner. VIII u. 424 S. N N 

Schreuer, Hans: Deutſches Privatrecht. he in das 15 

bürgerliche Recht mit 1 Ausblicken. Stuttgart 1921, 

Ferdinand Enke. XII u. 537 S., 1 Karte. 

Wagemann: Die preußiſche Pachtſchutzordnung vom 3. Juli 1920 in der 
Neufaſſung vom 25. Junmer 1991 (Pr. Geſ⸗Sammlung 1921, S. 125) 
nebſt den dazu gehörigen Gefetzesvorſchriften, auf Grund amtlichen Ma⸗ 
terials erläutert und mit Anmerkungen 9 Berlin 1921, Georg 
Stilke (Stilkes Rechtsbibliothek, Bd. 4. 252 ©. 

Wieland, Karl: Handelsrecht, Bd. 1: Das kaufmänniſche Unternehmen und 
die Handelsgeſellſchaften. München u. Leipzig 1921, Duncker & Humblot. 
(Syſtematiſches Handbuch der deutſchen Rechtswiſſenſchaften, begr. von 

. Karl Binding, herausg. von Friedrich Oetker.) XX u. 854 S. 

Geſetz 5 Tulpepung der 8e, ben Rt Pepe Tertausgabe 
mit einer kurzen Entſtehungsgeſchichte, den Ausführungsbeſtimmungen des 
Reichswehrminiſteriums und des Preußiſchen n ee dem 
Militärſtrafgeſetzbuch von 1872 in der jetzt geltenden Faſſung ſowie 
einigen zum Verſtändnis erforderlichen Beſtimmungen der Reichsgeſete. 
Berlin 1921, Georg Stilke. 130 S. | 


3. Sozial- und Nechtsphilofophie 


Kaufmann, Erich: Kritik der neukantiſchen Rechtsphiloſophie. Eine Be⸗ 
trachtung über die Beziehungen zwiſchen Philo ophie und Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft. Tübingen 1921, J. C. B. Mohr. TI u. 102 S. | 
Stammler, Rudolf: Die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung. Darſtellung, 

Kritik, Löſung. Gütersloh 1921, C. Bertelmann. nen des 99195 
getiſchen Seminars in Wernigerode. Herausg. von Carl Stange, 
Heft 4.) 89 S | | 
Vierkandt, Alfred: Staat und Geſellſchaft in der Gegenwart. Eine Ein⸗ 
führung in das ſtaatsbürgerliche Denken und in die politiſche Bewegung 
unſerer Zeit. Zweite, verb. uflage zeipai 1921, Quelle & Meyer. 
(Sammlung „Wiſſenſchaft und Bildung“, Bd. 132.) 148 S. 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 


VBaxa, Jakob: Adam Müller. Ausgewählte Abhandlungen. Mit 
einem Bildnis einem Lebensabriß und bisher un veröffentlichten Briefen 
und Berichten Adam Müllers. Auf Grund e Forſchungen und 
mit erklärenden Anmerkungen l it einem Geleitwort 
von Othmar Spann. Jena 1921, uſtav Fiſcher. VII u. 251 S. 
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Heller, Wolfgang: Die Grundprobleme der theoretiſchen Volkswirtſchafts⸗ 


lehre. Leipzig 1921, Quelle & Meyer. (Sammlung „Wiſſenſchaft und 
Bildung“, Bd. 162.) 104 S. | | 
Muß, Karl: Materielle und pſychiſche Wirtſchaftsauffaſſung. Verſuch einer 
egründung des „ der Wirtſchaftstheorie. Jena 1921, 
Sultan Fiſcher. u. 96 S. 
Naphtali, Fritz: Wertſchwankungen und Bilanz. Frankfurt a. M. 1921, 
a ruck und Verlag der Frankfurter Szenen G. m. b. H. (Flug⸗ 
ſchriften der „Frankfurter Zeitung“). 24 S. N 
Schmidt, Max: Grundriß der eee Volkswirtſchaftslehre. Bd. I. 
Die ſoziale Organiſation der menſchlichen Wirtſchaft. Bd. II. Der ſoziale 
Wirtſchaftsprozeß der Menſchheit. Stuttgart 1920 u. 1921, Ferdinand 
Enke. VIII, 222 u. VIII, 226 S. | 
Sail, Emil: Abſchreibung. Erweiterter Sonderdruck aus „Recht und 
irtſchaft“́ . Berlin 1921, Georg Stilke. 17 S. | 
Spann, Othmar: Fundament der 5 weite, durchgeſehene 
Auflage, vermehrt durch einen Anhang: Vom ne er Volkswirtſchafts⸗ 
lehre. Jena 1921, Guſtav Fiſcher. XVI u. 372 S. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 


von Batocki: Oſtpreußens wirtſchaftliche Lage vor und nach dem Weltkriege. 
8 1920, Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik und Geſchichte m. b. H. 


Danckwortt, P.: Sibirien und ſeine wirtſchaftliche Zukunft Ein Rückblick 
und Ausblick auf Handel und N ram Sibiriens. Leipzig u. Berlin 1921, 
B. G. Teubner (Oſteuropa⸗Inſtitut in Breslau. Quellen und Studien. 
VII. Abt.: Handel und Induſtrie, 2. Heft). XII u. 271 S. a 
Dopſch, Alfons: Die Wirtſchaftsentwicklung der Karolingerzeit vornehmlich 
in Deutſchland. I. Teil. Zweite, veränderte u. vermehrte Aufl. Weimar 
1921, Hermann Böhlaus Nachf. XIV u. 402 S. | 
Gigon, A., und Mangold, F.: Neue Indexziffern. (Schweizeriſcher Minimal⸗ 
eee Bern 1921, ee & Cie. 40 G. ne 


Heiderich, Franz, und Sieger, Robert [Herausgeber]: Karl Undrees. 


Geographie des Welthandels. Eine wirt . an 0 Schilderung 
der Erde. Vollſtändig neu bearbeitet. 4. Bd. Wien 1921, L. W. Seidel 
& Sohn. XV u. 680 S., 1 Karte. 

Kaeber, Ernſt: Berlin im Weltkriege. Fun Jahre ſtädtiſcher Kriegsarbeit. 
m Auftrage des Magiſtrats auf Grund der Berichte der ſtädtiſchen 
i len herausgegeben. Berlin 1921, Trowitſch & Sohn. 

VII u. 567 S., 2 Lichtdrucktafeln, 3 Abb. | 

Kahn, Ernſt: Die Indexzahlen der Frankfurter Zeitung. Preiſe, Löhne, 
alten Börf enk Staatsfinanzen, Lankausweife robuktionszahlen, 
Außenhandel. Vierte, ſtark erw. u. verb. Aufl. Frankfurt a. M. 1921, 
Frankfurter Sozietätsdruckerei G. m. b. H. Abt. Buchverlag. 64 S. 

e ie 1 Re 91 elt cheift grele Wirſſch ft. weng 
reie Wirtſchaft. (Flugſchriften der Zeitſchrift Freie Wirtſchaft. Herausg. 

von Karl Borchardt, Heft 6.) 84 S. ö 3 

Schotte, Walther: Die Zukunft der oberſchleſiſchen Wirtſchaft, eine Kritik 
der Meusch Propaganda. Berlin 1921, Georg Stilke. (Schriftenreihe 
der Preußiſchen Jahrbücher, Nr. 3.) 72 S., 2 Karten. 

Thurnwald, Richard: Die Gemeinde der Bänaro. Ehe, Verwandtſchaft 
und Geſellſchaftsbau eines Stammes im Innern von Neu⸗Guinea. Aus 
den Ergebniſſen einer Forſchungsreiſe 1913—15. Ein Beitrag zur Ent⸗ 
Kehumgsgeist te von Familie und Staat. Stuttgart 1921, Ferdinand 

nke. IV u. 274 S. Mit Stammbäumen, Plänen und Diagrammen. 
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Allgemeiner Verwaltungsbericht des Rates der Stadt Leipzig für die 
Kriegsjahre 1914— 18. Hefte 1—3 u. 6. 80, 64, 73 u. 74 S. Dazu ge⸗ 
meinſchaftliches Inhalts verzeichnis. 8 S. 5 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 


7. Bergbau und Induſtrie 


Douglas, Paul H.: American apprenticeship and industrial education. 
ew York 1921, Columbia University. (Studies in History, Econo- 
mics and Public Law. Whole Number 216.) 348 ©. 
a Walter: Die Sftoffoerforgung der Welt. Eine volkswirtſchaft⸗ 
iche Unterſuchung. Stuttgart u. Berli 
(Politiſche Bücherei.) 185 S. 
Osborne, Sidney: Die oberſchleſiſche Frage und das deutſche Kohlenproblem. 
| wei Teile in einem Band. are Überſetzung von F. von Holtzen⸗ 
orff. 2. Aufl. Berlin 1921, Georg Stilke. 304 S. N 


8. Handel und Handelspolitik 


Hausmann, Heinz: Bekanntmachung des Reichskommiſſars für die Kohlen⸗ 
verteilung über die Brennſtoffverſorgung der Haus altungen, der Land⸗ 
wirtſchaft und des Kleingewerbes vom 30. Dezember 1920. Mit einem 
Kommentar. Berlin 1921, Verlag Deutſche Kohlenzeitung G. m. b. 8. 
(Veröffentlichung des Zentralverbandes der Kohlenhändler Deutſchlands E. V. 
Herausg. von Karl Borchardt, Heft 6.) 27 S. 

Mathies, Otto: Die ſtändigen Schiedsgerichte des Hamburger Großhandels. 

ine Monographie. Braunſchweig und Hamburg 1921, Georg Weſter⸗ 
mann. Era Forſchungen, herausg. von Karl Rathgen und 
Franz Stuhlmann, Heft 8.) 204 ©. 

Moufang, Wilhelm: Die gegenwärtige Lage des deutſchen Buchweſens. 
Eine Darſtellung der Spannungen und Reformbewegungen am Bücher⸗ 
markt. München, Berlin u. Leipzig 1921, J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). 62 S. | | 

Peſl, Ludwig Dan.: Das Dumping. Preisunterbietungen im Welthandel. 
München, Berlin u. Leipzig 1921, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 
VIII u. 139 S. er 

Poßberg, Hubert: Die neuere Entwicklung des Kohlenmarktes in Deutſch⸗ 
land. Berlin 1920, Verlag Deutſche Kohlenzeitung G. m b. H. er⸗ 
öffentlichungen des Zentralverbandes der Kohlenhändler Deutſchlands. 
Herausg. von Karl Borchardt, Heft 5.) 140 ©. 

Zulkowsky, E.: Die Kohlenbewirtſchaftung in der Tſchechoſlowakei. Berlin 

1921, Verlag Deutſche Kohlenzeitung G. m. b H. (Veröffentlichungen des 
Zentralverbandes der Kohlenhändler Deutſchlands E. V. Heft 7.) 26 S. 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 


10. Geld-, Bank: und Börſenweſen 


Döring, Herbert: Die Geldtheorien ſeit Knapp. Ein dogmenhiſtoriſcher 

Verſuch. Greifswald 1921, Ratsbuchhandlung L. Bamberg. (Greifswalder 
Staatswiſſenſchaftliche Abhandlungen, herausg. von W. Ed. Biermann 

und W. Kähler, Heft 7.) VIII u. 239 S. Ze 

Frey, Julius; Huber, Eugen; Landmann, Julius; Virienx, Ferdinand: 

| Gutachten zur Frage der bundesgeſetzllchen Regelung des 85 andbrief⸗ 

weſens mit n und Begründung. Bern [1919], Buchdruckerei 


Stämpfli & Cie. 279 
Loehr, Joſeph: Das deutſche Bankweſen. München 1921, J. Schweitzer 


Verlag (Arthur Sellier). 171 S. 


20 ++ 


0 


n 1921, Deutſche Verlagsanſtalt. 
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Schmidt⸗Eſſen, Alfred: Valutafibel. Eine Einführung in die Fragen des 
Geldweſens. Für Lehr⸗ und Vortragszwecke ſowie zum Selbſtunterricht 
unter beſonderer Berückſichtigung der heutigen Verhältniſſe. Jena 1921, 
G. Fiſcher. VII u. 100 S. 
Steiner, Friedrich: Die Währungsgeſetzgebung der Sukzeſſionsſtaaten 
ſterreich⸗Un arns. Eine Sammlung einſchläglger Geſetze, Berben 
und behördlicher Verfügungen von 1892 bis 1920. Bd. II. Wien 1921, 
Verband Öfterreichifcher Banken und Bankiers. S. 367679. 
Steiner, William Howard: Some aspects of banking theory. New York 
1920, W. D. Gray. 158 ©. 


11. Bevölkerungslehre und Bevölkerungspolitik 


Madleé, Arnold: Die Beſoldungsverhältniſſe der öſterreichiſchen Staats⸗ 
beamten 1914 bis 1920. Wien und Leipzig 1920, Kommiſſionsverlag 
1885 Frick. (Beilage zur „Statiſtiſchen Monatsſchrift“, III. F., 2. Jahrg.) 


Müller, Georg Hermann: Die Einheit des bibliothekariſchen Berufes. 
ne aus „Zentralblatt für Bibliotheksweſen“ XXXVII (1921), 1, 2. 

Sartorius von Waltershauſen, A.: Die Vereinigten Staaten als heutiges 
und künftiges Einwanderungsland. Stuttgart 1921, Ferdinand Enke. 
(Finanz⸗ u. volkswirtſchaftliche Zeitfragen, herausg. von Georg Schanz 
und Julius Wolf, Heft 75.) 70 S. 

Anuario de la Direcciön G. del Registro del Estado Civil: El movimiento 
del Estado civil y la mortalidad de la Repüblica Oriental del 
Uruguay en el ano 1916. Montevideo 1917, Imprenta Nacional. 79 S. 

— Dasſ. für 1919. Montevideo 1920. 77 S. 
— Dasſ. für 1920. Montevideo 1921. 75 S. 


12. Sozialismus 


Cathrein, 8. J., Viktor: Die dritte Internationale. Freiburg i. B. 1921, 
Herder & Co. (Flugſchriften der „Stimmen der Zeit“, 23. Heft.) 29 S. 

Schloeſſer, Robert: Der Konſument im Räteſyſtem. Die Intereſſen⸗ 
vertretung der Verbraucher und ihre Einfügung in die organiſatoriſche 

Wirtſchaft. Berlin⸗Fichtenau 1920, Verlag Geſellſchaft und Erziehung 

G. m. b. H. Esch, Nr Sozialismus.“ Eine Schriftenreihe, herausg. 

von Karl Korſch, Nr. 6.) 128 S. 

Taylor, G. N. Stirling: Der Gildenſtaat. Seine Leitgedanken und Mög⸗ 
lichkeiten. a von Otto Eceius. Tübingen 1921, J. C. B. Mohr 
De Siebed), (Schriften der engliſchen Gildenbewegung, Bd. I.) XI u. 


13. Sozialpolitik 


Manes, Alfred: Sozialpolitik in den Friedensverträgen und im Völker⸗ 

bund. 2. Aufl. Berlin 1919, Karl Sigismund. 63 S. 

Wende: Die Tarifverträge im Deutſchen Reiche am Ende des Jahres 1919. 
Nebſt einem Anhange: Die Reichstarifverträge am Ende des Jahres 1920. 
Bearbeitet im Reichsamt für Arbeitsvermittlung. Berlin 1921, Reimar 

Hobbing. (23. Sonderheft zum Reichs⸗Arbeitsbatte) 45 u. 58 S. 


Nundſchreiben Unſeres geilig ten Vaters Leo XIII. durch göttliche Vor⸗ 
ſehung Papſt über die Arbeiterfrage (15. Mai 1891: „Rerum 
novarum“). Lateiniſcher und deutſcher Text. 5. Abdruck. Freiburg i. Br. 

1921, Herder & Co. 81 S. | | 

Jahresberichte der ſächſiſchen Gewerbe⸗Aufſichtsbeamten für 1920 
nebſt den vom Bergamt zuſammengefaßten Berichten der ſächſiſchen Berg⸗ 
inſpektoren, betreffend die Verwendung weiblicher und jugendlicher Arbeiter 
beim Bergbau ſowie die Beaufſichtigung der unterirdiſch betriebenen 
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Brüche und Gruben. Sonderausgabe nach den vom Reichsarbeits— 
miniſterium veröffentlichten Jahresberichten der Gewerbeaufſichtsbeamten. 
Dresden-N. 1921, Druck von C. Heinrich. XII u. 471 S 


Jahresbericht des badiſchen Gewerbeaufſichtsamtes für das Jahr 1920. 
101 an das Arbeitsminiſterium. Karlsruhe 1921, Friedrich Gutſch. 


S. 


14. Genoſſenſchaftsweſen 


Totomianz, V.: La cooperazione in Russia. Con prefazione di Luigi 

Luzzatti, Ministro di Stato. Monza 1919, Cooperativa Tipo-Lito- 
grafica Operaia. (Biblioteca della Lega Nazionale delle Coopera- 
tive e della Federazione Italiana delle Società di M. S.) XII, 207 S. 


15. Kolonialpolitik 


Townsend, Mary Evelyn: Origins of modern german colonialism, 18711885. 
New York 1921, Columbia University. (Studies in History, Econo- 
mics and Public Law. Whole Number 223.) 205 ©. 


Wätjen, Hermann: Das holländiſche Kolonialreich in Braſilien. Ein Kapitel 
aus der Kolonialgeſchichte des 17. 8 Gotha 1921, Friedrich 
Andreas Perthes A.⸗G. XIX u. 352 S., 1 Karte. 


16. Finanzen 


von Breunig, G., und K. von Lewinsky: Kommentar zum Geſetz über 
das Reichsnotopfer vom 31. Dezember 1919 / 30. April 1920, zum Geſetz, 
betr. die beſchleunigte n und Erhebung des Reichsnotopfers 
vom 22. Dezember 1920 und fie en einſchlägigen Beſtimmungen der 
Reichsabgabenordnung nebſt allen Ausführungsbeſtimmungen und dem 
Ausgleichsbeſteuerungsgeſetz; mit einer Einleitung von J. Becker und 
unter Mitwirkung von 8 Schwandt. Berlin 1921, Otto Liebmann. 
(Die deutſchen Finanz⸗ und Steuergeſetze in Einzelkommentaren. Herausg. 
unter Leitung von E. Schiffer, Bd. 2.) XII, 598 S. 8 

Gutmann, Franz: Grundſätzliches zum Reparationsplan. Jena 1921, 
Guſtar Fiſcher. 20 S. | | 

Melchior, Carl: Deutſchlands finanzielle Verpflichtungen aus dem Friedens⸗ 
vertrage. Berlin 1920, Hans Robert Engelmann. (Die Friedenslaſt. 
Die Probleme des Friedensvertrags in gemeinverſtändlicher Darſtellung. 
Herausg. v. d. deutſchen Liga für Völkerbund. Heft 1.) 26 S. 

Strutz, Georg: Kommentar zum Geſetz über eine Kriegsabgabe vom Ver⸗ 
mögenszuwachs und zum Geſetz über eine außerordentliche Kriegsabgabe 
ür das Rechnungsjahr 1919 vom 10. September 1919. Nebſt den Aus⸗ 
ührungs⸗ und Vollzugsbeſtimmungen zu beiden Geſetzen. Berlin 1920, 

tto Liebmann. (Die deutſchen Finanz⸗ und Steuergeſetze in Einzel⸗ 

7 gan Herausg. unter Leitung von E. Schiffer. Bd. 1.) XXII, 


17. Verſicherungsweſen 


Kaufmann, Paul: Neue Ziele der Sozialverſicherung. M.⸗Gladbach 1921, 
Volksvereins Verlag. (S.⸗A. aus der Franz Hitze⸗FJeſtſchrift „Soziale 

| Arbeit im neuen Deutſchland“.) 16 ©. | | 

Geſchäftsüberſicht der Landesverſicherungsanſtalt Berlin für das Rech⸗ 
ne 119 Berlin. 20 El a seen 


18. Statiſtik 


Statiftifches Amt der Stadt Bern. en Bg ber über die Be⸗ 

vi 1 re und die wirt h en Verhältniſſe der Stadt Bern. 
Jahrg, 58 ern 1918—1920, Röſch & Schatzmann. 64 u. 79, 74 u. 83, 
u. 5 
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Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Leipzig. Bearbeitet im Statiſtiſchen 
Amt. 5. Bd. 1915—1918. Leipzig 1921, Verlag von Wilhelm Schunke, 
Roßbergſche Buchhandlung. | 5 

Statiſtiſche Zentralkommiſſion der Republif Oſterreich. Ergebniſſe der 
außerordentlichen Volkszählung vom 31. Januar 1920. Alter und Familien⸗ 
ſtand, 5 Wien 1921, Verlag der Oſterreichiſchen Staats⸗ 
druckerei. (Beiträge zur Statiſtik der Republik Öfterreih, 6. Heft.) 
35* u. 54 S., 2 Tafeln. | | 

Sveriges Officiella Statistik; Social-Statistik. Kollektivavtal i Sverige är 1920. 

Y K. Socialstyrelsen. Stockholm 1921, P. A. Norstedt & Söner. 
VI u. 38 S. 

K. Socialstyrelsen. Statens Förlikningsmäns för medling i arbetstvister 

verksamhet àr 1920. Stockholm 1921, P. A. Norstedt & Söner. 116 S. 


19. Verſchiedenes 


Briefs, Goetz: Untergang des Abendlandes, Chriſtentum und Sozialismus 
Eine Auseinanderſetzung mit Oswald Spengler. Zweite, verb. Aufl 
| Freiburg i. Br. 1921, Herder & Co. Vu.116 S. 
Frenzel, Heinrich: Schiller, unſer Befreier. 1.—10. Aufl. Berlin⸗Lichter⸗ 
N felde [1921], Deutſche Freiheit G. m. b. H. 165 ©. | 
Goldſtein, Julius: Raſſe und ge Mit einer Vorrede über Chriſten⸗ 


tum, Deutſchtum und Judenfrage von Heinrich Frick. Schlüchtern 
1921, Neuwerk⸗Verl 


ag. 154 S. : 
Jaspers, Karl: Max Weber. Rede bei der von der Heidelberger Studenten⸗ 
Seb n Trauerfeier. Tübingen 1921, J. C. B. Mohr (Paul 
ebeck). : 


von 11 5 Erich: Der Beruf der Wiſſenſchaft. Berlin 1920, Georg Bondi. 


Noppel, S. J., Conſtantin: Der Weg zur chriſtlichen Volksgemeinſchaft. 
Freiburg i. Br. 1921, Herder & Co. (Flugſchriften der „Stimmen der 
Heit⸗ 24. Heft.) 39 S. Br 

Salz, Arthur: Für die Wiſſenſchaft gegen die Gebildeten unter ihren Ver⸗ 
üichtern. München 1921, Drei Masken Verlag. 94 S. 

Schwiedland, Eugen: Grundzüge der Weltgeſtaltung. Betrachtung unſerer 
wirtſchaftlichen und ſeeliſchen Kriſe. Fünfte, veränderte Aufl. M.⸗Glad⸗ 
bach 1921, Volksvereinsverlag G. m. b. H. Staatsbürgerbibliothek, 
Heft 96.) 34 S. | 

Vorländer, Karl: Volkstümliche Geſchichte der e Stuttgart 1921, 

J. H. W. Dietz Nachf. (Internationale Bibliothek, Bd. 62.) VIII, 316 S. 

Die Reform der Staatswiſſenſchaftlichen Studien. II. Teil. Ver⸗ 


1920 des Vereins für Sozialpolitik in Kiel 21. bis 23. September 
920. 


Schriften des Vereins für Sozialpolitik.) VIII u. 260 S. 


ünchen und Nur509 1921, Duncker & Humblot. (161. Bd. der 
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Duncker & Humblot, München un 871838 


S o e ben er ſ che ten 


Friedrich Muckle 


Friedrich Nietzſche 


und der Zuf ammenbruch 
der Kultur 


Gres. IV, 353 Seiten. Preis geb. 45 mark, geb. 60 mark 


Ein Meifterwert der Einfühlungskraft 
und Darſtellungskunſt 


Aus dem Inhalt: Die Perſönlichkeit. — Heimatloſigkeit und Sehnſucht nach 
—ſ —— —— der Heimat. — Das Leben als Experiment. — Der 
Wanderer und Abenteurer. — Spieler und Narr. — Mephiſtopheles. — Der 
Kranke, Asket und Chriſt. — Der Romantiker. — Nachmittag. — Abend: und 
Herbſtglück. — Der Heilige. — Tanz. — Titanismus. — Apollo. — Der Prophet. — 
Die Tragödie. — Vietzſche und der deutſche Geiſt. — Chopin. g 


e 


Friedrich Muckle 


Das Kulturideal 
des Sozialismus 


Gr.⸗80. 289 Seiten. Preis geh. JS Mark, geb. 27 Mark 


Aus dem Inhalt: Der Triumph der Ziviliſation. — Das Suchen der Zeit. — 
— — — Die Verheißungen des Sozialismus: J. Karl Marx; 
2. Ein Blick in die ſozialiſtiſche Geſellſchaft. — Die Rettung der deutſchen Seele. 


Mals Buch iſt ein wertvolles volkspädagogiſches Werk, das glänzende 
hiſtoriſche Exkurſe enthält und hohen, adligen Sinn für die Tradition 
zeigt. Es iſt durchweht vom Geiſte der Humanität, geboren aus Seber- und 
Künſtlertum. mMuückles Werk iſt eines der beſten Bücher der Gegenwart, das die 
Jeit erklärt und der Zeit helfen will.“ Die Silfe. 
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Duncker & Humblot, München Pd Leipzig 
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Soeben erſchien: 


Geiſtes w iſſenſchaften 
und Naturwiſſenſ chaften 


Unterſuchungen zur Theorie und 
Einteilung der Realwiſſenſchaften 


von Erich Becher 


ord. Profeſſor der Pbilofopbie an der Univerſität München 
Lex.-8S . XII, 835 Seiten Geh. 60 Mark, geb. 75 Mark 


Jur Einteilung der Realwiſſenſchaften unternimmt es der Verfaſſer, das ganze 
Weſen der Wiſſenſchaften ſchlechthin nach allen Seiten einer vergleichenden Betrach⸗ 
tung zu unterziehen. Wicht weniger als eine Art Anatomie der Wiſſenſchaften 
wird in dem Buch aufs umſichtigſte gegeben: Mit erſchöͤpfender Gründlichkeit 
werden die Erkenntnisgegenſtände, die Methoden und Erkenntnisgrundlagen (die 
empiriſchen und aprioriſchen) aller Wiſſenſchaften unterſucht. Dabei ſind es haupt⸗ 
ſächlich die Fragen der hiſtoriſchen und naturwiſſenſchaftlichen Geſetze, der auf 
„Aulturwerte” beziehenden und der „wertbeziehungsfreien“ Methoden, des Wahr⸗ 
heitsbegriffes überhaupt und der Wahrheitsſicherung, der Willensfreiheit, der Werte 
und Wertungen in den Realwiſſenſchaften, die in dieſem neueſten Hauptwerk des 
Münchener Philoſophen ſyſtematiſch lückenlos dargeſtellt und beantwortet werden, 


Das Werk ragt weit über die Bedeutung einer fachwiſſenſchaſtlichen 
Spezialarbeit hinaus; es fett klar und verſtändlich die 
Prinzipien des menſchlichen denkens überhaupt 
auseinander und bietet für jede Wiſſen⸗ 
ſchaſt grundlegende neue Einſichten. 


Soeben erſchien ferner: 


Georg Friedrich Knapp 


Staatliche 
Theorie des Geldes 


Dritte, durchgeſehene und vermehrte Auflage 
Gr.S. VI, 462 Seiten. Preis geh. 45 Mark, in Halbleinen geb. 57 Mark 


max Weber ſchreibt in dem kürzlich erſchienenen Werk „Wirtſchaft und Geſell⸗ 
ſchaft“ über Knapp: „Das Buch iſt formell und inhaltlich eines der größten Meiſter 
ſtücke deutſcher ſchriftſtelleriſcher Kunſt und wiſſenſchaftlicher Denkſchärfe “ und 


nennt an anderer Stelle die Staatliche Theorie „ſchlechthin für immer grundlegend“ 


1611 See 


Diererfi che Sofbuchdruckerei Stephan Geibel & Co. in e e „A. 
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